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(Beginn: 9.12 Uhr) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich eröffne die heutige 
Sitzung des 2. Untersuchungsausschusses 
der laufenden Wahlperiode. Das ist zugleich 
die 44. Tagung dieses Ausschusses, die 
heute stattfinden wird in Form einer öffentli-
chen Beweisaufnahme durch Vernehmung 
von zwei Zeugen.  

Ich rufe den einzigen Punkt der Tages-
ordnung auf: 

Vernehmung von Zeugen:  

- Staatssekretär a. D. Dr. August 
Hanning 

- Oberstaatsanwalt beim BGH 
Christian Ritscher 

Wir haben heute zu Gast im Ausschuss 
zunächst Herrn Dr. August Hanning, den ich 
hiermit herzlich begrüßen darf, und dann, 
nach der Einvernahme des Zeugen Hanning, 
haben wir noch zu Gast Herrn Ritscher, 
Oberstaatsanwalt beim Bundesgerichtshof.  

Ich darf kurz darauf aufmerksam machen, 
dass gegen 11 Uhr eine namentliche Ab-
stimmung im Plenum des Deutschen Bun-
destages stattfinden wird, für die wir dann die 
Sitzung für etwa eine halbe Stunde unterbre-
chen müssen.  

Ich stelle fest, dass die Vertreter der Me-
dien, soweit sie Geräte für die Fertigung von 
Bild-, Ton- und Filmaufnahmen mit sich ge-
führt haben, den Sitzungssaal verlassen 
haben, darf aber auch die Gäste auf der Tri-
büne noch mal ausdrücklich darauf hinwei-
sen, dass während der gesamten Sitzung 
das Fertigen von Aufnahmen verboten ist. 
Ich bitte Sie zugleich, sofern Sie - wovon ich 
ausgehe - entsprechende Apparate mit sich 
führen, Ihre Funktelefone auszuschalten. 

Vernehmung des Zeugen 
Dr. August Hanning 

Herr Dr. Hanning, ich darf Sie zunächst 
kurz darauf hinweisen, dass seitens des 
Bundestages eine Tonaufzeichnung Ihrer 
heutigen Vernehmung erfolgt, die allerdings 
ausschließlich dem Zweck dient, die Erstel-
lung des Stenografischen Protokolls zu er-
leichtern. Das heißt, wenn das Protokoll ge-
fertigt ist, wird die Aufnahme gelöscht. 

Der Entwurf des Protokolls geht Ihnen zu, 
sobald das Protokoll im Entwurfsstadium 
vorliegt. Sie haben dann eine Zeit von zwei  
 

Wochen, innerhalb derer Sie Korrektur- oder 
Ergänzungswünsche geltend machen kön-
nen. 

Ich stelle fest, dass Herr Dr. Hanning ord-
nungsgemäß geladen worden ist. Die La-
dung haben Sie am 27.11.2012 erhalten. 
Eine Aussagegenehmigung für Sie als Zeu-
gen liegt, seitens des Bundesministers des 
Innern gefertigt, mit Datum vom 14.11.2012 
vor.  

Herr Dr. Hanning, ich habe Sie vor Ihrer 
Aussage zunächst formal zu belehren. Sie 
sind als Zeuge geladen worden. Sie sind 
verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Ihre Aus-
sagen müssen richtig und vollständig sein. 
Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
gehört, und nichts hinzufügen, was der 
Wahrheit widerspricht. 

Ich habe Sie auf etwaige strafrechtliche 
Folgen eines Verstoßes gegen die Wahr-
heitspflicht hinzuweisen. Derjenige nämlich, 
der vor einem Untersuchungsausschuss des 
Deutschen Bundestages uneidlich falsch 
aussagt, kann gemäß § 153 des Strafge-
setzbuches mit Freiheitsstrafe von drei Mo-
naten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft werden. 

Nach § 22 Abs. 2 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes des Bundes können Sie die 
Auskunft auf solche Fragen verweigern, de-
ren Beantwortung Sie selbst oder Angehö-
rige im Sinne von § 52 Abs. 1 der Strafpro-
zessordnung der Gefahr aussetzen würde, 
einer Untersuchung nach einem gesetzlich 
geordneten Verfahren, insbesondere wegen 
einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit, 
aber auch einem dienstlichen Ordnungsver-
fahren ausgesetzt zu werden. 

Sollten, Herr Dr. Hanning, Teile Ihrer 
Aussage aus Gründen des Schutzes von 
Dienst-, Privat- oder Geschäftsgeheimnissen 
nur in einer nichtöffentlichen oder eingestuf-
ten Sitzung möglich sein, bitte ich Sie um 
einen Hinweis, damit der Ausschuss dann 
gegebenenfalls einen entsprechenden Be-
schluss fassen kann. 

Haben Sie zu dem, was ich bisher vorge-
tragen habe, Fragen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
darf ich Sie einleitend ganz kurz bitten, sich 
dem Ausschuss mit vollständigem Namen, 
Alters- und Berufsangabe vorzustellen. 
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Zeuge Dr. August Hanning: Mein Name 
ist August Hanning. Ich bin in Bundesdiens-
ten gewesen bis zum Jahr 2009, bin jetzt als 
Rechtsanwalt tätig, wohne in Berlin, Xxxx-
Xxxxx-Xxxxxx xx, und stehe Ihnen heute hier 
als Zeuge zur Verfügung. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Hanning, wenn Sie einverstanden sind, wür-
den wir die konkrete Angabe Ihrer Wohnan-
schrift aus dem Protokoll entfernen, damit, 
wenn die Unterlagen nach Abschluss der 
Arbeit dieses Ausschusses veröffentlicht 
werden, Sie nicht allzu viel Fanpost bekom-
men.  

Darf ich ganz kurz fragen, weil das hat ja 
in der Öffentlichkeit und auch bei uns für ein 
bisschen Irritation gesorgt: Wie kam das 
eigentlich zustande, dass Sie die Ladung 
nicht zeitnah erreicht hat? 

Zeuge Dr. August Hanning: Es ist of-
fenbar per Einschreiben an mich geschickt 
worden. Ich habe wohl keine Benachrichti-
gung bekommen, und dann ist der Einschrei-
bebrief zurückgekommen. Das lag mögli-
cherweise daran, dass sich meine Wohnan-
schrift geändert hat, weil ich umgezogen bin 
im Sommer. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
die Anschrift war schon richtig, die das In-
nenministerium verwendet hat? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich kann es 
Ihnen im Augenblick nicht genau sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Hat 
man Sie angerufen zeitgleich zu dem Ein-
schreibebrief? 

Zeuge Dr. August Hanning: Zuletzt ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Als das 
zurückgekommen ist? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, ich 
habe davon erfahren bei der BKA-Herbstta-
gung. Da hat mich Herr Reinfeld darauf an-
gesprochen.  

 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Herr Hanning, Sie haben nach § 24 Abs. 4 
des Untersuchungsausschussgesetzes die 
Möglichkeit, sich vor Ihrer Befragung zum 
Gegenstand zu äußern. Ich habe Sie vorab 
gefragt, ob Sie davon Gebrauch machen 
möchten. Das haben Sie bejaht. Insofern 
erteile ich Ihnen jetzt hiermit das Wort. 

Zeuge Dr. August Hanning: Sehr ge-
ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Ab-
geordnete! Ich möchte mich zunächst zu-
sammenfassend äußern.  

Ich bin mit dem Vorgang NSU oder 
Ceska-Mordserie bereits während meiner 
Tätigkeit als Präsident des Bundesnachrich-
tendienstes in der Zeit zwischen 1998 bis 
zum November 2005 als Teilnehmer der 
Nachrichtendienstlichen Lage, der soge-
nannten ND-Lage, die jeden Dienstag im 
Bundeskanzleramt stattfindet, in Berührung 
gekommen. Im Rahmen der ND-Lage waren 
die Serienmorde und die Anschläge, die, wie 
wir heute wissen, von dem NSU ausgeführt 
wurden, häufiger ein Thema. Vorgetragen 
haben dazu der damalige Präsident des 
Bundeskriminalamtes, Herr Dr. Kersten, 
später Präsident Ziercke und vor allem der 
seinerzeitige Vizepräsident Falk.  

Bei den Unterrichtungen wurde deutlich, 
dass das BKA und die Polizeibehörden der 
Länder im Hinblick auf mögliche Täter vor 
einem Rätsel standen. Es gab dazu keine 
belastbaren Erkenntnisse. Vor allem Vize-
präsident Falk hat bei seinen Unterrichtun-
gen betont, dass aus der Sicht seiner 
Profiler, also derjenigen, die ein mögliches 
Täterbild gezeichnet haben, zu vermuten sei, 
dass die möglichen Täter aus dem Bereich 
der organisierten Kriminalität stammten. Aber 
gleichzeitig hat er bei der Darstellung über 
den Stand der Ermittlungen auch stets darauf 
hingewiesen, dass mit dieser Vermutung die 
Tatsache nicht im Einklang stehe, dass für 
alle Mordtaten immer wieder dieselbe Waffe 
verwendet wurde. Dies sei völlig untypisch 
für Straftaten in diesem Milieu. Außerdem 
lasse die gleichartige Tatbegehung auf einen 
identischen Täterkreis schließen.  

Auf die Frage, welche sonstigen Täter 
oder Tätergruppierungen für die Anschläge 
noch in Betracht kommen könnten, war die 
Antwort recht vage. Ich hatte aber bei seinen 
Ausführungen damals nicht den Eindruck, 
dass das BKA andere Motive oder Hinter-
gründe aus seinen Ermittlungen ausge-
schlossen hätte.  



2. Untersuchungsausschuss 3 
[44. Sitzung am 22.11.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Als Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern - ich müsste vielleicht hinzufügen: 
als BND-Präsident - war ich nicht unmittelbar 
in die Dinge involviert. Ich war Beobachter, 
Zuhörer, habe die eine oder andere Frage 
gestellt, aber der Auslandsnachrichtendienst 
war in dieser Zeit bis 2005 nicht in die Er-
mittlungen in irgendeiner Weise - jedenfalls 
nach meiner Kenntnis - eingebunden. Es gab 
Fragen und Ähnliches, aber wir haben da 
keine eigenständige Rolle gespielt als Bun-
desnachrichtendienst.  

Als Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern bin ich dann nach meiner Beru-
fung im Jahr 2005 mit der Mordserie vor al-
lem im Vorfeld der Innenministerkonferenz 
unter bayerischem Vorsitz in Garmisch-Par-
tenkirchen im Jahr 2006 konkret befasst ge-
wesen. Diese Innenministerkonferenz stand 
ganz im Zeichen der Vorbereitung der Fuß-
ballweltmeisterschaft.  

Im Vorfeld dieser Konferenz war die 
Frage zu entscheiden, ob und in welcher 
Form sich das Bundesministerium des Innern 
an dem vom Land Bayern für Hinweise aus-
gelobten Betrag von 300 000 Euro beteiligen 
soll. Der seinerzeitige bayerische Innenmi-
nister hatte die Absicht bekundet, anlässlich 
der Innenministerkonferenz diesen Betrag 
öffentlich für Hinweise, die zur Ermittlung der 
Täter führen würden, auszuloben.  

In Vorbereitung dieser Konferenz wurde 
in der Fachabteilung des BMI auch das 
Problem erörtert, dass bis dahin eine länder-
übergreifende Konzentration der Ermittlun-
gen auf eine Staatsanwaltschaft und eine 
Polizeibehörde nicht stattgefunden und dass 
das BKA angeregt hatte, die Ermittlung zen-
tral zu übernehmen und zumindest besser zu 
koordinieren.  

Ich habe darüber mit der Fachabteilung 
im Rahmen der Vorbereitung der Innenmi-
nisterkonferenz gesprochen. Dabei wurde ich 
davon unterrichtet, dass auch der Präsident 
des BKA, Herr Ziercke, bei der Konferenz in 
Garmisch-Partenkirchen anwesend sein 
werde und über das gesamte weitere Vorge-
hen sowie über die bisher vom BKA wahrge-
nommenen Defizite am Rande der Innenmi-
nisterkonferenz auf Abteilungsleiterebene mit 
dem Ziel gesprochen werden soll, eine Lö-
sung zu erreichen. Darüber habe ich dann 
auch nach meiner Erinnerung mit Bundesmi-
nister Schäuble in Vorbereitung der Konfe-
renz gesprochen und ihn entsprechend un-
terrichtet.  

 
 

Während der Konferenz - ich meine, es 
sei gleich zu Beginn gewesen, aber ich erin-
nere das nicht mehr sehr genau - bin ich 
dann davon unterrichtet worden, dass man 
sich auf Abteilungsleiterebene mit den Län-
dern und auch mit dem Bundeskriminalamt 
auf ein gemeinsames weiteres Vorgehen 
verständigt habe. Ich habe dann gefragt, ob 
auch das Bundeskriminalamt damit einver-
standen sei, weil da ja Kritik geäußert war, 
und da wurde mir gesagt, ja, auch das BKA 
sei einverstanden mit dem vereinbarten Vor-
gehen. Damit entfiel dann die Notwendigkeit, 
dieses Thema in der formellen Konferenz 
anzusprechen. Nach meinem Verständnis 
waren sozusagen die Probleme dann durch 
diese Beschlüsse oder durch dieses Einver-
nehmen im Rahmen der Abteilungsleiter-
konferenz ausgeräumt.  

Nach dieser Konferenz bis zu meinem 
Ausscheiden aus dem Bundesministerium 
des Innern im November 2009 habe ich dann 
wiederholt im Zusammenhang mit der Vor- 
und Nachbereitung der Nachrichtendienstli-
chen Lage - danach hat auch das BKA wie-
derholt vorgetragen - mit dem Präsidenten 
und dem Vizepräsidenten des BKA und dem 
Leiter der Fachabteilung im Hause, Herrn 
Krause, und seinem Nachfolger, Herrn 
Schindler, und den Vertretern häufiger über 
den Stand der Ermittlungen gesprochen, 
ohne dass sich daraus ein grundlegend 
neuer Sachstand ergeben hätte.  

Sehr geehrte Abgeordnete, wie ich den 
Medien entnehme, ist im Vorfeld auch die 
Erwartung geäußert worden, dass ich mich 
zu einem Vorgang äußere - das will ich dann 
auch gerne tun -, der etwas zu tun hat mit 
der Organisation des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz. In Sonderheit geht es um 
die Zusammenlegung von zwei Abteilungen 
und die Neubildung der Abteilung Islamischer 
Terrorismus im BfV. Ich möchte den Vorgang 
deswegen auch an dieser Stelle kurz erläu-
tern. 

Aufgrund von Haushaltskürzungen und im 
Hinblick auf die Bedrohung durch den isla-
mistischen Terrorismus musste im Jahr 2006 
eine Entscheidung darüber getroffen werden, 
wie die Aufgaben des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz neu organisiert werden soll-
ten. Dazu habe ich nach meiner Erinnerung 
mehrere Gespräche mit den berührten Fach-
abteilungen des Hauses und dem Präsiden-
ten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 
Herrn Fromm, geführt, und ich habe die ver-
schiedenen in Betracht kommenden Mög- 
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lichkeiten intensiv prüfen lassen. Im Ergebnis 
stellte sich die Alternative heraus, entweder 
die Bereiche Rechts- und Linksterrorismus in 
einer Abteilung zusammenzufassen - die 
waren bis dahin in zwei Abteilungen ange-
siedelt - oder den Bereich Linksextremismus 
mit dem Bereich Ausländerextremismus zu-
sammenzulegen. Es gab für beide Entschei-
dungen durchaus vertretbare Argumente.  

Nach meiner Erinnerung hat der Präsi-
dent des Bundesamtes, Herr Fromm, seiner-
zeit angeregt, die Bereiche Ausländerextre-
mismus und Linksextremismus zusammen-
zulegen. Sein Kernargument war, dass im 
Bereich Ausländerextremismus nahezu aus-
schließlich Bestrebungen linksextremisti-
schen Ursprungs beobachtet würden. Dage-
gen votierte sowohl die Zentralabteilung als 
auch die Fachabteilung des BMI für die Zu-
sammenlegung der Bereiche Rechts- und 
Linksextremismus. Das wesentliche Argu-
ment war, dass das gesamte Phänomen 
nationaler Extremismus in einer Abteilung 
angesiedelt sein sollte.  

Ich habe diese Frage dann unter Beteili-
gung der Fachabteilung und Zentralabteilung 
in einer besonderen Steuerungsgruppe noch 
mal intensiv prüfen lassen. Dabei habe ich 
dann die Frage gestellt, mit welcher Lösung 
die größten Effizienzgewinne zu erwarten 
seien. Die Prüfung kam dann zu dem Ergeb-
nis, dass die Synergieeffekte bei einer Zu-
sammenlegung der Abteilungen 2 und 3, das 
heißt Rechts- und Linksextremismus, wohl 
am größten seien.  

Ein weiteres Argument war die Struktur im 
Bundeskriminalamt. Auch dort waren die 
Phänomenbereiche Rechts- und Linksextre-
mismus in einer Gruppe innerhalb der Abtei-
lung ST organisiert. Ich habe dann vor der 
abschließenden Entscheidung noch mal mit 
Präsident Fromm darüber gesprochen, und 
im Ergebnis hat er dann - und das ist jeden-
falls meine Erinnerung - auch diese Ent-
scheidung akzeptiert.  

Ich möchte noch mal betonen, dass das 
keine Sachentscheidung war im Hinblick auf 
Ressourcen und Schwerpunkte. Wir waren 
gezwungen, damals eine Revision der Ab-
teilungen vorzunehmen, und wir haben dann 
versucht, eben den Sparzwängen Rechnung 
tragend, hier die beste Lösung zu finden. Am 
besten wäre natürlich gewesen, man hätte 
genügend Ressourcen gehabt, um sozusa-
gen die beiden Abteilungen aufrechtzuer-
halten. Aber das war aus den Darlegungen,  
 

 

die ich eben gemacht habe, leider nicht mög-
lich und aufgrund der Sparzwänge. 

Sehr geehrte Abgeordnete, Sie haben mit 
dem Untersuchungsausschuss eine schwie-
rige Aufgabe übernommen, nämlich den 
ganzen Vorgang NSU zu bewerten. Ich habe 
mich im Vorfeld der heutigen Vernehmung 
auch noch mal mit den ganzen Vorgängen 
befasst, und ich komme in der Tat zu dem 
Schluss, dass eine Menge offene Fragen da 
sind, die ich jedenfalls bisher auch noch nicht 
beantworten kann, die mich damals schon 
zum Teil beschäftigt haben: Was war die 
wirkliche Motivlage der Täter? War es wirk-
lich nur das Ziel, Ausländer aus dem Land 
herauszutreiben? Macht es Sinn, keine ent-
sprechenden Botschaften damit zu verbin-
den, was ja nicht geschehen ist? Wie ist der 
Angriff auf die Polizeibeamten in Heilbronn 
einzuordnen, der uns damals auch beschäf-
tigt hat? Warum vergingen zwischen den 
einzelnen Taten so viele Zeiträume? Warum 
haben die bei der Festnahme Suizid began-
gen? Weshalb haben die die vorbereiteten 
DVDs nicht eher losgeschickt? Also, eine 
Fülle von Fragen, die hoffentlich noch geklärt 
werden können. Aber ich glaube, solange 
Frau Zschäpe dazu schweigt, wird das nicht 
ganz einfach sein. 

In den Medien habe ich sehr viel Kritik 
über die Arbeit der Sicherheitsbehörden ge-
lesen. Ich glaube, es ist auch im ganz erheb-
lichen Umfang durchaus begründet. Aller-
dings möchte ich schon anmerken, dass es 
sehr viel leichter ist, die berühmte Stecknadel 
im Heuhaufen zu finden, wenn man vorher 
weiß, wo sie sich befindet, oder mit anderen 
Worten: In der Retrospektive fällt es leicht, in 
Kenntnis der Zusammenhänge die damali-
gen Ermittlungsaktivitäten zu bewerten und 
auch zu kritisieren. Und es ist ein großer 
Unterschied, ob ich im Tagesgeschäft oft 
unter großem Zeitdruck Entscheidungen 
treffen muss oder ob ich im Nachhinein die 
Vorgänge gründlich und ohne jeden Zeit-
druck analysieren kann. Und ich glaube, 
dass man sich davor hüten sollte, den 
Sicherheitsbehörden Voreingenommenheit 
oder eine bewusste Vernachlässigung ihrer 
Aufklärungs- und Amtspflichten zu unterstel-
len. Ich habe jedenfalls in meiner gesamten 
Amtszeit sowohl im Bundeskanzleramt als 
auch als Präsident des BND und später als 
Staatssekretär nie einen Beleg dafür gefun-
den, dass aus politischen oder ideologischen 
Einstellungen von Beamten oder Angehöri- 
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gen der Sicherheitsbehörden bestimmten 
Hinweisen nicht nachgegangen wurde.  

Umso wichtiger erscheint es mir aber, die 
Fehlleistungen aufzuklären, die Gründe für 
Misserfolge und Fehleinschätzungen zu 
analysieren und daraus Lehren für die Zu-
kunft zu ziehen.  

Ich will jetzt darauf verzichten, mich im 
Einzelnen zu den Ermittlungen zu äußern. 
Das sollte man nur tun, wenn man die Akten 
genau kennt. Aber gleichwohl, da ich mich ja 
längere Zeit auch mit dem Vorgang aus mei-
ner Rolle als Staatssekretär und BND-Präsi-
dent beschäftigt habe, doch einige allge-
meine Bemerkungen dazu. 

Grundsätzlich ist zuständig für die Aufklä-
rung von Straftaten in Deutschland die Poli-
zei und nicht der Verfassungsschutz. Für die 
Aufklärung von Straftaten ist der Verfas-
sungsschutz weder von den gesetzlichen 
Grundlagen her noch von seinen Ressourcen 
her ausgelegt. Ein Grundproblem in diesem 
Fall war das falsche Profiling, also die fehler-
hafte Analyse eines möglichen Täterhinter-
grundes. Das muss man noch mal genau 
auch innerhalb der Polizeibehörden, aber 
auch mit den Nachrichtendiensten aufarbei-
ten. Denn ich sehe hier die Nachrichten-
dienste natürlich vor allen Dingen bei der 
Bedrohungsanalyse in der Pflicht.  

Aus meiner Sicht haben wir damals zu 
wenig in das benachbarte Ausland geschaut. 
Das Phänomen der Verteidigung der White 
Supremacy, wie wir das schon in den USA 
erlebt haben, wie wir das zum Teil in Schwe-
den erlebt haben und wie wir das im Fall 
Breivik in Norwegen noch mal sehr intensiv 
vor Augen geführt haben, hätte man wohl 
stärker berücksichtigen müssen. Mit anderen 
Worten: Wir müssen auch im Bereich des 
Rechtsextremismus stärker auf die Erfahrun-
gen in anderen Ländern zurückgreifen und 
bei unseren nationalen Bedrohungsanalysen 
auch stärker diese Täterprofile mit einbezie-
hen.  

Wir müssen auch zur Kenntnis nehmen, 
dass gerade im rechtsradikalen Spektrum 
Anschläge ausgeführt werden, ohne dass 
jeweils ein Bekennerbrief damit verbunden 
ist, wie wir das ja früher aus dem linksradi-
kalen Spektrum her kennen. Ich glaube, das 
sind alles Erkenntnisse, die man stärker ein-
beziehen muss in künftige Bedrohungsanaly-
sen.  

Ich möchte auch noch einiges bemerken, 
einige kurze Bemerkungen über eine mögli-
che Neuordnung der Sicherheitsarchitektur. 

 

In Deutschland ist die Aufklärung von 
Straftaten und die Bewahrung der inneren 
Sicherheit nach dem Grundgesetz Kernauf-
gabe der Länder, und der Bund hat hier nur 
eingeschränkte Zuständigkeiten. Der Bun-
desminister des Innern ist auf den Innenmi-
nisterkonferenzen der Länder nur Gast. Ich 
weiß aus meinen vielen Gesprächen im Zu-
sammenhang mit der Novellierung des Bun-
deskriminalamtsgesetzes, wie empfindlich 
die Länder im Hinblick auf ihre Zuständig-
keiten gegenüber dem Bund reagieren. Und 
ich sehe - das sage ich auch ganz deutlich - 
keine Chance, dass man das in Kürze und in 
Zukunft grundsätzlich ändern sollte und 
kann. Solange die Länder für die innere Si-
cherheit verantwortlich sind, werden sie auch 
auf Verfassungsschutzbehörden nicht ver-
zichten können. In der Praxis sind deswegen 
die Bundesbehörden gut beraten, eng mit 
den Ländern auch im Bereich des Verfas-
sungsschutzes zu kooperieren.  

Ein Grundproblem in der Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern ist die unter-
schiedliche Leistungsfähigkeit der Länder. 
Dies aber ist im Kern kein Problem der 
Sicherheitsarchitektur, sondern unserer föde-
ralen Struktur. Länder wie Bayern oder Ba-
den-Württemberg und auch Nordrhein-
Westfalen, Hessen oder Niedersachsen ver-
fügen über starke Sicherheitsbehörden. In 
anderen Ländern gibt es dazu erhebliche 
Defizite. Auch dies werden wir kurzfristig 
nicht ändern können. Letztlich geht es in der 
Praxis nur so - und daran führt dann prag-
matisch kein Weg vorbei -, dass in diesen 
Fällen entweder die anderen Länder oder der 
Bund versuchen, diese Defizite zu schließen.  

Als Staatssekretär hatte ich sowohl die 
Aufsicht über das Bundeskriminalamt als 
auch über das Bundesamt für Verfassungs-
schutz, und ich habe mich dabei intensiv mit 
der Koordinierung sowohl im Polizeibereich 
als auch im Verfassungsschutzbereich be-
schäftigt. Und es war schon ein deutlicher 
Unterschied spürbar. Im Polizeibereich gab 
es relativ homogene Strukturen. Es gab ein-
gespielte Kanäle und Plattformen der Zu-
sammenarbeit. Im Gegensatz dazu war das 
im Verfassungsschutzbereich leider nicht so. 
Es gab Probleme, Schwierigkeiten, begin-
nend schon mit dem einfachen Faktum, dass 
die Verfassungsschutzbehörden in Bund und 
Ländern nicht homogen strukturiert sind. Wir 
haben Verfassungsschutzbehörden in den 
Ländern, die als eigenständige Ämter struk-
turiert sind. Andere sind Abteilungen in Mini- 
 



2. Untersuchungsausschuss 6 
[44. Sitzung am 22.11.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

sterien. Wenn Sie sich die Organisationsdia-
gramme anschauen: sehr unterschiedlich. 
Das erschwert in der Praxis die Zusammen-
arbeit, und ich muss auch hinzufügen: Als 
gelernter Ministerialbeamter habe ich mich 
immer gewundert, wie man von einem Mi-
nisterium aus Verfassungsschutz betreiben 
kann. Aus meiner Sicht ist das keine ministe-
rielle Aufgabe, es sei denn, man betrachtet 
das eigene Ministerium als Verwaltungsbe-
hörde. Ich glaube, dass das ein Thema ist, 
mit dem man sich noch mal intensiv beschäf-
tigen sollte.  

Insgesamt habe ich die Feststellung ge-
macht, dass Verfassungsschutz, Verfas-
sungsschutzbehörden in Bund und Ländern 
eigentlich immer ein Stiefkind der deutschen 
Sicherheitspolitik gewesen sind. Es macht 
sich sehr viel besser, einfacher, wenn man 
sich mit den Polizeibehörden schmückt, als 
wenn man sich mit den Verfassungsschutz-
behörden umgibt, die ja in der Öffentlichkeit 
in der Regel sehr kritisch gesehen werden. 
Wenn sie Erfolg haben, sind das Schnüffler. 
Wenn sie Misserfolg haben, sind sie über-
flüssig.  

Ich selbst glaube, dass Verfassungs-
schutzbehörden eine tragende Säule der 
inneren Sicherheit dieses Landes sind, und 
ich glaube, dass wir alles tun sollten, um die 
Verfassungsschutzbehörden zu stärken.  

Das mangelnde öffentliche Ansehen der 
Verfassungsschutzbehörden hat natürlich 
auch Konsequenzen. Wenn Sie als aufstre-
bender Beamter die Wahl haben zwischen 
den Polizeibehörden und den Verfassungs-
schutzbehörden, dann nehmen Sie im Zwei-
fel natürlich den Behördenstrang, in dem Sie 
die besseren Karrierechancen haben, und 
das ist in der Regel die Polizei. 

Wenn ich mir die Bedeutung anschaue, 
die Inlandsnachrichtendienste in anderen 
Ländern haben, wie in Frankreich oder Groß-
britannien, dann sehen Sie, dass hier in 
Deutschland das Ansehen der Verfassungs-
schutzbehörden stark davon abweicht, und 
ich glaube, dass man hier in der Tat die 
Chance - und die Krise, die wir im Augenblick 
erleben, bietet eben auch die Chance - - 
dass man hier durchgreifende Verbesserun-
gen in Angriff nehmen sollte. Das heißt bes-
sere Ausbildung, bessere Koordinierung, 
Stärkung des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz.  

Ich bin skeptisch - das darf ich auch hin-
zufügen -, wenn ein noch intensiverer Infor-
mationsaustausch zwischen Polizei und  
 

Nachrichtendiensten gefordert wird. Es 
macht eigentlich einen sehr guten Sinn, dass 
man beide Bereiche trennt. Ich bin einer gro-
ßer Anhänger des Trennungsgebotes. Die 
Polizei ist an das Legalitätsprinzip gebunden, 
und aus gutem Grund darf die Polizei erst 
ermitteln, wenn ein Anfangsverdacht nach 
der Strafprozessordnung vorliegt. Ich glaube, 
diese Modelle, die ja in der Sache - das ist 
zwar besetzt, der Begriff, aber in der Sache 
ist es eine geheime Staatspolizei - - das 
sollten wir auf keinen Fall tun. Ich halte das 
für rechtstaatlich ganz bedenklich. Ich habe 
auch immer große Probleme damit gehabt, 
wenn die Polizei beginnt, nachrichtendienst-
lich zu arbeiten.  

Nein, ich glaube, es macht sehr viel Sinn, 
wenn man beide Stränge durchaus getrennt 
lässt, aber den Informationsaustausch zwi-
schen beiden Strängen vernünftig organi-
siert, und daran - das haben wir ja wohl in 
der Praxis erlebt - hat es durchaus geman-
gelt. Aber ich glaube, da kann man einiges 
verbessern. 

Dann gibt es noch ein Problem; das will 
ich hier auch nicht verschweigen. Das betrifft 
mehr den Bundesbereich. Das sind die un-
terschiedlichen Standorte der Sicherheitsbe-
hörden. Ich habe mich ja intensiv im Rahmen 
meiner Tätigkeit im Bundesnachrichtendienst 
und vorher Bundeskanzleramt damit be-
schäftigt, und nach meinem Eindruck sieht 
eben die Welt von Pullach etwas anders aus 
als von Berlin, und das gilt auch für Köln-
Chorweiler. Also, die unterschiedlichen 
Standorte der Sicherheitsbehörden sind ein 
Problem in der Zusammenarbeit, und es ist 
halt so, dass man manchmal sehr erstaunt 
war - und ich war zum Teil sehr erstaunt -, 
wie weit weg die Behörden in den Berei-
chen - ich komme jetzt wieder auf Pullach zu 
sprechen, gilt aber auch für Köln-Chorwei-
ler -, wie weit weg sie sind von dem politi-
schen Tagesbetrieb und von dem, wie hier in 
der Hauptstadt die Dinge gesehen werden. 

Kurzum: Ich werbe dafür, dass man auch 
hier überlegt, wichtige Bereiche hier stärker 
in Berlin zu konzentrieren. Das habe ich da-
mals mit veranlasst für den Bereich islamisti-
scher Terrorismus im Bundesamt für Verfas-
sungsschutz, und ich glaube, dass diese 
Abteilung sehr erfolgreich gearbeitet hat. 

Lassen Sie mich schließen, verehrte Ab-
geordnete, mit der Bemerkung, dass ich der 
Meinung bin, dass sich die deutsche Sicher-
heitsarchitektur - und ich vergleiche sie auch 
mit anderen Ländern - im Kern durchaus  
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bewährt hat. Wir haben erhebliche Probleme, 
wenn die Kommunikation nicht gut ist. Wir 
haben ein sehr anspruchsvolles System in 
dem Zusammenwirken zwischen Bund und 
Ländern. Da kommt es sehr auch auf infor-
melle Kontakte an. Wenn diese Kontakte 
nicht besonders gut laufen, dann drohen in 
der Tat erhebliche Defizite, die wir ja zum 
Teil auch in diesem Fall erlebt haben. Aber 
zentrale Systeme haben auch ihre Nachteile. 
Das können Sie auch in anderen Ländern 
wie den USA oder auch in Großbritannien 
erleben, die dann auch mit dezentralen Ele-
menten arbeiten müssen. 

Kurzum: Wir können die Verfassung und 
wollen die ja auch nicht ändern. Wir haben 
die Struktur, dass Länder und Bund hier zu-
sammenarbeiten müssen. Aber wichtig ist, 
dass man eben hier zu gemeinsamer und 
verlässlicher Kooperation kommt.  

Und dann vielleicht auch noch als Bemer-
kung: Wenn wir uns mit dieser Tätergruppie-
rung NSU beschäftigen, die sehr isoliert vor-
gegangen sind, wo keine Täter-Opfer-Bezie-
hung stattfand, eine klare Motivationslage 
nicht erkennbar war, die sich relativ strikt 
abgeschottet haben und sehr skrupellos wa-
ren in ihrem Vorgehen, dann fühlt man sich 
an andere Vorgänge erinnert, wie an den 
Herrn Fuchs - zur Erinnerung -, der eine Se-
rie von Bombenanschlägen per Post - unter 
anderem an den Wiener Bürgermeister 
auch - geliefert hat und der, ich glaube, vier 
Tote, 15 Schwerverletzte veranlasst hat. Da 
dauerte es, ich glaube, fünf Jahre, bevor man 
ihn entdeckt hat, und das auch nur, weil er 
selbst sich entdeckt wähnte und sich letztlich 
selbst gestellt hat. 

Oder ich denke - und ich habe mich da-
mals auch mal damit beschäftigt - an den 
„Unabomber“ in den USA, eine der größten 
Polizeiaktionen des FBI. Da hat es in der Tat 
17 Jahre gedauert. Es gab 16 Briefbomben, 
drei Tote und 23 Schwerverletzte.  

Also, ich will nur damit zum Ausdruck 
bringen: Es ist sehr schwer, in diesen Fällen 
zeitnah zu Ergebnissen zu kommen. Das ist 
ein großes Problem für jede Ermittlungsbe-
hörde. Gleichwohl entbindet das uns nicht 
von der Verpflichtung, alles zu tun, um un-
sere Sicherheitsbehörden weiter zu ertüchti-
gen.  

Herr Vorsitzender, ich danke Ihnen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Vielen 
Dank, Herr Dr. Hanning. Die Frage der Wei-
terentwicklung von Strukturen ist sicherlich  
 

auch eine, die uns hier im Ausschuss zum 
Ende der Arbeit beschäftigen wird. Die 
Frage, die in den letzten Monaten im Mittel-
punkt stand und auch heute, ist allerdings 
die, ob mit den gegebenen Strukturen nicht 
bei einer anderen Arbeitsweise bessere Re-
sultate hätten erzielt werden können, als es 
ganz offenkundig der Fall gewesen ist.  

Wir könnten jetzt, Herr Dr. Hanning, ohne 
Weiteres, glaube ich, die nächsten drei Stun-
den miteinander im Gespräch verbringen. 
Das ist nicht meine Absicht.  

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Heute nicht!) 

Ich will deshalb nur einleitend einige wenige 
Fragen an Sie richten. Sie sind ja für uns ein 
Zeuge, der deshalb besonders interessant 
ist, weil Sie in verschiedenen Funktionen 
mehr oder weniger direkt etwas beisteuern 
können für unseren Aufklärungsauftrag. Sie 
haben es selber angesprochen: Sie waren im 
Zeitraum 1998 bis 2005 Präsident des Bun-
desnachrichtendienstes, anschließend be-
amteter Staatssekretär im Bundesinnenmi-
nisterium, und zu diesem Zeitraum würde ich 
Sie gerne Folgendes fragen: 

Was ist Ihnen erinnerlich aus Ihrer Zeit als 
BND-Präsident bezüglich der im Jahre Ihres 
Amtsantritts ja abgetauchten drei Personen 
aus Thüringen? Sie haben selber in Ihren 
einleitenden Bemerkungen gesagt, Sie erin-
nern sich an Vorträge im Rahmen der Nach-
richtendienstlichen Lage. Woran erinnern Sie 
sich da konkret, und woran erinnern Sie sich 
gegebenenfalls darüber hinaus aus dieser 
Zeit vor dem Staatssekretärsdasein?  

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich 
erinnere mich an Vorträge, häufig in der so-
genannten kleinen Runde, wo vor allem Vi-
zepräsident Falk vorgetragen hat zu den 
Vorgängen, auch ein Stück weit immer deut-
lich wurde - ich habe es in meinen einleiten-
den Bemerkungen ja auch gesagt -, dass 
man im Dunkeln tappt, gleichwohl natürlich 
ein Täterprofiling erstellen musste und auch 
getan hat, und das lief eindeutig darauf hin-
aus - aus seiner Sicht -, dass hier wohl orga-
nisierte Kriminalität eine Rolle spielen 
könnte.  

Es ging ja im Wesentlichen um Kleinge-
werbetreibende. Es gibt in Deutschland Tat-
bestände von Schutzgelderpressungen, ge-
rade in bestimmten ethnischen Gruppen. Wir 
wissen das ja von chinesischen Restaurants. 
Wir wissen aus anderen Bereichen, dass  
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gerade auch Gewerbetreibende häufige Op-
fer derartiger Schutzgelderpressungen sind. 
Das ist auch bekannt, wenn Schutzgelder 
nicht bezahlt werden, dass dann mit äu-
ßerster Brutalität zum Teil vorgegangen wird. 
Also, insoweit entbehrte das nicht von vorn-
herein einer gewissen Plausibilität. Aber es 
war dann doch deutlich - vor allen Dingen bei 
den späteren Morden, Tötungen -, dass 
diese These eine große - - oder ich sage 
mal: mit einer Tatsache im Widerspruch 
stand, und das war, dass immer wieder die-
selbe Waffe verwendet wurde; denn wenn 
Straftaten aus und in dem Bereich der orga-
nisierten Kriminalität begangen werden, ver-
sucht man, möglichst Spuren zu verschlei-
ern. Man vernichtet die Waffe. Man verwen-
det jede Waffe eigentlich immer nur für eine 
gravierende Straftat.  

Das war immer eine Frage, die er selbst 
auch gestellt hat, die er aber auch nicht be-
antworten konnte, wir auch nicht. Das war 
ein Widerspruch, der immer wieder auf-
schien, auch wenn er später über die ande-
ren Straftaten sprach. Und es war ja auch 
irritierend, dass nicht deutlich wurde, warum 
jetzt gerade diese Opfer ausgewählt wurden. 
Also, es gab ja - - Ich glaube, in acht Fällen 
waren es türkischstämmige Gemüsehändler, 
in einem Fall ein griechischer. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
waren nicht alles Gemüsehändler. 

Zeuge Dr. August Hanning: Bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
waren nicht alles Gemüsehändler.  

Zeuge Dr. August Hanning: Aber 
Händler, Kleingewerbetreibende. Die sind ja 
in ihren Läden richtig hingerichtet worden, so 
jedenfalls meine Erinnerung.  

(Dr. Eva Högl (SPD): Es war über-
haupt kein Gemüsehändler! - Wolf-
gang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Es war kein Gemüse-

händler dabei!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es war 
kein einziger Gemüsehändler dabei. Das 
stimmt. 

Zeuge Dr. August Hanning: Sorry, dann 
habe ich das falsch in Erinnerung. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
haben Sie irgendwo in einem Buch gelesen, 
glaube ich. 

Zeuge Dr. August Hanning: Maybe. 
Also gut. Also, es waren jedenfalls Gewer-
betreibende, wenn ich das richtig sehe. Da 
bin ich aber, hoffe ich, auf sicherem Gleis. 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Sarrazin, der hat 
von Gemüsehändlern gesprochen! - 

Gegenruf der Abg. Dr. Eva Högl 
(SPD): Ja, der spricht immer von 

Gemüsehändlern! - Wolfgang Wie-
land (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Da muss man sich von freimachen!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Hanning hat das Wort. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, es wa-
ren Gewerbetreibende jedenfalls, und des-
wegen - noch mal - war immer diese Schutz-
geldthese im Raum. War ein Grund dafür. Ich 
kann Ihnen das nicht im Einzelnen sagen, 
was jetzt die Fachebene des BKA dazu be-
wogen hat, diese These im Einzelnen zu 
begründen; aber das war jedenfalls immer 
das, was ich von der Spitze des BKA gehört 
habe. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Hanning, habe ich Ihre Ausführungen richtig 
verstanden, dass Sie, wenn es eine schwere 
Straftat gibt, die verübt wird an einem Klein-
gewerbebetreibenden mit - ich sage mal - 
einer ausländischen Familienbiografie, dann 
zunächst einmal davon ausgehen würden, 
das hat was mit Schutzgelderpressung zu 
tun, und das ist organisierte Kriminalität? 

Zeuge Dr. August Hanning: Es kann 
sein, jedenfalls dann, wenn diese Straftaten 
sich häufen und wenn offenbar immer wieder 
dieselbe Gruppe am Werk ist, und das war ja 
hier ganz erkennbar. Es gab ja vermutlich 
einen identischen Täterkreis, und das waren 
wohl die Überlegungen, die das BKA dazu 
bewogen haben, diese These aufzustellen. 
Ich kann Ihnen das im Einzelnen jetzt nicht 
von den Begründungen her nachvollziehen. 
Das war jedenfalls mein Eindruck, den ich da 
gewonnen habe.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
meine, ist es denn nicht eigentlich angemes-
sener, wenn man jede Straftat singulär be- 
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wertet und alle möglichen Hintergründe be-
leuchtet, anstatt davon auszugehen, weil es 
da in Einzelfällen oder auch in vielen Fällen 
meinetwegen einen Hintergrund geben 
könnte in anderen Bereichen, der was zu tun 
hat mit organisierter Kriminalität - - nimmt 
man das als Blaupause und geht immer da-
von aus, dass es OK ist?  

Zeuge Dr. August Hanning: Na ja, hier 
war ja schon die Besonderheit, dass ganz 
erkennbar eine identische Tätergruppe oder 
vielleicht sogar ein Alleintäter - - Es gab wohl 
Indizien, dass es kein Alleintäter gewesen 
sein kann - ich weiß es nicht -, aus der Art 
der Begehung der Straftaten. Aber es war ja 
klar, dass es immer eine innere Verbindung 
zwischen diesen Straftaten gab und dass 
deswegen ganz offenkundig eine identische 
Tätergruppe hier verantwortlich war. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
Sie haben doch gerade gesagt, dass die 
Tatsache, dass bei dieser Mordserie an den 
ersten neun umgebrachten Menschen, dass 
dort immer dieselbe Waffe zur Verwendung 
gekommen ist, dass das eher Zweifel hätte 
wecken können an der Theorie, es könnte 
organisierte Kriminalität hinter dem Tatge-
schehen stehen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Das war 
auch so. Diese Zweifel sind dann ja auch 
geäußert worden, aber haben sozusagen 
nicht die Grundaussage des BKA dann aus-
geräumt, dass es vermutlich doch organi-
sierte Kriminalität war. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Wie oft ist denn das Thema in dieser soge-
nannten ND-Lage angesprochen worden?  

Zeuge Dr. August Hanning: Das kann 
ich Ihnen aus der Erinnerung nicht mehr 
sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
häufig, oder? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, eigent-
lich - - Ich habe das - - Also, ich tue mich da 
ein bisschen schwer, das zu bewerten, weil 
ich - - Wie gesagt, ich war mehr Zuhörer als 
aktiv Handelnder. Deswegen kann ich Ihnen 
das auch nicht genau sagen. 

 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie dazu mal Nachfragen gestellt? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, wir ha-
ben das erörtert dann. Wir haben Nachfragen 
gestellt, welche möglichen anderen Varian-
ten denn noch in Betracht kämen; aber da 
waren die Antworten immer recht vage.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ist bei 
diesen Nachfragen oder bei der Diskussion 
über die sogenannte Ceska-Mordserie auch 
die Möglichkeit eines rechtsextremen Hinter-
grundes diskutiert worden?  

Zeuge Dr. August Hanning: Ich glaube, 
die Frage ist auch gestellt worden, ja. Aber 
die Antwort war: keine tatsächlichen Anhalts-
punkte dafür. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Von 
wem ist die Frage gestellt worden? 

Zeuge Dr. August Hanning: Das weiß 
ich jetzt auch nicht mehr. Wissen Sie, das 
war so ein bisschen ein Round-Table-Ge-
spräch. Da haben wir alle uns eingebracht 
und gefragt: Was kann man denn machen? 
Wie sollten wir weiter vorgehen? Wie sicher 
ist denn jetzt die These? - Also, wir haben 
das schon diskutiert auch, aber, wie gesagt, 
ohne konkrete Ergebnisse. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
können Sie sich denn an ein konkretes Ge-
spräch erinnern, wo mal die Möglichkeit er-
örtert worden ist oder jemand eingeworfen 
hat: „Vielleicht haben wir es hier mit rechts-
extremistisch motivierten Straftaten zu tun“? 

Zeuge Dr. August Hanning: Präzise an 
ein Gespräch kann ich mich erinnern, aber 
Herr Falk selbst hat das auch immer wieder 
angebracht. Es war nicht so, dass Herr Falk, 
der in der Regel vorgetragen hat, weil er ja 
mit diesen operativen Dingen stärker befasst 
war noch als die Präsidenten des Bundes-
kriminalamtes - - Er selbst hat immer die 
Frage auch aufgeworfen: „Wer könnte es 
denn noch sein?“, und so und hat dann im-
mer wieder gesagt: Wir haben dafür aber 
keine Anhaltspunkte. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
Sie über diese Besprechungsrunden hinaus 
Erinnerungen an Ihre Zeit als Präsident des  
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Bundesnachrichtendienstes, die etwas zu tun 
haben mit dem Thema Bombenbauer aus 
Jena? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, als 
Präsident bin ich damit nicht befasst gewe-
sen, also jetzt unmittelbar in meiner Verant-
wortung als Präsident des Bundesnachrich-
tendienstes, also jetzt außerhalb der ND-
Lage. Es kann sein, dass da Informations-
austausch auf der Fachebene stattgefunden 
hat, aber das hat mich als Präsident nicht 
erreicht.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Kön-
nen Sie das ausschließen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ausschlie-
ßen - wissen Sie, ausschließen kann ich 
überhaupt nichts nach so langer Zeit.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich kann 
immer nur mich erinnern.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
aber es ist Ihnen nicht in Erinnerung - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Wissen Sie, 
ich habe Tausende von Vorgängen gehabt, 
Herr Vorsitzender. Da bitte ich um Verständ-
nis. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es ist 
Ihnen nicht in Erinnerung, dass Sie - 

Zeuge Dr. August Hanning: Es ist mir 
nicht in Erinnerung, dass ich - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - jen-
seits der nachrichtendienstlichen Lagebe-
sprechungen mit dem Thema „Drei unterge-
tauchte Rechtsextremisten aus Thüringen“, 
die untergetaucht sind wegen Vorbereitung 
von Rohrbomben mit 1,4 Kilogramm TNT, die 
sich zeitweise getragen haben mit der Über-
legung, nach Südafrika auszuwandern - - 
davon ist Ihnen nichts in Erinnerung? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich 
weiß, dass es immer einen Austausch gab 
zwischen dem Bundesnachrichtendienst und 
den Sicherheitsbehörden der Länder und 
Polizei, und wenn da gefahndet wird, wird 
üblicherweise bei allen Behörden nachge- 
 

fragt, ob da Erkenntnisse vorliegen. Das 
vermute ich, dass das auch in diesem Fall so 
war. Das kann ich natürlich nicht ausschlie-
ßen. Aber in dem Sinne, dass ich als Präsi-
dent jetzt damit befasst wurde, dass das 
sozusagen eine besondere Bedeutung hatte 
oder dass ich hätte agieren müssen als Prä-
sident, da kann ich mich nicht dran erinnern. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ab 
wann ist denn ein Vorgang wichtig genug, 
dass man als BND-Präsident über einen 
solchen informiert wird? 

Zeuge Dr. August Hanning: Wissen Sie, 
Sie haben im BND - jedenfalls zu meiner 
Zeit - pro Tag 6 000 Meldungseingänge. Da 
müssen Sie schon filtern. Sie filtern unter 
dem Aspekt: Ist es möglicherweise politisch 
relevant für die Bundesregierung? Ist das ein 
Fall von besonderer Bedeutung, oder muss 
der Präsident gegenüber anderen Behörden 
handeln? Das sind so einige Parameter. Das 
ist dann von den jeweiligen Fachebenen zu 
entscheiden. Aber den Präsidenten erreicht 
eigentlich immer nur ein sehr geringer Pro-
zentsatz der Meldungen. Andernfalls würde 
er ertrinken. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Was ja offenkundig nicht der Fall gewesen 
ist. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich hoffe 
nicht.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: 6 000 
Vorgänge jeden Tag. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wür-
den Sie sagen, dass drei Leute, die gesucht 
werden wegen Vorbereitung von sehr ge-
fährlichen Sprengkörpern, die untergetaucht 
sind, dass das einer von 6 000 Vorgängen 
am Tag gewesen ist und nicht von besonde-
rer Bedeutung, dass ein Herr Dr. Hanning 
sich nicht damit beschäftigen muss? 

Zeuge Dr. August Hanning: Wenn das 
ein ausländischer Terrorist oder Agent gewe-
sen wäre, der die Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland bedroht hätte, wäre das 
vermutlich ein wichtiger Vorgang gewesen, - 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 

Zeuge Dr. August Hanning: - wenn das 
ein Vorgang ist in der Obhut der Polizeibe-
hörden der Länder, die hier im Inland su-
chen, mit Sicherheit nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
wenn die drei - 

Zeuge Dr. August Hanning: Jedenfalls 
nicht für den Bundesnachrichtendienst. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: 
- untergetauchten Personen ausländische 
Staatsbürger gewesen wären, dann wären 
die wahrscheinlich ein wichtiger Vorgang. 

Zeuge Dr. August Hanning: Im Ausland. 
Im Ausland, muss ich hinzufügen. Der Bun-
desnachrichtendienst ist zuständig für Vor-
gänge im Ausland. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich will 
folgenden Punkt noch ansprechen. Ab 2005 
bis zu Beginn der laufenden Wahlperiode 
waren Sie ja Staatssekretär im Bundesin-
nenministerium. Es gibt ein Thema, was uns 
hier wiederkehrend beschäftigt hat. Sie ha-
ben es von sich aus bereits angesprochen. 
Das ist die Frage, aus welchen Gründen und 
unter welchen Umständen es dazu gekom-
men ist, dass das Bundeskriminalamt - an-
ders, als es von diesen mindestens und 
spätestens im Jahre 2006 beabsichtigt ge-
wesen ist - nicht mit einer zentralen Ermitt-
lungsführung für die Mordserie beauftragt 
worden ist. Da haben Sie zwei Sachen ge-
sagt, die ich hier noch mal Sie bitten würde 
näher zu erläutern, weil die für uns auch von 
Relevanz sind. Das eine ist: Vor dieser In-
nenministerkonferenz in Garmisch-Partenkir-
chen unter Vorsitz von Herrn Beckstein, des 
damaligen bayerischen Innenministers, sag-
ten Sie, Sie hätten über das Anliegen des 
Bundeskriminalamtes, sozusagen die Fe-
derführung übertragen zu bekommen, ein 
Gespräch mit dem damaligen Bundesinnen-
minister Dr. Schäuble geführt. Können Sie 
das ein bisschen weiter ausführen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Es ist so, 
dass vor jeder Innenministerkonferenz eine 
umfassende Vorbereitung stattfindet im Bun-
desministerium des Innern. Die verschiede-
nen Fachabteilungen tragen zu den Themen  
 

vor. Es gibt eine Tagesordnung. Und dann 
war ein Punkt in der Vorbereitung, dass der 
Innenminister Beckstein - ich habe das be-
reits erwähnt - die Absicht hatte, in der Pres-
sekonferenz oder wo auch immer eine Aus-
lobung von 300 000 Euro vorzunehmen, und 
er hatte darum gebeten, zu prüfen, ob und in 
welchem Umfang der Bund sich an diesem 
ausgelobten Betrag beteiligen könne.  

Und dann war ein weiterer Vorgang, aber 
damit im Zusammenhang stehend, ich 
glaube, eine Intervention des BKA im Bun-
desministerium des Innern, die also geltend 
gemacht haben: Hier gibt es Defizite bei den 
Ermittlungen, und es gibt sehr gute Gründe 
dafür, dass hier besser koordiniert werden 
muss, und die beste Lösung wäre eigentlich, 
dem BKA die Federführung zu übertragen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wie hat 
Sie das erreicht, dieses Petitum des Bundes-
kriminalamtes? 

Zeuge Dr. August Hanning: Das hat 
mich erreicht - - Also, ich glaube, zu den 
300 000 und auch zu der Kritik gab es eine 
Ministervorlage, die über den Staatssekretär 
an den Minister gegangen ist. Die habe ich 
auf diesem Wege erreicht. Aber ich habe 
natürlich auch mündliche Gespräche geführt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Mit 
wem? 

Zeuge Dr. August Hanning: Mit der 
Fachabteilung. Vor jeder Innenministerkonfe-
renz versammeln Sie die Abteilung um sich, 
gehen jeden einzelnen Tagesordnungspunkt 
durch, besprechen das: Was ist relevant für 
das BMI? Welchen Standpunkt nimmt das 
BMI ein? Müssen noch weitere Vorbereitun-
gen getroffen werden? Welche Punkte 
könnten den Minister unmittelbar selbst er-
reichen? Wo muss man den Minister noch 
mal gezielt vorbereiten? Welche Möglichkei-
ten kann man vielleicht abräumen, wenn es 
Konflikte gab im Vorfeld? Und in dem Zu-
sammenhang ist diese Frage auch erörtert 
worden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Thema der Organisation, der Ermittlungsfüh-
rung mit Blick auf die Mordserie, die mit die-
ser Waffe Ceska begangen worden ist, war 
ja nicht geplanter Tagesordnungspunkt für 
die Innenministerkonferenz, sondern sollte  
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nach unseren Unterlagen ursprünglich im 
Rahmen des sogenannten Kamingespräches 
erörtert werden. Habe ich das richtig gele-
sen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich 
kenne die Unterlagen nicht so genau, wo, 
wann, wie. Für mich war noch in Erinne-
rung - - Ich kann das nur aus meiner Erinne-
rung angeben. Nach meiner Erinnerung war 
es so, dass also, sage ich mal, der ganz 
unmittelbare Anlass war: Beckstein will 
300 000 Euro ausloben und möchte die Be-
teiligung des Bundes haben. Das war der 
eine Grund. Und das musste sicher der Mi-
nister entscheiden. Das war von Bedeutung. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: War 
das die wichtigere Frage? 

Zeuge Dr. August Hanning: Bitte? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: War 
das die wichtigere Frage, die Höhe der aus-
gelobten Belohnung? 

Zeuge Dr. August Hanning: Wissen Sie, 
die Verwaltung denkt immer sehr in Finanz-
fragen. Das war jedenfalls ein entscheiden-
der Anlass, weil das unmittelbar vom Minister 
zu entscheiden war. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
wie viel Geld man zahlt für die Ermittlung der 
Täter, das war wichtiger als die Frage, wie 
man die Ermittlungen so strukturiert, - 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, das 
ist beides wichtig, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - dass 
man nach jahrelangen erfolglosen Bemü-
hungen zu besseren Ergebnissen kommt? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, nein, 
auch für Innenministerkonferenzen gilt, dass 
der Minister nur mit Dingen befasst wird, die 
ihn unmittelbar betreffen und die er auch 
unmittelbar zu entscheiden hat, und es war 
völlig unstreitig, dass über diesen Betrag der 
Minister unmittelbar zu entscheiden hat. Im 
Zusammenhang damit ist der Minister auch, 
soweit ich das erinnere - und ich habe das, 
glaube ich, auch zum Teil selbst gemacht -, 
unterrichtet worden über die Schwierigkeiten 
und Probleme, die sich ergeben haben bei  
 

den bisherigen Ermittlungen im Zusammen-
hang mit diesen Ceska-Morden. Insoweit war 
beides eng in Verbindung zu sehen, und 
darüber ist der Minister auch unterrichtet 
worden. Also, man muss schon zwischen 
Anlass und innerer Begründung des Vor-
gangs unterscheiden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich will 
Ihnen ja auch gar nichts unterstellen, Herr 
Dr. Hanning. Also, ich stelle fest: Es gab zwei 
Fragen, die zur Klärung anstanden. Das eine 
war die Frage, ob man, einer Anregung des 
bayerischen Innenministers folgend, die Be-
lohnung erhöht, und das Zweite war, ob man 
zur Entscheidung kommt, dass die bis dahin 
und auch weitgehend ja leider danach über-
wiegend dezentral geführten Ermittlungen, 
bezogen auf die sogenannte Ceska-Mords-
erie - - ob man dort zu Veränderungen 
kommt. 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender, das stand natürlich schon im Zu-
sammenhang, denn wenn Sie sich an-
schauen: Ich glaube, es ging um 
300 000 Euro. Dann musste sich natürlich 
der jeweilige Anteil auch in der Verantwort-
lichkeit widerspiegeln. Bayern lobte aus, und 
damit war klar, dass Bayern auch die Ver-
antwortung übernommen hat. Der Bund hat 
auch einen Anteil übernommen, aber eben 
nur einen Anteil. Insoweit war schon spiegel-
bildlich die Frage: Wer übernimmt welchen 
Anteil an dieser ausgelobten Summe - - 
spiegelbildlich das auch für die Verantwort-
lichkeit an dem gesamten Vorgang. Also, 
insoweit gab es schon einen inneren Zu-
sammenhang zwischen beiden Dingen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Dr. Hanning, Sie wollen jetzt hoffentlich uns 
nicht mitteilen, dass bei der Frage, ob bei 
einer bundesweiten Mordserie - und zum 
damaligen Zeitpunkt waren fünf Bundeslän-
der betroffen; inklusive des Jahres 2006 sind 
neun Menschen ums Leben gekommen - - 
dass die Frage, wer sinnvollerweise welche 
Kompetenzen im Ermittlungsbereich be-
kommt, sich danach richtet, wer bereit ist, für 
eine etwaige Belohnung welchen Anteil bei-
zusteuern. 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender, die Vorgänge sind so: Sie müssen 
das Haushaltsrecht auch beachten, und nach 
dem Haushaltsrecht spielt das nun mal eine  
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entscheidende Rolle. Und verantwortlich - 
unabhängig davon, wo diese Tötungen statt-
gefunden haben - waren die verantwortlichen 
Länderbehörden, in diesem Fall Federfüh-
rung des Landes Bayern, und dieser Verant-
wortung musste auch Rechnung getragen 
werden. Und das gilt auch für solche Vor-
gänge wie Auslobungen.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich will 
es mal anders formulieren. Hätte es zur 
Durchsetzung des Vorschlages des Bundes-
kriminalamtes, die Federführung für die Er-
mittlung in dieser Mordserie übertragen zu 
bekommen, eine Rolle gespielt, wenn der 
Bundesinnenminister gesagt hätte: „Lieber 
Kollege Beckstein, dann übernehmen wir 
auch 80 Prozent der ausgelobten Belohnung, 
wenn wir die Zuständigkeit beim BKA be-
kommen“? 

Zeuge Dr. August Hanning: Genau um-
gekehrt. Wenn der Bund das übernommen 
hätte, hätte Herr Beckstein das vermutlich 
nicht ausgelobt, sondern dann hätte der 
Bundesminister des Innern das ausgelobt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nein, 
das meine ich ja gerade. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, sicher. 
Das war - -  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie se-
hen da eine Konnexität - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Das eine 
hing natürlich mit dem anderen eng zusam-
men, und wir mussten uns auf diese Ent-
scheidung vorbereiten. Auf dem Tisch lag der 
Vorschlag von Beckstein, und gleichzeitig 
ging es dann um die Frage: Wie soll weiter 
vorgegangen werden im Gesamtkontext mit 
den Ländern? Und die Signale, die wir be-
kommen hatten, waren die, dass die Länder 
wohl nicht bereit sein würden, einer Über-
nahme der Federführung des Bundes zuzu-
stimmen. Das waren die Ausgangslagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay, 
Herr Hanning, die Konnexität zwischen der 
ausgelobten Belohnung und wer im Falle, 
dass es zu einer Auszahlung kommt, wel-
chen Anteil übernimmt und der Frage der 
Führung der Ermittlungen, die haben Sie 
hergestellt, die Verbindung. Wenn es über- 
 

haupt eine Verbindung gibt, dann aber doch 
sicherlich - jedenfalls nach meinem rechts-
staatlichen Dafürhalten - nicht in der Hinsicht, 
dass man sich erst unterhält über die Auftei-
lung finanzieller Zuständigkeiten und daraus 
ableitet, wer welche Ermittlungen führen darf 
und welche Kompetenzen hat, sondern doch 
wohl in gegenteiliger Hinsicht. Ich gehe doch 
mal davon aus, dass mit Blick auf eine effek-
tive Ermittlungsführung man sich erst mal 
über eine vernünftige Struktur unterhält und 
dann die Finanzierung und das Geldausge-
ben, das etwaige, der Aufgabendefinition 
folgt und nicht umgekehrt. Sehe ich das 
falsch? Ist das naiv? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender, es gibt da überhaupt keinen Wider-
spruch. Es gab ja fortwährende Gespräche 
zwischen dem BKA und auch den Ländern, 
und es gab sozusagen Divergenzen zwi-
schen Ländern und dem BKA. Das BKA war 
kritisch im Hinblick auf Koordinierung. Sie 
vermissten sozusagen eine zusammenfas-
sende Information. Und in diesem Fall, weil 
es so wenig Hinweise gab, hat der bayeri-
sche Innenminister diesen Vorstoß unter-
nommen, und dann musste man sich natür-
lich über den Vorstoß auch unterhalten. Also, 
ich sehe da jetzt nicht die Widersprüche, die 
Sie da hineinkonstruieren, Herr Vorsitzender. 
Ich halte das für einen relativ normalen Vor-
gang, wie das abgelaufen ist. Also, man 
musste sich noch mal überlegen: Wie orga-
nisiere ich die Ermittlungen, und wie gehe ich 
um mit dem Vorstoß des bayerischen In-
nenministers? Und der bayrische Innenmi-
nister hat natürlich einen Vorschlag gemacht 
auf der Basis des Status quo. Es war klar, 
dass sich an den 300 000 natürlich - jetzt 
bringen Sie mich nicht in Schwierigkeiten; ich 
weiß nicht mehr genau - alle Länder betei-
ligten, in denen diese Mordfälle passiert wa-
ren, und der Bund auch aufgrund seiner 
Zentralstellenfunktion. Das BKA hat ja immer 
eine Zentralstellenfunktion. Das war die Aus-
gangslage. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gut. 
Wir werden das nachher sicherlich vertiefen 
können. - Also, jedenfalls will ich mal Fol-
gendes feststellen: Im Vorfeld dieser Innen-
ministerkonferenz gab es, wie Sie sagen - 
das hatte ich bisher gar nicht für so relevant 
gehalten -, den Vorschlag von Bayern, die 
Belohnung zu erhöhen. Es gab aber - was 
ich eigentlich für relevanter halte - den Vor- 
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schlag des Bundeskriminalamtes, die Struk-
tur der Ermittlungen zu verändern, nämlich 
durch sozusagen eine verstärkte Zuweisung 
von Kompetenzen an das Bundeskriminalamt 
selber. Da sagten Sie, Sie hätten darüber mit 
Herrn Schäuble gesprochen. Welche Posi-
tion hatten Sie selber, und welche Position 
hat der Innenminister damals eingenommen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Die Position 
des Innenministers war: Wir würden uns sehr 
freuen, wenn wir das im Konsens erreichen 
könnten, dass das BKA das übernimmt. Aber 
gegen den Widerstand der Länder, das hiel-
ten wir für wenig zielführend, und deswegen 
haben wir schon die Position vertreten: Lasst 
uns miteinander sprechen. Können wir die 
Defizite ausräumen? - Es gab ja verschie-
dene Alternativen. Die Übernahme der zen-
tralen Ermittlungen durch das BKA war ja nur 
eine Variante. Die andere Variante war, dass 
man sozusagen die Koordinierung verbes-
sert, dass man eine Steuerungsgruppe ein-
richtet. Ich bin dann so unterrichtet worden, 
dass Bayern das besser koordiniert, eine 
Steuerungsgruppe - ich glaube, die hatte den 
Namen „Bosporus“ - einrichtet und dass die 
Defizite, die das BKA aufgezeigt hatte, durch 
diese Organisation dann aufgefangen wür-
den. So bin ich dann unterrichtet worden.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
der damalige stellvertretende BKA-Präsident, 
Herr Falk - der ist ja hier auch als Zeuge 
aufgetreten; das war ja derjenige, der Sie 
damals in den Runden, an denen Sie teilge-
nommen haben als BND-Präsident, auch 
unterrichtet hat über die Ermittlungen -, der 
hat hier als Ausschusszeuge wörtlich von 
„stümperhaft“ gesprochen, was die Ermitt-
lungsarbeit betrifft. Das war offenkundig auch 
der Anlass für das Bundeskriminalamt, die 
Leitung des Bundesinnenministeriums zu 
bitten, im Rahmen der IMK 2006 in Gar-
misch-Partenkirchen eine veränderte Struktu-
rierung der Ermittlungsarbeit zu erreichen, 
also ein fachlich begründetes Votum. 

Habe ich Sie jetzt richtig verstanden, dass 
der damalige Bundesinnenminister, Herr 
Dr. Schäuble, die Position vertreten hat, dass 
er die Sache durchaus mitträgt, aber einen 
Kompromiss möchte, also das Anliegen des 
BKAs nicht gegen die Länder durchsetzen 
möchte, obwohl es rechtlich möglich gewe-
sen wäre? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, mit der 
rechtlichen Möglichkeit - gut, das ist aus 
meiner Sicht reine Theorie in so einem Fall, - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 

Zeuge Dr. August Hanning: - denn 
wenn Sie das sozusagen konfrontativ - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Was ist 
dann die Praxis? Die Praxis ist Politik und 
Kompromiss? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, wenn 
Sie konfrontativ in so einem Fall - - Wissen 
Sie, es ist ein Unterschied, wenn Sie einen 
neuen Sachverhalt haben - meinetwegen ein 
Computerwurm oder Ähnliches droht die 
Infrastruktur des Landes zu bedrohen -, 
wenn Sie dann sagen: „Wir entscheiden jetzt, 
das BKA macht das zentral“, oder wenn Sie 
jetzt auf gewachsene Ermittlungsstrukturen 
treffen in den Ländern. Bayern hatte ja er-
mittelt. Die anderen Länder hatten ja alle 
schon ermittelt. Es gab ja durchaus Gremien, 
wo das alles erörtert wurde. Und wenn dann 
die Länder sagen: „Wir möchten weiter er-
mitteln“, dann, glaube ich, wäre es sehr un-
klug, jetzt konfrontativ gegenüber den Län-
dern zu entscheiden: Nein, das macht jetzt 
das BKA.  

Dann haben wir im Grunde die weitere 
Frage zu beantworten: Würde es dann wirk-
lich besser? Ich meine, wir haben - - Der 
Schwerpunkt der Ermittlungskompetenz in 
diesem Lande liegt bei den Ländern, nicht 
beim Bundeskriminalamt. Also, man kann 
auch nicht kurzschlüssig sagen, in dem Au-
genblick, wo alles zentral ermittelt wird, ha-
ben wir von vornherein sichergestellt, dass 
dann auch mit sehr viel mehr Niveau und 
hoher Qualität und damit auch höheren Er-
folgsaussichten ermittelt wird. Das ist über-
haupt nicht der Fall, nein.  

Also, man muss, glaube ich, in diesem 
Bund-Länder-Geflecht sehr sensibel vorge-
hen, und deswegen, glaube ich, war der An-
satz der richtige, zu sagen: Wir haben hier 
Defizite. Das müssen wir jetzt aufarbeiten, 
und jetzt lasst uns schauen, wie wir das ma-
chen. Wir bieten an, das zentral zu über-
nehmen. - Und dann gab es Widerstand bei 
den Ländern, in Sonderheit bei Bayern, die 
sagten: Nein, wir möchten das gerne weiter 
übernehmen - ich glaube, es gab ja auch 
Straftaten in Nürnberg; ich hatte den Ein-
druck, Beckstein selbst war auch persönlich  
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durchaus engagiert in der ganzen Angele-
genheit -; wir wollen die Angelegenheit wei-
termachen. Wir sehen die Defizite - ich war 
bei den Besprechungen nicht dabei; ich kann 
da jetzt nur mutmaßen - und wir sind auch 
bereit, in der Lage, willens, das abzubauen. 

Und nicht zu vergessen: Es war ja der 
BKA-Präsident nach meiner Erinnerung auch 
dabei. Der war ja auch selbst in der Lage, 
seine eigenen Vorstellungen einzubringen in 
dieses Gespräch. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wenn 
er welche hatte. Aber zum damaligen Zeit-
punkt ist ja schon sechs Jahre lang mit den 
bestehenden Strukturen erfolglos gearbeitet 
worden. Ich meine, das war ja der Grund für 
das BKA, die Leitung des Bundesinnenmi-
nisteriums zu ersuchen, sich da für eine Ver-
änderung einzusetzen. Aber ich habe Sie 
schon richtig verstanden - Fragezeichen -: 
Sie sagen, okay, im Gesetz steht drin, dass 
der Bund durchaus eine Grundlage hat, um 
die Ermittlungskompetenz an sich zu ziehen, 
aber das hat mit der Realität nichts zu tun, 
weil die Realität darin besteht, dass sich ein 
Herr Schäuble mit einem Herrn Beckstein 
einigen muss, und ein Herr Beckstein sagt: 
Mir san mir, und wir behalten die Ermitt-
lungskompetenz in Bayern. 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender, es ist nicht so eine Sache von Per-
sonen, von Schäuble und Beckstein. 
Schäuble und Beckstein sind bei den Ermitt-
lungen weit weg. Nein, nein, es ist schon 
eine Frage, dass die Fachebenen vernünftig 
zusammenarbeiten. Das ist schon ein ganz 
entscheidender Punkt. Und wie will denn das 
BKA ermitteln, ohne vernünftig zu kooperie-
ren mit den Behörden vor Ort? Ich meine, 
das muss man schon vernünftig organisie-
ren. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, ja. 
Das war aber alles ja Bestandteil der ganzen 
Vorgänge. Die haben auch konkrete Vor-
schläge gemacht, wie man sich das vorstel-
len könnte. Die haben einfach nur festge-
stellt: Da ist eine bundesweite Mordserie. Es 
sind fünf Bundesländer betroffen. Es wird 
ermittelt. Es sind fünf Staatsanwaltschaften 
involviert. Die BAO „Bosporus“ hat eigentlich 
keine wirklich federführende Zuständigkeit. 
Das ist eher so ein lockerer Gesprächskreis, 
der sich da trifft. Das führt zu nichts. Das ist - 
Zitat Falk - „stümperhaft“. Wir als BKA bitten  
 

den Bundesinnenminister: Herr Dr. Schäuble, 
setzen Sie sich bitte in Garmisch-Partenkir-
chen gegenüber Ihren Länderkollegen durch, 
dass das BKA die Federführung bei den Er-
mittlungen bekommt.  

Das hatte nicht den Stellenwert, zu sa-
gen: „Jetzt muss gehandelt werden“, son-
dern - - Ich will es mal so formulieren, was 
mein Eindruck ist - das halte ich jetzt auch 
nicht für ganz lebensfremd -: Sie haben si-
cher das erreicht im Vorfeld der IMK, unter 
anderem aufgrund von Vorgesprächen mit 
den Abteilungsleitern. Sie sind dann zum 
Minister gegangen, haben neben vielen an-
deren Punkten diesen Punkt angesprochen, 
und dann hat der Herr Dr. Schäuble gesagt: 
Herr Hanning, regeln Sie das mal. - Kann 
das sein? 

Zeuge Dr. August Hanning: Grundsätz-
lich ja, aber in diesem Fall, muss ich Ihnen 
sagen, war es so - aber, wie gesagt, das liegt 
jetzt lange zurück -: Es war schon ein beson-
derer Vorgang, Herr Vorsitzender. Es ist 
nicht so, wie Sie das jetzt so ein bisschen 
darstellen, dass das Routine war. Dass so 
ein konkreter Ermittlungsvorgang im Rahmen 
einer Abteilungsleiterrunde unter Beteiligung 
des Präsidenten des Bundeskriminalamtes 
am Rande einer Innenministerkonferenz 
erörtert wird, ist sehr außergewöhnlich ge-
wesen. Also, insoweit war schon die Be-
handlung des Vorgangs, verglichen mit ande-
ren Vorgängen, ein ganz außergewöhnlicher 
Vorgang. Daraus kann man schon schließen: 
auch ein herausgehobener Vorgang. Und 
dass man über solche Ermittlungsvorgänge 
dann auch den Minister unmittelbar unter-
richtet, ist auch außergewöhnlich. Wir haben 
viele Ermittlungen in diesem Lande, wo Mi-
nister und jedenfalls der Bundesinnenminis-
ter nicht unterrichtet wird. Also, die Sachbe-
handlung hat dem außergewöhnlichen Vor-
gang durchaus Rechnung getragen und war 
auch von außen als solcher erkennbar. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Diese 
Abteilungsleiterbesprechung - das war eine 
Bund-Länder-Besprechung -, die war in 
Garmisch-Partenkirchen? 

Zeuge Dr. August Hanning: In Gar-
misch-Partenkirchen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wer 
hat daran teilgenommen seitens des Bun-
des? 
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Zeuge Dr. August Hanning: Also, je-
denfalls, ich meine, der Fachabteilungsleiter 
damals und Herr Ziercke, wenn ich mich 
recht erinnere; aber da muss ich wirklich - - 
Das weiß ich nicht mehr ganz genau. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie wa-
ren nicht dabei? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, bei 
der Besprechung war ich nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Waren 
Sie bei der Konferenz dabei? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wie 
sind Sie denn unterrichtet worden über das 
Ergebnis dieser Besprechung? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich glaube 
mündlich. Das geht in diesen Konferenzen 
immer mündlich. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, und 
was war der Inhalt dieser mündlichen Mittei-
lung? 

Zeuge Dr. August Hanning: Wir haben 
uns jetzt verständigt, es sind jetzt Defizite zur 
Sprache gekommen. Die Bayern haben ge-
sagt, wir sollen das oder - ich weiß nicht - die 
Beteiligten, die wollen das verbessern, und 
das BKA ist einverstanden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Hat Ih-
nen Herr Ziercke gesagt, oder wer? 

Zeuge Dr. August Hanning: Üblicher-
weise sagt mir das der Vertreter der Fach-
abteilung, meistens der Abteilungsleiter. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
war Herr? 

Zeuge Dr. August Hanning: Das war 
damals Herr Krause.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Der in-
zwischen verstorben ist. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich weiß 
aber nicht, ob Herr Krause da anwesend war. 
Ich kann das nicht mehr genau sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Und haben Sie sich dann näher informieren 
lassen über das Ergebnis oder nur grob? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, ich habe 
gesagt: Ist das jetzt sozusagen ausgeräumt? 
Ist das jetzt - - können wir jetzt vernünftig 
prozedieren auf dieser Grundlage? - Und 
dann wurde mir gesagt: Ja.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
daraufhin haben Sie Herrn Dr. Schäuble 
informiert, und das war dann kein Thema 
mehr zwischen Schäuble und Ihnen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Minis-
ter, das Thema ist jetzt abgesetzt worden, 
man hat sich auf Fachebene hier verständigt 
mit den Ländern, und das BKA ist auch ein-
verstanden mit der Sachbehandlung. Man 
hat neue Entscheidungen getroffen, die so-
zusagen den Ermittlungen förderlich sind.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Da ich davon ausgehe, dass noch einige 
Kolleginnen und Kollegen dazu fragen wer-
den, will ich das nicht weiter vertiefen. 

Ich hätte noch einen letzten Punkt. Das 
können wir auch relativ kurz machen. Sie 
haben vorhin angesprochen die Thematik der 
Zusammenlegung der Abteilungen für Links- 
und Rechtsextremismus beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz in der letzten Wahlperi-
ode, und da haben Sie ausgeführt, es sei 
zwingend gewesen.  

Dazu habe ich folgende Frage: Der Ver-
fassungsschutz nimmt ja doch für die Wehr-
haftigkeit von Demokratie und Rechtsstaat 
eine ganz, ganz wichtige Funktion wahr. 
Glauben Sie nicht, dass es gegenüber dem 
Parlament und gegenüber der Öffentlichkeit 
angemessen, vertretbar und auch plausibel 
darlegbar gewesen wäre, zu sagen: „Wir 
haben eine multiple Herausforderung durch 
extremistische Organisationen und Perso-
nenzusammenschlüsse“ - der Bereich Isla-
mismus, aber auch, das wissen wir ja mitt-
lerweile auch, was gestiegene Militanz im 
Bereich Rechtsextremismus betrifft, unter 
anderem? Wäre es nicht eigentlich vertretbar 
gewesen vor dem Hintergrund, einfach dafür 
zu werben, die Kapazitäten, die man braucht 
im Bereich von Analysefähigkeit und Um-
gang mit extremistischen Erscheinungsfor-
men, zur Verfügung gestellt zu bekommen, 
anstatt umgekehrt so zu denken, dass man 
von einem gesunkenen oder stagnierenden  
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Budget ausgeht und dann die Verteidigung 
der Demokratie davon abhängig macht, wie 
viele Mittel gerade zur Verfügung stehen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender, was Sie sagen, das klingt sehr gut. 
Ich würde Sie mal einladen, bei einem Ge-
spräch mit Haushältern dabei zu sein. Ich 
habe jetzt nicht mehr die Ehre, die zu führen. 
Da weht natürlich ein etwas anderer Wind. 
Da wird gesagt: Wir müssen hier eine Kür-
zung erbringen. Im Sicherheitsbereich ist 
schon lange nicht mehr gekürzt worden. Bitte 
sorgt mal dafür, dass ihr Effizienzsteigerun-
gen erreicht. Wie sieht denn die Bedro-
hungslage dort aus? Tragt das mal vor. - Und 
damals haben wir natürlich noch nicht etwas 
von Ceska und Ähnlichem gewusst.  

Aber ich will das gerne noch ergänzen. 
Wir haben, glaube ich - „wir“ heißt: Minister 
Schäuble -, auf meinen Vorschlag hin die 
Mittel für das Bundesamt für Verfassungs-
schutz erheblich gesteigert. Wir haben ein 
besonderes Programm aufgelegt. Wir haben 
zusätzliche Stellen akquiriert. Wir haben die 
Abteilung Islamismus hier gegründet in Ber-
lin. Ich habe in einigen Staats-
sekretärsrunden mit den Ländern das Thema 
Verfassungsschutz thematisiert. Wir haben 
gemeinsam über Verbesserungen nach-
gedacht. Wir haben eine Prüfung im Bun-
desamt für Verfassungsschutz veranlasst, 
wie wir die Effizienz steigern können. Ich 
glaube, Minister Schäuble hat sich wie kein 
Minister zuvor um den Bereich Verfassungs-
schutz gekümmert, und wir haben auch be-
achtliche Verbesserungen dort erreicht. Also, 
insoweit ist Ihre Botschaft, wenn auch in 
anderer Form, durchaus damals umgesetzt 
worden. Wir haben, glaube ich, wenn ich mir 
die früheren Innenminister anschaue, in ei-
nem Bereich Verfassungsschutz sehr viel 
mehr getan als alle früheren Innenminister. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Ich habe mir mal die Personalübersichten 
geben lassen, gerade was das Thema Be-
handlung, Aufklärung im Bereich Rechts-
extremismus betrifft, die Zusammenlegung 
der Abteilung Links- und Rechtsextremismus. 
Das war im Jahre 2006. Wenn man sich an-
schaut, wie viele Personen im Bundesamt für 
Verfassungsschutz vorher für das Thema 
Rechtsextremismus zuständig waren und 
anschließend gewesen sind, dann waren es 
nach der Zusammenlegung der beiden Ab-
teilungen ungefähr 20 Prozent weniger, die  
 

für das Thema Rechtsextremismus zuständig 
waren. Verstehen Sie das unter dem, was 
Sie eben gesagt haben, dass sich Herr 
Dr. Schäuble als Innenminister wie keiner 
seiner Vorgänger um den Verfassungsschutz 
gekümmert habe? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender, da müssen Sie schon den Verfas-
sungsschutz insgesamt sehen. Damals war 
die Hauptbedrohung islamistischer Terroris-
mus - und ich glaube, das ist auch heute 
noch so -, nicht der Rechtsextremismus/ 
Rechtsterrorismus. Der ist wichtig, aber ich 
glaube, dass die Bedrohung sehr viel stärker 
ist von der islamistischen Seite. Und wir ha-
ben damals ein Jahr später die Sauerland-
Attentäter gehabt. Wir wären nicht so erfolg-
reich gewesen, größte Anschläge hier in 
Deutschland zu verhindern, wenn wir nicht 
entsprechende Vorsorge getroffen hätten, 
und das war, glaube ich, eine sehr erfolgrei-
che Operation. Das war auch dank dessen, 
was wir gemacht haben im Bereich Verfas-
sungsschutz. Ich glaube, dass wir damals die 
Schwerpunkte durchaus richtig gesetzt ha-
ben.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Dr. Hanning. 

Zeuge Dr. August Hanning: Sie können 
sich natürlich nur um Bedrohungsszenarien 
kümmern, die Sie auch kennen. Wenn Sie 
das nicht kennen, dann tun Sie sich sehr 
schwer, Entscheidungen darauf aufzubauen, 
auf Spekulationen und unbekannte Größen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Dr. Hanning, war es eine richtige Entschei-
dung, im Jahre 2006 das Personal beim 
Bundesamt für Verfassungsschutz, das zu-
ständig gewesen ist für die Behandlung des 
Themas Rechtsextremismus, um 20 Prozent 
zu reduzieren? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich habe die 
Entscheidung so nicht getroffen, aber aus 
damaliger Sicht war es - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: War 
das eine richtige Entscheidung? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender, aus damaliger Sicht war es richtig, 
den Schwerpunkt auf den Bereich Islamis- 
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mus zu legen. Das war die richtige Entschei-
dung aus damaliger Sicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
aber heißt denn, eine höhere Aufmerksam-
keit der einen Herausforderung zu widmen, 
gegenüber einer anderen Herausforderung 
die Augen zu schließen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, aber 
Sie haben nur begrenzte Ressourcen, und 
die müssen Sie nach Prioritäten einsetzen. 
Die müssen Sie richtig priorisieren, und die 
Priorisierung war richtig damals. Dazu stehe 
ich. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
wundere mich nur, dass Sie eine Reduzie-
rung des Personals beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz im Jahre 2006, das zu-
ständig gewesen ist für das Thema Rechts-
extremismus, als Glanzleistung von Herrn 
Dr. Schäuble darstellen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich stelle 
als Glanzleistung dar, dass wir das Bundes-
amt für Verfassungsschutz entscheidend 
gestärkt haben und dass es auch deswegen 
gelungen ist, schwerwiegende Anschläge 
von diesem Land fernzuhalten, und darauf 
bin ich sehr stolz, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
beginnen mit der ersten Berliner Runde, Herr 
Dr. Hanning. 

Zeuge Dr. August Hanning: Okay. Ja-
wohl. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht hat zunächst die Unionsfraktion, 
und das Wort hat der Kollege Clemens Bin-
ninger. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Dr. Hanning, vielen Dank für Ihre Ausführun-
gen. Was wäre das Leben ohne Kompetenz-
streit, hat man manchmal den Eindruck. 
Auch die Energie, die darauf verwandt wird, 
haben wir ja hier schon häufig erfahren. Al-
lerdings verwenden wir selber auch sehr viel 
Energie darauf hier.  

Ich will es nur in einem Punkt ansprechen 
und dann auf das eingehen, wo Sie uns 
vielleicht sehr viel mehr helfen können für 
unseren Untersuchungsauftrag. 2006 war  
 

diese leidvolle Debatte, das BKA, Teile des 
BKA hätten das Verfahren gerne gehabt. Der 
Präsident sah es dann am Ende anders. 
2004 wollten dann die Länder, dass das BKA 
übernimmt; da wollte das BKA nicht, weil der 
Schwerpunkt in Bayern war. Ich wollte Sie 
nur fragen, ob ein Jahr nach dieser angeblich 
so leidenschaftlichen Debatte - das BKA 
muss den Fall übernehmen -, ob Ihnen be-
kannt ist, dass der damalige Referatsleiter, 
der 2006 noch so ein flammender Befürwor-
ter war, seinem Präsidenten ein Jahr später 
aufgeschrieben hat, als Präsident Ziercke zu 
seinem Pendant, dem Herrn Kindler, nach 
Bayern fuhr - - Zum Thema Ermittlungen in 
Sachen Ceska-Mordserie steht folgender 
Satz drin - das ist MAT A BKA-2/27.O13

*
, 

Führungsinformation 33 -: Da schreibt also 
der Referatsleiter, der ein Jahr vorher auch 
seiner Amtsleitung empfohlen hat: „Wir müs-
sen das Verfahren unbedingt an uns ziehen, 
das Einzige, was hilft“, jetzt:  

Sofern seitens des BayStMI eine 
personelle Unterstützung oder gar 
Übernahme des Verfahrens 

- also Wunschvorstellung des BKA, noch ein 
Jahr vorher - 

erbeten wird, sollte dem ablehnend 
entgegengetreten werden. 

Und dann weiter unten: 

Mit den derzeit bearbeiteten 
Spurenkomplexen kommt das BKA 
seinem spezifischen Auftrag mehr 
als angemessen nach und ist 
deutlich ausgelastet. 

War Ihnen das bekannt, dass man hier 
offensichtlich auf Arbeitsebene, will ich mal 
sagen, kein festes Meinungsbild hatte, son-
dern im Prinzip auch ein bisschen aus - - Ich 
weiß nicht, aufgrund welcher Motive her. 
Man kann ja nicht ein Jahr sagen: „Wir brau-
chen es unbedingt“, und in einem anderen 
Jahr: Selbst wenn die Bayern jetzt darum 
bitten, lehnen wir es ab. - Wussten Sie da-
von, von diesem etwas schwankenden Mei-
nungsbild in der Fachabteilung? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, Herr 
Abgeordneter, ich wusste davon nicht; denn 
das sind jetzt alles Gespräche, die auf Fach-
ebene geführt wurden. Aber mein Eindruck 
war, dass das BKA sozusagen auch nicht mit  
 

                                                      
*
 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-
stelle lautet MAT A BKA-2/27.O13, Blatt 211. 
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großer Konsequenz seinerzeit die Zentrali-
sierung betrieben hat; denn sonst hätte der 
Präsident ja dem auch nicht zugestimmt, 
dass man dann in Garmisch-Partenkirchen 
im Ergebnis ja anders entschied. 

Das BKA hat ja auch nur begrenzte Res-
sourcen. Ich meine, wir haben ja eben die 
Diskussion geführt. Natürlich, ich sage Ihnen: 
Im Bereich innere Sicherheit leben Sie immer 
mit großen Knappheiten. Sie müssen immer 
Knappheiten verwalten. Es reichen die Res-
sourcen nie aus. Sie können natürlich für 
jede Aufgabe sehr viel mehr Ressourcen 
einsetzen. Also, im Grunde ist es immer eine 
Verwaltung von Knappheit, und ich weiß, 
dass die Ressourcen beim BKA sehr be-
grenzt waren, auch damals. Später kam der 
Sauerland-Fall dazu, der uns alle sehr inten-
siv beschäftigt hat, und dann hätte wahr-
scheinlich das BKA auch gar nicht die Res-
sourcen gehabt, um diesen Fall dann wirklich 
richtig zu bearbeiten.  

Also, insoweit ist es sozusagen schon 
immer eine schwierige Frage der 
Priorisierung. Das BKA hat dann Prioritäten 
ganz offenbar geändert.  

Noch mal: Der Schwerpunkt der Ermitt-
lungskompetenzen - und das meine ich jetzt 
auch fachlich - in diesem Land - und das 
habe ich gelernt -, der liegt eben nicht beim 
BKA, der liegt bei den Ländern. Die Länder-
behörden, die betreiben ganz schwerpunkt-
mäßig die Ermittlungen in ihrem Lande. Da 
liegt die große Erfahrung, und es ist schon 
sehr wichtig, dann auch diese Erfahrung ent-
sprechend zu nutzen, am besten im koope-
rativen Einwirken und Mitwirken zwischen 
BKA und den Ländern. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ab-
schließende Frage zum Thema Kompetenz, 
weil wir natürlich als Mangel schon identifi-
ziert haben: Der Kompetenzstreit zwischen 
Ermittlern, zwischen Landes- und Bundes-
behörden, manchmal auch zwischen Polizei 
und Verfassungsschutz, was Informations-
austausch angeht, war ein Grundproblem 
dieser gesamten Serie. Das zieht sich durch 
wie ein roter Faden. Was man aus der Zei-
tung liest, werden wir nächste Woche wohl 
von der Bund-Länder-Kommission Vor-
schläge hören, die auf der IMK vorgestellt 
werden, wie das behoben werden könnte.  

Mir fiel vorher Ihr Satz auf, den ich auch 
so wahrnehme: Das BKA-Gesetz sieht ei-
gentlich für alle Fälle eine Regelung vor - 
theoretisch. Praktisch ist das nicht so ein- 
 

fach. - Wie, bitte, müsste man denn - - Und 
jetzt gehen wir mal weg vom Terrorismus, 
weil man es ja von Beginn an gar nicht im-
mer weiß. Was wäre denn heute, wenn wir 
eine Mordserie bekämen, was wir alle nicht 
hoffen, mit zwei Taten in Hessen, drei in 
Brandenburg - es hängt zusammen -, und 
dann passiert ein Jahr oder zwei Jahre lang 
nichts, und es sind zwei Staatsanwaltschaf-
ten zuständig, es sind zwei Länderpolizeien 
zuständig? Wie müsste dann eine Regelung 
aussehen, dass man sagt: „Bei länderüber-
greifenden Kapitalverbrechen muss auf Poli-
zei- und Justizseite eine Stelle zuständig 
sein“? Das muss aber ja nicht zwingend das 
BKA sein. Oder sehen Sie das anders? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, wenn Sie also bei jedem länder-
übergreifenden Vorgang eine Zuständigkeit 
des BKA begründen würden,-  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir re-
den nicht von Terrorismus. Generell. 

Zeuge Dr. August Hanning: - nein, ich 
weiß -, dann müssten Sie das BKA ganz er-
heblich ausbauen, aufbauen. Das kann das 
BKA in dieser Struktur nicht leisten. Ich finde, 
in solchen Fällen müsste man überlegen, ob 
das BKA dann von einer Staatsanwaltschaft 
beauftragt wird. Das geht ja in der Praxis 
auch relativ problemlos. Dann hat man je-
denfalls ganz klare Zuständigkeitsabgren-
zungen. Oder man muss eben, wenn man 
das innerhalb der Länder betreibt, eine klare 
Federführung festlegen, und da gibt es na-
türlich ein Problem, und das ist das Informa-
tionsmanagement. Also, ich komme ja aus 
dem Terrorismus. Ich habe mich intensiver 
mal beschäftigt in Israel. Da war ich mal 
Zeuge, wie sozusagen ein Suizidattentäter 
dann davon abgehalten wurde, sein Vorha-
ben durchzubringen. Da gibt es so ein paar 
Grundprinzipien, die gelten generell. Und ein 
Grundprinzip ist, dass derjenige, der ermit-
telt, der die ermittlungsleitenden Entschei-
dungen trifft, alle Informationen haben muss, 
und daran fehlt es häufig. Also, man muss im 
Grunde ein Management erreichen - und 
dann spielt es letztlich keine entscheidende 
Rolle mehr, ob es das BKA ist oder ob es 
dann ein Land ist -, dass derjenige, der für 
die Vermittlung verantwortlich ist - - Aber es 
beginnt schon damit: Es muss einer verant-
wortlich sein; damit beginnt es schon. Wer  
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verantwortlich ist, der muss alle Informatio-
nen haben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Kann 
man sagen: „Wer die Verantwortung hat, 
muss das Sagen haben und die Informatio-
nen“? 

Zeuge Dr. August Hanning: Jawohl, und 
dann müssen die anderen auch verpflichtet 
sein, die Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Und es gibt inzwischen Software, es 
gibt IT-Strukturen, wo Sie das ohne Weiteres 
können, wo alle Informationen eingestellt 
werden können, sodass das greifbar ist, 
abgreifbar ist von demjenigen, der die Ver-
antwortung trägt. So muss man das organi-
sieren, und das kann man auch organisieren. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also, 
wir legen Ihre Aussage nächste Woche dann 
als Maßstab an, wenn der Vorschlag präsen-
tiert wird. 

Jetzt will ich aber mit Ihnen zurückgehen 
in die Zeit, wo Sie im Bereich der Nachrich-
tendienste Verantwortung getragen haben, 
weil ich glaube, dass es da viele interessante 
Aspekte gibt.  

Sie haben als Geheimdienstkoordinator 
und später als BND-Präsident ja auch immer 
an den Sitzungen des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums teilgenommen. Und da ist 
mir ein Sprechzettel für den damaligen BfV-
Präsidenten Frisch aufgefallen - MAT A BK-
3/1 -, wo im Mai 1998 - - Da waren Sie noch 
Geheimdienstkoordinator oder schon BND-
Präsident? Aber egal, in einer der beiden 
Funktionen waren Sie. 

Zeuge Dr. August Hanning: Da war ich 
Abteilungsleiter im Bundeskanzleramt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Da hat 
man berichtet über Entwicklungen rechts-
extremistischer Gewalttaten, mögliche terro-
ristische Ansätze. Das Thema war also 98 
durchaus in irgendeiner Form auf dem 
Schirm, zumindest in der Bedeutung, dass 
mal vorgetragen wurde. 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, Rechtsextremismus und mögli-
che rechtsterroristische Aktivitäten waren ja 
immer in der Bundesrepublik Deutschland 
virulent. Ich erinnere: Der größte Anschlag  
 

mit den größten Schäden war der Anschlag 
auf dem Münchener Oktoberfest.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okto-
berfest, ja. 

Zeuge Dr. August Hanning: Das war ein 
rechtsterroristischer Anschlag. Das war der 
größte Anschlag auf deutschem Boden, 
glaube ich, bisher. Also, insoweit können Sie 
schon unterstellen, dass da immer auch die 
Überlegung da war: Kann das nicht wieder 
vorkommen? - Und da spielt natürlich immer 
die große Frage der Einzeltäter - - Ich meine, 
das war ja wahrscheinlich - wir wissen es 
nicht genau - auf dem Oktoberfest ein Ein-
zeltäter. Es kann ganz kleine Gruppierungen 
geben - und das hat sich ja leider hier auch 
bestätigt -, die durchaus bereit, willens, fähig 
sind, solche Anschläge auszuführen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Jetzt 
gehöre ich diesem Gremium ja auch an, aus 
dem ich jetzt nicht berichten darf, aber ich 
will nur sagen: Es ist ja was Besonderes, 
wenn es im PKGr von den Sicherheitsbehör-
den von sich aus auch draufgenommen wird 
und berichtet wird, und das war 98 der Fall. 
In diesem Sprechzettel tauchen auch auf 
Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe - 98, im 
Mai -, in einem Gremium, wo alle bundes-
deutschen Sicherheitsbehörden ja vertreten 
sind. Das bringt ja auch die Bedeutung zum 
Ausdruck. 

Aber dann passiert etwas, was wir später 
in den Akten immer wieder finden und wo ich 
Sie fragen würde: War das nicht - - war das 
üblich, diese frühe Festlegung auf einen Er-
klärungsansatz? Von dem kam man dann 
nicht mehr runter. Ich will Ihnen kurz vorhal-
ten: Also, Herr Frisch trägt vor, nennt auch 
die Jenaer Bombenbastler, auch namentlich, 
was sie gemacht haben, dass sie auf der 
Flucht sind, untergetaucht, Mai 98. Und dann 
kommt die Bewertung, und die ist immer 
gleich. Die lesen wir 2003 wieder im Papier 
des BfV, die lesen wir 2004 wieder. Sie ist 
immer gleich. Das war ein Textbaustein aus 
den Neunzigern, an dem hat man so richtig 
nie gerüttelt, und da möchte ich wissen, wa-
rum. Die Bewertung lautet: 

Derzeit gibt es in Deutschland keine 
rechtsterroristischen Organisati-
onen oder Strukturen. Zum einen 
mangelt es hierfür an geeigneten 
Führungspersonen, logistischen 
Voraussetzungen und finanziellen  
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Mitteln. Zum anderen fehlt die 
Unterstützer-Szene, die für einen 
nachhaltigen, aus der Illegalität 
heraus geführten bewaffneten 
Kampf unabdingbar ist.

*
 

Usw. - Das ist die RAF-Erklärung, mit der 
man immer dort - - War es so, dass man sich 
nie davon lösen konnte von der Vorstellung, 
es könnte hier ganz andere Strukturen ge-
ben? Warum immer - - Und davon kam man 
nie mehr ab. Warum? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, das ist 
eine ganz wichtige Frage, die man auch im 
Nachhinein stellen muss, und ich glaube, das 
hat in der Tat was mit den Erfahrungen aus 
der RAF-Zeit zu tun, ja. Es hat auch damit zu 
tun, dass wir lange Zeit - und da spielten 
dann diese islamistischen Strukturen eine 
Rolle -, dass wir sehr lange den Einzeltäter 
unterschätzt haben. Ich meine, der einzige 
Al-Qaida-Anschlag in den letzten Jahren ist 
durch einen Einzeltäter - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Am 
Frankfurter Flughafen. 

Zeuge Dr. August Hanning: - am 
Frankfurter Flughafen ausgeführt worden. 
Also, wir haben das Phänomen Einzeltäter, 
glaube ich, unterschätzt, ja, weil wir sehr 
stark gekommen sind von der Problematik 
Linksterrorismus - RAF haben Sie gerade 
erwähnt - und auch von der Thematik her al-
Qaida und diesen Organisationen. Wir haben 
also sehr stark in Organisationen gedacht, 
und das muss man sicher im Nachhinein 
kritisieren. Das ist so.  

Und wir haben auch unterschätzt ein Po-
tenzial, was sozusagen mit White 
Supremacy - das habe ich ja eben schon mal 
erwähnt - zu umschreiben ist, also die Vor-
stellung von Einzelnen, dass sozusagen die 
Vorherrschaft des Weißen bedroht sei und 
wir in Deutschland bedroht seien durch die 
Einwanderer, und deswegen müsse man 
sozusagen gewaltsam jetzt diesen Herr-
schaftsanspruch - ich formuliere es mal mit 
meinen Worten - durch terroristische Aktivi-
täten absichern. Diese Leute - wir kennen es 
in den USA, wir kennen es aber auch zum 
Teil aus Schweden; Breivik ist ja auch so ein  
 

                                                      
*
 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle lautet MAT A BK-3/1, Seiten 3 und 4 des 
Sprechzettels. 

 

Beispiel - schrecken eben in ihrer Skrupello-
sigkeit vor nichts zurück, und das haben wir, 
glaube ich, unterschätzt. Das ist, glaube ich, 
der Grund, der letztlich dahintersteht hinter 
diesen Fehleinschätzungen, die Sie da ge-
rade auch noch mal genannt haben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sie ha-
ben ein paar Mal jetzt schon in Ihrer Stel-
lungnahme gesagt, wir hätten mehr von den 
Erkenntnissen über ausländische Rechts-
extremisten lernen müssen, haben auch 
immer wieder die Länder genannt. Jetzt 
Frage an Sie: Gab es denn zu Ihrer Zeit im 
BND eine Organisationseinheit, die sich mit 
solchen Phänomenen im Ausland befasst 
hat, die quasi auch Informationen hatte über 
Strukturen rechtsextremistischer Art, rechts-
terroristischer Art im Ausland? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich kann Ih-
nen das jetzt aus meiner Erinnerung nicht 
präzise sagen; aber wir haben die Situation 
in Schweden schon beobachtet. Nach meiner 
Erinnerung war es im Wesentlichen das BfV. 
Das Bundesamt für Verfassungsschutz ist ja 
im Berner Club eingebunden, und die haben 
da eine sehr gute Zusammenarbeit. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Könn-
ten Sie für die, die den Namen vielleicht noch 
nie gehört haben, sagen, was der Berner 
Club ist? 

Zeuge Dr. August Hanning: Der Berner 
Club ist der Zusammenschluss der Inlands-
nachrichtendienste innerhalb der EU, plus 
Norwegen und Schweiz, und nennt sich Ber-
ner Club, und dieser Berner Club hat einen 
sehr intensiven internen Informationsaus-
tausch über Vorgänge von Bedeutung, sei es 
grenzüberschreitend, sei es, dass ein Dienst 
sich dafür interessiert. Das ist eigentlich eine, 
wie ich finde, durchaus sehr funktionierende 
Einrichtung, die auch durchaus erfolgreich 
agiert. Und da gab es auch - ich meine - 
Vorträge vom BfV gerade zu der schwedi-
schen Situation. Also, im Grunde hätte uns, 
glaube ich, die Situation in Schweden - und 
da gab es immer gewisse Querverbindungen 
nach Deutschland - noch stärker beunruhi-
gen müssen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Können 
Sie sich an die noch erinnern, diese Quer-
verbindungen nach Deutschland? 
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Zeuge Dr. August Hanning: Ja, es gab 
hier - aber das war alles Sache, die das BfV 
dann vorgetragen hat - schwedische Rechts-
extremisten, die versucht haben, hier in 
Deutschland Fuß zu fassen. Es gab auch 
Querverbindungen von Deutschland nach 
Schweden. Also, das spielte immer eine ge-
wisse Rolle. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): War 
das irgendwie eingrenzbar in Deutschland? 
Das muss ja irgendwie aus bestimmten - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, da gibt 
es genaue Namen. Die kann ich Ihnen jetzt 
aber leider alle nicht sagen. Es gab genaue 
Namen. Berlin spielte eine gewisse Rolle. Ich 
habe diese Vorträge noch vor mir, aber lei-
der - bitte ich um Nachsicht - nicht mehr jetzt 
präzise Namen und Ähnliches bereit. Aber es 
gab Querverbindungen von Schweden hier 
nach Deutschland. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Hängt 
das auch damit zusammen: Wir haben ja 
zunächst in der Presse, aber dann jetzt auch 
in den Akten ja entnommen, dass der ita-
lienische Inlandsgeheimdienst schon im Fe-
bruar 2003 - und an dieses Schreiben hat er 
jetzt nach Auffliegen der Terrorzelle noch mal 
erinnert - von einem internationalen Treffen 
von Neonazis im November 2002 in Belgien 
den deutschen Stellen berichtet hat, und da 
taucht auch die Bewertung auf, dass - ich 
lasse jetzt mal den Namen weg - ein be-
kannter deutscher Neonazi ein angeführtes, 
in Deutschland existierendes militantes 
Netzwerk erwähnt, welches mit geheimen 
Aktivitäten befasst sei. Sind solche Hinweise 
schon denkbar, wenn man sich austauscht, 
dass da also so etwas kommt? 

Zeuge Dr. August Hanning: Das ist 
denkbar. Wir hatten ja damals diese „Blood & 
Honour“-Geschichte, die aus meiner Sicht 
sehr gefährlich war, und da hat das Bundes-
amt für Verfassungsschutz ja sich sehr inten-
siv drum gekümmert. Die Organisation ist ja 
auch verboten worden. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Im Jahr 
2000. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja. Und da 
gab es Leute, die auch vom Bundesamt, 
soweit ich mich daran jetzt erinnere, durch- 
 

aus als gefährlich eingestuft wurden, die 
dann zum Teil auch abgetaucht sind. Und da 
gab es auch Querverbindungen, ich glaube, 
vor allem nach Großbritannien, aber auch 
noch in die USA.  

Also, diese rechte Szene war in gewis-
sem Umfang schon miteinander auch ver-
netzt; das muss man schon sagen. Und es 
gab eben auch Einflüsse aus anderen euro-
päischen Ländern auf die rechte Szene hier 
in Deutschland. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wenn 
solche Informationen kommen aus dem 
Ausland, dann gehen die immer nur ans BfV, 
und Sie erfahren es im Rahmen eines Lage-
vortrags vom Kollegen bei der ND-Lage, oder 
steuern die automatisch auch den BND an? 

Zeuge Dr. August Hanning: Na gut, wir 
haben jetzt immer über die Zuständigkeits-
abgrenzung innerhalb Deutschlands gespro-
chen. Also, in diesem Bereich ist das natür-
lich ein bisschen schwierig: Ist die EU noch 
Inland, Ausland? Ich meine, das Bundesamt 
für Verfassungsschutz hat immer ein stück-
weit reklamiert: Das ist sozusagen - - das ist 
unser Turf. Wir haben die enge Zusammen-
arbeit mit den anderen Diensten in den be-
treffenden Ländern in Europa. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also, 
EU-Dienste werden vom BfV eher noch als 
weit ausgelegter Inlandsbegriff verstanden? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, wenn 
man so will. Also, das war - - Ich sage mal: 
Ich habe als BND-Präsident da auch nicht 
stark dagegengehalten, weil die einfach - - 
Die hatten da die klaren Kanäle, die hatten 
die Verbindungen, und da bin ich immer sehr 
pragmatisch gewesen. Wenn das Bundesamt 
für Verfassungsschutz meint, das besser zu 
können, gut, dann sollen sie es machen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Jetzt 
wissen wir ja aus den Akten, dass es, was 
dieses NSU-Umfeld angeht, ja auch nicht 
von den dreien selber - das ist nicht belegt -, 
aber von Unterstützern oder Umfeld „Thürin-
ger Heimatschutz“ Reisebewegungen nach 
Südafrika zu dem rechtsextremistischen 
Publizisten Nordbruch gegeben haben soll. 
War Ihnen das bekannt? War so was mal 
Thema?  
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Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich 
erinnere mich nicht daran. Es gab immer 
diese Querverbindung. Wir hatten ja auch 
immer ein Problem mit dem Internet. Es gab 
ja immer Internetaufrufe aus den USA. Da 
habe ich mich auch häufiger drum kümmern 
müssen. Also, wir hatten immer das große 
Problem, dass die Amerikaner zu uns kamen 
und sich über Rechtsradikalismus in 
Deutschland beschwert haben, und wir ha-
ben denen immer gesagt: „Also, schaut euch 
mal eure eigenen Websites an aus den 
USA“, was hier rüberkommt, was sie nicht 
kontrollieren können aufgrund ihres Freedom 
of Information Act.  

Also, es gab immer diese engen Quer-
verbindungen. Das gab es schon. Aber was 
sie eben nicht gesehen haben, das war so-
zusagen dieser terroristische Ansatz. Das 
war eben das, und das war eben etwas, was 
im Nachhinein eben unterschätzt worden ist: 
dass diese kleine Gruppe eben diese Art von 
skrupellosem Terrorismus veranstaltete. 
Dafür gab es keinen Ansatz. Es gab ja auch 
keine andere Gruppe - jedenfalls soweit wir 
das bisher wissen; mit aller Vorsicht -, die 
also in ähnlicher Weise vorgegangen ist. 
Insoweit war das schon wahrscheinlich eine 
singuläre Erscheinung. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
ich frage mich jetzt: Wenn ein italienischer 
Partnerdienst im Jahr 2003 über ein Treffen 
in Belgien berichtet und dort zur Bewertung 
kommt, da sei Thema gewesen ein von ei-
nem bekannten Neonazi angeführtes existie-
rendes militantes Netzwerk, welches mit 
geheimen Aktivitäten befasst sei - - Jetzt 
muss da am Ende nichts dran sein, aber der 
Partnerdienst wird ja den Gehalt ein bisschen 
auch schon bewertet haben und nicht jede 
obskure Banalität den deutschen Kollegen 
mitteilen. Müsste so etwas nicht eine inten-
sivere Nachforschung auslösen? Was mei-
nen die damit, -  

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - ge-
heime Aktivitäten, Netzwerk, militant?  

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter Binninger, wenn Sie das jetzt so 
vortragen, dann denkt man: Ja, natürlich, 
klar. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Des-
halb frage ich ja. 

Zeuge Dr. August Hanning: Wenn Sie 
am Schreibtisch sitzen und - ich sage mal - 
jede Woche zwei, drei dieser Meldungen 
bekommen, dann schätzen Sie das natürlich 
auch ein bisschen anders ein. Es gibt natür-
lich gerade im Terrorbereich eine Unmenge 
von Hinweisen: Da hat sich eine Gruppe 
gebildet, da hat sich eine Gruppe gebildet. 
Ich kann mich noch erinnern an die Zeit vor 
9/11, nach 9/11.  

Wenn Sie jetzt im Nachhinein sich das 
anschauen, dann sagen Sie: Ja, warum hat 
man das nicht? Warum hat man das nicht? - 
Mit dem Wissen von heute, ja, natürlich. Aber 
wenn Sie handeln, wenn Sie da agieren, 
wenn Sie sozusagen den Heuhaufen vor sich 
haben und dann da machen, da, da - die 
müssen das ja priorisieren -, dann muss man 
sich fragen: Wie werthaltig war das? - Da 
muss geprüft werden: Ist der italienische 
Dienst sozusagen in diesem Punkte verläss-
lich, ist er zuverlässig?  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
hat er für eine Quelle? 

Zeuge Dr. August Hanning: Worauf 
gründet sich diese Meldung? Dann müsste 
man ja Residenten in Rom hinschicken und 
fragen: Was ist denn sozusagen der Hinter-
grund? Ist das eine solide Quelle, oder ist 
das möglicherweise jemand, der eigentlich 
nur durch irgendwelche Lügenmärchen noch 
weiter Geld verdient - ich sage es mal - oder 
„unzuverlässig“ kann man das sozusagen 
qualifizieren? Also, es stellt sich eine Fülle 
von Fragen.  

Ich weiß jetzt nicht, wie man mit dem 
Vorgang hier genau umgegangen ist. Natür-
lich wäre das ein Ansatz gewesen. Ob da-
mals schuldhaft dem nicht nachgegangen ist 
oder nicht, das wage ich nicht zu beurteilen. 
Das müsste man wirklich im Gesamtkontext 
der Meldung sich dann anschauen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
Sie haben jetzt ja ein paar Punkte genannt, 
die man eigentlich - ich sage jetzt mal - als 
Mindestmaß erwarten müsste, nämlich: Ab-
klären der Information, Kontakt mit den ita-
lienischen Kollegen, Bewertung der Quelle. 
Gab es weitere Hinweise? Auch mal Nach-
fragen in anderen Ländern - Großbritannien, 
Schweden -: Habt ihr davon auch gehört? 
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Zeuge Dr. August Hanning: Man müsste 
versuchen, die Namen rauszukriegen, und 
man müsste vor allem noch mal die Verläss-
lichkeit der Quelle nachfragen, klar. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also, 
wir haben bisher noch nicht viel gefunden in 
den Akten. Da wird auch eine Person ge-
nannt, zu der man noch keine Erkenntnisse 
hat im Jahr 2003. Den speichert man aber 
nicht mal in NADIS. Das passiert dann erst 
im Jahr 2005. Also, so richtig den Eindruck, 
dass das, was Sie jetzt gerade skizziert ha-
ben, gemacht wurde, finden wir bislang nicht. 
Wir müssen dem noch mal nachgehen, weil 
wir auch erst unlängst dazu die Akten ange-
fordert haben.  

Aber das bleibt für mich, diese frühe 
Festlegung auf bestimmte Täterprofile, auf 
bestimmte Erkenntnisse, und wenn dann 
etwas kommt, was nicht ins Schema passt, 
wird es eher ein bisschen stiefmütterlich be-
handelt. Täuscht mich der Eindruck? Oder 
wenn es etwas ist, was vielleicht schon fast 
eine Spur zu groß ist, wird es irgendwie eher 
stiefmütterlich behandelt.  

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, das kann man im Grunde eigent-
lich nur im Gesamtkontext bewerten, also: 
Wie viele Meldungen dieser Art gab es ei-
gentlich damals? Wie verlässlich war das? 
Wie verlässlich war das damals? Passte das 
sozusagen ins allgemeine Meldungsbild? 
Passte das nicht rein? Im Grunde müsste 
man sozusagen da handwerklich richtig ran-
gehen, das noch mal nachvollziehen: Wie ist 
damit umgegangen worden? Gab es andere 
Meldungen, die das bestätigt haben, nicht 
bestätigt haben?  

Insoweit kann man das immer jetzt 
schlecht bewerten. Wenn Sie diese Meldung 
haben, gut, dann kann man das natürlich 
schon so ausführen. Aber noch mal: Die Ge-
samtbewertung, da müsste man einfach 
schon mehr Informationen haben. Da müsste 
man noch mal das damalige Meldungsbild 
haben, die damalige Gesamtlage, die Bedro-
hungslage. Gab es mehrere Treffen dieser 
Art? Ist das völlig singulär gewesen? Eine 
Fülle von Fragen müssten Sie stellen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
meine, es gibt ja genügend Anknüpfungs-
punkte. Ein völlig vager Hinweis, der irgend-
etwas behauptet, den kann man sicher 
schnell ablegen; aber hier gab es ein kon- 
 

kretes Treffen, es gab einen Ort in Belgien, 
es gab deutsche Namen, es gab einen Part-
nerdienst. Also, wir gehen der Sache noch 
mal nach.  

Ich hätte noch in der ersten Runde eine 
letzte Frage zum Thema internationale Be-
züge. Wir wissen, dass Mitte der 90er, also 
wohl zum Ende des Konfliktes auf dem Bal-
kan, auch viele - bis zu 100 wohl - deutsche 
Rechtsextremisten als Söldner in das ehe-
malige Jugoslawien gefahren sind und dort 
zum Teil aufseiten der Kroaten wohl mitge-
kämpft haben. Hatten Sie das damals schon 
und auch später als BND-Präsident mit im 
Blick? Weil wir uns ja häufig auch die Frage 
stellen: Wo kommt dieses gute Training an 
Waffen und Sprengstoffen her? Kollege 
Wieland hat zwar gemeint gestern, das lernt 
man bei der Bundeswehr, aber da bin ich mir 
sicher, dass man das in der Wehrdienstzeit 
nicht lernt.  

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Das mit dem 

Sprengstoff gerade nicht! Das war 
die einzige Ausnahme!) 

- Und Waffen auch nicht. Waffen auch nicht 
in der kurzen Zeit.  

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Doch, doch!) 

Deshalb die Frage: Haben Sie das im 
Blick behalten? Hat man sich da ausge-
tauscht? Ich meine, amtsbekannte Neonazis, 
die auf den Balkan fahren und sich dort als 
Söldner verdingen und dann wieder zurück-
kommen, sind ja in Gefährlichkeit noch viel 
stärker zu bewerten als vorher. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, wir 
haben natürlich damals gewusst, dass sich 
auf dem Kriegsschauplatz auf dem Balkan 
sehr viele getummelt haben. Wir haben uns 
als BND vor allen Dingen gekümmert um die 
islamistischen Kämpfer, die aus den arabi-
schen Ländern dort in Bosnien eingesetzt 
waren. Da gab es ganze bosnische Briga-
den, relativ dicht bei al-Qaida. Da gab es 
immer wieder Bedrohungen auch in Richtung 
Deutschland aus Bosnien. Das war unser 
Hauptthema.  

Das Thema, was Sie gerade ansprechen: 
Also, ich kann mich nicht erinnern, dass wir 
das als Bundesnachrichtendienst bearbeitet 
haben. Das müsste dann eher vom Bundes-
amt für Verfassungsschutz bearbeitet worden 
sein; denn das sind ja offenbar erkannte  
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Neonazis gewesen oder erkannte jedenfalls 
Leute der Rechtsextremisten, die mit Sicher-
heit Spuren auch hier im Inland hinterlassen 
haben. Also, mir als BND-Präsident ist das 
damals nicht als Problem in Erinnerung. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. 
Danke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt zur SPD-Fraktion. Das 
Wort hat die Kollegin Dr. Högl.  

Dr. Eva Högl (SPD): Guten Morgen, Herr 
Dr. Hanning! 

Zeuge Dr. August Hanning: Guten Mor-
gen, Frau Högl! 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich möchte mich 
noch mal kurz beziehen auf Ihre Eingangs-
bemerkungen. Sie haben ausgeführt - ich 
zitiere Sie da auch wörtlich -, dass sich un-
sere Sicherheitsarchitektur bewährt hat. Das 
ist sicherlich - - Sie betrachten einen langen 
Zeitraum. Ich kann verstehen, warum Sie zu 
dieser Erkenntnis kommen. Wir sitzen hier 
zusammen, weil wir nach Fehlern suchen, 
die gemacht wurden, und unsere Aufgabe ist 
es, hier zu schauen, warum sie sich gerade 
in einer konkreten Mordserie nicht bewährt 
hat, diese Sicherheitsarchitektur. Das ist 
unsere Aufgabe hier. Ich will Ihnen auch 
ganz offen sagen - und das ist mir sehr wich-
tig, das noch mal zu betonen -: Es müssen 
Fehler gemacht worden sein. Wenn vierzehn 
Jahre eine Terrorgruppe aus dem Rechts-
extremismus untertaucht, zehn Morde 
begeht, fünfzehn Banküberfälle, zwei 
Sprengstoffanschläge mit vielen Verletzten, 
müssen bei den deutschen Sicherheits-
behörden Fehler gemacht worden sein. Das 
ist, hoffe ich, unstrittig, dass wir das so se-
hen, und wir sitzen deswegen hier zusam-
men. Ich sage das extra, weil Sie das in Ihrer 
Eingangsbemerkung so pointiert formuliert 
haben: Natürlich sind wir heute alle schlauer, 
alle miteinander, also, wir genauso wie die, 
die damals fachlich damit betraut waren. Wir 
bemühen uns aber, als Abgeordnete uns in 
die Situation von damals hineinzuversetzen 
und zu schauen: Was hätte man wissen kön-
nen, was hätte man sogar wissen müssen, 
und wo sind Informationen nicht zusammen-
geflossen?  

 

Und deswegen, weil Sie ja so lange damit 
dienstlich betraut waren, auch mit dieser 
Mordserie - es wurde schon drüber gespro-
chen -, möchte ich Sie mal fragen: Was wa-
ren denn Ihre ersten Gedanken und Reaktio-
nen, als Sie im November 2011 erfahren 
haben, dass es der NSU war, dass es diese 
mörderische Bande war? Wie war das denn? 
Sie waren ja so lange damit befasst. Was 
waren Ihre ersten Gedanken?  

Zeuge Dr. August Hanning: Also, für 
mich war das schon eine große Überra-
schung, weil ich mir auch eigentlich nicht 
vorstellen konnte, dass eine Gruppe so lange 
abtauchen konnte - auch nach dem Vorle-
ben -, ohne dass man die nicht entdeckt hat. 
Das war auch in der Tat mein Eindruck. Und 
dann habe ich mich gefragt: Ist das denn 
jetzt wirklich die Aufklärung für diese ganzen 
Ceska-Morde? Ich habe ja auch gesagt: Für 
mich stellen sich immer noch viele offene 
Fragen. Also, ganz plausibel ist das ganze 
Geschehen für mich nach wie vor nicht.  

Dadurch, dass diese Täter sich so - aus 
unserer Sicht - merkwürdig, auch irrational 
verhalten haben, liegt natürlich auch ein 
Schlüssel für das relative Versagen der 
Sicherheitsbehörden. Sicherheitsbehörden 
vermuten immer eine rationale Motivation, 
rationalen Tätergrund, klare Motive. Hier ist 
die Motivlage ja so diffus und - ich sage mal - 
für normale Mitteleuropäer wirklich nur 
schwer nachvollziehbar. Da muss man sich 
wirklich in die Gedankenwelt dieser Leute 
hier hineinbegeben, und das hat sicher von 
Anfang an mit dazu beigetragen, dass hier 
sozusagen nicht erfolgreich gearbeitet 
wurde. Ich stimme Ihnen ja zu: Hier sind 
Fehler gemacht worden, natürlich Kritik. Ich 
meine, meine Bemerkung - - Ich meine, ich 
sehe nicht nur diesen Fall. Das ist ein Fall, 
aber es gibt viele andere Fälle, wo wir durch-
aus erfolgreich waren.  

Ich glaube, wir müssen aufpassen, dass 
wir mit der Kritik an diesem Fall nicht das 
Kind mit dem Bade ausschütten, und das ist 
so ein bisschen Ziel meiner Bemerkung ge-
wesen. Aber umso wichtiger ist, dass man 
das aufarbeitet hier. Da bin ich ja voll dafür. 
Natürlich, es sind Fehler gemacht worden, 
und man muss sich fragen: Wie kommt das, 
und wie kann man vor allen Dingen künftig 
solche Fehler vermeiden? Das ist ja das 
Entscheidende. Man kann jetzt in der Retro-
spektive viel Kritik üben, und wahrlich ist das 
ja auch durchaus begründet, was ich so über  
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die Medien mitbekomme. Aber die entschei-
dende Frage ist doch: Was können wir tun, 
um künftig solche Fälle zu vermeiden? Und 
dazu habe ich ja versucht auch einen Beitrag 
zu leisten.  

Und ich glaube, dass man wirklich wacher 
sein muss bei der ganzen Frage Bedro-
hungsszenarien, dass wir viel stärker auch 
die Auslandssachverhalte mit einbeziehen 
müssen, und wir müssen stärker den 
Rechtsextremismus auch mit einbeziehen. 
Ich glaube, das ist ein Punkt - Lessons 
Learned -, den wir da tragen müssen. Und 
der andere Punkt ist - ich habe ihn erwähnt -: 
Wir müssen im Sicherheitsbereich besser 
miteinander kommunizieren, also der Verfas-
sungsschutzbereich muss besser werden. 
Das war immer mein Anliegen als Staatsse-
kretär, und da müssen wir - - Ich hoffe, dass 
die Krise, die ja im Augenblick da ist, auch 
dazu führt, dass man hier grundlegende Ver-
besserungen auch erreicht - ich hoffe das 
jedenfalls -, um jedenfalls die Wahrschein-
lichkeit zu erhöhen - mehr können Sie nicht 
tun -, dass, wenn künftig solche Sachverhalte 
auftauchen, man eher in der Lage ist, das 
aufzudecken.  

Ich bin jetzt immer vorsichtig mit den gan-
zen Schuldvorwürfen, dass da bewusst die-
sem oder jenem - - Das halte ich alles für 
falsch. Nein, die Leute haben nach bestem 
Wissen und Gewissen gearbeitet, aber die 
Frage ist: Warum haben die trotzdem die 
Fehler gemacht? Lag es an den Strukturen? 
Lag es an denen? Das ist die Frage. 

Dr. Eva Högl (SPD): Genau. Darum geht 
es, ganz genau.  

Vielleicht darf ich einen Moment noch 
mal - weil Herr Wieland kommt gleich dran, 
genau - bei der Motivlage stehen bleiben. Da 
sind Sie ja noch nicht so überzeugt, dass da 
ein bestimmtes Motiv vorlag oder auch nicht 
gesehen wurde damals. Also, die Motivlage 
ist jetzt klar: Das waren Rechtsextremisten 
mit einem ganz klaren Weltbild. Spätestens 
seit dem Bekennervideo wissen wir das. Das 
war Menschenverachtung, das war Auslän-
derhass, und die Botschaften dieser Taten 
sind auch mittlerweile klar. Was uns so be-
wegt - wir freuen uns darüber ja nicht; wir 
sitzen hier, um das aufzuarbeiten -, ist, dass 
an allen Tatorten, bei allen, bei den Spreng-
stoffanschlägen und bei den Morden, dieses 
ausgeprägte ausländerfeindliche, fremden-
feindliche, hasserfüllte, menschenverach-
tende, rechtsextreme Motiv nicht gesehen  
 

wurde, und das ist etwas, was uns wirklich zu 
denken gibt. Das ist kein Vorwurf an die Poli-
zeiarbeit generell, sondern die Frage: Wie 
können wir auch dazu beitragen, dass das 
nicht immer so ausgeblendet wird? - Die 
Polizei vor Ort hat die Opfer gesehen und 
hatte sofort ein bestimmtes Schema im Kopf. 
Das wollte ich nur noch mal ergänzen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, Frau 
Abgeordnete, mich hat zu dieser Bemerkung 
eigentlich veranlasst - - Wenn Sie die Abhör-
protokolle sich noch mal anhören würden der 
damaligen Sauerland-Attentäter, mit welcher 
Menschenverachtung sie über Tote gespro-
chen haben - - Ich glaube, das Gefühl, Herr 
über Leben und Tod zu sein, das ist auch 
eine ganz wichtige Motivation, und da ist der 
rechtsextremistische Bereich - - Ja, der dient 
als wichtiges Vehikel; aber so dieses Gefühl, 
sich über die Rechtsordnung zu erheben und 
im Grunde Herr über Leben und Tod der 
Mitmenschen zu sein, das dürfen Sie nicht 
unterschätzen dabei, und das wollte ich da-
mit andeuten. Ich will den rechtsradikalen 
Hintergrund überhaupt nicht irgendwie in 
Zweifel ziehen; der ist schon klar. Aber ich 
glaube, dieses andere Motiv - und das finden 
Sie quer über den ganzen terroristischen 
Bereich - dürfen Sie auch nicht unterschät-
zen. Im Übrigen - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Jedenfalls ist das 
außer Acht gelassen worden bei den Ermitt-
lungen, und das sehen wir überall, -  

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, die-
ses - - 

Dr. Eva Högl (SPD): - also nicht nur an 
einem Tatort, sondern überall. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich meine, 
es kommt dann noch eines hinzu vielleicht, 
wenn ich das noch ergänzen darf. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja. 

Zeuge Dr. August Hanning: Es hat 
möglicherweise auch - ich weiß, das ist jetzt 
eine sensible Geschichte, die ich anspreche - 
eine spezifisch ostdeutsche Komponente. 
Das kann eben auch sein. Die kamen aus 
Jena, und ich weiß, dass es auch in der frü-
heren DDR durchaus eine rechtsextreme 
Szene gegeben hat. Ich habe das - - Ich war  
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ja vier Jahre in der Ständigen Vertretung. Ich 
habe da schon solche Erfahrungen gesam-
melt. Ganz erstaunlich; habe ich auch nicht 
für möglich gehalten. Es gab damals schon 
diese rechte - - Vielleicht hat das auch damit 
zu tun - - Aber ich bewege mich jetzt in dem 
Bereich Spekulationen; ich bin da ganz vor-
sichtig. Aber es fällt schon auf, dass das eine 
besondere Form auch des Rechtsextremis-
mus war, der anders war - ich will das jetzt 
gar nicht bewerten -, als wir das hier in 
Westdeutschland erlebt haben. 

Dr. Eva Högl (SPD): Wir schauen ja auf 
die Morde und Sprengstoffanschläge und 
versuchen, das mit der Brille der Ermittler zu 
machen, genau.  

Jetzt möchte ich mal zu einem Punkt 
kommen, den ich unter das Stichwort fassen 
möchte: Vernachlässigung des Themas 
Rechtsextremismus, um das ganz deutlich zu 
sagen. Das ist ja das. Also, es geht mir noch 
mal - Sie haben es selber angesprochen in 
Ihrem Eingangsstatement - um die Zusam-
menlegung der beiden Abteilungen im Bun-
desamt für Verfassungsschutz, und da will 
ich Ihnen auch noch mal eben kurz vortra-
gen - Sie wissen das ja auch -, was Herr 
Fromm damals dazu gesagt hat:  

Nach hiesiger Einschätzung - - 

Also, das war im Juli 2006, nicht? Da 
hatten wir eine Bedrohungslage durch 
Rechtsextremismus gehabt, das „BfV Spe-
zial“, Jahr 2004. Es gab auch aus Bayern im 
Zusammenhang mit der Mordserie die Fall-
analyse. Herr Fromm schreibt: 

Nach hiesiger Einschätzung sind 
fachlich vertretbare Alternativen zur 
geplanten Zusammenlegung der 
Abteilungen 3 und 5 nicht gegeben. 
Insbesondere die Zusammenlegung 
der Abteilung Rechtsextremismus 
und Linksextremismus zu einer 
gemeinsamen Abteilung Deutscher 
Extremismus gibt die aktuelle 
Entwicklung im Beobachtungs-
bereich Rechtsextremismus- - steht 
ihr entgegen. (?) 

Also, fachlich ganz klarer Rat des Präsi-
denten des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz, die Abteilungen nicht zusammenzu-
legen.  

Und dann haben wir aus Ihrem Haus ein 
Schreiben - das ist MAT A BMI-6 a, Sei-
te 78 f. -, da wird dann geschrieben, mit die-
ser Zusammenlegung der Abteilung könne  
 

deutschem Extremismus mit einem ganzheit-
lichen Ansatz wirksamer begegnet werden, 
und zum anderen könnten eventuell anfal-
lende personelle Engpässe innerhalb einer 
Abteilung leichter und schneller aufgefangen 
werden.  

Wenn Sie jetzt mit der Brille von heute 
draufgucken, aber sich auch noch mal ver-
gegenwärtigen, wie die Lage damals war: 
War das nicht eine völlig falsche Einschät-
zung, auch gegen den fachlichen Rat von 
Herrn Fromm, diese beiden Abteilungen zu-
sammenzulegen? Und entspricht das nicht 
auch dem, was wir gefunden haben in den 
Akten und bei der Vernehmung der Zeugen, 
dass das Thema Rechtsextremismus im Jahr 
2006 vernachlässigt wurde und verharmlost 
wurde? 

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Högl, 
ich hatte nicht den Eindruck, dass das ver-
nachlässigt wurde. Ich kann nur sagen - und 
ich hatte eben schon das interessante Zwie-
gespräch mit Ihrem Herrn Vorsitzenden -, es 
ist natürlich so: Wenn Sie die Sicherheits-
behörden repräsentieren, haben Sie ein fort-
währendes Knappheitsproblem. Ich meine, 
die Ressourcen reichen nicht aus, und im 
Grunde sind wir in Deutschland, wenn ich mir 
die Sicherheitsbehörden mal insgesamt an-
schaue, sehr schmal aufgestellt. Wir müssen 
dann Prioritäten setzen. Die sind dann 
schmerzlich. Sie müssen die Prioritäten an-
setzen natürlich nach den jeweiligen Bedro-
hungsszenarien, und damals war der Isla-
mismus - und ich glaube, er ist es noch 
heute - die größte Bedrohung für die innere 
Sicherheit. Deswegen mussten wir ja um-
strukturieren. Und Sicherheitsbehörden müs-
sen ja immer atmen. Sie müssen immer im 
Grunde reflektieren die aktuelle Bedrohungs- 
und Sicherheitslage. Wir haben damals na-
türlich konzentriert zum Beispiel im Innen-
ministerium die Abteilungen IS und P zu ei-
ner Abteilung ÖS, um die Zusammenarbeit 
zwischen Verfassungsschutzbehörden und 
Polizeibehörden auch zu verbessern. Das 
war eine wichtige Maßnahme und hat auch 
Früchte getragen.  

Und hier ist es so gewesen, dass hier auf 
jeden Fall reduziert werden musste. Wir 
mussten sozusagen - - Wir konnten nicht 
aufwachsen, wir mussten in der damaligen 
Lage 2006 - ich habe die Haushaltslage vor-
gefunden - - wir mussten reduzieren. 
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Dr. Eva Högl (SPD): Ja, aber, Herr 
Dr. Hanning, wenn man reduzieren muss - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Wir muss-
ten reduzieren zugunsten des Bereichs Isla-
mismus. 

Dr. Eva Högl (SPD): Aber wenn man re-
duzieren muss - das ist doch das, was ich 
jetzt mal mit Ihnen gemeinsam rausarbeiten 
will -, dann überlegt man: Was hat Priorität? - 
Und dann kann man das gar nicht anders 
verstehen als: Rechtsextremismus hat für 
uns gegenwärtig nicht die Priorität, die an-
dere Bereiche haben. - Ich will es ja nur wis-
sen, ob das damals die Einschätzung so war. 

Und dann würde ich Sie gerne noch mal 
bitten, Stellung zu nehmen zu dem: Was ist 
eigentlich damit gemeint, „‚Deutscher Extre-
mismus‘ mit einem ganzheitlichen Ansatz 
wirksamer“ zu begegnen? Das möchte ich 
gerne mal verstehen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Gut, dann 
müssten Sie in erster Linie die Verfasser 
fragen, aber ich kann das versuchen zu in-
terpretieren.  

Also, einmal ist es so: Wenn Sie einen 
Bereich aufwachsen und Sie haben be-
grenzte Ressourcen, dann müssen Sie ir-
gendwo anders abbauen. Das ist so. Da gibt 
es mathematische Regeln, die können Sie 
nicht außer Kraft setzen. Wenn Sie eine Ab-
teilung bilden, dann ist ja damit noch nicht 
entschieden, wie Sie die Schwerpunkte bei 
der Herabsetzung entscheiden. Das kann 
dann im linken Bereich geschehen, kann im 
rechten Bereich geschehen. Das muss dann 
sozusagen das Bundesamt im Einvernehmen 
mit der Fachabteilung entscheiden.  

Es gibt schon Querverbindungen zwi-
schen Rechts- und Linksextremismus; das 
muss man schon sehen. Das fängt schon an 
bei den Autonomen: ich meine die Rechts-
autonomen; schauen wir auf die Linksauto-
nomen. Es gibt bestimmte Strukturen da. Ich 
meine, wir müssen nicht nur an Horst Mahler 
denken und andere. Also, ich sage mal, 
deutscher Extremismus ist schon ein Grund-
problem.  

Also, ich sage mal, es gab für beide Be-
reiche gute Entscheidungen, gute Gründe. 
Die andere Frage, dass man sagt: „Linksex-
tremismus und Ausländerextremismus legen 
wir zusammen“, das hat aus meiner Sicht 
auch große Probleme mit sich gebracht; 
denn Linksextremismus in Deutschland ist  
 

nicht nur Ausländerextremismus. Das halte 
ich auch schon fast wieder für eine Diskredi-
tierung des Ausländerbereichs.  

Also, wenn Sie so wollen, waren alle Va-
rianten nicht besonders komfortabel. Sie 
waren eigentlich schlecht. Eigentlich hätten 
wir alles aufrechterhalten müssen, aber wir 
hatten auch unsere Haushaltszwänge. Ich 
meine, Sie müssen von den vorhandenen 
Mitteln ausgehen. Sie müssen die Knappheit 
verwalten, Sie müssen Prioritäten setzen, 
und Sie können das natürlich nur anhand der 
bekannten Bedrohungsszenarien machen. 
Wenn Sie Dinge nicht kennen - wie hier in 
diesem Fall die Geschichte NSU -, dann 
können Sie nicht entsprechend dem NSU 
auslegen. Sie können nur gegen bekannte 
Bedrohungsszenarien agieren. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Dr. Hanning, 
herzlichen Dank. - Meine Kollegin Özoğuz 
hat noch eine Frage. 

Aydan Özoğuz (SPD): Ich möchte noch 
eine eben anschließen.  

Herr Dr. Hanning, wenn Sie das so aus-
führen - - Also, die Regeln der Mathematik 
können wir natürlich nicht außer Kraft setzen; 
das ist uns allen klar. Aber wenn Sie sagen: 
„Das war eindeutig eine größere Bedrohung“, 
während ja gleichzeitig in Deutschland durch 
den Rechtsextremismus viele Menschen ihr 
Leben lassen mussten, regelmäßig, sage ich 
jetzt mal - - Und das andere war ein Bereich, 
den Sie vermutlich erst mal erfassen muss-
ten, der ja nun auch weltweit agiert und 
schwer wahrscheinlich einzuschätzen war. 
Kann es aber sein, dass Sie letztendlich 
heute eingestehen müssten, dass diese An-
nahme, Sie hätten den Rechtsextremismus 
irgendwie im Griff oder Sie würden das 
schon überschauen, eigentlich eine falsche 
Annahme war? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, im 
Nachhinein war das sicher eine falsche An-
nahme. Aber, Frau Abgeordnete, ich wage 
doch und möchte gerne daran erinnern, dass 
wir im Jahr 2006, ich glaube, vier Wochen 
nach der Fußballweltmeisterschaft, zwei 
schwerwiegende Anschläge hatten hier auf 
deutsche Züge, und wenn die erfolgreich 
gewesen wären, hätten wir eine Fülle von 
Toten und Verletzten gehabt. Wir hatten da-
nach den Versuch der Sauerland-Attentäter, 
die hier mit erheblicher krimineller Energie 
vorgegangen sind und auch darin schwelg- 
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ten, Hunderte von Toten hier durch islamisti-
sche Anschläge herbeizuführen. Das dürfen 
Sie, glaube ich, nicht übersehen. 

Wir mussten da schon Prioritäten setzen, 
und wir konnten das eigentlich nur aufgrund 
der Analyse der vorhandenen Bedrohungs-
szenarien machen. Und Bedrohungsszenario 
„Einzeltäter Thüringen“ war damals nicht auf 
dem Schirm; das ist richtig. Deswegen haben 
wir die Entscheidungen so gefällt. Aber ich 
sage mal: Auch im Nachhinein, mit dem Wis-
sen von damals - nur darüber kann ich jetzt 
heute reden - haben wir, glaube ich, da eine 
richtige Entscheidung gefällt. Dass man in 
der Retrospektive das anders machen 
könnte, da stelle ich natürlich eine Frage: Es 
sind Einzeltäter, und solche Einzeltäter zu 
identifizieren - das habe ich ja in meinem 
Eingangsstatement schon gesagt -, ist sehr 
schwer, sehr schwierig. Und die Vorstellung, 
man könne durch noch mehr Personal sozu-
sagen das immer von daher sofort lösen, das 
Problem, die ist, glaube ich, eitel. Also, das 
bleibt ein ganz schwieriges Problem für alle 
Sicherheitsbehörden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragezeitkontingent der SPD ist ausge-
schöpft. Wir haben jetzt gleich in einer Vier-
telstunde eine namentliche Abstimmung. 
Deswegen werden wir jetzt die Fragezeit der 
FDP nicht aufrufen können. Sonst wird das 
zu knapp mit der Abstimmung. Insofern soll-
ten wir gleich unterbrechen.  

Ich habe nur eine Frage zum Verständnis. 
Herr Hanning, als Sie vorhin gesagt haben, 
bei Terroristen wäre eines der zentralen Ge-
fühle oder Bestrebungen, Herr über Leben 
und Tod sein zu können, würden Sie so weit 
gehen, zu sagen: „Das sind alles einzelne 
Psychopaten, die sich dann als Vehikel die 
geeignete Ideologie suchen“, oder ist es nicht 
eigentlich eher umgekehrt, dass eine Radi-
kalisierung stattfindet und dann die Hemm-
schwelle zur Anwendung von Gewalt oder 
sogar zu Morden sinkt? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender, das ist eine schwierig zu beantwor-
tende Frage. Ich habe ja - - Sie hatten ja den 
Brüsseler Vortrag erwähnt. Ich habe mir noch 
mal angeschaut die anderen Fälle, die so ein 
bisschen - „vergleichbar“ ist ein schwieriges 
Wort - in die Richtung gehen. Die stellen 
überall fest, es sind gestörte Persönlichkeiten 
da. Sie haben eine gewisse kriminelle Kar-
riere vor sich. Ich glaube, es gehört alles  
 

zusammen. Es gehört sozusagen schon 
zusammen diese extremistische Prägung; 
aber es gehört eine bestimmte Persönlich-
keitsstruktur auch dazu. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Man 
kann es nicht trennen. Sonst würde man es 
ja entpolitisieren auch.  

Zeuge Dr. August Hanning: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
unterbrechen die Beweisaufnahmesitzung, 
und ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, 
dann nach der namentlichen Abstimmung 
sich hier wieder einzufinden. 

(Unterbrechung von 11.02 bis 
11.50 Uhr) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
setzen die unterbrochene Beweisaufnahme-
sitzung fort.  

Wir sind nach wie vor in der ersten Berli-
ner Runde. Das Fragerecht hat jetzt die FDP-
Fraktion, und das Wort hat der Kollege Hart-
frid Wolff. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ja, 
Grüß Gott, Herr Dr. Hanning! Ich würde gern 
eingangs noch mal auf Ihre Aussage zurück-
kommen. Sie sagten, die Jenaer Bomben-
bastler hätten in der ND-Lage bzw. auch im 
PKGr damals eine Rolle gespielt; damals 
hätten Sie es jedenfalls mitbekommen. Mich 
würde mal interessieren, nachdem es bei 
den Jenaer Bombenbastlern - damals je-
denfalls - zunächst einmal ja um das Bauen 
von Attrappen ging und es sich damals um 
Straftaten handelte, die mit drei Jahren im 
Höchstmaß bestraft waren: Wieso spielten 
die Jenaer Bombenbastler in der ND-Lage 
und aber auch im PKGr diese Rolle? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, das ist vielleicht ein Missver-
ständnis. Ich habe über die Mordfälle ge-
sprochen, die Serienmorde; die haben eine 
Rolle gespielt. An die Jenaer Bombenbast-
ler - - Das kann ich jetzt nicht mehr erinnern. 
Es kann sein, dass das BfV dazu mal vorge-
tragen hat. Aber was schon natürlich von 
großer Aufmerksamkeit war für uns damals 
sozusagen in der ND-Lage, das waren diese 
Serienmorde, und das meinte ich, wenn ich 
sagte: Das ist mehrfach in der ND-Lage zur 
Sprache gekommen. 



2. Untersuchungsausschuss 30 
[44. Sitzung am 22.11.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
der „Thüringer Heimatschutz”? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, das 
Bundesamt für Verfassungsschutz hat wie-
derholt zu rechtsradikalen Strukturen vorge-
tragen - ich vermute, auch zum „Thüringer 
Heimatschutz”, räume aber ein, dass ich 
mich nicht mehr genau daran erinnern kann. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Sie 
sagten eingangs auch, man hätte besser 
darauf schauen müssen, wie andere euro-
päische Länder mit Rechtsradikalen umge-
hen. Was dachten Sie da, als Sie das sag-
ten, oder was meinten Sie damit? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, wissen 
Sie, das Problem ist, dass wir sozusagen so 
eine Gruppierung, die wie diese Zwickauer 
Gruppe oder diese Mordtruppe vorgegangen 
ist - - Das haben wir uns eigentlich so nicht 
vorstellen können. Das ist ja im Grunde auch 
die Kritik, die ja auch Frau Högl zu Recht 
angemahnt hat. Und da müssen wir uns 
schon selbst fragen: Wie ist das möglich?  

Wenn Sie sich dann Situationen in den 
USA anschauen mit dieser „White 
Supremacy“-Bewegung und auch in Schwe-
den: Da gab es eben auch solche Entwick-
lungen - auch mit großer Gewalttätigkeit, 
soweit ich das erinnere. Der Fall Breivik hat 
uns das ja auch noch einmal gezeigt. Viel-
leicht waren wir da einfach ein bisschen zu 
gutgläubig oder haben uns das nicht vorstel-
len können, dass das in Deutschland auch 
geschieht. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): In 
Schweden war ja 1991/92 der sogenannte 
„Lasermann“ unterwegs. Das war ein Mann, 
der mit einer Laservorrichtung elf Migranten 
erschossen hat. Meinten Sie so etwas - dass 
man das damals auch schon unter ähnlichen 
Gesichtspunkten hätte betrachten können? 

Zeuge Dr. August Hanning: Zum Bei-
spiel, ja, und wir hatten in Deutschland natür-
lich auch diesen Herrn Köhler, dessen Motiv-
struktur ja auch nie so - - also der jetzt dieses 
Münchner-Oktoberfest-Attentat begangen 
hat, der ja ganz offenkundig auch aus dem 
rechtsradikalen Spektrum kam.  

Also, das, meine ich, hätte man wahr-
scheinlich stärker berücksichtigen müssen. 
Aber ich sage noch mal: in der Retrospek- 
 

tive. Ich glaube, dass man aber auch künftig 
gut beraten ist, diese Querverbindungen und 
die Szenarien in anderen Ländern stärker in 
unser eigenes Bedrohungsszenario einzu-
binden und sozusagen zu integrieren. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ha-
ben Sie sich denn damals mit dem Nagel-
bombenattentat in England von „Combat 18“ 
mal beschäftigt, sich auch konkret analy-
siert - auch als Bundesnachrichtendienst-
chef? War das für Sie ein Thema? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich weiß 
jetzt nicht genau, was Sie meinen. Mich ha-
ben natürlich die islamistischen Anschläge in 
London interessiert. Meinen Sie die? 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ja, 
genau. Wir hatten aber auch ein Nagelbom-
benattentat in England von „Combat 18“ mit 
einer vergleichbaren Nagelbombe, wie wir 
sie auch in Köln in der Keupstraße erlebt 
haben. Gab es für Sie damals einen Anlass, 
sich konkret mit Großbritannien bzw. auch 
dort mit diesem Nagelbombenattentat aus-
einanderzusetzen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich 
habe ja eben schon auf die Frage des Abge-
ordneten Binninger geantwortet: Es gab im-
mer so ein bisschen eine Arbeitsteilung, dass 
das Bundesamt für Verfassungsschutz sich 
um diese Dinge stärker gekümmert hat als 
wir. - Wir haben uns sehr stark um den isla-
mistischen Bereich gekümmert als Bundes-
nachrichtendienst, auch gerade dort, und das 
BfV hat auch häufiger in den ND-Lagen vor-
getragen zu diesen Querverbindungen und 
zu den ähnlichen Problemen in anderen eu-
ropäischen Ländern. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Aber 
dann würde mich schon mal interessieren, ob 
der Bundesnachrichtendienst eigene Er-
kenntnisse über die europäische und auch 
die internationale rechte Szene gesammelt 
hat. Wir wissen ja aus der Studie der Fried-
rich-Ebert-Stiftung von 2011, dass genau in 
der Zeit von 1985 bis 2005 quasi das die 
Phase war, wo innerhalb Europas die Radi-
kalisierung der Rechten stattgefunden hat. 
Haben Sie sich darum gekümmert, und wel-
che Erkenntnisse hatten Sie dazu? 
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Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, ich kann Ihnen die Frage jetzt 
nicht konkret beantworten. Ich weiß, dass wir 
uns gekümmert haben um die Situation in 
Schweden. „Wir“ heißt: also auch das Bun-
desamt für Verfassungsschutz. Es ist dazu 
vorgetragen worden, aber ich kann Ihnen 
jetzt nicht mehr im Einzelnen referieren, was 
inhaltlich genau vorgetragen worden ist.  

Aber natürlich ist die Szene beobachtet 
worden. Es gab ja gravierende Fälle, auch 
über die Medien an uns herangetragen, und 
das ist auch erörtert worden. Aber ich kann 
Ihnen da jetzt keine Einzelheiten aus meiner 
Erinnerung sagen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Das 
heißt, europäisch auf der einen Seite, inter-
national auf der anderen Seite haben Sie 
jetzt selber nicht vorgetragen damals, son-
dern offensichtlich das BfV. Warum hatten 
Sie denn keine Erkenntnisse? War das nicht 
für Sie relevant? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, weil 
das BfV hatte die Erkenntnisse im Fall 
Schweden, soweit ich - - Aber ich bewege 
mich da jetzt auf einem dünnen Eis, weil ich 
das auch nicht mehr ganz genau erinnere. 
Aber es war so, dass da immer Querverbin-
dungen zu deutschen Rechtsextremisten 
waren. Also das BfV kam auch zum schwe-
dischen Rechtsextremismus über Querver-
bindungen hier nach Deutschland, und des-
wegen hatten sie dann vorgetragen. Es gab 
auch Versuche, hier in Deutschland, glaube 
ich, zu rekrutieren, wenn ich das richtig erin-
nere. Da spielte auch Berlin eine gewisse 
Rolle. Also das ist schon beobachtet worden, 
die Szene. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ich 
frage deswegen auch, weil natürlich auch 
rechtsextremistische Bestrebungen in eini-
gen Ländern, damals zum Teil - - jetzt EU, 
damals noch nicht EU, siehe Ungarn bei-
spielsweise, aber auch andere Länder - - es 
doch eigentlich den Auslandsnachrichten-
dienst interessieren müsste, wie sich in die-
sen Ländern Entwicklungen darstellen. Da 
haben Sie keine Erkenntnisse? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, der Auslandsnachrichtendienst 
muss auch Prioritäten setzen, und wir haben 
uns damals intensiv um den islamistischen - -  

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
war der Rechtsextremismus keine Priorität? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nach 2001 
war erst mal der Islamismus die Priorität, weil 
erstens hatten wir die Anschläge in Madrid 
und London, zweitens war die große Sorge, 
dass auch in Deutschland ähnliche An-
schläge wie 9/11 stattfanden; wir hatten Er-
kenntnisse, dass auch Europa Ziel dieser 
Anschläge war. Und deswegen haben wir 
das eindeutig priorisiert. Ich hatte aber auch 
nicht den Eindruck, Herr Abgeordneter, dass 
das jetzt vernachlässigt worden ist, weil ich 
mich durchaus erinnere, dass das Bundes-
amt für Verfassungsschutz auch dazu vorge-
tragen hat. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wir 
hatten 2003 und 2008 und 09 Meldungen 
des italienischen Geheimdienstes - Herr Bin-
ninger sprach es schon mal an; aber ich 
würde trotzdem gerne noch mal darauf hin-
weisen -, und er wies darauf hin, dass baye-
rische Neonazis damals in Südtirol Fuß ge-
fasst haben und auch türkische Geschäfte 
dort ausgespäht haben. Herr Wohlleben soll 
laut Aussage von Herrn Fromm hier 
20 000 Euro dort zur Unterstützung abgelie-
fert haben.  

Und die Italiener waren wachsam und ha-
ben auch dieses präventiv verhindert. Und 
Sie sagen jetzt, Sie haben sich damals, jetzt 
in dem Fall als Staatssekretär, auch nicht 
wirklich damit auseinandergesetzt. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich 
habe mich mit Einzelmeldungen an das Bun-
desamt für Verfassungsschutz nicht ausei-
nandergesetzt. Herr Abgeordneter, das ist 
auch nicht meine Aufgabe als Staatssekretär, 
sondern als Staatssekretär nehme ich die 
Bewertung der Chefs der Sicherheitsbehör-
den entgegen, frage sie: Ist das relevant? 
Müssen wir das in die ND-Lage einbringen? 
Müssen wir sozusagen das Bundeskanzler-
amt, müssen wir die Spitzen der Ressorts 
unterrichten, und müssen wir Maßnahmen 
ergreifen, um dieser Gefahr Herr zu wer-
den -, über das hinaus, was die Behörden 
ohnehin selbst machen? - Das ist meine Auf-
gabe.  

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ita-
lien - -  
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Zeuge Dr. August Hanning: Von daher 
glaube ich nicht, dass das unbedingt meine 
Aufgabe gewesen wäre, jetzt auf diese Ein-
zelmeldung zu reagieren. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
noch mal: Italien, Wohlleben, 20 000 Euro; 
wir haben eine Tatwaffe in der Schweiz, wir 
haben die Flucht der drei, die möglicherweise 
nach Südafrika geplant war, Nagelbomben in 
London, führerloser Widerstand als Konzept 
aus den USA und Großbritannien. Und dann 
erklärt der BND-Chef Herr Uhrlau damals, im 
Jahr 2011 noch, in der Neuen Osnabrücker 
Zeitung - der BND-Chef! -, es gebe aktuell 
kein rechtes Netzwerk in Europa.  

Da würde mich mal interessieren: 
Erstens. Wenn Sie sagen, Sie haben sich 

vorher nicht damit beschäftigt, Herr Uhrlau 
wiederum sagt, es gebe kein europäisches 
Netzwerk, gleichzeitig waren Sie ja nach der 
Aufgabenverteilung, als Herr Uhrlau das 
sagte, zumindest vorher noch als Staatsse-
kretär und damit für das BfV zuständig - - Er 
äußert sich, es gebe kein Netzwerk. Sie sa-
gen, Sie haben keine Erkenntnisse davor 
gehabt: Ist da was dazwischen passiert, gab 
es dann plötzlich Erkenntnisse, und teilen Sie 
seine Meinung? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, vielleicht nur noch zur Erläute-
rung: Ich bin bis 2005 BND-Chef gewesen 
und bis 2009 Staatssekretär. Was Herrn 
Uhrlau dazu bewogen hat, im Jahr 2011 die 
Stellungnahme abzugeben, vermag ich nicht 
zu beurteilen. Ich rege an, dass Sie ihn viel-
leicht selbst dazu befragen.  

Es ist so - ich wiederhole das -, dass sich 
sehr wohl die deutsche Sicherheits-Commu-
nity darum gekümmert hat; es ist ja auch 
dazu vorgetragen worden. Ich habe versucht, 
darzustellen, dass es da eine gewisse Ar-
beitsteilung gegeben hat -  

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ja, 
aber Herr Hanning - -  

Zeuge Dr. August Hanning: - zwischen 
dem BND und dem Bundesamt für Verfas-
sungsschutz, und ich hatte nicht den Ein-
druck, dass sich das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz während meiner Zeit als Staats-
sekretär nicht hinreichend um diese Sach-
verhalte gekümmert hätte. 

 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Tja, 
das Spannende ist, weil Sie ja gerade sag-
ten: „Es gab eine Aufgabenverteilung für 
Europa“, jedenfalls dann, wenn deutsche 
Bezüge da sind, zum BfV - - Wie gesagt, Sie 
waren als Staatssekretär ja zuständig für das 
BfV. Dann würde mich schon noch mal inte-
ressieren, wie Sie die Aussage von Herrn 
Uhrlau einschätzen. Gab es hier keinerlei 
Netzwerke der Rechten in Europa oder 
nicht? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Wolff, 
ich habe mir immer abgewöhnt, Dinge zu 
beurteilen, die ich aus eigener Erkenntnis-
lage nicht beurteilen kann. Welche Erkennt-
nisse dem Bundesnachrichtendienst, in 
Sonderheit dem Präsidenten, im Jahre 2011 
vorgelegen haben und was ihn zu dieser 
Aussage bewogen hat: Bitte ich um Nach-
sicht; das vermag ich nicht zu beurteilen und 
zu bewegen.  

Ich füge aber eines hinzu: Ich möchte - 
vor allen Dingen auch für Herrn Fromm - hier 
deutlich erklären: Ich hatte nie den Eindruck, 
dass er den Rechtsextremismus vernachläs-
sigt, sondern er war immer in besonderer 
Weise hier engagiert und hat das auch deut-
lich gemacht in verschiedenen Vorträgen - 
auch mir gegenüber. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Sehe 
ich das dann richtig, dass Sie keine Erkennt-
nisse deswegen haben, weil Sie möglicher-
weise auch in die Richtung gar nicht nach-
gefragt haben - 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, das - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): - oder 
sich das nicht haben berichten lassen? 
Rechtsextremistische Netzwerke in Europa: 
War bei Ihnen nicht angekommen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Erkenntnis 
ist falsch. Es ist so, dass wir sehr wohl über 
diese Erkenntnisse berichtet haben. „Blood & 
Honour“ spielte eine große Rolle. Das Bun-
desamt für Verfassungsschutz hat wiederholt 
dazu vorgetragen, und das ist auch mit gro-
ßem Ernst von der Bundesregierung und von 
dem Staatssekretär zur Kenntnis genommen 
worden. 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt zur Linksfraktion. Frau 
Vizepräsidentin Pau. 

Petra Pau (DIE LINKE): Herr 
Dr. Hanning, Sie haben eingangs gesagt, 
dass die Bereitschaft der Neonazis, die 
„weiße Vorherrschaft“ gewaltsam zu verteidi-
gen, offensichtlich von den Geheimdiensten 
unterschätzt wurde und dass man mehr nach 
Schweden und Skandinavien hätte schauen 
sollen. Das ist tatsächlich einer der wenigen 
Punkte, sage ich gleich eingangs, wo ich mit 
Ihrer Analyse übereinstimme und von gan-
zem Herzen zustimme.  

Mich beschäftigt nach wie vor - und natür-
lich auch diesen Ausschuss - die Frage, wa-
rum das damals nicht geschehen ist und 
warum man nicht möglicherweise die Punkte 
angefasst hat, die das Trio noch hätten stop-
pen können. Ich möchte Ihnen dazu ein Zitat 
vorhalten:  

Anfang November vergangenen 
Jahres  

- gemeint ist das Jahr 1999 - 

trafen sich deutsche, schwedische, 
englische und norwegische Neo-
nazis aus dem internationalen Netz-
werk von COMBAT 18 und BLOOD 
& HONOUR … in einer Kleinstadt 
bei Oslo in Norwegen. Wesentlicher 
Programmpunkt des Treffens, an 
dem zwei deutsche Neonazis aus 
dem Umfeld von THORSTEN 
HEISE teilnahmen: Die Koordinie-
rung internationaler Anti-Antifa-
Aktivitäten und damit verbundener 
klandestiner Terror ... Die deut-
schen Neonazis sind unter Zug-
zwang: Nach mehreren Morden, die 
von ihren schwedischen Kamera-
den im vergangenen Jahr verübt 
wurden, und nach der 
spektakulären … Bombenan-
schlagsserie in London, wollen sie 
ihren internationalen Vorbildern 
nacheifern. 

Zitat Ende. 
Herr Fritsche, leider lese ich diese, wie 

wir heute wissen, zutreffende Analyse nicht 
im Verfassungsschutzbericht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Hanning ist das. 

Petra Pau (DIE LINKE): Herr Hanning, 
Entschuldigung. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
wenn Sie kurz die Quelle bitte nennen für 
das Protokoll. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja, ich bin ge-
rade dabei. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ich lese diese 
Analyse nicht im Verfassungsschutzbericht 
des Jahres 2000, sondern im Antifaschisti-
schen Info-Blatt, Nr. 50 aus dem Jahr 2000.  

Und dann finden wir, Herr Hanning, in den 
Akten - MAT A BKA-2/46, Blatt 599 - eine 
Anfrage des BKA an das Bundesamt für 
Verfassungsschutz, wie denn die in der Na-
ziszene kursierenden Handbücher von 
„Combat 18“ und „Blood & Honour“, zum 
Beispiel das sogenannte „Feldhandbuch“ 
oder aber das Papier „The way forward“, zu 
bewerten seien. Da schreibt dann das Bun-
desamt für Verfassungsschutz auch in die-
sem Jahr allen Ernstes, „Combat 18“ sei in 
Deutschland nicht existent, und dieses Pa-
pier von Max Hammer, von dem die Experten 
heute ausgehen, dass es eine wesentliche 
Grundlage für den NSU war, sei die Privat-
meinung eines einzelnen „Blood & Honour“-
Aktivisten aus Schweden. - Interessanter-
weise kam das BKA in dem Jahr zu einer 
anderen Einschätzung und sagte: Eine 
Fernwirkung auf die deutsche Szene lässt 
sich nicht abweisen. 

Können Sie mir erklären, wie so etwas 
damals, wenn diese Fakten hier auf dem 
Tisch sind, das BKA offensichtlich hier auch 
erkennt: „Da braut sich was zusammen“, die 
Nachrichtendienste fragt: „Was ist das“ - - 
wie man zu einer solchen fatalen Fehlein-
schätzung kommen kann? 

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, das kann ich Ihnen einfach nicht 
erklären, weil ich sozusagen nicht im Besitz 
dieser Informationen in dieser Weise gewe-
sen bin, und ich höre das jetzt von Ihnen.  

Ich weiß, dass es eine Fülle von Hinwei-
sen gab damals. „Blood & Honour“ spielte 
eine große Rolle, auch in den ND-Lagen. Es 
ist ja auch verboten worden; dazu ist wieder-
holt vorgetragen worden. Es ist auch auf die 
besondere Gefahrenlage hingewiesen wor-
den. Ob da die Informationen in die Bewer-
tung eingeflossen sind, die Sie da gerade 
vorgelesen haben, vermag ich nicht zu be-
urteilen. Das müsste man dann diejenigen 
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fragen, die die Information bewertet, bear-
beitet und aufbereitet haben.  

Aber ich kann Ihnen noch mal versichern: 
Wir haben schon versucht - „wir“ heißt in 
diesem Fall: das Innenministerium, aber 
auch die in der ND-Lage vertretenen Res-
sorts -, dass wir diese Informationen aufbe-
reitet haben. Es ist ganz offenbar die Gefahr 
unterschätzt worden bzw. nicht richtig einge-
ordnet worden. Über die Gründe muss man 
sich jetzt unterhalten. Und das habe ich ja 
eben auch gesagt: Da muss man eben se-
hen, wie man das weiterentwickeln kann, das 
Instrumentarium, dass man vielleicht diese 
Dinge auch noch besser aufklärt. Ich meine, 
da sind wir wieder bei den Fragen der Quel-
len, da sind wir bei den Fragen der techni-
schen Aufklärung, bei vielen anderen Details. 
Aber es ist eben ganz entscheidend, dass 
man diese Informationen richtig wichtet, und 
ich nehme an, dass das Blatt, aus dem Sie 
zitiert haben, auch vom Verfassungsschutz 
gelesen worden ist. Aber ich vermag das 
nicht zu beurteilen. Meine Lebenserfah-
rung - -  

Petra Pau (DIE LINKE): Davon gehe ich 
aus, da man ja, wie Sie ja vorhin dargestellt 
haben, den Rechts- und den Linksextremis-
mus so ernst nimmt. 

Zeuge Dr. August Hanning: Jetzt weiß 
ich nur nicht genau, wie sie die Seriosität der 
Quelle eingeschätzt haben. 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Wieland 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Petra Pau (DIE LINKE): Darf ich Ihnen 
trotzdem ins Wort fallen, nicht, weil ich un-
höflich sein will, sondern weil ich, wie Sie 
wissen - Sie kennen das Geschäft -, ganz 
wenig Zeit habe? - Ich möchte gerade auf 
das Thema „Blood & Honour“ noch einmal 
zurückkommen und auf Vorgänge, die in Ihre 
Amtszeit fallen.  

Wir finden in den Akten unter MAT A BMI-
3/24 auf den Seiten 230 ff. eine Auseinan-
dersetzung zwischen dem BKA, dem Bun-
desamt für Verfassungsschutz und dem Ge-
neralbundesanwalt aus dem Jahr 2006 zu 
der Frage, inwieweit der GBA das Ermitt-
lungsverfahren gegen die weiterhin aktiven 
Strukturen von „Blood & Honour“ nach dem 
Verbot im Jahr 2000 übernehmen würde. 
Können Sie sich an diese Auseinanderset- 
 

 

zung aus Ihrer Zeit als Staatssekretär erin-
nern? 

Zeuge Dr. August Hanning: Konkret 
nicht, Frau Abgeordnete. 

Petra Pau (DIE LINKE): Konkret nicht. - 
Dann möchte ich Ihnen noch was anderes 
vorhalten. Der zuständige Referent im Refe-
rat IS 2 mit dem schönen Titel „Angelegen-
heiten des Verfassungsschutzes im Bereich 
Rechts-/Linksextremismus; Analysen, geis-
tig-politische Auseinandersetzung mit 
Rechts-/Linksextremismus“ im BMI hat die-
sen Vorgang, also den Streit, den es da ge-
geben haben muss, dann mit der Bemer-
kung - - Ich zitiere:  

Zur Kenntnis. (Offenbar gibt es da 
(wieder) 
Abstimmungsschwierigkeiten zwi-
schen BfV und BKA - wisst Ihr da 
Näheres (wegen B&H)?) 

Dieser Vermerk wurde innerhalb des Refe-
rates IS herumgemailt. 

Wie häufig gab es denn Abstimmungs-
schwierigkeiten aus Ihrer Kenntnis zwischen 
BfV und BKA? Mir scheint das so, als wäre 
das ein Konflikt, der uns hier schon regelmä-
ßig begegnet ist, zwischen Quellenschutz der 
Nachrichtendienste einerseits und polizeili-
chem oder Ermittlungsinteresse andererseits. 

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, das ist ein Stück weit angelegt. Eine 
Polizeibehörde hat andere Interessen, eine 
andere Arbeitsweise als ein Nachrichten-
dienst, und von daher ist es immer sehr 
wichtig, dass man miteinander zusammenar-
beitet, man koordiniert. Das war ja auch ein 
Grund dafür, warum wir das so genannte 
GTAZ im Bereich islamistischer Terroris-
mus - - Aber ich sehe jetzt ja, dass das fort-
entwickelt wird, das Konzept. Das halte ich 
für ganz wichtig, dass man sich persönlich 
trifft, wechselseitig auch die Kultur des ande-
ren versteht und dann solche Zuständig-
keitsprobleme, wie Sie sie gerade aus den 
Akten zitieren, dadurch auch dann hinfällig 
werden.  

Noch mal: Es gibt unterschiedliche Rol-
lenverständnisse der Behörden. Daraus re-
sultieren Konflikte. Die muss man lösen; 
dafür hat man auch ein Ministerium. Ich 
hoffe, dass das damals vernünftig gelöst 
worden ist. Aber sie sind sozusagen imma- 
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nent und hängen mit der Natur der beteiligten 
Behörden zusammen. 

Petra Pau (DIE LINKE): Also Sie können 
sich an diesen konkreten Konflikt nicht erin-
nern, auch nicht, wie Sie dann gegebenen-
falls da als Staatssekretär reagiert haben? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein. Wis-
sen Sie, es gab ja nicht nur einen Konflikt 
dieser Art. Es gab viele Konflikte, - 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja. 

Zeuge Dr. August Hanning: - und des-
wegen bitte ich um Verständnis, dass ich 
mich nicht an jeden einzelnen Konflikt erin-
nern kann. 

Petra Pau (DIE LINKE): Die Zeit ist um, 
nehme ich an. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. - 
Das Fragerecht wechselt zur Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Das Wort hat der Kollege 
Wieland. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, vielen Dank. - Herr Hanning, 
ich habe noch nicht fertig mit Garmisch-Par-
tenkirchen, obwohl der Kollege Binninger ja 
danach schon gefragt hat. Das war im Jahr 
2006. Wussten Sie zu der Zeit, als Sie damit 
befasst waren, dass es im Jahre 2004 das 
Übernahmeangebot der Bundesländer gab, 
der Tatortländer, an das BKA, und wussten 
Sie, mit welcher Begründung die Tatortländer 
das BKA um Übernahme gebeten hatten? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, ich muss einräumen, ich kann 
mich jetzt an die Einzelheiten der damaligen 
Gespräche nicht erinnern. Ich habe nur in 
Erinnerung, dass es Abstimmungsschwierig-
keiten gab zwischen Bund und Ländern und 
dass der Vorstoß des BKA auch mit diesen 
Abstimmungsschwierigkeiten zu tun hatte. 
Wie genau die aussahen und wie genau die 
Angebote waren, daran kann ich mich nicht 
mehr genau erinnern. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wenn ich Ihnen jetzt mal einen 
Vorhalt mache, und ich mache ihn aus einem 
Ordner - das müssen wir genau machen - - 
Moment! Bayerisches Staatsministerium des  
 

Innern - - Das ist hier - ach Gott, ach Gott, 
ach Gott, ach Gott; muss ich nachreichen - 
wieder mal nicht zu ersehen, aber das sieht 
man am Wappen sehr deutlich: Bayerisches 
Staatsministerium. Die haben das schriftlich 
gemacht, auch an das Bundeskriminalamt, 
und haben gesagt:  

Fazit: Nach Auffassung aller mit 
den Ermittlungen beteiligten Stellen 
sind zur Aufklärung der Strukturen 
zentral koordinierte Ermittlungen 
unabdingbar, die vom BKA 
aufgrund des Vorhandenseins 
adäquater personeller und finan-
zieller Ressourcen durchgeführt 
werden sollten, um die europaweit 
notwendigen Strukturermittlungen, 
TÜ-Maßnahmen, Dolmetscher, 
Observationsmaßnahmen, Einsatz 
von V-Personen etc. in der erfor-
derlichen Dimension durchzuführen. 
Die in den einzelnen Mordfällen 
ermittelnden Dienststellen sind 
dazu nicht in der Lage. (?) 

Wohlgemerkt: Schreibt das bayerische In-
nenministerium. 

Zeuge Dr. August Hanning: 2004? 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 2004, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Kön-
nen Sie das Datum kurz nennen? 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, ich würde es gerne machen, 
wenn es hier irgendwo vermerkt wäre, Herr 
Vorsitzender. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: 2004 
ist jedenfalls zutreffend, ja? 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das ist von 2004, das Schreiben, 
vom 03.06.2004, und ist unterzeichnet von 
einem Ministerialdirigenten Dathe. So. Hatten 
wir hier auch schon mal gehabt.  

Zweierlei bemerkenswert: das, was dann 
zwei Jahre später der Herr Falk geschrieben 
hat - - wobei ich die Frage habe, ob Sie des-
sen lange Mängelliste eigentlich auch gese-
hen haben oder ob Sie die nicht gesehen 
haben. Das Schreiben von Herrn Falk an das 
Bundesministerium des Innern, gerichtet an 
Herrn Förster - Frage -: Haben Sie das auch 
gesehen? 
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Zeuge Dr. August Hanning: Ob ich das 
Schreiben gesehen habe, kann ich Ihnen 
nicht mehr beantworten. Ich vermute, eher 
nicht. Ich habe gesehen die Ministervorlage, 
in der auf Probleme hingewiesen wurde, auf 
Schwierigkeiten, Abstimmungsprobleme, und 
ich erinnere mich noch, dass wir ausführliche 
Gespräche hatten im Vorfeld der Innenmi-
nisterkonferenz, wo diese Probleme auch 
mündlich erörtert wurden. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, haben Sie sich denn mal ein 
eigenes Bild gemacht oder eine eigene Mei-
nung? Ich meine, Sie galten immer - bei uns 
jedenfalls - als der starke Mann im Innenmi-
nisterium, weil wir Sie als Akteur insbeson-
dere in Richtung BND, Guantanamo und, 
und, und - - Wenn wir da mal gefragt haben: 
„Wer hat das entschieden? Wer hat das ge-
macht?“, kam immer die Antwort: Hanning. - 
So.  

Hier habe ich jetzt eher den Eindruck, 
Hanning hat sich da nicht so sonderlich rein-
gekniet, sondern hat da gehört: „Da gibt es 
ein bisschen Nörgelei, die kommen nicht so 
gut klar, die Länder und das BKA“, und dann 
sollen die das am Rande von Garmisch mal 
klären. 

Die erste Frage wäre doch: Sind die Be-
schwerden berechtigt? Läuft es gut oder läuft 
es schlecht in dieser Bund-Länder-Zusam-
menarbeit? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, erste 
Bemerkung: Natürlich vielen Dank für die 
Blumen. 

Zweite Bemerkung: Sie waren offenbar - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Die Sie ja nicht zurückweisen. 
Also, es war doch so. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also ob 
man stark oder schwach ist, sollte man selbst 
nicht beurteilen, aber - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich sagte, Sie galten. 

(Heiterkeit) 

Gut. 

Zeuge Dr. August Hanning: Wenn Sie 
bei den Gesprächen dabei gewesen wären, 
dann hätten Sie schon den Eindruck gewon- 
 

nen, dass ich mich auch in der Sache erkun-
digt habe. Wir haben schon die Dinge erör-
tert. Wir haben uns dann auch gefragt im 
Innenministerium: Wie sieht das aus? Wie 
sind die Probleme zu handeln?  

Und da sage ich Ihnen natürlich: Auch 
das BKA ist, was Ermittlungskompetenz be-
trifft, nicht so aufgestellt, dass man von vorn-
herein sagen müsste: „Wenn die es gemacht 
hätten, hätten sie es sehr viel besser ge-
macht als andere“; denn die Schwerpunkte 
des Ermittlungs-Know-hows in diesem Lande 
liegen schon in den Ländern.  

Und dann muss man berücksichtigen, 
dass ja eine Lösung gefunden werden sollte. 
Ja, es gab die Probleme, richtig, auch alles 
vorgetragen. Aber der Staatssekretär setzt 
sich jetzt nicht an die Stelle der Ermittlungs-
behörden, sondern er sagt: Wo sind die 
Probleme? Sind die lösbar? Bitte löst das 
erst einmal untereinander. Wenn das nicht 
möglich ist, dann spreche ich mit allen ande-
ren Staatssekretären bzw. werde den Minis-
ter unterrichten. - So ist der Ablauf gewesen 
bei dieser und im Vorfeld dieser Innenminis-
terkonferenz. Also kurzum: Wir haben die 
Probleme gesehen, erörtert und, ich hoffte 
damals, auch einer Lösung zugeführt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Hanning, der Vorschlag des 
BKA war nicht, dass sie sämtliche Ermittlun-
gen selber machen, sondern der Vorschlag 
des BKA war, dass die Stränge bei ihnen 
zusammenlaufen, die Informationen vor allen 
Dingen, die zentrale Auswertung. Die Tatort-
arbeit sollte an den Tatorten bleiben - damit 
wir uns da nicht missverstehen. Hier haben 
uns Zeugen gesagt, Herr Maurer zum Bei-
spiel: Selbstverständlich wären wir in der 
Lage gewesen, aus dem Stand heraus das 
notwendige Personal zur Verfügung zu stel-
len, wie wir jetzt ja auch nach Eisenach, nach 
letztem November, bis zu 400 Beamte zeit-
weilig mit den Ländern zusammen zur Verfü-
gung stellen konnten. - Also der Zeuge hat 
sich das absolut zugetraut, es zu überneh-
men. 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, wenn ich das richtig erinnere, 
war auch damals diese Weisung nach § 4 
Abs. 2 im Gespräch, also dass das Bundes-
kriminalamt sozusagen die gesamten Er-
mittlungen übernimmt. Aber das lassen wir 
mal offen.  
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Richtig ist, es geht nur einvernehmlich, 
und das haben Sie ja mittelbar auch ausge-
führt. Und wenn die Länder sich sperren in 
diesem Fall - das war ja so -, dann können 
Sie keine einvernehmliche Lösung hinbe-
kommen. Das Idealbild ist natürlich: Das BKA 
übernimmt zentrale Elemente, übernimmt die 
Aufgaben der Koordinierung mit dem Aus-
land, und die Vor-Ort-Arbeit wird von den 
Landesbehörden geleistet.  

Aber ich sage Ihnen - und das habe ich 
schon mitbekommen -: Also in Bayern war 
damals eine Stimmungslage, die sich seit 
2004 sehr gewandelt hatte, sehr gewandelt 
hatte. Es war die Stimmungslage die: Das 
sind unsere Fälle hier, und das BKA soll sich 
da gefälligst heraushalten; wenn wir das BKA 
brauchen, werden wir schon das BKA fra-
gen. - Das war so ein bisschen, was ich am 
Rande mitbekommen habe, und deswegen 
war ich sehr froh, dass man eine einver-
nehmliche Lösung gefunden hat.  

Noch mal: Aus meiner Sicht konnte man 
die Probleme nur lösen, wenn man einver-
nehmlich zwischen BKA und den Behörden 
der Länder - es war ja nicht nur Bayern - eine 
Steuerungsgruppe machte, eine Koordinie-
rungsgruppe, kurzum: eine Lösung gefunden 
hat, wo man gemeinsam eben den Fall bear-
beitet. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Herr Wieland - -  

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Was? Ich habe doch gerade erst 
angefangen, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, das 
kann durchaus sein, aber wir haben bereits 
zwei Minuten überzogen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Na ja, gut. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
kommen zur nächsten Berliner Runde. - Das 
Wort hat der Kollege Binninger. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
hätte ja noch eine Frage zugestanden, als 
Angebot, eine Zwischenfrage quasi von mei-
nem Kollegen.  

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Danke schön; ja, eine nachhän- 
 

gende Zwischenfrage. - Das BKA hat mal als 
Erwartungshaltung des BKA - MAT A BKA-
2/19, Blatt 352 - aufgeschrieben: Staatsse-
kretär Hanning wird in dieser Sache mit den 
anderen Staatssekretären telefonieren und 
Kontakt aufnehmen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Dann müs-
sen Sie in Klammern noch hinzufügen: „wenn 
erforderlich“. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nein, das steht hier nicht. 

Die weitere Verfahrensweise wird 
dann sein: Vorlage Staatssekretär 
Hanning, Schreiben Staatssekretär 
Hanning an alle betroffenen 
Staatssekretäre der Länder, mit der 
Anregung wegen der Besonderheit 
des Falles etc., etc., das BKA 
gemäß  

- das steht hier: „etc. etc.“ - 

§ 4 Abs. 2 Nr. 1 BKA-Gesetz um 
Übernahme zu ersuchen … 

Also, die Erwartung war im BKA: Der wird 
jetzt aktiv, der Hanning, und setzt das für uns 
durch, schreibt an die anderen Staatssekre-
täre. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, noch 
mal: Ich kann mich jetzt konkret an die Sache 
nicht erinnern. Aber das ist eigentlich immer 
Usus gewesen. Wenn es Probleme gab bei 
den Sicherheitsbehörden, auch zwischen 
Bund und Ländern, habe ich mich nicht ge-
scheut, auf die Staatssekretäre zuzugehen, 
und wir haben auch etliche Probleme in die-
ser Art und Weise gelöst.  

Nur, wenn mir vorher die Fachebene 
sagt - und vorgeschaltet der Ebene der 
Staatssekretäre sind ja erst mal die Abtei-
lungsleiter und die Chefs der Polizeien, also 
im BKA - - Wenn die mir sagen: „Wir haben 
eine vernünftige Lösung gefunden“, dann 
macht es schlechterdings keinen Sinn, wenn 
der Staatssekretär noch Briefe schreibt, bei 
denen die Empfänger sagen: Was will der 
eigentlich? Das Problem ist doch längst vom 
Tisch und längst gelöst. Warum schreibt der 
solche überflüssigen Briefe? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: So, 
jetzt hat aber die Unionsfraktion das Wort. 
Herr Binninger. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Hanning, lassen Sie uns noch mal zu den 
Bedrohungsszenarien und auch tatsächli-
chen Bedrohungen kommen, die in den 90er- 
und 2000er-Jahren auch entstanden im Be-
reich des Rechtsextremismus. Sie sagen 
immer wieder - das fällt mir einfach auf -, 
„Blood & Honour“ verboten, glaube ich, im 
Jahr 2000, außerordentlich gefährlich, war 
häufiger auch Thema der ND-Lage im Kanz-
leramt. - Können Sie das mal ein bisschen 
noch konkretisieren? Woran hat sich das 
begründet? Hatten Sie da bestimmte Aktio-
nen vor Augen, Personen vor Augen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, das - - 
Also, ich war ja BND-Präsident zu der Zeit, 
als das geschehen war. Ich habe noch leb-
haft in Erinnerung, dass Präsident Fromm 
oder mein Vizepräsident dazu vorgetragen 
hat, und die Sorge war natürlich immer: Wir 
können „Blood & Honour“ verbieten; das ist 
ein wichtiger Schritt. Aber was passiert mit 
den Strukturen? - Sie können ja nicht die 
Personen verbieten. Sie können das Gedan-
kengut nicht verbieten. Sie können straf-
rechtlich gegen sie vorgehen.  

Das war immer eine Sorge, die, glaube 
ich, auch im Bundesamt für Verfassungs-
schutz vorhanden war: Was geschieht mit 
den Personen, mit den Strukturen? Gibt es 
Folgevereinigungen, die dann möglicher-
weise auch gefährlich sind? - Und dann gab 
es ja auch durchaus die internationalen 
Querverbindungen, über die Herr Fromm 
damals auch vorgetragen hat. Deswegen ist 
mir „Blood & Honour“ noch in besonderer 
Weise in Erinnerung, weil das, glaube ich, 
eine der gefährlichsten Organisationen war, 
die damals existierte. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mit be-
stimmten regionalen Schwerpunkten? Oder 
können Sie sich auch an Führungspersonen 
erinnern, die ein Thema - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Da bringen 
Sie mich jetzt ein bisschen in Schwierigkei-
ten. Ich meine, es wäre sehr stark in Ost-
deutschland gewesen. In Thüringen waren 
sie, glaube ich, sehr stark. Aber da bin ich 
jetzt wirklich unsicher. Ich kann das nicht 
mehr genau Ihnen darlegen. Aber es gab 
regionale Schwerpunkte; das weiß ich. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): War 
denn „Blood & Honour“ nach dem Verbot  
 

auch noch immer wieder mal Thema, weil 
man ja Sorge hatte, dass die quasi zwar 
verboten sind, aber die Strukturen wieder-
belebt werden?  

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, also, 
wenn ich mich richtig erinnere, ist dazu noch 
ab und zu vorgetragen worden, weil es eben 
immer noch Leute gab, die in „Blood & 
Honour“ agiert hatten, die dann andere Ver-
einigungen gegründet hatten. Dann gab es 
diese berühmten Musikveranstaltungen, die 
eine gewisse Rolle spielten, auch bei der 
Radikalisierung. Also, es gab eine bestimmte 
Szene, die das Bundesamt für Verfassungs-
schutz weiter beobachtete und die sich zum 
Teil aus früheren Angehörigen von „Blood & 
Honour“ rekrutierte. Aber es bildeten sich 
dann auch wieder neue Zellen und neue 
Gruppierungen, die dann auch beobachtet 
wurden.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wurde 
damals jemals auch, soweit Sie sich erinnern 
können, ein Bezug hergestellt eben zu schon 
mit Sprengstoffdelikten in Erscheinung ge-
tretenen anderen Neonazis, zu den unter-
getauchten? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich will 
das nicht ausschließen, aber ich kann mich 
da nicht dran erinnern. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Jetzt 
haben Sie ein paarmal drauf abgehoben, 
dass der BND vor allem ja auch in Ihrer 
Amtszeit stark mit dem internationalen Terro-
rismus, mit Islamismus beschäftigt war - 
unbestritten. Und es war auch angesichts der 
Bedrohungslage eine nachvollziehbare 
Priorisierung. Alles andere wäre jetzt heute 
auch unredlich, etwa zu sagen: Warum hat 
man das damals so priorisiert? - Da muss 
man auch fair bleiben. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, das ist 
so. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
worauf ich hinaus will: Vier Morde, mehrere 
Banküberfälle und ein Sprengstoffanschlag, 
die dem NSU zugerechnet werden, wurden 
begangen vor dem 11. September. In dieser 
Zeit kann es noch keine Priorisierung „isla-
mistischer Terrorismus“ gegeben haben.  
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Zeuge Dr. August Hanning: Nein, 
aber - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Warum 
war man damals nicht sensibler? Oder war 
man es? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, man hat ja die Morde nicht dem 
Rechtsradikalismus zugeordnet - das war ja 
im Grunde das entscheidende Problem -, 
sondern man hat das eher als Kriminalfall 
behandelt. Man hat das als Fall der organi-
sierten Kriminalität auch gedanklich behan-
delt, und das ist ja auch begründet worden. 
Es gab - - Ich meine, es wird heute ein biss-
chen so dargestellt, als ob das so eine völlige 
Fehlkalkulation gewesen war. Nein, nein, die 
Profiler des BKA, die sind da, glaube ich, 
schon professionell vorgegangen, aber ha-
ben sich leider geirrt.  

Und deswegen gab es eben keine Quer-
verbindungen zwischen diesen Taten, die Sie 
gerade erwähnt haben, und dem rechtsradi-
kalen oder rechtsterroristischen Spektrum, 
und deswegen ist das auch nicht unter die-
sem Aspekt diskutiert worden, sondern das 
sind Kriminalfälle gewesen in der Verant-
wortung der Polizei. Die Polizei wurde später 
in den ND-Lagen ja immer repräsentiert 
durch das BKA, und das BKA hat dazu vor-
getragen. So ist der Ablauf gewesen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber es 
wurden ja nicht nur diese Morde falsch zuge-
ordnet. Es wurden ja, wie wir jetzt wissen - 
da würde mich interessieren, ob auch das 
mal ein Thema war in der ND-Lage oder in 
anderen Gremien -, auch die Sprengstoffan-
schläge des NSU falsch - - Die beiden in 
Köln waren ja - zumindest der zweite - so 
offenkundig fremdenfeindlich motiviert, dass 
man sich eigentlich fragen muss, wie man da 
auf eine andere Hypothese kommen kann. 
Das hat uns zumindest Herr Maurer auch so 
bestätigt als damaliger Abteilungsleiter 
Staatsschutz des BKA. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, wenn 
ich das richtig erinnere, hat das der damalige 
Bundesinnenminister etwas anders gesehen. 
Ich glaube, Sie hatten ja auch einen Lan-
desinnenminister hier, der das auch - - Aber 
ja, richtig, es war wahrscheinlich so. 

 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wissen 
Sie, warum er es damals anders gesehen 
hat, Otto Schily? Hat er mit Ihnen mal drüber 
geredet? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, nein, 
nein. Darüber habe ich nicht - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Hätte ja 
sein können. 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, darü-
ber habe ich nicht mit ihm gesprochen. Ich 
kann Ihnen aber versichern: Diese Art von 
Anschlägen, die passierten, sind eigentlich 
immer in der ND-Lage vorgetragen worden. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, es 
würde mich sehr wundern, wenn das nicht 
der Fall gewesen wäre. Und das Bundesamt 
hat dann sicher dazu vorgetragen - mit wel-
cher Bewertung, kann ich Ihnen jetzt auch 
nicht sagen.  

Ich habe mich damals auch ein bisschen 
gewundert über die Schnelligkeit des Urteils. 
Wissen Sie, wir hatten ja auch mal umge-
kehrt den Fall. Sie erinnern sich an den Aus-
gangspunkt des ersten NPD-Verbotsverfah-
rens. Da hatten wir ja auch einen Anschlag - 
ich glaube, in Düsseldorf - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Düs-
seldorf, ja. 

Zeuge Dr. August Hanning: - war das -, 
der nie aufgeklärt worden ist, und da hat man 
das sofort der rechten Szene wieder zuge-
ordnet. Ich finde, man sollte in diesen Fällen 
einfach mal vorsichtiger sein bei den Bewer-
tungen und erst mal schauen: Welche Ei-
nordnung kann ich vorsehen? Gibt es An-
haltspunkte, Indizien für diese oder jene 
Richtung? - Bei Sprengstoffanschlägen rege 
ich immer große Vorsicht an, bevor man zu 
Schlussfolgerungen über Täterhintergründe 
kommt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. - 
Ich will noch mal auf Ihre Zeit als BND-Präsi-
dent kommen. Also, Schwerpunkt war inter-
nationaler Terrorismus, gar keine Frage. 
Aber der BND ist eine große Behörde mit 
einigen Tausend Beschäftigten. War es je-
mals in Ihrer Zeit auch relevant, quasi über  
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rechtsradikale, rechtsextremistische Gruppie-
rungen Erkenntnisse zu gewinnen, die aus 
dem Ausland kamen und versucht haben, 
sich in Deutschland zu etablieren, nämlich 
Ku-Klux-Klan?  

Zeuge Dr. August Hanning: Kann ich 
mich nicht dran erinnern an Ku-Klux-Klan, 
also speziell jetzt Ku-Klux-Klan. Das kann 
ich - - Also - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also, 
es war nie, auch davor nicht, als Sie Ge-
heimdienstkoordinator waren, dass es mal 
Thema war? Da gab es ja diese Gründungs-
versuche Anfang der 90er-Jahre hier im 
Großraum.  

Zeuge Dr. August Hanning: Wir hatten 
ein Scientology-Problem. Daran kann ich 
mich noch gut erinnern, dass das erörtert 
wurde. Die große Frage: Soll der Verfas-
sungsschutz Scientology beobachten - ja 
oder nein? Das spielte eine gewisse Rolle. 
Oder der BND: Soll der Scientology - - Das 
war in meiner Zeit als Kanzleramt. Ku-Klux-
Klan ist mir nicht in Erinnerung, dass die hier 
in Deutschland jedenfalls seinerzeit eine 
Rolle spielten, dass ich mich als BND-Präsi-
dent hätte damit befassen müssen. Also, das 
ist mir nicht mehr in Erinnerung. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir 
hatten ja mehrere, - 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - zwei 
größere, Verfahren, eines ja in Berlin-Bran-
denburg, das dann wieder abebbte, und 
dann ja der zweite Gründungsversuch in 
Baden-Württemberg, der ja auch noch 
Thema sein wird hier im Ausschuss. 

Ich möchte springen zum Ereignis - da 
waren Sie Staatssekretär -, das auch dem 
NSU zugerechnet wird: der Mord an der Poli-
zistin in Heilbronn. Waren Sie da in irgendei-
ner Weise mal damit befasst, vor allen Din-
gen auch mit den lange sich ja auf eine fal-
sche Richtung konzentrierenden Ermittlun-
gen nach dieser Phantomspur? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, sicher 
waren wir damit befasst. Also erst mal: Der 
Vorgang als solcher, der war ja schon gravie-
rend. Also, das hat uns im Innenministerium  
 

beschäftigt, das hat uns bei den ND-Lagen 
beschäftigt, auch die ganz ungewöhnlichen 
Tatumstände, die ja damals nicht erkennbar 
dem NSU zugerechnet wurden, die große 
Brutalität bei der Ausführung der Tat, dann 
auch wieder alle möglichen Gerüchte, die es 
schon damals gab, von Drohungen bis sonst 
was, die sich dann auch alle so nicht bestä-
tigt haben. Und dann gab es natürlich hinter-
her das Problem mit den DNA-Spuren, die ja 
nun zunächst falsch zugeordnet wurden. Das 
hat uns damals schon ziemlich geärgert im 
Innenministerium, dieser Vorgang, dass so-
zusagen - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Trifft es 
zu, dass eigentlich Sie den ersten Hinweis 
aus Österreich - also jetzt nicht Sie als Per-
son, aber als Vertreter des BMI - bekommen 
haben, nach dem Motto: „Ihr müsst da falsch 
liegen; diese Wattestäbchen sind das Pro-
blem“? 

Zeuge Dr. August Hanning: Es trifft zu. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
dann haben Sie die Baden-Württemberger 
informiert: Guckt noch mal hin. Das kann das 
nicht sein. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, dann 
hat es ein ziemliches Donnerwetter gegeben, 
ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
hat es gegeben? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, es war 
ärgerlich. Ich habe mich sehr darüber geär-
gert.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ein 
Donnerwetter? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, ich habe 
mich geärgert. Da hätte man natürlich sehr 
viel eher uns unterrichten müssen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Die 
Österreicher hätten Sie - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein. Es 
gab Zweifel. Also, das Problem war für alle 
Beteiligten: Es gab sozusagen DNA-Spuren, 
die verbunden waren mit bestimmten Watte- 
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stäbchen. Wattestäbchen nimmt man an den 
Tatorten, um DNA-Spuren aufzunehmen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Genau. 

Zeuge Dr. August Hanning: Und dann 
hatten wir auch in der ND-Lage wiederholt 
Bilder, wo also dieselbe DNA an ganz ver-
schiedenen Orten mit ganz bestimmten Ta-
ten - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Quer 
über Mitteleuropa. 

Zeuge Dr. August Hanning: Das war ein 
völlig verwirrendes Bild. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. 

Zeuge Dr. August Hanning: Und dann 
wurde natürlich die Frage gestellt: Ja, kann 
das denn sein? - Dann haben wir eine lange 
Diskussion über die Sicherheit von DNA-
Spuren geführt. Ergebnis war: Absolut sicher, 
Naturwissenschaft usw.  

Und dann gab es immer wieder Zweifel: 
Das kann doch irgendwo nicht sein und so. - 
Und dann hat sich bei der Fachebene offen-
bar ein Zweifel schon eingeschlichen, ich 
glaube, drei, vier Monate vor der Information, 
ob nicht möglicherweise Verunreinigungen 
bei den Wattestäbchen vorliegen könnten. 
Und dann ist man dem nachgegangen, und, 
ich glaube, ein Professor, Kriminologe aus 
Münster, - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, 
Brinkmann, Professor Brinkmann. 

Zeuge Dr. August Hanning: - hatte das 
sogar schon mal öffentlich kundgetan.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Profes-
sor Brinkmann.  

(Zuruf der Abg. Dr. Eva Högl (SPD)) 

Zeuge Dr. August Hanning: Und da 
habe ich damals meine Leute gefragt: Kann 
das denn sein? - Da kam: Nein. 

(Zuruf der Abg. Dr. Eva Högl (SPD)) 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Der 
heißt wirklich so. Also Professor Brinkmann 
war es, aber nicht der aus dem Glottertal, 
sondern der aus Münster. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja. - Der 
hat gar keine Ahnung; der weiß das nicht, 
sondern - - Also alle waren felsenfest über-
zeugt, dass das alles zutrifft, und umso mehr 
hat mich hinterher geärgert, als sich heraus-
stellte, dass er recht hatte. 

Was mich dann geärgert hat: dass diese 
Zweifel im Polizeiapparat, ich glaube, schon 
vier oder fünf Monate vorher vorhanden wa-
ren und man es nicht für nötig gehalten hat, 
das Bundesministerium des Innern zu unter-
richten. Das hat mich geärgert, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, und 
das hat mich an der Stelle auch stutzig ge-
macht, weil ich jetzt auch bei der Befassung 
mit diesen vielen Morden sehe: Wenn es 
auch ein Problem gibt, ist es neben den frü-
hen Festlegungen, dass alle, die auf der 
Strecke mit irgendwelchen Zweifeln kommen, 
eigentlich eher immer abgebügelt werden. 
Die Ceska-Serie war OK. Wer etwas anderes 
gesagt hat, hatte keine Ahnung - jetzt mal 
zugespitzt formuliert. Die Phantomfrau war 
die Täterin des Polizistenmordes. Wer Zwei-
fel angemeldet hatte, der hatte auch keine 
Ahnung. Und am Ende mussten die anderen 
ihre Positionen räumen.  

Da müsste doch auch ein Umdenken ein-
setzen, dass man sagt: Was sollen diese 
frühen Festlegungen? - Warum passiert so 
was? Ist man zu sehr unter Druck, einen 
Erfolg zu präsentieren? Will man zu schnell 
eine Erklärung haben für unfassbare Dinge?  

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Bin-
ninger, das ist ein typisches Problem von 
Apparaten, was Sie gerade schildern. Natür-
lich bildet sich eine Meinung, und die Mei-
nung muss dann nach außen hin vertreten 
werden. Und dann ist es so, dass eben Ge-
genmeinungen unter den Tisch fallen. 

Ich sage Ihnen - - Wenn es die Zeit er-
laubt, Herr Vorsitzender, würde ich mal ganz 
kurz auf einen klassischen Fall eingehen, 
nachrichtendienstlich - Jom-Kippur-Krieg. Da 
war es auch so, dass einige Leute genau 
gemerkt haben in den Apparaten damals: „Es 
droht ein Angriff aus Ägypten“, und die 
Mehrheitsmeinung des Apparates war: Nein, 
trifft alles nicht zu. - Daraus hat man dann 
den Schluss gezogen: Wir müssen einen 
Weg finden, um diese abweichende Meinung 
auch den Entscheidenden, also den Minis-
terpräsidenten, vorzutragen.  

Da hat man in dem Dienst den Advocatus 
Diaboli geschaffen. Der hat nichts anderes  
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als die Aufgabe, immer zu hinterfragen, ob 
die Meinung, die der Dienst dann aufgrund 
der Fachebenen gewinnt, zutrifft, und hat 
also auch das Recht, zum Teil die Pflicht, 
eine abweichende Meinung, wenn er davon 
überzeugt ist, bis zu den Ministerpräsidenten 
vorzutragen. 

Ich fand das immer faszinierend; denn Sie 
haben auch - - Das habe ich im Bundesnach-
richtendienst auch erlebt: Auch bei schwieri-
gen Fragen können Sie eigentlich nicht im-
mer homogen einer Meinung sein. Ich habe 
immer die große Gefahr gesehen, dass man 
sich abstimmt vorher und dann den Chef 
sozusagen mit einer Meinung konfrontiert, 
ohne ihm mitzuteilen, welche Zweifel es gibt. 
Es sind ja häufig Auffassungen, die sind 
60 : 40, 70 : 30. Ich habe dann manchmal 
selbst die Rolle des Advocatus Diaboli über-
nommen. Ich habe dann gesagt: Ist das denn 
wirklich so? Ist das - - Und das ist hier wahr-
scheinlich auch ein Problem.  

Also, Apparate neigen dazu, eine homo-
gene Meinung zu haben - das erwarten in 
gewisser Weise Ministerien ja auch -, und 
Zweifelsfälle werden dann gar nicht hochge-
bracht und werden dann nicht angemessen 
gewürdigt und kommen dann gar nicht zur 
Kenntnis der Entscheidungsträger. Grund-
problem von Apparaten, ja, lösbar, aber mit 
einigem Aufwand verbunden.  

Aber das vielleicht beantwortet Ihre 
Frage, und das ist - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, ich 
meine, wir haben hier ja auch genügend 
Behördenchefs erlebt, wo ich jetzt nicht den 
Eindruck hatte, dass die für mehr als eine 
Meinung zu haben sind, schon gar nicht, 
wenn es nicht ihre ist. Also, deshalb mag das 
schon zutreffen. 

Ich will in Heilbronn bleiben, weil wir da 
auch noch einen Aspekt haben, der immer 
wieder uns beschäftigt. Heilbronn fällt ja in 
eine Zeit - das hatten Sie vorhin selber ange-
sprochen -, der Mord an der Polizistin Kiese-
wetter, wo wirklich ein sehr großes Ermitt-
lungsverfahren ja zu bewältigen war, 
deutschlandweit: das Sauerland-Verfahren. 
Es begann im Jahreswechsel 2006/2007. 
Festnahme war dann im August, glaube ich, 
Ende August 2007. Nachdem man wusste, 
wer die drei sind - ich glaube, ab Frühjahr -: 
umfangreiche Observationen bundesweit mit 
einem unvorstellbaren Kräfteeinsatz. Mehr 
ins Detail muss man hier ja nicht gehen.  

 

Und jetzt kam ja diese etwas obskure 
Stern-Berichterstattung, die gesagt hat, es 
könnte durchaus sein - der Stern hat es et-
was fester formuliert -, dass eine dieser vie-
len Observationsaktionen zufällig während 
der Tatzeit auch in Tatnähe in Heilbronn 
stattgefunden hat, und zwar nicht nur von 
amerikanischen Einheiten, sondern vielleicht 
sogar im Team.  

Losgelöst, ob das zutrifft - ich halte das 
Protokoll auch für eine Fälschung -: Aber ist 
es denn grundsätzlich denkbar, dass ameri-
kanische Sicherheitsbehörden gemeinsam 
mit deutschen Behörden bei so einem gro-
ßen Verfahren, das Sie ja sicher aus dem 
Effeff kennen, da auch mal etwas gemein-
sam machen, weil Zielobjekte der Sauerland-
Gruppe waren amerikanische Einrichtungen 
in Deutschland: die Supermarkets, die 
Housing Areas, die Kinos etc.? Ist so was 
denkbar? 

Zeuge Dr. August Hanning: Das ist 
grundsätzlich denkbar, grundsätzlich ja, also 
in dem Verfahren. Es waren amerikanische 
Interessen unmittelbar berührt. Ich kann Ih-
nen das jetzt nicht genau sagen, ob und wie 
und was; aber das ist durchaus möglich. 
Dass dann per Zufall hier gerade dieser Vor-
gang sozusagen Gegenstand der Beobach-
tung war: Also, ich würde sagen, das ist wie 
eine Sechs im Lotto - höchst unwahrschein-
lich, höchst unwahrscheinlich. Aber - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
eine gemeinsame - - Also es ist jetzt nicht 
[sic!] so, dass man sagen kann: Gemein-
same Operationen in einem großen Verfah-
ren mit internationalen Bezügen, wo auch 
noch die amerikanische Seite der Ersthin-
weisgeber war, sind nicht per se ausge-
schlossen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, das 
ist nicht per se auszuschließen, nein, nein - 
also wenn das im Einvernehmen mit deut-
schen Dienststellen geschieht. Aber die 
Amerikaner haben natürlich auch einen Teil 
so eine Eigensicherung. Das muss man auch 
sehen. Da ist man nicht ganz sicher, ob es 
immer im Einvernehmen mit den deutschen 
Dienststellen geschieht. Dann haben sie 
immer noch eigene Sicherheitsstrukturen vor 
Ort; denn damals gab es ja auch natürlich 
das Problem „Sicherung der amerikanischen 
Standorte“. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Der 
Wohnungen der Streitkräfte. 

Zeuge Dr. August Hanning: Da sind 
dann die Informationskanäle manchmal 
schwierig, weil wir dann sozusagen mit 
größter Vertraulichkeit die Amerikaner unter-
richten. Die haben dann wieder ihre Leute 
vor Ort, und die gehen dann zur örtlichen 
Polizei, die von nichts weiß. Also, da kann 
man sehr vieles erzählen. Das will ich Ihnen 
jetzt ersparen. Also, manchmal sind die 
Kommunikationskanäle nicht immer so geölt, 
wie man sich das wünscht und vorstellt.  

Aber hier Ihre Frage: Ja, das ist durchaus 
möglich, dass so was ist. Trotzdem - ich 
habe das auch nur gelesen im Stern -: aus 
meiner Sicht eher unwahrscheinlich. - Aber 
gut, das - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mir 
ging es jetzt weniger um den Stern-Artikel im 
Detail. Mir ging es einfach mal um die grund-
sätzliche Frage: Ist so eine gemeinsame 
Operation denkbar, wenn eben zu der Zeit 
auch ein großes Ermittlungsverfahren am 
Laufen ist, wo ja die amerikanische Seite 
auch ureigenste Interessen hatte? 

Zeuge Dr. August Hanning: Noch mal: 
Denkbar ist das. Ob das auch der Fall war 
konkret, kann ich nicht sagen; weiß ich nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, 
wissen wir auch nicht; aber im Moment reicht 
mir mal diese Auskunft. 

2006 endet ja scheinbar die Mordserie mit 
der Ceska. Den Polizistenmord bringt man 
nicht in Verbindung. Haben Sie danach noch 
mal Erinnerungen, ob man je noch mal diese 
Ceska-Mordserie in der ND-Lage oder wo 
auch immer thematisiert hat, also jetzt bis 
2009, solange Sie auch Staatssekretär wa-
ren? Oder war das dann abgerissen, und es 
blieb, weil wir haben - -  

Das ist ja die besondere Tragik, muss 
man wirklich sagen: Es gab im BKA eine 
Profiler-Tagung der verschiedenen betroffe-
nen Tatortländer und des BKA, die sich - das 
nur am Rande - auch nicht einig waren. Auch 
die Profiler haben sich heftig widersprochen, 
was man jetzt da aus diesen Fällen über-
haupt ableiten kann. Aber sie waren sich 
einig in der Bewertung: „Es gibt einen zehn-
ten Mord“, und wollten vorbereitet sein: Wie 
gehen wir damit um, wenn der zehnte Mord 
passiert? - Die Tragik ist - das ist nahezu  
 

unvorstellbar -: Die Tagung, wo sie sich mit 
diesem Thema befassen, war der 25. April 
2007, der Tag des zehnten Mordes, weil da 
wurde Frau Kiesewetter ermordet. - Aber es 
war eine Befassung auf unmittelbarer Ar-
beitsebene. 

Waren Sie noch mal oder - - Haben Sie in 
Erinnerung, dass Behördenspitzen sich noch 
mal mit diesem Fall befasst haben, oder war 
er irgendwann aus dem Gedächtnis weg? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich 
sage mal so: Dieser Mord in Heilbronn an 
den beiden Polizisten ist nach meiner Erinne-
rung nicht in Verbindung gebracht worden zu 
den ganzen Ceska-Morden. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Einmal 
sehr früh bei einer Zeugenaussage.  

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, aber 
das hat mich nicht erreicht. Mich hat es je-
denfalls nicht erreicht.  

Im Übrigen: Ja, das ist noch erörtert wor-
den - ich erinnere mich noch -, auch die 
Frage: Warum haben die Täter plötzlich auf-
gehört? - Das war ja auch die große Frage. 
Also, es war ja sozusagen Serienmord, ei-
gentlich relativ eng zeitlich beieinanderlie-
gend, der plötzlich dann scheinbar - wie wir 
heute wissen: scheinbar - abbrach, und da 
war ja auch immer die Frage: Wie kommt das 
eigentlich? - Und die Antwort konnte dann 
eben auch nicht gegeben werden.  

Also, wir haben schon das noch mal so 
angesprochen, die Fragen gestellt; aber wir 
sind dann natürlich der Sache auch nicht 
mehr vertieft nachgegangen, weil Bayern war 
verantwortlich zuständig - es lag nicht in der 
alleinigen Verantwortung des BKA -, und wir 
hatten auch keine vernünftigen Antworten, 
auch nicht - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. - 
Ein kleiner Teil lag in der Verantwortung des 
BKA, wo mich interessieren würde, ob Sie da 
mal noch damit befasst wurden. Das BKA 
hatte ja von Beginn an den Teilkomplex der 
EG „Ceska“ Strukturermittlung und auch 
eben dann die Waffenspuren schwerpunkt-
mäßig zu bearbeiten. Das BKA war 2004 
schon in dem - ob jetzt physisch, weiß ich 
nicht - - aber hatte schon 2004 die erste 
Frage an den Waffenhändler in der Schweiz, 
von dem wir heute wissen: Dort wurde die 
Ceska verkauft.  
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Er hat dann mit neuen Hinweisen, immer 
wieder mehreren Anläufen - - Es hat alles 
sehr lange gedauert. Es war auch ein Pro-
blem in der Zusammenarbeit mit den 
Schweizer Behörden. Also, es ging über drei 
Jahre. Man ging immer wieder mal hin. Dann 
lag der Vorgang in der Schweiz wieder lange 
wegen Neuwahlen von Staatsanwälten. 

Sind Sie da mal an Staatssekretäre mit 
kontaktiert worden, nach dem Motto: „Wir 
kommen hier nicht voran, das müsste 
schneller gehen in der Schweiz“? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, nach 
meiner Erinnerung nicht. Das hätten wir auch 
dann schnell lösen können. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also, 
wir entnehmen den Akten, dass es echt ein 
mühsames - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, aber ich 
hatte immer gute Verbindungen - - Also, ich 
müsste es eigentlich wissen; denn ich hatte 
immer gute Verbindungen in die Schweiz, 
und wenn so ein Problem aufgetreten wäre, 
dann hätte ich notfalls selbst zum Telefonhö-
rer gegriffen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. 
Aber Sie wurden nie damit kontaktiert? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nach mei-
ner Erinnerung nicht, nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. - 
Dann habe ich im Moment keine Fragen 
mehr. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt zur SPD-Fraktion. Frau 
Dr. Högl.  

Dr. Eva Högl (SPD): Herzlichen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Herr Dr. Hanning, auch 
mich interessiert das Thema „Übernahme 
durch das Bundeskriminalamt im Jahr 2006“. 
Die Kolleginnen und Kollegen haben Sie ja 
auch schon danach gefragt.  

Ich möchte Ihnen das noch mal vorhalten 
aus der Leitungsvorlage von Anfang Mai, 
vom 3. Mai, die ja Ihnen auch zur Kenntnis 
gelangt ist, die Sie auch abgezeichnet ha-
ben. Das ist MAT A BMI-4/30, Seite 111 f. 
Ich zitiere jetzt: 

 
 

Das BKA ist der Auffassung, dass 
das bisherige Vorgehen der 
zuständigen Strafverfolgungsbehör-
den in den betroffenen Ländern 
weder ein einheitliches Ermittlungs- 
bzw. Fahndungskonzept noch eine 
einheitliche Öffentlichkeitsarbeit 
erkennen lässt. Außerdem könnten 
mangels Absprachen der Länder 
untereinander und mit dem BKA 
verdeckte taktische Ermittlungs-
maßnahmen im In- und Ausland 
nicht zentral geplant und durch-
geführt werden.  

Das ist das, was Sie zur Kenntnis genommen 
haben, was Ihnen bekannt war. Sie haben ja 
auch gesagt, Sie haben die Probleme gese-
hen. 

Jetzt will ich Ihnen noch mal vortragen ein 
bisschen - und ich will es auch wörtlich ma-
chen - aus dem „Brandbrief“ von Herrn Falk 
vom 2. Mai. Er schreibt über elf Seiten eine 
Begründung, warum eine zentrale Ermitt-
lungsführung durch das Bundeskriminalamt 
angezeigt ist, und ich will Ihnen das auch 
noch mal vortragen - das ist MAT A BKA-
2/20, Seite 9 ff. -:  

Die Bewertung aus dem Jahr 2004 - 
keine zentrale Ermittlungsführung 
durch das BKA - ist nach der 
Lageänderung durch die 
Fortsetzung der Tatserie ... nicht 
mehr aufrechtzuerhalten. Inzwi-
schen führen fünf (5) Staats-
anwaltschaften und sechs (6) 
Polizeibehörden in neun (9) 
Mordfällen weitgehend getrennte 
Ermittlungen zu einem oder 
mehreren gemeinsamen Tatverur-
sacher(n).  

Und dann schreibt Herr Falk: 

Die bisherige Struktur der Zusam-
menarbeit weist (mit jedem neuen 
Fall zunehmende) Problem-
konstellationen auf: 

Von den beteiligten Dienststellen 
wird kein einheitliches Ermittlungs-
konzept verfolgt.  

… 

Es liegt 

... weder ein einheitliches 
Fahndungskonzept vor, noch wird 
eine einheitliche Öffentlichkeits-
arbeit betrieben.  

Es ist nicht sichergestellt, dass 
Informationen aus den bisherigen  
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Einzeltaten vollständig an einer 
Stelle zusammengeführt, umfas-
send zentral ausgewertet, bewertet 
und effizient in die Strukturermitt-
lungen eingebracht werden.  

Der gebotene zeitgerechte und alle 
Adressaten angemessen berück-
sichtigende Austausch von 
Informationen der Tatortbehörden 
untereinander … ist … nicht … ge-
währleistet. 

Verdeckte taktische Ermittlungs-
maßnahmen im In- und Ausland 
können mangels Absprachen der 
Bundesländer untereinander und 
mit dem BKA nicht zentral geplant 
und koordiniert werden.  

Ich bezeichne das als Brandbrief, und ich 
frage Sie - Sie haben ja lange Erfahrung und 
sind ein versierter Mann der Sicherheitspoli-
tik -: Hat Ihnen das nicht schlaflose Nächte 
verursacht? So was kommt doch nicht jeden 
Tag vor, dass das Bundeskriminalamt - der 
Präsident, der Vizepräsident hat es unter-
zeichnet - so einen Brandbrief schreibt. 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, das 
hat ja auch dann entsprechende Reaktionen 
ausgelöst, und die Reaktion war ja, dass - ich 
weiß gar nicht, wie genau die Entscheidung 
zustande gekommen ist - dann doch deutlich 
wurde, dass es erforderlich ist, dass man 
sich auf höherer Ebene dieses Themas an-
nimmt. Deswegen die Abteilungsleiterbe-
sprechung am Rande der Innenministerkon-
ferenz - das ist ja schon auch eine heraus-
gehobene Bedeutung -, an der dann auch 
der BKA-Chef teilnahm, um genau diese 
Probleme zu erörtern.  

Das sind ja Probleme zum Teil fachlicher 
Art, zum Teil natürlich auch die Zuständig-
keitsfragen. Aber das war der Grund dafür, 
dass man dieses außergewöhnliche Verfah-
ren gewählt hat, und das war sicher auch 
eine Reaktion auf den, wie Sie sagen, 
Brandbrief des Bundeskriminalamtes.  

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie mit dem 
Vizepräsidenten Falk damals darüber ge-
sprochen?  

Zeuge Dr. August Hanning: Ich ver-
mute, ja. Wir haben häufig miteinander Kon-
takt gehabt. Aber nageln Sie mich da nicht - - 
Aber ich bin ziemlich sicher. Also, über den 
Fall habe ich mit Herrn Falk häufig gespro-
chen. Das weiß ich. 

Dr. Eva Högl (SPD): Über die Frage 
„zentrale Übernahme durch das Bundeskri-
minalamt“? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja gut, das 
war damals kritisch. Das ist danach ja ent-
schieden gewesen. Aber über den Fall als 
solchen - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Nein, ich rede jetzt 
über die Übernahme. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, ja, das 
ist mir schon klar. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich sage es noch 
mal. Also, Herr Staatssekretär, das wird auch 
bei Ihnen kein alltäglicher Vorgang gewesen 
sein, - 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, war 
es auch nicht. 

Dr. Eva Högl (SPD): - dass das Bundes-
kriminalamt - das ist ja auch nicht irgendeine 
abseitige Behörde - einen solchen elfseitigen 
Brandbrief an das Bundesinnenministerium 
richtet und bittet, die zentrale Ermittlungsfüh-
rung zu bekommen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das ist kein alltägli-
cher Vorgang. Das werden Sie, glaube ich, 
bestätigen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, sicher. - 
Zwei Bemerkungen: Erstens. Ich habe den 
Brief nicht gesehen, ändert aber nichts an 
der Einschätzung. Mir ist mündlich mitgeteilt 
worden, dass es da erhebliche Probleme 
gibt. Sie haben die Ministervorlage vorgele-
sen. Da stand ja auch drin, dass es Pro-
bleme gibt. Da wird es noch mal unterstri-
chen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Da werden die elf 
Seiten von Herrn Falk aber in zwei Sätze, die 
ich vorgetragen habe, eingedampft. 

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, Minister lesen nicht fünf oder sechs 
Seiten oder zehn Seiten.  

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Dr. Hanning, 
aber Sie wissen das. 
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Zeuge Dr. August Hanning: Also, das 
muss man schon eindampfen. Aber das 
war - - Ich sage mal, in der Sprache der Mi-
nisterialverwaltung war das schon deutlich. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Dr. Hanning, 
Sie kennen die Leitungsvorlage. Da dreht es 
sich nur um die Belohnung. Also, die Dra-
maturgie ist: Vorbereitung der Innenminister-
konferenz Garmisch-Partenkirchen - Sie 
haben das geschildert -, da wird eine Lei-
tungsvorlage gemacht für den Bundesminis-
ter. Ich kenne das auch, wie das läuft im 
Bundesministerium. Das ist die Dramaturgie, 
und in dieser Leitungsvorlage, die auch im-
merhin drei Seiten hat - das ist auch durch-
aus eine umfangreiche Leitungsvorlage - 
geht es nur in zwei Sätzen um die Über-
nahme der Ermittlungsführung. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, Frau 
Abgeordnete, aber die Sätze hatten es ja 
schon in sich.  

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Bitte?) 

- Die hatten es in sich, die Sätze. Die sind 
schon gravierend. Und wenn der Minister mit 
solchen Sätzen konfrontiert wird, dann muss 
man was machen. So ist das schon. Also, 
wissen Sie, da müssen Sie schon aufpassen. 
Als Staatssekretär - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja. Daran sind wir 
jetzt interessiert, Herr Dr. Hanning, was Sie 
dann gemacht haben. 

Zeuge Dr. August Hanning: Als Staats-
sekretär passe ich da sehr auf, und das kann 
ich noch erinnern. Und dann habe ich ge-
sagt: Also, was machen wir denn da? Was 
läuft da? - Aber ich weiß jetzt nicht, ob vor-
her, nachher. Jedenfalls im Zusammenhang 
damit habe ich in der Vorbereitung der In-
nenministerkonferenz mit der Fachabteilung 
gesprochen und habe mich noch mal unter-
richten lassen: Wie ist die Lage? Was ma-
chen wir? Was geschieht? Und dann wurde 
mir gesagt: Ja, wir haben jetzt ein Prozedere 
initiiert - ich glaube, es war der damalige 
Abteilungsleiter, weiß es aber nicht genau -, 
um sozusagen diese gravierenden Probleme 
anzusprechen und zu lösen. Das war im 
Grunde dann der Lösungsvorschlag im Hin-
blick auch auf die Darstellung der Probleme. 

 

Noch mal: Ich fand das schon eine gravie-
rende Darstellung, auch in der Ministervor-
lage.  

Dr. Eva Högl (SPD): Und mit Herrn Falk 
selbst - frage ich noch mal - haben Sie darü-
ber nicht gesprochen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ach, wissen 
Sie, ich habe Herrn Falk sehr häufig gese-
hen. Das kann ich jetzt nicht mehr beurteilen. 
Herr Falk - - Es kann gut sein, dass er auch 
über den Fall - sicher nicht über den Brief, 
aber über den Fall - mit mir gesprochen hat. 
Das halte ich sogar für wahrscheinlich. 

Dr. Eva Högl (SPD): Also, ich glaube 
auch, dass es im BKA kein alltäglicher Vor-
gang ist - 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, das 
war es nicht. 

Dr. Eva Högl (SPD): - und dass man das 
dann auf dem Herzen hat - 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, nein, 
das war es nicht. 

Dr. Eva Högl (SPD): - und das eine rele-
vante Frage ist. Ich meine, ich erinnere noch 
mal an das, was hier schon gesagt wurde: 
Wir hatten es mit einer bundesweiten Mords-
erie zu tun - neun Menschen waren ermordet 
worden -, und die Ermittlungsbehörden gin-
gen davon aus, dass weitere Taten folgen 
werden - das steht auch in der BKA-Vorlage - 
und die Ermittlungsführung wirklich kriminal-
polizeilich - so hat Herr Falk das bezeichnet - 
stümperhaft geführt wurde.  

Andere Frage: Haben Sie mit dem Minis-
ter darüber gesprochen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, ich habe 
mit dem Minister gesprochen im Zusammen-
hang mit der Vorbereitung der Innenminister-
konferenz. Ich habe gesagt: Wir haben hier 
ein Problem. 

Dr. Eva Högl (SPD): Mit welchem Tenor?  

Zeuge Dr. August Hanning: Aber, ich 
habe ihn darauf hingewiesen. Er hat ja auch 
die Vorlage gesehen. Wir haben kurz dann 
noch mal über diese Geldfrage gesprochen; 
aber das war ja im Grunde nicht kritisch. Und  
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wir haben auch über den Vorgang dann kurz 
gesprochen. Ich habe gesagt: Wir haben hier 
einen Fall, und es wird versucht, den zu lö-
sen. Wir haben da am Rande der Konferenz 
noch eine Abteilungsleiterbesprechung. - 
Also, nach meiner Erinnerung. Aber es liegt 
auch einige Zeit zurück. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, ja, klar. Aber ich 
sage es noch mal: Das ist ja auch kein all-
täglicher Vorgang. Der interessiert uns jetzt 
hier. 

Sie haben vorhin selber ausgeführt, 
Schäuble wollte Konsens. Sie waren ja auch, 
glaube ich, gebeten worden, Konsens mit 
den Bundesländern herzustellen, und da 
sollte ja auch ein Brief formuliert werden, 
denn das Bundeskriminalamtsgesetz sieht 
natürlich als ersten Fall vor, dass man das im 
Konsens regelt. Warum ist dieser Brief nie 
geschrieben worden? Oder haben Sie mal 
mit Ihren Kollegen aus den Ländern telefo-
niert, um den Konsens herzustellen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, Sie können in diesem Lande innere 
Sicherheit nicht betreiben, wenn Sie da nicht 
den Konsens mit den Ländern suchen. Das 
ist manchmal schmerzhaft, aber auch die 
Innenministerkonferenz - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie den ge-
sucht? Das war meine Frage. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, natür-
lich. 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie mit de-
nen telefoniert? 

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, die Innenministerkonferenz ist eine 
Konsensveranstaltung. Also, alle Beschlüsse 
der Innenministerkonferenz werden 
konsensual gefasst. Und es gibt dann einige 
kritische Fälle. Die wandern dann ins Kamin-
gespräch oder so oder werden bilateral ge-
löst. Aber die Konferenz als solche fasst den 
Beschluss im Konsens oder gar keinen. Also, 
es ist reines Konsensprinzip. 

Und hier, wo der Schwerpunkt der Er-
mittlung ohnehin bei den Ländern lag und 
diese Probleme auftraten, die ja auch zum 
überwiegenden Teil fachlich waren, lag es 
natürlich nahe, erst mal den fachlichen Kon-
sens zu suchen. Wenn der nicht möglich  
 

gewesen wäre, wenn das BKA gesagt hätte: 
„Also, die Probleme sind nicht gelöst, bzw. 
wir müssen darauf beharren, dass wir jetzt 
hier zentral die Ermittlungen an uns ziehen 
oder andere Ermittlungsaktivitäten ergreifen“, 
dann hätte das den Staatssekretär erreicht. 
Dann hätte ich versucht, auf 
Staatssekretärsebene das zu lösen. Wahr-
scheinlich in Garmisch-Partenkirchen hätten 
dann die Minister sich untereinander ver-
ständigt. So ist eigentlich die normale Pro-
blemlösungshierarchie: -  

Dr. Eva Högl (SPD): Genau. 

Zeuge Dr. August Hanning: - zunächst 
die Fachebene; wenn das nicht gelingt auf 
der Ebene, die Staatssekretäre; wenn das 
nicht gelingt, die Minister. 

Dr. Eva Högl (SPD): In diesem Fall war 
es aber so - ich verweise noch mal auf die 
Leitungsvorlage -, dass das Problem sogar 
bereits die Ministerebene erreicht hatte. Da 
stellt sich mir natürlich die Frage: Wurde es 
vielleicht wieder zurückverwiesen auf die 
zwei Ebenen drunter, auf die Abteilungslei-
terebene? Haben Sie vielleicht dann gesagt: 
„Hier, Abteilungsleiter Krause, Sie sind zu-
ständig, kümmern Sie sich mal“? War das 
so?  

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, es ist so 
gewesen, und zwar müssen Sie sich vor-
stellen: Wenn eine Innenministerkonferenz 
stattfindet, gibt es eine Fülle von Tagesord-
nungen. Dann gibt es „grüne Punkte“, heißt 
das. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, klar. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, die 
sind schon vorne alle irgendwo abgeräumt. 
Dann gibt es andere Punkte, über die muss 
man sprechen. Da wird dann gerungen: 
Kommt es auf die Tagesordnung oder nicht? 
Und dann gibt es ein paar kritische Punkte. 
Das war sicher ein kritischer Punkt. Und über 
die kritischen Punkte wird dann gesprochen. 
Da wird darüber gesprochen: Wie handeln 
wir das denn? Wie können wir das hinbe-
kommen? Bekommen wir das sozusagen 
weiter geregelt oder nicht, oder wie auch 
immer?  

Und in dem Zusammenhang haben wir 
sicher auch über dieses Thema - weiß ich  
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noch - gesprochen, und dann war die Ant-
wort: Ja, das ist schwierig; ein Problem. Da 
gibt es Probleme zwischen den Ländern. Da 
gibt es ein Problem zwischen BKA und de-
nen, und deswegen machen wir diese Abtei-
lungsleiterbesprechung am Rande der 
Innenministerkonferenz. - Das war sozusa-
gen die Lösungsvariante, um dieses schwie-
rige Thema vom Tisch zu bringen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Dr. Hanning, 
ich darf Sie noch mal fragen: Sie hatten auch 
keine Lust, sich wirklich mit den Ländern 
anzulegen, um die zentrale Ermittlungsfüh-
rung für das BKA zu erreichen? Weil ich will 
noch mal ganz kurz sagen: Wir haben ja das 
Stichwort - wir wollen ja nur herausarbeiten, 
woran es gelegen hat - „Kriegserklärung“ von 
Herrn Dr. Beckstein. Das steht ja so im 
Raum. Der hat sich ja sehr gewehrt. Bei uns 
als Zeuge im Untersuchungsausschuss hat 
er dann gesagt: Die hätten es doch nehmen 
können, meinetwegen, die hätten es sofort 
bekommen können; die hätten es aber nicht 
gekonnt; die sind fachlich gar nicht kompe-
tent.  

Was waren denn Ihre Beweggründe, die-
sem Protest der Länder auch so nachzuge-
ben und sich nicht stärker dafür einzusetzen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, erstens: Ich habe auch keine Kon-
flikte mit den Ländern gescheut, wenn erfor-
derlich. 

Dr. Eva Högl (SPD): Deswegen frage ich 
mich ja, wieso Sie ihn hier nicht geführt ha-
ben. 

Zeuge Dr. August Hanning: Wir hatten 
eine Menge Konflikte auch in anderen Berei-
chen. - Erstens. 

(Petra Pau (DIE LINKE): Weil das 
nicht erforderlich war!) 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, eben. 

Zeuge Dr. August Hanning: Zweitens. In 
diesem Fall war es eben so, dass sich Bay-
ern vehement dagegen gewehrt hat - vehe-
ment! - und auch der Minister in Person. Ich 
habe eine andere Erinnerung an die Veran-
staltung. 

Dr. Eva Högl (SPD): Die Akten sprechen 
auch eine andere Sprache, aber Herr  
 

Dr. Beckstein hat im Ausschuss etwas ande-
res gesagt. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich sage Ih-
nen, ich habe eine andere Erinnerung an die 
Veranstaltung, und das war ja - - Ich meine, 
es gibt ja Flure, und es gibt bilaterale Ge-
spräche, und da hatte ich schon den Ein-
druck, dass Bayern vehement - - Das hatte 
was mit Nürnberg zu tun; er kommt ja aus 
Nürnberg, und das war ja nun in Nürnberg. 

Also, ich glaube, es war ein Konsens mit 
Bayern in dem Sinne, dass das BKA das 
übernehmen würde, nicht möglich, war aus-
geschlossen. Und insoweit war, glaube ich, 
die Lösung, die gefunden wurde, die relativ 
beste: dass man sich verständigt in der Sa-
che, dass man versucht, weiterzukommen. 
Und insoweit, glaube ich, war das vorge-
zeichnet, auch als Lösung. 

Dr. Eva Högl (SPD): Man trifft sich ja 
häufiger, es gibt Flure, man kennt sich. 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Also, Frau Kol-

legin!) 

- Was denn? 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Wieland, was ist? 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, also, der Zeuge muss dann 
schon mal sagen, was er weiß. Also, er sagt 
hier „vehement widersprochen“ und von 
„Eindrücken“. Haben Sie mit Beckstein gere-
det?  

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, das wollte ich 
auch gerade fragen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Haben Sie gehört, dass 
Beckstein was gesagt hat? Das wollen wir 
nun schon mal wissen. Denn Beckstein hat 
hier gesagt, weder „Kriegserklärung“ noch 
irgendwas in der Richtung habe er gesagt, 
und ich möchte das gerne aufgeklärt haben. 
Deswegen: Was haben Sie gehört? Was ist 
passiert? 

Dr. Eva Högl (SPD): Vielen Dank, Herr 
Kollege. Das wäre meine nächste Frage 
gewesen - aber wir ergänzen uns hier immer 
hervorragend -: ob Sie persönlich mit Herrn  
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Dr. Beckstein da auch drüber gesprochen 
haben. 

Zeuge Dr. August Hanning: Das weiß 
ich nicht mehr, sage ich Ihnen ganz offen. 
Also, bei dieser Art von Konferenzen, wissen 
Sie - - Ich weiß nicht, Sie haben sie wahr-
scheinlich - - Ich weiß nicht, ob Sie sie mit-
gemacht haben. Also, das ist wie ein Bienen-
korb. Man spricht miteinander - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, mit 
wem Sie dann darüber gesprochen haben - - 
Aber der Eindruck, den ich hatte - ob der aus 
persönlichem Gespräch gespeist ist oder 
nicht, das weiß ich jetzt nicht mehr -, war der, 
dass Bayern damals vehement dagegen war. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nur, Herr 
Dr. Hanning, das ist ja schon vor der Innen-
ministerkonferenz abgeräumt worden; das 
wissen wir. Das hat ja das Kamingespräch in 
Garmisch-Partenkirchen auf der Zugspitze 
gar nicht mehr erreicht. Das ist ja schon im 
Vorfeld geklärt worden. Und da interessiert 
uns hier im Ausschuss schon, ob Sie da per-
sönlich auch mal mit Herrn Dr. Beckstein 
drüber gesprochen haben oder ob der Mi-
nister mal Kontakt zu Herrn Dr. Beckstein 
aufgenommen hat. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, Frau 
Abgeordnete, das weiß ich schlicht nicht 
mehr, sage ich Ihnen ganz offen. Das weiß 
ich nicht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Aber Sie stimmen 
mir doch zu, dass es doch eine relevante 
Frage ist und dass es doch nicht häufig vor-
kommt. 

Zeuge Dr. August Hanning: Gut, aber 
das Ganze liegt ich weiß nicht wie lange 
zurück, sechs Jahre. Und mit wem ich im 
Einzelnen bei der Innenministerkonferenz 
worüber gesprochen habe im Jahr 2006, 
Frau Abgeordnete - ich bitte um Nachsicht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, okay. - Dann 
habe ich eine letzte Frage. Wir haben das ja 
identifiziert. Das haben Sie schon gemerkt. 
Mehrere haben Sie ja danach gefragt, nach 
dieser Übernahme Bundeskriminalamt. Ich 
bin selbstverständlich keine Freundin davon,  
 

polizeiliche Ermittlungsarbeit zentral zu füh-
ren; aber hier hatten wir die Situation: sechs 
Jahre erfolglose Ermittlungsarbeit, bundes-
weite Mordserie, neun Menschen haben ihr 
Leben verloren. Da sind wir der Auffassung 
hier im Ausschuss, dass da vermutlich auch 
nach dem Brandbrief von Herrn Falk die 
zentrale Ermittlungsführung angezeigt gewe-
sen wäre. 

Wenn Sie mit dem Wissen von heute den 
Sachverhalt von 2006 noch mal beurteilen, 
kämen Sie dann auch zu diesem Ergebnis, 
dass es doch sicherlich richtig gewesen 
wäre, das BKA mit der Ermittlungsführung zu 
beauftragen, und dass es ein Fehler war, das 
damals anders entschieden zu haben? 

Zeuge Dr. August Hanning: Wissen Sie, 
das berührt so einige grundsätzliche Fragen. 
Ist es wirklich besser, wenn alles zentral 
ermittelt wird, oder ist es nicht klüger, es 
auch bei den Ländern zu lassen, die die 
größten Erfahrungen im Ermittlungsbereich 
haben? Das BKA ist im Ermittlungsbereich 
nicht sehr stark, Frau Abgeordnete. Das ist 
so meine Erfahrung.  

Wenn das BKA selbst der Meinung ist, 
dass es das macht, hätte ich das unterstützt, 
selbstverständlich. Aber ich hätte schon dann 
auch gefragt: Wie macht ihr das denn? Habt 
ihr auch die Ressourcen? Denn ich habe in 
dem Sauerland-Fall dann erleben müssen, 
dass die Ressourcen des BKA sehr begrenzt 
waren und sehr beschränkt waren. Und ob 
die das dann so besser hinbekommen hät-
ten - ich weiß es nicht. 

Im Nachhinein sprach vieles dafür, das 
dem BKA zu übertragen. Schon damals 
sprach vieles dafür. Ich meine, die Argu-
mente waren ja im Grunde überzeugend. Ich 
hätte mich auch dafür eingesetzt. Also, fand 
ich schon. Also, ist ja - - Sie haben das aus 
dem Brief vorgelesen. Es gab offenbar einen 
Mangel an Koordinierung, es gab die 
Schwierigkeiten, und ich hätte es schon be-
grüßt. Und ideal wäre gewesen, wenn das 
BKA sozusagen alle Informationen gesam-
melt hätte, gemeinsam bewertet hätte und 
die Länderbehörden dann weiter ermittelt 
hätten, dass man den Schwerpunkt da ge-
macht hätte. Das wäre vernünftig gewesen. 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, eben!) 

Dr. Eva Högl (SPD): Aber Herr 
Dr. Hanning, das verstehe ich jetzt nicht  
 



2. Untersuchungsausschuss 50 
[44. Sitzung am 22.11.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

ganz, wenn Sie sagen: Ich hätte mich dafür 
eingesetzt. - Sie waren ja damit befasst und 
haben sich nicht eingesetzt. 

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, es gibt eine Verantwortung der 
Fachebene und eine Verantwortung des 
Staatssekretärs, und wenn die Fachebene 
der Meinung ist, die Probleme, die sie vorher 
fachlich dargelegt haben, werden gelöst, 
dann ist das für den Staatssekretär zunächst 
mal ein Signal, dass er nicht an seine Kolle-
gen Staatssekretäre herantreten würde. 

Überlegen Sie mal die Situation: Ich sagte 
ja, das ist eigentlich gelöst auf Fachebene. 
Aber trotzdem müssen wir Staatssekretäre 
darüber sprechen. Überlegen Sie mal die 
Reaktion: Alle haben einen knappen Termin-
kalender. Also, es muss dann schon eine 
Notwendigkeit sein, auch auf politischer 
Ebene sich damit zu befassen, und diese 
Notwendigkeit ergab sich aufgrund der 
Konstellation in Garmisch-Partenkirchen 
nicht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Das sehe ich defini-
tiv anders, aber - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt zur FDP-Fraktion. Herr 
Wolff, bitte. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ja, 
Herr Hanning, um uns noch mal ein bisschen 
in die damalige Zeit zurückzuversetzen: Herr 
Schily hat damals die Antiterrorgesetze 
durchgesetzt, Herr Schäuble sprach 2007 im 
Zusammenhang mit der Bekämpfung des 
Terrorismus davon, die Unschuldsvermutung 
dürfe in der Gefahrenabwehr nicht gelten. Er 
sprach davon, dass man zur Gewinnung von 
Informationen auch die Folter einsetzen 
dürfe. In Spiegel Online, 18.04.2007, war das 
zu lesen. Er sagte damals auch, der finale 
Rettungsschuss sei grundsätzlich möglich 
zur Bekämpfung des Terrorismus, also richtig 
mit dicken Kanonen. Und für die Bekämpfung 
des Rechtsradikalismus, sagten Sie vorhin, 
wäre eigentlich kein Platz. 

Jetzt würde mich schon mal - Hand aufs 
Herz - interessieren, welche Priorität damals 
überhaupt noch dem Rechtsradikalismus und 
der Bekämpfung des Rechtsradikalismus 
zugeordnet wurde. Haben Sie eigentlich, 
wenn ich jetzt den Duktus des Kollegen 
Wieland nehme, als der Mann für Sicherheit 
da versagt? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender, ich habe nicht nur wegen der letzten 
Bemerkung, ich habe mit Ihrer ganzen Frage 
erhebliche Probleme. Ich glaube nicht, dass 
Sie den Innenminister Schäuble dort richtig 
zitieren. Ich glaube, dass Innenminister 
Schäuble jemand ist, für den die Rechts-
staatlichkeit eine ganz große Bedeutung hat. 
Er hat sich damals geäußert zu einer Weiter-
entwicklung des Völkerrechts, und da ging es 
in Sonderheit um die Problematik Pakistan, 
Afghanistan.  

Es ist auch nicht richtig, wenn Sie sagen, 
dass die damalige Bundesregierung oder der 
Minister oder ich sich nicht um Rechtsradika-
lismus gekümmert hätten. Das Gegenteil war 
richtig. Wir haben uns darum gekümmert. Es 
ist vorgetragen worden regelmäßig in der 
ND-Lage.  

Richtig ist, dass damals die Sicherheits-
behörden eben nicht diese Ceska-Morde 
richtig eingeschätzt haben. Das ist kritikwür-
dig. Das war ein Fehler. Darüber reden wir ja 
auch zu Recht. Aber es ist nicht so, dass da 
jetzt generell oder allgemein das Phänomen 
„Rechtsradikalismus“ hier unterschätzt wor-
den ist. 

Und noch mal: Ich glaube, dass Sie da 
den Minister falsch zitieren. Ich weiß ja, dass 
er hier demnächst erscheint. Dann werden 
Sie ihn selbst fragen können, und er wird 
dann sicher die richtige Interpretation Ihnen 
geben. Ich weiß aber von ihm, dass das so in 
dieser Form nicht zutrifft. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ich zi-
tiere den Spiegel: 

Die Unschuldsvermutung heißt im 
Kern, dass wir lieber zehn 
Schuldige nicht bestrafen als einen 
Unschuldigen zu bestrafen. Der 
Grundsatz kann nicht für die 
Gefahrenabwehr gelten. 

So Wolfgang Schäuble im Magazin Stern, 
noch mal zitiert auch im Spiegel. Das ist un-
ter Anführungszeichen gesetzt. Also müsste 
es zumindest entsprechend freigegeben 
worden sein. 

Aber darum ging es mir jetzt erst mal ge-
rade nicht, weil es mir nur im Hinblick auf die 
Einstellung im Jahr 2007 ging, und da würde 
mich schon interessieren, wie Ihre Einstel-
lung war. Wie sehen Sie es jetzt heute? Ha-
ben Sie damals sich so auf eine Sache fo-
kussiert mit rechtsstaatlichen Vorschlägen, 
über die zumindest Ihr Chef in der Öffentlich- 
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keit zu sehen war, dass Sie anderes überse-
hen haben? Wie war Ihre Prioritätensetzung? 

Zeuge Dr. August Hanning: Prioritäten-
setzung - das habe ich ja schon versucht zu 
verdeutlichen - war vor allen Dingen erst mal, 
dieses Land vor großem Schaden zu bewah-
ren, und die Hauptbedrohung war der isla-
mistische Terrorismus, jedenfalls soweit wir 
das erkennen konnten. Das ist auch gelun-
gen. 

Im Übrigen hatten wir natürlich auch zu 
tun mit dem Linksradikalismus. Wir hatten mit 
der zunehmenden Gewaltbereitschaft bei 
Demonstrationen zu tun. Wir hatten das 
Problem „Heiligendamm, Schutz“. Da haben 
wir viel Glück gehabt in diesem Lande, dass 
nichts passiert ist. Wenn Sie sich die Videos 
anschauen über die Demonstrationen da-
mals in Rostock - das hat uns schon große 
Sorgen gemacht. 

Und wir haben auch das Rechtsradika-
lenproblem immer gesehen. Wir hatten 
„Blood & Honour“ damals; habe ich schon 
wiederholt erwähnt. Es gab andere rechtsra-
dikale Strömungen. Das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz hat regelmäßig dazu vorge-
tragen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Se-
hen Sie ein persönliches Versagen oder ei-
nen persönlichen Fehler? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich würde 
sagen, ich habe, wenn ich das so in der Ret-
rospektive sehe, wie wir alle, diese Sache 
nicht erkannt. Ob das ein Fehler ist oder ob 
das schuldhaft ist, lasse ich mal offen. Aber 
jedenfalls war es objektiv ein Versagen, ja-
wohl. Wir hätten das erkennen können. 

Auf der anderen Seite: Wenn Sie Verant-
wortung tragen, wie ich sie getragen habe - 
Sie treffen viele Entscheidungen, und ich 
habe, glaube ich, auch sehr viele Entschei-
dungen richtig getroffen - -  

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wir 
haben ja - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Und des-
wegen würde ich sagen: Es ist ein Fall, ein 
gravierender. Aber es ist ein Fall, und des-
wegen würde ich so weitgehende Schluss-
folgerungen, wie Sie sie gezogen haben, 
daraus nicht ziehen. 

 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Über 
die Frage der Abteilungszuordnung und der 
Zusammenlegung haben ja die Kollegen 
schon gefragt beim BfV. Allerdings, sage ich 
mal so: Damals wurde auch viel über Terror-
camps gesprochen, beispielsweise über Ter-
rorcamps in Pakistan und anderswo, im Fer-
nen Osten. Wir sprechen ja aktuell über Ter-
rortrainingscamps von Rechtsradikalen direkt 
in der Nähe Deutschlands, also das heißt 
auch, gerade zum Beispiel an der Grenze zu 
Tschechien, also in Tschechien, in Holland. 
Auch wissen wir von Schießständen in der 
Schweiz. Gab es dazu keine Erkenntnisse? 
Gab es dazu keine Warnungen an den BMI? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich kann 
mich noch erinnern: Es gab sogar Videose-
quenzen über Übungen in Tschechien, die 
vom Bundesamt für Verfassungsschutz ge-
zeigt worden sind. Also, natürlich gab es da 
auch Erkenntnisse. Die sind auch vorgetra-
gen worden, sind auch ausgewertet worden. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Aber 
nicht ernst genommen worden. 

Zeuge Dr. August Hanning: Natürlich 
sind die ernst genommen worden. Alles, was 
das BfV uns vorgetragen hat - das können 
Sie in den Verfassungsschutzberichten 
nachlesen -, hat das Bundesministerium des 
Innern sehr ernst genommen, Herr Abgeord-
neter. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Aber 
Sie sagten vorhin auch, Erkenntnisse wären 
da verhältnismäßig spärlich gewesen im 
internationalen Bereich oder im nationalen 
Bereich. Gut. Nicht gut, aber ich will es jetzt 
mal dabei bewenden lassen. 

Was mich interessiert, ist: Wir haben in 
MAT BMI-4/003 (?), Seite 216, von einer AG 
OIREX - das ist die Arbeitsgruppe Operativer 
Informationsaustausch Rechtsextremismus - 
gelesen, wo Sie in einer Besprechung mit 
Frau Harms - - Sie und Frau Harms sich 
darüber unterhalten haben. Was war denn 
das für eine Arbeitsgruppe? 

Zeuge Dr. August Hanning: Sagt mir im 
Augenblick nichts, sorry. Das sage ich Ihnen 
noch; weiß ich nicht. Worum ging es denn 
da? 
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Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Es 
geht um - - Das will ich ja gerade wissen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Die 
Arbeitsgruppe heißt Operativer - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich bitte um 
Verständnis. Ich habe viele Gespräche, und 
mich immer gerne mit Frau Harms unterhal-
ten, aber ich hätte schon ganz gerne ge-
wusst, in welchem Zusammenhang. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Die 
Arbeitsgruppe heißt AG OIREX, Arbeits-
gruppe Operativer Informationsaustausch 
Rechtsextremismus. 

Zeuge Dr. August Hanning: Möglicher-
weise ist das eine Arbeitsgruppe gewesen 
zwischen BKA und BfV. Vermutlich ist es so, 
aber vermutlich. Die ganzen Abkürzungen in 
den Apparaten kann ich jetzt auch nicht mehr 
alle - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Das 
war ein Gesprächsvermerk, wie gesagt, zi-
tiert - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, vermut-
lich ging es darum: Der Generalbundesan-
walt hat ja immer eine besonders enge Zu-
sammenarbeit mit dem BKA, und vermutlich 
geht es um die Abgrenzung der Arbeit BKA 
im Verhältnis zum Generalbundesanwalt, im 
Verhältnis zum BfV. Vermutlich - - Aber ich 
vermute wirklich - ich spekuliere -, dass das 
zu tun hat mit dem Zuständigkeitsproblem. 
Ich glaube, die Abgeordnete Pau hat das 
eben schon angesprochen. Es ist manchmal 
nicht ganz einfach, und es knirschte und 
bedurfte manchmal der Justierung zwischen 
den beteiligten Behörden. Vermutlich wird 
das der Fall gewesen sein. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ich 
finde auch nur diesen Hinweis. Mehr finden 
wir bisher in den Akten - wir haben sie 
durchsucht - auch nicht, ob das da bei-
spielsweise über V-Männer ging, Austausch 
mit dem GBA und Ähnliches, keine Ahnung. 
Mich würde interessieren - - Aber wenn Sie 
sagen, Sie haben auch keine, dann werden 
wir dem mal noch weiter nachgehen müssen,  
 

um herauszufinden, wie da tatsächlich der 
Zusammenhang ist. 

Herr Hanning, es gab beim IMK-Treffen 
am 17.11.2006 einen Beschluss, und zwar 
den Beschluss Nummer 182. Darin ging es 
um die Finanzquellen der rechtsextremisti-
schen Kreise. An die Sitzung können Sie sich 
sicherlich erinnern. 

Zeuge Dr. August Hanning: Aber nicht 
an den Beschluss. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Aber 
dieser Beschluss - das ist das Interessante -: 
Es gab das gleiche Thema - Finanzquellen 
rechtsextremistische Kreise - bei einem 
Treffen noch mal am 07.12.2007 und am 
19.11.2010. 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, worum ging es denn inhaltlich?  

(Petra Pau (DIE LINKE): Das wis-
sen wir nicht!) 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ja, es 
steht nur drin: „Inhalt nicht vorgesehen“. Wir 
kennen nur die Tagesordnung der IMK, und 
da steht drin: „Finanzquellen rechtsextremis-
tische Kreise“, war die jeweilige Überschrift. 
Inhalt nicht ausgedruckt, weil geheim gehal-
ten. Wissen Sie davon? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, wenn 
das auf der Tagesordnung stand, habe ich 
zumindest davon gewusst. Aber ich weiß 
nicht, die Tagesordnung der Innenminister-
konferenz hat wie viele Nummern? Ich 
glaube, Sie haben ja schon eine vorgelesen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Das 
war die Nummer 182. Das ist richtig.  

Zeuge Dr. August Hanning: 182. Ich 
weiß nicht, an wie vielen Innenministerkonfe-
renzen ich teilgenommen habe, und ich bitte 
um Nachsicht, dass ich die einzelnen Num-
mern zu den einzelnen Konferenzen auch 
nicht mehr zuordnen kann. 

Ich nehme an, dass es in der Tat um Fi-
nanzquellen ging. Ich weiß nicht, in welchem 
Zusammenhang. Ich müsste mir erst den 
Vorgang anschauen. Dann würde mir das 
sicher wieder einfallen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wie 
würden Sie denn - - Wir können Ihnen leider  
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auch nur das vorlegen, weil wir nur die Ta-
gesordnung kennen. Aber das Thema 
„rechtsextremistische Finanzquellen“, welche 
Rolle hat das bei Ihnen gespielt, national, 
international? 

Zeuge Dr. August Hanning: Das war 
immer im Zusammenhang mit dem Rechts-
extremismus zu sehen. Die Frage ist ja im-
mer: Wie ist sozusagen das Spendenauf-
kommen? Das spielte bei der NPD immer 
eine Rolle. Wie ist das eigentlich mit „Blood & 
Honour“ gewesen? Ich komme wieder auf 
das Thema, aber das nenne ich mal stellver-
tretend für viele andere Organisationen. Es 
war nicht nur „Blood & Honour“. Und dann 
spielten diese Konzerte eine große Rolle im 
rechtsradikalen Bereich, wo dann Geld ge-
sammelt wurde, auch direkt.  

Insoweit spielte also schon die Aufspü-
rung der Geldquellen eine große Rolle, zu-
mal man daraus dann ja auch weitere 
Schlussfolgerungen ziehen konnte auf die 
operative Arbeit dieser Gruppen. Also, inso-
weit war das schon immer ein wichtiges 
Thema. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wel-
che - - Gab es da besondere Erkenntnisse 
auch über europäische Netzwerke im Hin-
blick auf die Finanzierung? Weil Sie jetzt 
„Blood & Honour“ auch ansprachen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, die gab 
es aus meiner Sicht schon. Aber jetzt - - Ich 
kann mich da an die Einzelheiten nicht erin-
nern. Es gab immer gute Querverbindungen 
oder enge Querverbindungen nach Großbri-
tannien; das weiß ich. Es gab auch einzelne 
Spender, die auch da eine Rolle spielten. 
Also, ich weiß es aber aus dem Gedächtnis 
nicht mehr. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
an der Stelle auch die Frage noch mal: Gab 
es da beispielsweise Abstimmungen mit an-
deren Behörden, zum Beispiel auch mit dem 
BMF bzw. mit dem Zoll in der Richtung, wenn 
es darum ging, Finanzquellen, also bei-
spielsweise auch die Verbindung zur organi-
sierten Kriminalität, auch im Ausland, aber 
auch zum Beispiel Waffenschmuggel bzw. 
auch Menschenhandel an der Stelle anzu-
sprechen? 

 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, ich 
glaube, es gab auch immer wieder Versuche. 
Aber es gibt auch gesetzliche Beschränkun-
gen, Herr Abgeordneter. Wenn ich mich recht 
erinnere, ist es ja so, dass Anfragen auf 
Konten, ich glaube, dem Bundesamt für 
Verfassungsschutz nicht gestattet sind. Also, 
die Finanzverwaltung hatte - - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Dem 
BKA oder dem BMI schon, wenn ich das 
richtig sehe. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Wolff. 

Zeuge Dr. August Hanning: Wenn ich 
das richtig sehe. Also, insoweit gab es da 
durchaus rechtliche Grenzen des BfV.  

(Die Jalousien fahren herunter) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Wir stellen gerade sicher, dass der Zeuge 
sich nicht in einer Verhörsituation befindet 
und nicht geblendet wird.  

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, bin ich 
ein bisschen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
die Gäste natürlich auch nicht. - Das Frage-
recht wechselt zur Linksfraktion. Frau Pau, 
bitte. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja, auf das Knir-
schen kommen wir gleich noch mal zurück 
zwischen Verfassungsschutz oder Nach-
richtendienst und der Polizei.  

Aber erst mal habe ich noch eine andere 
Frage, und zwar: Können Sie sich erinnern, 
dass das nach dem Bombenanschlag in der 
Keupstraße 2004 in der Nachrichtendienstli-
chen Lage eine Rolle spielte? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich 
kann mich nicht konkret erinnern; aber es ist 
eigentlich nach jedem Anschlag dieser Art 
ein Bericht in der nachrichtendienstlichen 
Lage erfolgt. Deswegen vermute ich, dass 
das auch hier der Fall ist. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja, ich frage das 
vor einem besonderen Hintergrund. Wir wis-
sen, dass das Bundesamt für Verfassungs-
schutz kurz nach diesem Bombenanschlag 
unangefordert selbstständig eine Analyse  
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vorgelegt hat, wo dieser Bombenanschlag - 
Begehungsweise, Tatmittel, alles, was damit 
zusammenhängt - verglichen wird mit der 
Vorgehensweise von „Combat 18“ bei Bom-
benanschlägen 99 in London. Aus uns noch 
nicht nachvollziehbaren Gründen ist diese 
Expertise ja zumindest nicht bei den vor Ort 
ermittelnden Polizisten angekommen. Die 
Frage ist: Haben Sie Kenntnis davon erlangt, 
dass es so was gab? 

Zeuge Dr. August Hanning: Darf ich Sie 
mal nach dem genauen Zeitpunkt fragen?  

Petra Pau (DIE LINKE): 2004, Bomben-
anschlag in der Keupstraße, Nagelbomben-
anschlag. 

Zeuge Dr. August Hanning: Da war ich 
Präsident des Bundesnachrichtendienstes. 
Deswegen kann ich dazu jetzt wenig beitra-
gen. 

Petra Pau (DIE LINKE): Nein, für mich 
war ja nur wichtig, ob das in der nachrichten-
dienstlichen Lage in irgendeiner Weise eine 
Rolle gespielt hat.  

Zeuge Dr. August Hanning: Noch mal: 
Ich kann mich nicht konkret daran erinnern; 
aber es würde mich sehr wundern, wenn es 
nicht geschehen wäre. 

Petra Pau (DIE LINKE): Ja, wenn das 
Bundesamt so etwas erstellt, ist ja die span-
nende Frage: Wird das nicht nur an die örtli-
che Polizei übermittelt, sondern die müssen 
ja einen Gedanken dahinter gehabt haben, 
und dann wäre vielleicht auch der Bundes-
nachrichtendienst ins Gespräch gekommen, 
wenn das Bundesamt sagt: Hier gibt es eine 
Blaupause aus London, und wir stellen euch 
das hier mal zur Verfügung. - Die haben so-
gar noch mehr gemacht. Die haben sich mal 
umgeschaut, wer in Nordrhein-Westfalen 
sich zu diesem Netzwerk hingezogen fühlt 
und gegebenenfalls damit irgendwie umge-
hen kann. Aber Sie können sich daran nicht 
erinnern? Können Sie nicht? - Gut. 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, ich 
meine, Sie haben Recht: Im Nachhinein er-
staunt das ein bisschen, wie schnell man die 
Dinge beurteilt hat und dass die Polizei, wie 
Sie sagen, nicht in Besitz dieser Informatio-
nen kam. Aber wenn ich es richtig sehe,  
 

wollte sie das möglicherweise auch gar nicht. 
Ich weiß es nicht. Jedenfalls gab es da Defi-
zite in der Zusammenarbeit, unstreitig. Wie 
das aufgearbeitet worden ist im Verhältnis 
Bundesamt für Verfassungsschutz zum Bun-
desinnenministerium, kann ich Ihnen nicht 
sagen, weil ich einfach damals nicht in der 
Verantwortung war. 

Petra Pau (DIE LINKE): Klar. - Gut, dann 
kommen wir jetzt noch mal zurück zum gele-
gentlichen Knirschen in der Zusammenarbeit 
oder auch in der Arbeit.  

Sie konnten sich vorhin nicht erinnern an 
den Konflikt, der in Ihre Staatssekretärszeit 
fällt, zum Thema „Blood-&-Honour“-Nachfol-
geaktivitäten zwischen BKA und Bundesamt. 
Wir wissen nun aus dem Spiegel vom 
4. November 2012, dass es in den Jahren 
1996/1997 einen eskalierenden Streit zwi-
schen Bundeskriminalamt und Bundesamt 
für Verfassungsschutz gegeben haben soll.  

Laut Spiegel soll ein 14-seitiges Thesen-
papier des BKA erstellt worden sein, in dem 
dem Bundesamt für Verfassungsschutz an-
hand exemplarischer V-Mann-Fälle - einer 
der V-Männer findet sich übrigens im Tele-
fon- und Adressbuch von Uwe Mundlos - 
dargestellt wurde, dass V-Leute vor der 
Strafverfolgung durch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz offensichtlich geschützt 
wurden bzw. diese V-Leute gleichzeitig als 
Führungskader ganze Neonazistrukturen erst 
aufgebaut haben, die dann durch die Polizei 
bekämpft werden müssen.  

Können Sie sich aus Ihrer Zeit als Ge-
heimdienstkoordinator an diesen ja doch 
recht ungewöhnlichen Vorgang - das BKA 
erstellt ein Thesenpapier und geht in die 
Auseinandersetzung - 1997 erinnern? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, ich 
kann mich konkret an diesen Vorgang nicht 
erinnern. Ich kann mich aber daran erinnern, 
dass das natürlich ein permanentes Problem 
war, die Frage „nachrichtendienstliche Ver-
bindungen, Quellen im Verhältnis zur Straf-
verfolgung“. Und ich füge hinzu: Auch die 
Besteuerung spielte eine Rolle. Das Steuer-
problem haben wir dann gelöst durch Pau-
schalbesteuerung, aber - - 

Petra Pau (DIE LINKE): Aha, das würde 
mich gelegentlich mal interessieren, aber da 
stelle ich eine Anfrage. Da müssen wir jetzt 
nicht die Zeit - - Gut. 
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Zeuge Dr. August Hanning: Aber das 
war sozusagen immer ein Problem.  

Wissen Sie, das ist im Terrorismusbe-
reich, auch im Bereich OK immer sehr 
schwierig. Auf der einen Seite - wie sagt man 
immer so flapsig -: Wenn man aufklären will 
im Terrorismusbereich, darf man nicht zum 
örtlichen Pfarramt gehen. - Also, Sie müssen 
in die Szene rein. Wenn Sie in die Szene 
reingehen, haben Sie es natürlich mit Leuten 
zu tun, die in irgendeiner Weise beteiligt sind. 
Und wenn Sie bei der Quellenführung nicht 
sehr aufpassen, kommen Sie sehr schnell in 
die Problematik rein, dass Sie plötzlich sozu-
sagen Kenntnisse haben oder mit Leuten in 
Verbindung stehen, die möglicherweise so-
gar steuernd sind oder die Gefahren herauf-
beschwören. Auch das können wir, glaube 
ich, in diesem Fall ja durchaus erleben. 

Deswegen ist es ganz entscheidend, dass 
man hier klare Grenzen zieht. Die Grenze, zu 
sagen, jeder, der strafbar gewesen ist, der 
darf nicht mehr als Quelle dienen, die klingt 
gut, ist aber in der Praxis schwierig. 

Petra Pau (DIE LINKE): Gut, das müssen 
wir jetzt an der Stelle, was die Quellen und 
die V-Leute betrifft - - Da kommen wir beide 
in diesem Leben sowieso nicht mehr zu-
sammen, was den Sinn dieser Maßnahmen 
betrifft.  

Mir geht es eigentlich um was anderes. 
Ich möchte Ihnen dazu was vorhalten, und 
zwar aus MAT A BMI-3/23 die Seiten 29 ff.. 
Da erhielt das Bundesministerium des In-
nern, Abteilung IS II - in dem Fall konkret 
Herr Förster - man kann es schon bezeich-
nen als ein „Jammerfax“ des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz.  

Hintergrund: Die Staatsanwaltschaft Halle 
und das LKA Sachsen-Anhalt führten seit 
einem „Blood-&-Honour“-Konzert in 
Annaburg im November 2000 ein Ermitt-
lungsverfahren gegen Aktivisten von „Blood 
& Honour“, darunter übrigens auch einige, 
die - das wissen wir heute - dem NSU-Unter-
stützernetzwerk zuzuordnen sind.  

Nun schreibt das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz im April 2002 zu Ermittlungen 
und Durchsuchungen:  

Nach Auskunft des Bundes-
kriminalamtes vom heutigen Tage 
hatte das Landeskriminalamt 
Sachsen-Anhalt, vermutlich in 
Abstimmung mit der zuständigen 
Staatsanwaltschaft, dem BKA zwar 
die Unterrichtung des Bundesminis- 
 

teriums des Innern und des 
Generalbundesanwalts gestattet. 
Die des BfV sollte aber - aus 
ermittlungstaktischen Gründen - 
ausdrücklich nicht erfolgen. Auch 
die Landesbehörde für Verfas-
sungsschutz Sachsen-Anhalt war 
seitens der Staatsanwaltschaft und 
Polizei nicht informiert worden.  

Das BfV regt an, dieses Vorgehen 
mit dem Innenministerium des 
Landes Sachsen-Anhalt zu erörtern.  

Ich weiß, Sie waren zu dieser Zeit nicht 
Staatssekretär, aber haben Sie irgendeine 
Idee, warum Staatsanwaltschaft und Polizei 
um jeden Preis verhindern wollten, dass das 
Bundesamt und das Landesamt Kenntnis 
von geplanten Durchsuchungen bei „Blood-
&-Honour“-Aktivisten bekommen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich kann da 
auch nur spekulieren, aber das erinnert mich 
an ähnliche Fälle, ich glaube, in Branden-
burg. 

Petra Pau (DIE LINKE): Bitte? 

Zeuge Dr. August Hanning: In Branden-
burg gab es ja ähnliche Fälle, dass offenbar 
die Sorge bestand, dass da Quellen oder 
nachrichtendienstliche Verbindungen des 
Amtes oder des Landesamtes die Ermitt-
lungsmaßnahmen stören könnten. Ich ver-
mute, dass das der Hintergrund war. Ich 
kann aber auch nur spekulieren, Frau Abge-
ordnete. Ich weiß es nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Frau 
Pau, denken Sie an die Zeit? 

Petra Pau (DIE LINKE): Ich denke an die 
Zeit und verlagere mich in die nächste 
Runde. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dann 
hat das Fragerecht jetzt die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen. Herr Wieland. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Danke schön. - Noch mal zurück 
zu Garmisch-Partenkirchen. Da war ich ja 
leider unterbrochen worden, Herr Hanning.  

Wir haben gerade - - Kollege Ströbele hat 
ein Bild, dass Sie in Seeon waren mit den 
Staatssekretären, hier hervorgezaubert, in 
Vorbereitung von Garmisch. Aber wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, haben die  
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Staatssekretäre ja gar nicht mehr darüber 
geredet, über diesen Punkt. Nur Beckstein 
hat irgendwas gemunkelt am Rande.  

Dieses Schreiben von Frau Högl, was sie 
schon erwähnt hat, diese sogenannte Lei-
tungsvorlage, Datum 3. Mai: Wie wird denn 
eine solche Vorlage im BMI eigentlich vor-
gelegt, nackt oder mit dem Vorgang, mit der 
Akte? 

Zeuge Dr. August Hanning: Die wird 
nackt vorgelegt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Auch dem Staatssekretär? 

Zeuge Dr. August Hanning: Auch dem 
Staatssekretär, es sei denn, er bittet um 
Rücksprache und Vorlage der Akten. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Und ich nehme mal an, Sie wer-
den sich nicht mehr erinnern, ob Sie die - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, nur als Bemerkung: Anderen-
falls, wenn Sie den Stapel an Ministervorla-
gen sehen, der den Minister jeden Tag errei-
chen, das müssten Sie sozusagen - -  

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, deswegen frage ich ja nach 
dem Staatssekretär. Wissen Sie, in meinem 
nächsten Leben schreibe ich darüber mal 
eine Doktorarbeit: Was ist einem Minister 
vorzulegen? Das ist eine spannende Frage. - 
Aber jetzt in diesem Leben hatte ich gefragt 
nach dem Staatssekretär: Bekommt der den 
Vorgang, oder bekommt der nur das Schrei-
ben? Und weiß der Staatssekretär Hanning 
a. D. noch, ob er sich den Vorgang kommen 
ließ zu diesem Schreiben? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, der 
Staatssekretär Hanning weiß das nicht mehr; 
aber er weiß aus seiner Erfahrung, wie er 
solche Vorgänge gehandhabt hat: dass er 
die ohne Akten bekommen hat und dass er 
auch die Akten nicht angefordert hat, weil ja 
klar war, dass über den Vorgang im Zusam-
menhang mit der Vorbereitung der Innenmi-
nisterkonferenz mündlich gesprochen wurde. 
Und ich war auch schon vorher, glaube ich, 
unterrichtet, dass das ein Problem gab.  

Wissen Sie, es finden ja mehrere Ge-
sprächskontakte statt im Rahmen der Vorbe- 
 

reitung einer derartigen Innenministerkonfe-
renz. Man beginnt relativ früh, man macht die 
Vorbereitung, dann guckt man sich die Vor-
bereitung an, dann überlegt man: Wie sieht 
das ganz am Schluss aus? Also, das hat ja 
lange Prüf- und Vorbereitungsstandards. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich muss ein bisschen unhöflich 
sein, weil ich ja immer hier abgewunken 
werde. 

Also, in diesem Schreiben steht drin - das 
will ich Ihnen ja nicht vorenthalten -: 

... Nach Telefonaten zwischen BMI 
und IM-BY auf AL-Ebene 

- auf Abteilungsleiterebene - 

sowie P-BKA 

- Präsident BKA - 

zeichnet sich die Einrichtung einer 
gemeinsamen „Steuerungsgruppe“ 
unter Federführung BY und Betei-
ligung der anderen betroffenen Län-

der sowie des BKA ab.  

So kam es dann auch.  
Gehe ich denn recht in der Annahme, 

Herr Hanning, dass das beweist, dass eben 
schon vor dem 3. Mai das Ganze telefonisch 
sozusagen geklärt war und runtergekocht 
war? 

Zeuge Dr. August Hanning: Das weiß 
ich nicht, Herr Abgeordneter. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, anders ist das - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich lebe in 
der Vorstellung, dass das noch mal erörtert 
worden ist in Garmisch, dass man dann den 
Beschluss oder die Entscheidung so gefällt 
hat. Sie tragen vor aus Unterlagen, aus de-
nen sich ergibt, dass dieses Gespräch vorbe-
reitet worden ist. Das ist gut möglich. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, das ist das Schreiben, was 
Sie gegengezeichnet haben. Das ist alles in 
diesem Schreiben drin.  

Zeuge Dr. August Hanning: Ja gut, ist 
möglich. 

                                                      
 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle lautet: MAT A BMI-4/30, Seite 88. 
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Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Da geht es um Geld, und im 
Nachsatz wird dann gesagt: „Zunächst mal: 
Wenn wir was geben, können wir leichter 
Einfluss nehmen“, zu dieser Belohnung. So 
haben Sie es ja auch vorgetragen. Und dann 
kommt aber gleich dieses: Nach Telefonaten 
zeichnet sich schon diese Lösung ab. 

Zeuge Dr. August Hanning: Dann wird 
es so gewesen sein, ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. - Jetzt will ich Ihnen mal vor-
halten, was uns hier der Herr Kindler als 
Zeuge gesagt hat, den Sie ja gut kennen - 

Zeuge Dr. August Hanning: So ist es. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): - aus langjähriger Bekanntschaft. 
Der hat gesagt, dass ein Herr Mikulasch von 
einem Gespräch kam und ihn da informiert 
hat, was man da auf Fachebene gesagt hat. 
Dann sagt Kindler wörtlich: 

Auf meine ruhige Entgegnung hin, 
dass das BKA schon noch mit uns 
reden werde, antwortete Herr 
Mikulasch: Das werden sie nicht 
tun. Das sei nämlich bereits 
entschieden zwischen dem BKA 
und dem Bundesinnenministerium. 
Es ist da geredet worden zwischen 
Herrn Falk und Herrn Hanning. - 
Aber das kann ich nicht mehr so 
genau sagen. Das BKA soll dies 
nach § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BKA-
Gesetz mit dem BMI entschieden 
haben. 

Und dann geht er noch weiter und beklagt 
sich sozusagen vehement darüber, dass 
man da Regelungen schon vorbereitet habe, 
ohne mit Bayern zu sprechen, vor dem Hin-
tergrund, dass Bayern zwei Jahre vorher die 
schriftliche Kapitulation geschickt hatte: Wir 
übergeben alles. 

Frage an Sie: Ist das denn nicht verständ-
lich, dass sie jetzt mal sagen: Was ist das für 
ein Stil? 2004 wollen sie nicht, und jetzt fä-
deln sie so was hinter unserem Rücken ein, 
BKA zu Bundesinnenministerium, ohne uns 
vorher gefragt zu haben. 

Also, ich bin fern davon, ein Freund der 
CSU oder von Herrn Beckstein zu sein, und 
auch nicht von Herrn Kindler, aber ein gewis-
ses Verständnis für diese Stilfrage kann ich 
aufbringen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Wissen Sie, 
Sie fragen jetzt: Wie ist das abgelaufen auf 
der Fachebene zwischen BKA und Bayern? 
Wer hat mit wem geredet, und welchen In-
halt? Ich kann Ihnen sagen: Im Vorlauf von 
Innenministerkonferenzen und von solchen 
Entscheidungen werden viele Gespräche 
geführt. Da wird ja auch ein Gespräch da mit 
Herrn Falk erwähnt, an das ich mich auch 
nicht mehr konkret erinnern kann.  

Damals war die Ausgangslage die: Es 
gibt hier ein Problem, und wir versuchen, das 
Problem zu lösen. Ich fasse das mal einfach 
so zusammen.  

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja. 

Zeuge Dr. August Hanning: Mit den 
ganzen Verwundungen im Vorhinein habe 
ich jetzt wenig zu tun gehabt. Da war ich 
auch nicht im Amt. Ich selbst habe immer ein 
gutes Verhältnis zu den Bayern angestrebt, 
habe ich auch immer gehabt, und insoweit ist 
da sehr vieles sicher auch informell gelaufen, 
ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, nur das Problem ist doch, 
dass bei diesem ganzen Konsensprinzip, das 
man dann im Ergebnis irgendwie durchge-
setzt hat, nach Ansicht des BKA die dritt-
schlechteste Lösung rauskam. Das BKA 
wollte in der Situation die Übernahme der 
Ermittlungsführung. Dann haben sie hilfs-
weise in diesem Brief von Falk geschrieben: 
Wenn wir das nicht bekommen, wenigstens 
eine sogenannte LIST beim BKA. - Auch das 
haben sie nicht bekommen.  

Im Ergebnis gab es die Steuerungs-
gruppe, und da sagt Herr Falk heute - Sie 
haben es gehört von der Kollegin Högl -: Das 
Ganze war kriminalfachlich stümperhaft or-
gansiert. Er legt auf das „organisiert“ wert, 
dass er es darauf bezogen hat. Und unsere 
Einschätzung nähert sich dem an, weil die 
Mängel ja alle sichtbar waren.  

Und Ihr Argument nun immer, Tatortarbeit 
soll man vor Ort machen, das ist ja richtig. 
Das war doch gar nicht anders geplant. Es 
sollte nur einer den Hut aufhaben. Es sollte 
einer die Richtung vorgeben. Es sollte einer 
alle Informationen haben, gemeinsam fahn-
den können, gemeinsame Aufrufe machen, 
aber in einer Hand sozusagen. Nicht, dass 
der alles tut, aber dass er die Koordinierung 
macht. 
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Und da sagen Sie uns nun auch: Ja, das 
BKA ist gar nicht so herrlich. Millionen geben 
wir da jedes Jahr, und jedes Jahr mehr, weil 
wir diese Zentralstelle für notwendig halten, 
weil wir die Vorstellung haben, da sitzen die 
besten Kriminalisten. Offenbar ganz falsch, 
wie Sie hier - - 

(Der Zeuge lacht) 

- Ja, offenbar wirklich ganz falsch. Wenn das 
auch Mittelfranken kann oder sonst wer, ha-
ben wir da alle Trugbilder im Kopf gehabt. 
Wichtig für die nächste Haushaltsrunde. 

Noch mal, Herr Hanning: Es kam bei die-
sem Ganzen, wo ja Animositäten und sonst 
was dazukommen mögen und was man so 
plaudert, und „Bienenschwarm einer Innen-
ministerkonferenz“ - - ist ja wahrscheinlich 
alles richtig. Nur es kam nicht die korrekte 
Lösung dabei raus, und da haben Sie eine 
Verantwortung als Innenstaatssekretär, denn 
Sie sind für beide Stränge zuständig gewe-
sen, Polizei und Nachrichtendienst, und letzt-
lich auch in einer solchen Frage, wenn sich 
eine nachgeordnete Behörde an das Innen-
ministerium wendet und sagt: „Bitte Unter-
stützung“, eigentlich auch dafür, dass dann 
diese Unterstützung gegenüber den Ländern 
wirksam wird. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Frage-
zeichen. - Herr Hanning. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, meine Frage an den Zeu-
gen ist immer: Sie sehen das doch wohl nicht 
anders? 

(Heiterkeit) 

Zeuge Dr. August Hanning: Meine Ant-
wort ist: Ich sehe das völlig anders, und zwar 
beginnend mit dem BKA. Also, ich habe über 
die Ermittlungskompetenzen gesprochen. Ich 
habe nicht über das Bundeskriminalamt als 
Behörde gesprochen, was in einem aus mei-
ner Sicht hervorragenden Zustand ist und 
gute Arbeit leistet. Das will ich einfach am 
Anfang mal klarstellen. 

Ad 2: Die Lösung, die Sie hier als wün-
schenswert betrachten, die verlangt natürlich, 
dass man sich verständigt und einigt, und 
wenn Sie keine Einigung herbeiführen, dann 
können Sie diese Lösung auch nicht errei-
chen. Also muss man einen Konsens finden 
im Kompromisswege. Anders geht das nun 
mal nicht im Bereich der inneren Sicherheit,  
 

zumal Bayern originäre Kompetenzen zu 
Recht - zu Recht - beansprucht hat. Also, 
insoweit muss man doch mit denjenigen ver-
nünftig - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): In anderen Lebenszusammen-
hängen führt man dann Chefgespräche - 
wenn ich Sie mal unterbrechen darf. 

Zeuge Dr. August Hanning: Richtig. 
Wissen Sie, und wenn uns das eine oder 
andere in Bayern nicht gefällt - das kommt 
häufig vor, nicht nur in unserem Bereich -, 
dann haben wir noch längst nicht das Recht, 
sozusagen die Sache sofort an uns zu zie-
hen.  

Und damals war es so: Das BKA hat vor-
getragen, hat gesagt: „Wir haben die Pro-
bleme“, und der Vorschlag war: Wir bespre-
chen das gemeinsam und versuchen, die 
Probleme zu lösen. Dazu ist es gekommen, 
und das Ergebnis war: Wir sind damit einver-
standen. Und das BKA hat sich damit einver-
standen erklärt, Herr Abgeordneter.  

Ich bin doch nicht derjenige, der jetzt die 
Facharbeit des BKA zu machen hat als 
Staatssekretär. Ich habe das zu akzeptieren. 
Wenn mir ein BKA und eine Spitze, der ich 
sehr vertraut habe, nämlich Herr Ziercke und 
Herr Falk, wenn die mir sagen: „Jawohl, wir 
können damit leben“, dann muss ich das als 
Staatssekretär akzeptieren, und ich kann 
schlecht hingehen zu den anderen Staats-
sekretären und sagen: Ja, also, das BKA ist 
da zwar mit einverstanden, aber ich bin ei-
gentlich aus polizeifachlicher Sicht der Mei-
nung, das muss dies - - So können wir nicht 
miteinander reden, und so agieren wir auch 
nicht, und das ist auch nicht der Stil einer 
Innenministerkonferenz. 

Also, wenn das BKA dem zugestimmt hat, 
wenn die Fachabteilung des Hauses dem 
zugestimmt hat, wenn gesagt wurde: „Es gab 
Defizite, aber wir haben eine Absprache ge-
troffen, um diese Defizite aufzuarbeiten bzw. 
eine gemeinsame Lösung zu finden“, dann 
habe ich das als Staatssekretär zu akzeptie-
ren.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
sind am Ende der zweiten Berliner Runde 
und kämen jetzt zur dritten. Die Union hat 
noch Fragen? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir ha-
ben keine Fragen mehr. 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Das ist 
nicht der Fall. Die SPD-Fraktion hat das Fra-
gerecht. - Auch nicht der Fall. Die FDP-Frak-
tion? - Nein. Linksfraktion?  

(Clemens Binninger (CDU/CSU): So 
schnell kann es gehen, nicht?) 

Frau Pau. 

Petra Pau (DIE LINKE): So schnell kann 
es gehen. - Ich habe noch zwei Fragen.  

Herr Hanning, wir haben uns ja jetzt damit 
befasst, dass die Behörden im weitesten 
Sinne nicht - aus welchen Gründen auch 
immer; das müssen wir ja hier aufklären - 
erkennen konnten, nicht erkannt haben, dass 
wir es hier mit Rassismus und Rechtsextre-
mismus zu tun haben.  

Nun hat meine Fraktion, Die Linke, im 
Jahr 2007, nachdem in Kassel im Mai im 
Jahre 2006 schon eine Demonstration statt-
gefunden hat unter der Überschrift „Kein 10. 
Opfer!“ und in der türkischen wie auch in der 
griechischen Community diese Mordfälle 
auch sehr öffentlich diskutiert wurden, eine 
Kleine Anfrage an die Bundesregierung ge-
richtet. Das ist die damalige Drucksache 
16/4953. Da ging es darum, wie die Bundes-
regierung diese Mordserie einschätzt, ob die 
Bundesregierung sich interessiert für den 
Fortgang der Ermittlungen, ob es Zusam-
menarbeit gibt mit ausländischen Behörden, 
aber unter anderem auch um die Frage, wie 
die Bundesregierung sich zu den Ängsten in 
der türkischen und griechischen Community 
verhält, die also hier sehr deutlich öffentlich 
thematisierten, dass sie davon ausgehen, 
dass es hier um rassistische Motive geht und 
dass sie sich nicht genügend geschützt füh-
len. 

Die Antwort auf diese Frage ist von Ihnen 
gezeichnet an dieser Stelle und - um es mal 
vorsichtig zu umschreiben; ich kann Ihnen 
das gerne auch noch mal vorlegen oder mit-
geben - ausgesprochen dürftig, weil es 
wurde uns nur mitgeteilt, dass die Bundesre-
gierung zu laufenden Ermittlungsverfahren 
prinzipiell keinerlei Stellung nimmt. Zur 
Frage: „Wie geht man mit den türkischen 
Ermittlungsbehörden um, und wie bewertet 
die Bundesregierung die Tatsache, dass der 
oder die Täter gezielt türkische oder türkisch 
aussehende Opfer auswählen, und was folgt 
daraus?“, wurde uns mitgeteilt: Siehe Ant-
wort 1; wir geben prinzipiell keine Auskunft. - 
Auf die Frage, inwieweit man Aufklärungs-
maßnahmen in irgendeiner Weise erwägt,  
 

wurde nur mitgeteilt: Das liegt in der Zustän-
digkeit der für polizeiliche Maßnahmen zu-
ständigen Länder. - Das ist alles. 

Können Sie in irgendeiner Weise erin-
nern - also, diese Anfrage und die Zuarbeiten 
dazu werden Ihnen ja irgendwie zugestellt 
worden sein -, ob Sie da Gedanken darauf 
verwandt haben, ob das angemessen ist, 
eine solche Antwort, wenn Ihnen schon na-
hegelegt wird, auch über rassistische Motive 
und Beunruhigung in größeren Bevölke-
rungsgruppen nachzudenken? 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, zu 
spekulieren über laufende Ermittlungsverfah-
ren, das ist nicht Stil der Bundesregierung. 

Petra Pau (DIE LINKE): Das ist mir klar. 
Aber wir haben ja nicht nur nach Ermittlun-
gen gefragt, sondern auch nach öffentlichen 
Debatten. 

Zeuge Dr. August Hanning: Na gut, 
aber in der Sache läuft es darauf hinaus, und 
ich habe insoweit die ständige Praxis der 
Bundesregierung nicht zu beanstanden, Frau 
Abgeordnete. 

Petra Pau (DIE LINKE): Gut, dann die 
zweite angekündigte Frage. Ich gestehe, 
dass wir das erst gestern Abend gefunden 
haben, da uns gestern noch Akten vor der 
heutigen Vernehmung zugegangen sind. 
Aber ich möchte das gerne hier noch mal 
vortragen und auch nach Ihrer Bewertung 
einfach dieses Vorgangs fragen. 

Wir sind bisher davon ausgegangen, dass 
das Trio auch gerade in der Zeit, in der Sie 
als Staatssekretär im Bundesinnenministe-
rium tätig waren, völlig vom Schirm der Er-
mittlungsbehörden verschwunden war, im 
Prinzip. Nun möchte ich Ihnen gerne MAT A 
BKA-2/46, Blatt 114 bis 118 in Auszügen 
vorlesen. Es geht um eine Durchsuchung bei 
Thorsten Heise, also einem bundesweit be-
kannten Neonazi, den wir ja im NSU-Kom-
plex jetzt wieder auf dem Schirm haben.  

Im Jahr 2007 wurde bei Thorsten Heise 
wieder einmal eine Hausdurchsuchung vor-
genommen - es ging um Rechtsrock-CDs, 
die Produktion usw. -, und den Ermittlern 
fielen drei Kassetten aus einem Aufnahme-
gerät in die Hände, die das BKA dann im Mai 
2009 - 2007 war die Durchsuchung - schrift-
lich auswertete. Zum Inhalt heißt es dann in 
MAT A BKA-2/46, Seite 116/117, die Kas-
sette gebe ein Gespräch wieder zwischen  
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Tino Brandt, Thorsten Heise und einer dritten 
Person. Dabei wurden nachfolgende Begriffe 
genannt, unter anderem:  

- Beate SCHÄFER (oder) 
SCHÄDLER (phon.)  
- Uwe (oder) Udo MUNDLOS 
(phon.) 
- Udo BÖHMER (phon.) 

- und, in Klammern -  

(letztgenannten 3 Personen seien 
verschwunden)  

Und weiter: 

Im Verlauf des Gespräches würde 
HEISE gerne wissen, wo das Geld, 
das auf dem Weg zur Übergabe vor 
ca. 14 Tagen in KAPPKES Hand-
schuhfach verschwunden sei.  

Zitat Ende. 
Nun hat das BKA ja also 2009 Kenntnis 

erlangt von der Aufzeichnung eines Ge-
sprächs, wertet das aus - Thorsten Heise 
hatte das offensichtlich mitgeschnitten -, und 
das BKA kriegt zur Kenntnis, dass es hier um 
verschwundene, abgetauchte Menschen 
geht. Wir wissen ja heute, dass das BMI uns 
selbst im Dezember 2011 nicht sagen 
konnte, wie viele Menschen aus dem Phäno-
menbereich Rechtsextremismus abgetaucht 
sind und gesucht werden mit Haftbefehl. 

Der Sachbearbeiter fasst das Ganze jetzt 
zusammen: Eine unmittelbare Verfahrensre-
levanz sei nicht ersichtlich. - Das ist sicher-
lich richtig. In Bezug auf Heise: Eine genaue 
zeitliche Einordnung sei ebenfalls nicht mög-
lich. Und: Die Aufzeichnungen sind mehrheit-
lich bereits mehrere Jahre alt.  

Also, ich gehe davon aus, dass Thorsten 
Heise ein Stein vom Herzen gefallen ist, 
nachdem diese Einschätzung vom BKA nach 
dieser Hausdurchsuchung und der Auswer-
tung zwei Jahre später dann gefallen ist.  

Aber für mich stellt sich natürlich ernsthaft 
die Frage - selbst wenn die Haftbefehle zu 
dieser Zeit nicht mehr bestanden -: Was 
müsste man eigentlich an Vorkehrungen 
treffen, wenn dem BKA solche Erkenntnisse 
Jahre später zur Kenntnis kommen, mindes-
tens ein Klarname auftaucht, die Tatsache, 
dass da jemand Geld an Menschen, die ab-
getaucht sind, übergeben sollte, also welche 
Alarmglocken müssten da eigentlich klin-
geln? Wie müsste man das mit Vorgängen 
zusammenbringen? Ich will einfach aus Ihrer 
langen Erfahrung jetzt schöpfen und viel-
leicht auch noch eine Empfehlung haben. 

(Abg. Clemens Binninger 
(CDU/CSU) meldet sich zu Wort) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Erst 
mal die Beantwortung, oder? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nein, 
nur eine Frage. Die dient vielleicht der Be-
antwortung.  

Petra Pau (DIE LINKE): Herr Binninger, 
gleich dazu? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nein, 
nur eine Frage zur Präzisierung der Fund-
stelle. Kann man erkennen, welche Organi-
sationseinheit aus dem BKA mit diesem Fall - 
war das Abteilung Staatsschutz? - betraut 
war?  

Petra Pau (DIE LINKE): ST 41.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also 
Staatsschutz! 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Hanning. 

Zeuge Dr. August Hanning: Frau Abge-
ordnete, Sie werden verstehen: Ich kann 
mich jetzt zu den Einzelheiten der ganzen 
polizeilichen Ermittlungen nicht äußern. 

Petra Pau (DIE LINKE): Völlig klar. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ob die Be-
wertung richtig/falsch war, hängt eben von 
den übrigen Informationen ab: Wie fügt sich 
das ein? Und man kommt natürlich wieder zu 
dem Punkt, den ich ja schon an anderer 
Stelle deutlich gemacht habe: Wichtig ist, 
dass diese Art von Informationen eben zen-
tral erfasst und ausgewertet wird, und das ist 
sozusagen ein ganz springender Punkt. Und 
wenn möglicherweise diese Informationen 
zur Kenntnis anderer gelangt wären, die da 
etwas mehr hätten mit anfangen können, 
dann wären das vermutlich noch gute Er-
mittlungsansätze gewesen. Aber das ist eine 
Spekulation von mir aus. 

Noch mal: Ich kann und will jetzt hier nicht 
die polizeiliche Ermittlungsarbeit im Einzel-
nen erörtern.  

Petra Pau (DIE LINKE): Völlig klar. Ich 
wollte nur nicht die Chance verstreichen las- 
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sen, da wir, wie gesagt, gestern erst diese 
Unterlage bekommen haben, das dann hier 
auch entsprechend mit einzuführen. - Danke. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Jetzt 
hätte noch Bündnis 90/Die Grünen die Mög-
lichkeit, Fragen zu stellen. Herr Ströbele. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Herr Hanning, ich komme 
jetzt zurück auf die Innenministerkonferenzen 
und auf Ihre Sicht bzw. die der Innenminis-
terkonferenzen, wozu ich auch die Staats-
sekretäre rechne, zu der Mordserie. Diese 
Mordserie - das ist die Vorfrage dazu - lief 
bei Ihnen - jetzt bei Ihnen persönlich - eigent-
lich ausschließlich unter der Überschrift „ein 
dramatischer, schrecklicher Kriminalfall“. 
Oder haben Sie auch gedacht: „Das ist ir-
gendwie jetzt eine rechtsextreme Ge-
schichte“? 

Zeuge Dr. August Hanning: Na ja, dass 
es ein Kriminalfall war, ist ja wohl unstreitig, 
unter welchem Aspekt auch immer. Die 
Frage war immer: Welche Motive leiten die 
Täter? Und die Frage war natürlich: Wo sind 
die Täter zu suchen, in welchem Umfeld? 
Darüber haben wir uns ja schon hier ausführ-
lich unterhalten. Und da war immer die deut-
liche Präferenz - aber von Herrn Falk in Per-
son, auch das habe ich vorgetragen, auch 
immer wieder leicht angezweifelt -, dass dies 
im Bereich der organisierten Kriminalität zu 
suchen sei. Das war sozusagen das Bild, 
was ich seinerzeit hatte. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Erinnern Sie sich an die 
Kampagne der Innenminister, Gemeinsame 
Pressemitteilung der Ständigen Konferenz 
der Innenminister und -senatoren der Länder 
(IMK) und der Projektleitung Polizeiliche Kri-
minalprävention der Länder und des Bundes, 
Kampagne vorgestellt von Herrn Beckstein 
anlässlich wohl der Konferenz am 
17. Februar 2006? Da ging es um eine Kam-
pagne „Der Wolf im Schafspelz“ oder „Die 
Wölfe im Schafspelz“. Können Sie sich daran 
erinnern? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nicht kon-
kret.  

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Aufklärungskampagne  
 

von Herrn Beckstein, waren Sie da mal mit 
befasst? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich will das 
nicht ausschließen, aber ich kann mich - 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Da ging es um Rechts-
extremismus. 

Zeuge Dr. August Hanning: - an die 
verschiedenen Aufklärungskampagnen von 
Herrn Beckstein nicht erinnern, tut mir leid. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Es war ja nicht nur Herr 
Beckstein, sondern der war damals der Vor-
sitzende: IMK-Vorsitzender Dr. Beckstein 
stellte am 17. Februar 2006 gemeinsam mit 
dem Vor… usw. diese Kampagne vor. Weil, 
wenn ich die jetzt lese - da gibt es eine län-
gere Presseerklärung dazu -, komme ich 
doch auf Gedanken, wo ich denke: Das kann 
doch wohl nicht wahr sein, dass die das da-
mals so im Kopf hatten. Da geht es nicht nur 
um Wölfe im Schafspelz, sondern da geht es 
auch ganz konkret darum: Gefahren von 
heute sind die Straftaten von morgen, heißt 
es darin. Und ich will Ihnen noch ein Zitat 
sagen: „Aus ‚Reden‘ können schnell ‚Taten‘ 
werden“, alles auf Rechtsextremismus hin.  

Das liest sich ja so, als wenn seinerzeit in 
der Innenministerkonferenz oder in der Vor-
bereitung - wo auch immer das entstanden 
ist - schon eine Gefahr von rechts gesehen 
wurde, und zwar eine, dass aus den martiali-
schen Reden, die da immer wieder gehalten 
wurden, bzw. auch den Liedtexten usw. doch 
eigentlich Entsetzliches zu hören war, wo 
man dann sagte: Das könnte auch Realität 
werden. 

Sind Sie nie mal auf die Idee gekommen, 
zu sagen: „Wenn wir schon so eine Kam-
pagne machen - vielleicht ist auch diese 
Mordserie so zu erklären, und wir sollten das 
vielleicht ernster nehmen“? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, hier ist ja so bei manchen Fra-
gen der Eindruck erweckt worden, als ob 
Rechtsradikalismus sozusagen von den 
Sicherheitsbehörden nicht ernst genommen 
worden ist. Das ist nicht der Fall gewesen. 
Wir haben das - - 
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Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, verbal ja. 

Zeuge Dr. August Hanning: Bitte? 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Verbal schon. 

Zeuge Dr. August Hanning: Wir haben 
das schon ernst genommen. Das können Sie 
auch in den Verfassungsschutzberichten 
nachlesen. Da wird immer ausführlich be-
richtet über die rechtsradikalen Strukturen. 
Das haben wir schon alles, glaube ich, sehr 
ernst genommen. 

Was wir nicht richtig zugeordnet haben, 
das war, dass eine kleine Gruppe - so ideo-
logisch verblendet, White Supremacy; so 
abgeschottet - in der Lage gewesen wäre, 
diese Mordserie in dieser Form durchzufüh-
ren. Das hatten wir in der Tat nicht auf dem 
Schirm. Entscheidend war in der Tat, dass 
wir die Verbindung nicht hergestellt haben 
zwischen den untergetauchten Tätern, wie 
wir heute wissen, und dieser Mordserie. 

Aber dass man generell die rechte Gefahr 
nicht unterschätzen durfte, das war damals 
eigentlich Allgemeingut - auch unter dem 
Aspekt, wissen Sie: Die rechte Szene ist 
immer sehr affin gegenüber Waffen. Die 
meisten Waffenlagen finden Sie ja rechts. 
Also, von der rechten Szene geht sozusagen 
als unmittelbare Gefährdung für die öffentli-
che Sicherheit immer ein beachtliches Ge-
fährdungspotenzial aus. Wir haben das mal 
untersucht - ich glaube, auch bei NPD-Mit-
gliedern - - dass also die Anzahl der Waffen-
delikte gerade im rechten Spektrum beson-
ders hoch ist. 

Also, kurzum, was ich damit sagen will: 
Ja, das ist ein beachtliches Gefährdungspo-
tenzial. Das ist auch gesehen worden. Was 
eben nicht gesehen worden ist, das ist die 
Verbindung zwischen Rechtsradikalismus 
und dieser Mordserie. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, ja, das habe ich ja 
schon verstanden. Und wenn man das liest, 
traut man das eigentlich der Innenminister-
konferenz so gar nicht zu. Da stehen auch 
viele richtige Sachen, was da an schreckli-
cher zusätzlicher Entwicklung drin ist. Und 
Sie beschäftigen sich ja offenbar damit - 
sonst würde ja nicht so eine Kampagne dann 
losgetreten - und ziehen eigentlich für die 
Praxis überhaupt keine Schlussfolgerungen  
 

daraus, sondern ganz im Gegenteil - das ist 
Ihnen ja auch schon vorgehalten worden -: 
Die Berichte des Verfassungsschutzes, die ja 
das Bundesinnenministerium mit zu verant-
worten hat, die gingen ja immer dahin: Es 
gibt keine Gefahr von rechtsradikaler Gewalt. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, die 
Berichte des Verfassungsschutzes, Herr 
Abgeordneter, beschäftigen sich schon sehr 
ausführlich auch mit dem Phänomen Rechts-
radikalismus. Und ich habe Ihnen ja auch 
schon hier vorgetragen, dass das Bundesamt 
für Verfassungsschutz - und in Sonderheit 
der Präsident Fromm war immer sehr enga-
giert - auch über Rechtsradikalismus vorge-
tragen hat, auch über die Gefahren vorgetra-
gen hat. Das ist, glaube ich, schon gesche-
hen. Und Sie sehen ja auch, dass auch die 
Behörden in Bayern hier durchaus sensibel 
waren. Das kann man ja auch jetzt schließen 
aus dem, was Sie hier vorgetragen haben. 
Es gab durchaus eine Sensibilität in dem 
Bereich; aber wir haben es hier natürlich 
auch mit einer Mordserie zu tun, die sehr 
schwer aufzuklären war. Ich habe das ja in 
meinem Eingangsstatement dargestellt. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Ja, weil Sie in die falsche 
Richtung ermittelt haben. 

Zeuge Dr. August Hanning: Die Leute 
waren abgeschottet. Es gab keine Täter-
Opfer-Beziehung. Die Motivlage war nicht 
klar. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Was? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, die 
war nicht klar. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Wenn es immer nur - 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, die war 
überhaupt nicht klar. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): - türkische Migranten 
sind?  

Zeuge Dr. August Hanning: Es ist auch 
eine deutsche Polizistin ermordet worden. 
Sie war überhaupt nicht klar, die Motivlage. 
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Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Da noch nicht. Das war 
anschließend. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, gut. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
den Zusammenhang zu dem Mord zwischen 
der Ceska-Mordserie und dem Mord an Frau 
Kiesewetter hat niemand bis zum November 
2011 hergestellt, Herr Hanning. 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, ich 
sage ja nur: Die Motivlage war einfach nicht 
klar, und wir haben auch über die Motivlage 
im Fall Kiesewetter, Herr Vorsitzender, ge-
sprochen. Das war eben auch nicht klar: 
Ging es nur um die Dienstwaffe? Gab es 
möglicherweise persönliche Verbindungen 
oder nicht? Also, ich will nur darauf hinaus, 
dass die Ermittlungen sich außerordentlich 
schwierig gestaltet haben. Und wenn Sie sich 
andere Kriminialfälle - ich habe eingangs 
auch darauf hingewiesen -, wenn Sie den 
Fuchs-Fall, den Unabomber - - Also, die Er-
mittlungsbehörden tun sich außerordentlich 
schwer, in solchen Fällen zu konkreten Er-
gebnissen zu kommen. Das dauert manch-
mal Jahre. Das ist so, und das muss man 
einfach auch anerkennen.  

Auf der anderen Seite muss man auch die 
Fehler aufarbeiten. Da sind wir auch dabei. 
Das ist ja auch richtig und notwendig, und 
daraus muss man auch Schlussfolgerungen 
ziehen. Aber man darf nicht jetzt die Erwar-
tung haben, dass man solche schwierigen 
Fälle in kurzer Zeit aufklären kann. Das ist 
ausgeschlossen, ausgeschlossen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Ströbele. 

Hans-Christian Ströbele (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Das heißt - ich fasse mal 
so zusammen -: Aus Reden können Taten 
folgen, das war für Sie was Abstraktes, was 
Sie aber im Einzelnen gar nicht untersucht 
haben? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Ab-
geordneter, ich lasse mich ungern zusam-
menfassen. Was ich gesagt habe, spricht für 
sich, und ich bin der Meinung, dass den Re-
den durchaus Taten folgten. 

 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
kämen dann zu einer nächsten Berliner 
Runde. Die Union hat nach wie vor keine 
Fragen. Die SPD hat eine Frage; das mache 
ich jetzt nämlich. - Ach so, Frau Winkelmeier-
Becker hat eine Frage. Bitte. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Ich hätte noch mal eine Frage, an-
knüpfend an Ihre Einschätzung, dass in die-
sen Apparaten es doch immer zu einer ho-
mogenen Meinungsbildung kommt. Das ist 
eine Gefahr, die hier, glaube ich, auch zu 
Recht beschrieben worden ist, vor allem, 
wenn ich mir anschaue, wie halt diese Ein-
schätzung „Wir haben keine konkrete Bedro-
hung aus dem rechten Spektrum“ sich per-
petuiert hat. Deshalb erkannte man dann 
eben auch Taten aus diesem Spektrum nicht 
als rechts, mit der Folge, dass man die 
nächste Einschätzung wieder nicht mit Be-
wusstsein für diese Gefahr dann formuliert 
hat. 

Jetzt erlebe ich ja hier auch viele hoch-
rangige Beamte aus dem Innenministerium 
oder nachgeordneten Behörden und habe da 
auch den Eindruck, dass die alle sehr homo-
gen sind von ihrem Werdegang her, von 
ihrem Hintergrund her, und dass das natür-
lich möglicherweise auch die Gefahr dieses 
sehr homogenen Herangehens unterstützt. 

Sie haben gerade selber auch gesagt, 
diese Funktion des Advocatus Diaboli, die 
müsse man institutionalisieren. Gäbe es da 
noch mehr Ansätze, wie man vielleicht errei-
chen kann, dass da auch mal mehr freier 
Blick von außen kommt, also der nicht groß 
geworden ist in der Sicherheitsarchitektur der 
Bundesrepublik, sondern mal von außen 
kommt mit einem anderen Blickwinkel, um 
solche Dinge besser zu beurteilen? - Das 
wäre meine erste Frage. 

Zeuge Dr. August Hanning: Das ist eine 
interessante Fragestellung. Das muss man 
wahrscheinlich von Behörde zu Behörde 
auch unterscheiden. Auch im Bundesnach-
richtendienst gab es viele sogenannte bunte 
Vögel, mit allen Problemen und Risiken - das 
sage ich auch -, die damit verbunden sind. 
Also, es war schon sehr heterogen zusam-
mengesetzt.  

Richtig ist natürlich: Es wird in einem Mi-
nisterium, es wird in einer Sicherheitsbe-
hörde ein bestimmter Typus verlangt, der 
eben effizient sein muss, sozusagen loyal - 
das erwarten wir ja auch alle; das steht ja  
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auch alles in den Beamtengesetzen - und 
natürlich auch einen bestimmten persönli-
chen Hintergrund hat, eine bestimmte Prä-
gung.  

Ich kann aber nicht ganz nachvollziehen, 
dass Sie sagen: Das ist alles sehr homo-
gen. - Nein, nein, da gibt es sehr unter-
schiedliche Auffassungen auch. Das fängt 
schon mit der Generation an, ob jünger/älter, 
hängt davon ab, wie er geprägt worden ist.  

Der Punkt ist, glaube ich, dass es schon 
unterschiedliche Meinungen gibt, aber die 
werden eben nicht geäußert. Es gibt sozusa-
gen einen bestimmten Commun, dass man 
sagt: Ja, wir verständigen uns eben auf eine 
bestimmte Auffassung, und wir werden mög-
lichst homogen weiterberichten. Denn wenn 
wir nicht homogen weiterberichten - BKA ans 
Innenministerium -, dann haben wir ja plötz-
lich Fragen, dann wird es unangenehm. Und 
am einfachsten ist, wenn wir eine Meinung 
bilden - und das dann jeweils hochgeben -, 
die dann nach Möglichkeit auch nicht in 
Zweifel gezogen wird. 

Also, das ist so die Sachlage, und das 
muss man, glaube ich, als Behördenchef ein 
Stück weit aufzubrechen versuchen. Ich 
habe mich als Staatssekretär immer davor 
gehütet: Wenn Leute zu mir kamen und 
sagten: „Wir sind alle einer Meinung“, dann 
war ich immer misstrauisch. Man muss im-
mer schon auch ein Klima erzeugen, dass 
auch mal unterschiedliche Meinungen da 
sind. Denn nur wenn Sie unterschiedliche 
Sichtweisen haben, auch kontroverse Sicht-
weisen, haben Sie die beste Gewähr dafür, 
dass Sie auch eine gute Entscheidung tref-
fen; denn sonst bekommen Sie ja nicht alle 
Gesichtspunkte geliefert. Das ist manchmal 
unangenehm.  

Aber noch mal: Ich habe immer versucht - 
ich weiß nicht, ob mir das gelungen ist -, eine 
Atmosphäre zu schaffen, dass man eben 
dem BND-Präsidenten oder dem Staatsse-
kretär auch mit unterschiedlichen Auffassun-
gen kommen kann oder offen sagen kann, 
wie groß die Wahrscheinlichkeit ist, dass 
diese Auffassung zutrifft oder jene. Und häu-
fig ist es ja so, dass Wahrscheinlichkeiten 
von 60, 70, 80 Prozent nur da sind und dass 
die relevante Mindermeinung möglicherweise 
die richtige ist; ich habe ja einige Beispiele 
gesagt.  

Also, kurzum, Ihre Frage beantwortend: 
Es hängt sehr von der Atmosphäre in den 
Behörden ab. Es hängt sehr von dem jeweili-
gen Behördenchef ab. Und ich glaube, dass  
 

jeder Behördenchef gut beraten ist, eine 
Atmosphäre zu schaffen, in der ihm auch 
unterschiedliche Auffassungen vorgetragen 
werden. Das gilt auch für das Verhältnis 
Bundesministerium zum nachgeordneten 
Bereich, also BMI zum BKA. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): Vielen Dank. - Ich möchte noch einen 
Aspekt anschließen. Sie haben sich dafür 
ausgesprochen, auch das BKA aus Köln-
Chorweiler und Pullach - 

Zeuge Dr. August Hanning: BfV. Ma-
chen Sie keinen Fehler. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/ 
CSU): - ach so, BfV, Entschuldigung -, das 
BfV aus Köln-Chorweiler und die Pullacher 
Abteilung, alles nach Berlin zu holen, weil 
hier doch ein anderer Wind wehe. Nun wis-
sen wir ja, dass sich die Bedrohung nicht nur 
in Berlin ergibt, sondern dass die auch in 
Zwickau oder wo auch immer auf dem Land 
in den weiten Teilen und Tiefen der Bundes-
republik vielleicht auch existiert. Wäre es 
dafür nicht gerade auch wichtig, eben andere 
Umgebungen, andere Wahrnehmungen, 
andere Gedanken mit einzubringen? Ist da 
der Ansatz, alles zu zentralisieren, wirklich 
die richtige Antwort? 

Zeuge Dr. August Hanning: Es ist sicher 
nicht der richtige Ansatz, alles zu zentralisie-
ren; aber es ist ganz wichtig, dass man sich 
persönlich kennt, dass man an einem Ort 
arbeitet. Und was ich auch für ganz wichtig 
halte, ist, dass es auch einen Personalaus-
tausch gibt zwischen den Sicherheitsbehör-
den, dass also nicht jemand nur im BKA ist, 
nur im BfV und nur in der Bundespolizei. Ich 
habe immer Wert darauf gelegt - es gab sehr 
harte und sehr schwere Widerstände -, dass 
man im Grunde dafür sorgt, dass die Spit-
zenpersonen, dass also die Chefs, Vizes, bis 
hin zum Abteilungsleiter, auch mal andere 
Behörden kennenlernen. Und Sie glauben 
gar nicht, wie schwierig es ist, in Deutschland 
umzuziehen. Das hängt schon mit der Kul-
tusministerkonferenz - - Ich will das alles 
nicht vertiefen; das brauchen wir in diesem 
Kreise nicht zu tun.  

Aber es ist natürlich sehr viel leichter, ei-
nen guten Austausch hier in Berlin zu organi-
sieren, wo man sich persönlich kennt. Und 
das ist ja die Erfahrung aus dem Gemeinsa-
men Terrorabwehrzentrum: Die Zusammen- 
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arbeit ist deswegen auch so gut, weil man 
sich kennt, weil man sich eben sozusagen 
unkompliziert austauschen kann. Das ist ein 
entscheidender Punkt. 

Und dann sage ich Ihnen eines: Es ist ein 
Riesenunterschied, ob Sie jetzt in Pullach - 
habe ich erwähnt, aber es gibt auch andere 
Orte - oder Chorweiler die Welt erleben oder 
hier in Berlin. Und Sie haben völlig unter-
schiedliche Hintergründe. Das mag bei der 
polizeilichen Arbeit nicht so gravierend sein. 
Aber wenn Sie bewerten müssen und wenn 
Sie sozusagen Ihrem Ministerium berichten 
müssen, ist es schon sehr gut, wenn Sie 
ungefähr wissen, in welchem Bereich, in 
welcher Umgebung sich das Ministerium 
bewegt. Meine Erfahrung ist, dass das 
manchmal sehr schwierig ist von Chorweiler 
aus - die Welt sieht ganz anders aus in 
Chorweiler als hier in Berlin - und dass das 
eine Quelle vieler Missverständnisse ist. Ich 
glaube, es wäre eine erhebliche Effizienz-
steigerung, wenn man hier den Schritt wagte. 
Ich sage das mal so ungeschützt hier; aber 
jetzt bin ich ja nicht mehr im Amt, Herr Vor-
sitzender, jetzt darf ich das sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Hanning, ich hätte noch eine Frage. In der 
Zeit, in der Sie Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern waren, also 2005 bis 
2009, wie viele Fälle einer bundesweiten 
Mordserie gab es denn, bei der schon jahre-
lang ohne Erfolg dezentral ermittelt worden 
ist, wo die Frage im Raum stand: Organisiert 
man die Ermittlungsarbeit unter Federfüh-
rung des Bundeskriminalamtes neu?  

Zeuge Dr. August Hanning: Also, es 
gab sicher nicht eine derartige Mordserie; 
das ist schon einzig, soweit ich mich erin-
nere. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
war einzigartig. 

Zeuge Dr. August Hanning: Aber wir 
hatten natürlich auch schon spektakuläre 
Fälle. Ich erinnere an die Tötung von vier 
Georgiern, ich erinnere an die Tötung in dem 
vietnamesischen Restaurant. Wir hatten jetzt 
den Mafiamord in Duisburg. Also, wir hatten 
schon eine Menge spektakulärer Fälle, wo 
man durchaus diese Frage stellen konnte, 
wie man die Ermittlungen gestaltet. Also, 
unter dem Aspekt ist es wieder nicht so sin- 
 

gulär. Aber so, wie Sie es gefragt haben, in 
dieser Weise war es in der Tat singulär. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, in 
Ihrer Amtszeit ist das ein singuläres Ereignis 
gewesen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, unter 
den Randbedingungen, die Sie geschildert 
haben, also Mordserie und in verschiedenen 
Ländern und so. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Dr. Hanning, glauben Sie eigentlich, man 
hätte damals für die Fortführung seit sechs 
Jahren ohne Erfolg verlaufender Ermittlungs-
arbeiten einen anderen Weg beschritten, 
wenn nicht neun vermeintliche türkische 
Gemüsehändler, sondern neun Vorstands-
mitglieder großer deutscher Unternehmen 
die Mordopfer gewesen wären? 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender, ich habe mich das auch gefragt. Ich 
habe mich gefragt, ob Sie einen Untersu-
chungsausschuss hätten, wenn neun deut-
sche Polizisten ermordet worden wären. Ich 
bin mir nicht ganz sicher. Ich glaube - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ob wir 
einen Untersuchungsausschuss hätten, 
wenn neun deutsche Polizisten - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, sage ich 
ja: Wenn Opfer gewesen wären - - wenn 
nicht nur die Frau Kiesewetter, wenn all das 
deutsche Polizeibeamte gewesen wären. 
Hätte ja auch sein können. 

(Dr. Eva Högl (SPD): Meinen Sie, 
wir hätten dann keinen gehabt?) 

- Ja. - Nein, ich glaube - das will ich schon 
ausdrücken -, dass das schon eine große 
Aufmerksamkeit findet. Das finde ich auch 
richtig, und das ist auch richtig. Das ist auch 
von großer politischer Aufmerksamkeit, und 
von daher meine ich, Herr Vorsitzender: Ja. 
Es ist eben so - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Hanning, abgesehen davon, dass Sie meine 
Frage nicht verstanden haben, finde ich, das 
sollten Sie uns gleich noch mal näher erläu-
tern, wie das zu bewerten ist. 

Aber meine Frage war: Wenn damals, 
2006, nicht acht türkischstämmige und ein 
griechischstämmiger Kleinunternehmer Opfer  
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der Mordserien gewesen wären, sondern, ich 
sage mal, neun Bankvorstände, hätten Sie 
dann auch gesagt: „Da soll mal das BKA mit 
den Ländern einen Deal machen, und das ist 
dann nicht Chefsache“? 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, Herr 
Vorsitzender, ich kann versuchen, Ihnen die 
Frage - weil ich mir die auch sehr ernsthaft 
gestellt habe - - Wir haben ein Problem in 
Deutschland mit organisierter Kriminalität in 
bestimmten ethnischen Gruppen, und wir 
kümmern uns nicht genug darum. Und das 
ist schon ein Problem, weil da gibt es viele 
Ursachen dafür. Wir haben vermutlich in 
diesem Bereich organisierte Kriminalität 
mehr, als wir eigentlich zur Kenntnis neh-
men. Das ist eine Schwierigkeit. In dem Au-
genblick, wo aber rechtsradikale, ausländer-
feindliche Motive eine Rolle spielen, haben 
wir in Deutschland - Gott sei Dank, sage ich - 
ein hohes Bewusstsein, dass das kritische 
Fälle sind, die wir aufarbeiten müssen. Und 
das ist ja auch in diesem Fall geschehen, 
das ist ja auch in diesem Fall geschehen. Ich 
glaube, das müssen wir - - Das ist nicht so 
einfach mit Schwarz-Weiß zu beantworten, 
Herr Vorsitzender. Das ist, glaube ich, die 
Situation, in der wir uns befinden, und das ist 
ja auch richtig so. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Hanning, was in diesem Fall geschehen ist 
bis zum Auffliegen des Terrortrios im No-
vember 2011, das war, dass die Ermittlungen 
sehr einseitig geführt worden sind in Rich-
tung eines möglichen Hintergrunds aus dem 
Bereich organisierte Kriminalität, und zwar 
wahrscheinlich aus den Gründen, die Sie uns 
hier gerade eben nahegelegt haben. 

Glauben Sie denn, das entspricht einem 
funktionierenden demokratischen Rechts-
staat, - 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: - wenn 
man bei einem schweren Delikt, das an ei-
nem Bürger mit, ich sage mal, ausländischer 
Familienbiografie verübt wird, zunächst mal 
unterstellt, weil das Opfer ausländischer Her-
kunft ist, handelt es sich sehr wahrscheinlich 
um organisierte Kriminalität?  

 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Hat 
nicht jeder Bürger in diesem Land einen An-
spruch darauf, dass Ermittlungstätigkeiten 
insbesondere von Polizeistellen objektiv, 
neutral und unvoreingenommen erbracht 
werden? 

Zeuge Dr. August Hanning: Entschuldi-
gung, Herr Vorsitzender, die Frage ist ja wohl 
klar: Natürlich hat jeder darauf einen An-
spruch. Und ich behaupte auch, dass das in 
diesem Lande auch geschieht. Und wenn Sie 
sagen, man habe von vornherein nur einsei-
tig sozusagen dieses Täterbild gehabt, dann 
kann ich dem auch so nicht folgen. Ich habe 
ja mit Herrn Falk wiederholt gesprochen. Die 
Profiler haben sich schon große Mühe gege-
ben. Die sind schon hingegangen vor Ort, 
haben nachgeschaut. Das ist ja nicht nur so 
eine plumpe Annahme gewesen, sondern 
das ist ja auch begründet gewesen - so habe 
ich das jedenfalls verstanden - auf tatsächli-
chen Erwägungen. Und wenn Sie sich an-
schauen den Fall Fuchs zum Beispiel, den 
ich schon erwähnt habe, in Österreich. Der 
hat also - ich glaube, 4 Tote, 16 Schwerver-
letzte - eine ganze Kampagne gestartet. Das 
hat mehr als fünf oder sechs Jahre gedauert. 
Es ist eben sehr schwer, diese Fälle aufzu-
klären, wenn die abgeschottet agieren, wenn 
keine Täter-Opfer-Beziehung besteht, wenn 
die Motivationslage nicht von vornherein klar 
ist. 

Schauen Sie sich den Unabomber an in 
den USA: 17 Jahre, größte Polizeiaktion des 
FBI überhaupt, 17 Jahre haben sie ge-
braucht. 

Also, deswegen warne ich auch davor, 
hier immer mit überzogenen Vorstellungen 
zu kommen. Ja, sicher ist das Versagen, 
natürlich war das ein Fehler; aber man muss 
auch die Randbedingungen betrachten. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
weiß nicht. Also, Herr Hanning, wenn man im 
Rahmen eines Profiler-Gutachtens zu dem 
Schluss kommt, es könnte auch ein rechts-
extremes Motiv eine Rolle gespielt haben - - 
Es gab ein solches Gutachten. Das ist Ihnen 
offenkundig nicht bekannt. Sie müssen sich 
auch mal entscheiden, ob Sie nun nur am 
Rande mit dem Vorgang beschäftigt gewe-
sen sind oder da jetzt als Experte auftreten 
wollen. Dann sage ich Ihnen mal ein Bei- 
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spiel - - Dann ist es doch völlig unverständ-
lich, dass man nicht mal bundesweit schaut: 
„Welche einschlägig bekannten Rechtsext-
remisten mit Sprengstofferfahrung haben wir 
eigentlich?“, sondern man schaut dann in 
zwei von drei Postleitzahlenbezirken von 
Nürnberg nach - um mal ein kleines Beispiel 
zu nennen -, als Folge übrigens der dezen-
tralen Ermittlungsarbeit. Also, ich kann Ihnen 
jedenfalls hier nicht bestätigen, dass wir hier 
als Ausschuss den Eindruck gewonnen ha-
ben, dass objektiv in alle Richtungen gleich-
wertig ermittelt worden ist. 

Ich glaube persönlich übrigens auch, dass 
man wahrscheinlich zu anderen Ermittlungs-
schritten gekommen wäre, wenn es sich 
nicht gerade um die Opfer gehandelt hätte, 
um die es sich gehandelt hat.  

Aber was ich ganz gerne von Ihnen wis-
sen würde, ist: Wie kommen Sie eigentlich 
auf die Idee, hier zu behaupten: „Wenn wir 
sozusagen Ermittlungsversagen bei einer 
Mordserie an neun deutschen Polizeibeam-
ten hätten, wäre das kein Anlass für einen 
Untersuchungsausschuss“? Das halte ich für 
eine ziemliche Unverschämtheit. 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, ich 
weise das zurück. Ich glaube, das hängt 
zusammen mit der besonderen Sensibilität, 
wenn hier aus ausländerfeindlichen Gründen 
gemordet wird. Das hat was mit deutscher 
Vergangenheit zu tun, und das ist eine au-
ßerordentliche Sensibilität, und das haben 
wir zu respektieren. Das wollte ich damit zum 
Ausdruck bringen, nichts anderes. Ich sehe 
das - Entschuldigung - auch nicht als Unver-
schämtheit an.  

Ich weise aber im Übrigen zurück, Herr 
Vorsitzender, was Sie sagen. Dass hier nicht 
objektiv ermittelt worden ist, das weise ich 
zurück. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Hanning, dieser - - 

Zeuge Dr. August Hanning: Das muss 
ich auch wirklich sagen. Ich war nun lange 
verantwortlich hier für die deutschen Sicher-
heitsbehörden, und das kann ich nicht bestä-
tigen, und ich weise das zurück. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben doch an den Ermittlungen gar nicht mit-
gewirkt.  

 

Zeuge Dr. August Hanning: Wissen Sie, 
ich habe doch Kontakte gehabt mit den Er-
mittlungsbehörden. Ich habe doch mit Herrn 
Falk und Herrn Kersten wiederholt darüber 
gesprochen, und wir haben das doch sehr 
ernst genommen, Herr Vorsitzender. Da 
können Sie doch nicht sagen, das haben wir 
nicht ernst genommen. Also, ich bitte wirk-
lich, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
glaube, Herr Hanning, dass jedes Mitglied 
hier in diesem Ausschuss mehr über den 
Vorgang gelesen hat als Sie damals. 

Zeuge Dr. August Hanning: Das ist rich-
tig, - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aha. 

Zeuge Dr. August Hanning: - aber Sie 
haben nicht so intensiv während des Vor-
gangs mit den Beteiligten gesprochen. Das 
habe ich getan und nicht Sie. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Dass 
das so intensiv gewesen ist, hatte ich in den 
letzten vier Stunden nicht als Eindruck ge-
wonnen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Dann haben 
Sie - - habe ich mich möglicherweise nicht 
klar ausgedrückt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
ich will hier nur mal feststellen aus meiner 
Sicht: Das klingt ein bisschen so nach dem 
Motto: Dieser Untersuchungsausschuss war 
nötig, weil wir für das Thema Fremdenfeind-
lichkeit eine besondere Sensibilität aufbrin-
gen müssen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, das 
müssen wir. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nein, 
ich glaube, Herr Hanning, da haben wir eine 
Meinungsunterschiedlichkeit. Ich glaube, 
dieser Ausschuss ist nötig, weil es für das 
Vertrauen in die Funktionsfähigkeit des de-
mokratischen Rechtsstaates unabdingbar ist, 
dass jeder Mensch in diesem Land - egal wer 
er ist oder wo er oder seine Vorfahren herge-
kommen sind - sich darauf verlassen können 
muss, unter anderem, dass Behörden objek-
tiv dazu in der Lage sind, erstens Menschen  
 



2. Untersuchungsausschuss 68 
[44. Sitzung am 22.11.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

zu schützen und zweitens, wenn der Schutz 
nicht gelingt, Verbrechen neutral, sachlich 
und diskriminierungsfrei aufzuarbeiten. Des-
wegen gibt es diesen Ausschuss.  

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender, Sie bewerten das. Ich habe sehr 
lange im deutschen Sicherheitsbereich gear-
beitet. Ich kann Ihnen versichern, dass ich 
Anhaltspunkte für diese kritische Bewertung, 
die Sie gerade genannt haben, so nicht ge-
funden habe. Da bin ich völlig anderer Auf-
fassung als Sie; - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
okay. 

Zeuge Dr. August Hanning: - das darf 
ich noch mal festhalten. Aber das ist eine 
Bewertung; ich bin hier Zeuge. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Nein, 
das ist richtig. Aber ich meine, über ein Jahr 
nach Auffliegen der Terrorzelle nicht zu wis-
sen, dass kein einziges Opfer Gemüse-
händler war, ist schon interessant.  

Zeuge Dr. August Hanning: Entschei-
dend war, dass sie Gewerbetreibende waren.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Sie ha-
ben von Gemüsehändlern gesprochen. Ich 
sage Ihnen, Herr Hanning: Da steckt halt ein 
bestimmtes Bild drin, und das ist nicht ganz 
frei von Vorurteilen. 

Gibt es noch Fragen seitens der SPD-
Fraktion? - Frau Özoğuz. 

Aydan Özoğuz (SPD): Herr Hanning, ich 
wollte vorhin noch mal bei Frau Winkelmeier-
Becker anschließen. Im Grunde ist das ja 
jetzt so der gleiche Komplex, um den es sich 
die letzten Minuten dreht. Wir arbeiten ja ein 
Stück weit auf, warum quasi das alles nicht 
so funktioniert hat, und die Frage ist ja doch - 
und ich fand das sehr berechtigt - - Frau 
Winkelmeier-Becker hatte gesagt, diese ho-
mogene Struktur vielleicht von denen, die da 
arbeiten - - Ich spitze es noch mal zu: Wenn 
man sich selbst möglicherweise von etwas 
bedroht fühlt - und jetzt unterstelle ich Ihnen 
das; das muss gar nicht stimmen, ist aber 
auch gar nicht wichtig - - Wenn man jetzt 
sagt: „Der islamistische Extremismus - haben 
Sie ja vorhin gesagt -, das ist eine Riesenbe-
drohung“, möglicherweise weil man eben die  
 

Strukturen nicht versteht oder weil man 
merkt, das ist irgendwie ein Riesenkom-
plex - - Aber es geht ja auch gegen einen. 
Also, dieses Gegen-einen-gerichtet-Sein ist 
ja kein ganz unwichtiger Faktor. Wenn jetzt 
quasi der Rechtsextremismus nicht als un-
mittelbar - in Wahrheit ist es ja nicht so - 
gegen einen empfunden wird - - ob es mögli-
cherweise eben doch eine andere Sensibilität 
geben kann, wenn verschiedene Personen in 
so einer Behörde arbeiten, zusammenarbei-
ten? Also, wir hatten ja nun so viele Hin-
weise. An den Hinweisen alleine kann es 
nicht gelegen haben, dass man vielleicht 
nicht mit gleicher Intensität in jede Richtung 
geguckt hat. Aber diese Frage - - Macht es 
eben doch etwas aus, wenn man sagt: „Na 
ja, das eine erscheint uns nun so viel schwie-
riger, komplexer, unverständlicher, das an-
dere ist halt da, und am Ende sind es - ich 
sage jetzt etwas unzulässig, aber so habe ich 
es von Ihnen verstanden - ein paar Morde“?  

Zeuge Dr. August Hanning: Nein, nein. 

Aydan Özoğuz (SPD): Fehlt da nicht 
doch ein Stück Sensibilität?  

Zeuge Dr. August Hanning: Na, ich 
meine, das ist sozusagen, ich sage mal, kri-
tikwürdig abgelaufen; das habe ich am An-
fang gesagt. Man muss sozusagen die Ursa-
chen wirklich zu erschließen versuchen. Ich 
halte sozusagen die allgemeine Bewertung: 
„Da sind Leute am Werk, die sich nicht inte-
ressieren dafür, wenn türkische Mitbürger 
ermordet werden“ - ich sage das auch mal so 
hart und leicht provokant - - Das finde ich 
nicht richtig, das trifft nicht zu. Das ist ein 
unzulässiger Vorwurf gegen die deutschen 
Sicherheitsbehörden.  

Dass da Fehler gemacht worden sind, 
das ist unstreitig, und dass man daraus auch 
Konsequenzen ziehen muss, das finde ich 
auch richtig und zutreffend. Da kann dieser 
Ausschuss, meine ich, auch einen wichtigen 
Beitrag leisten. Und da muss man auch fra-
gen: Warum, wieso, wie ist das geschehen? 
Und da warne ich natürlich schon ein biss-
chen davor, jetzt in der Retrospektive zu 
sagen: Ja, das hätte man alles sehen - - 
Natürlich, in der Retrospektive ja. Aber ich 
hatte schon den Eindruck, dass damals - und 
ich kann mich immer nur beziehen sozusa-
gen auf die Spitzen der Behörden - da schon 
mit großer Intensität auch gearbeitet worden 
ist. Eben nicht glücklich, man hat Versäum- 
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nisse zu beklagen; das ist alles richtig. Aber 
ich glaube, man darf nicht sagen, dass hier 
sozusagen so eine subjektive Einstellung 
war: Aha, das sind ja nur Türkischstämmige, 
und deswegen müssen wir uns von den Er-
mittlungen her nicht darum kümmern. - Ich 
halte das nicht für zutreffend und nicht für 
richtig. Ich kann das nicht bestätigen, und ich 
meine, man muss das auch zurückweisen. 

Aydan Özoğuz (SPD): Darf ich noch 
einmal nachhaken? Ich habe ja nicht gesagt 
„nicht kümmern“, sondern Sie haben das ja 
eben selber gesagt: Häufig ist es diese orga-
nisierte Kriminalität, und das hat man im 
Kopf. Ich unterstelle das jetzt mal, weil Sie es 
selber so gesagt haben: Das hat man einfach 
im Kopf; wenn da Morde sind, dann muss 
das einer von denen sein. 

Nun sagt ja hier keiner, dass man da nicht 
ermitteln soll. Das ist ja gar nicht der Punkt. 
Der Punkt, der sich hier immer wieder her-
ausgestellt hat, ist: Dort wurde alles getan, 
also, man ist auch in das letzte Dorf in der 
Türkei gefahren, um noch den letzten Ver-
wandten, den man ausfindig machen konnte, 
zu befragen. Man hat einfach jedes Blatt 
umgedreht. Und auf der anderen Seite - da 
sind jetzt so viele Stichworte ja schon gefal-
len - kann man nun wirklich nicht behaupten, 
dass man jedes Blatt umgedreht hätte. Also, 
es gibt einfach ein deutliches Ungleichge-
wicht. Das ist ja was anderes. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ja, gut, 
Frau Abgeordnete. Jetzt bin ich wieder bei 
dem Thema, dass ich jetzt wirklich nicht ge-
nau - und der Vorsitzende hat mir das ja 
auch schon vorgehalten - die Ermittlungsak-
ten hier kenne.  

Ich hatte schon den Eindruck, dass hier 
große Anstrengungen unternommen worden 
sind. Ich glaube, man hat auch da in Nürn-
berg große Aktivitäten unternommen - nicht 
immer glücklich; aber man hat es ja versucht. 

Es ist schon natürlich schwierig für die 
deutsche Polizei, in einem Umfeld zu ermit-
teln, das sozusagen einen türkischstämmi-
gen Bereich betrifft. Die erste Überlegung ist 
ja bei jedem Mordfall: Gibt es nicht doch eine 
Täter-Opfer-Beziehung? Deswegen hat man 
natürlich versucht, sozusagen im Umfeld zu 
ermitteln, mit allen Schwierigkeiten und 
Problemen, über die wir ja im Einzelnen auch 
sprechen. 

Ja, die Sache ist schwierig, war schwierig, 
ist mit Sicherheit kritikwürdig auch ermittelt  
 

worden. Das ist, glaube ich, alles richtig. 
Aber ich glaube nicht, aufgrund einer Ein-
stellung heraus, dass man sagt: Na ja, gut, 
das sind halt nur Türkischstämmige oder 
so. - Das weise ich wirklich zurück. Den Ein-
druck habe ich nie gehabt. 

Aydan Özoğuz (SPD): Ich glaube, es 
geht noch eine letzte Frage. Ich stelle die 
jetzt einfach noch mal. 

Zeuge Dr. August Hanning: Bitte. 

Aydan Özoğuz (SPD): Was würden Sie 
denn an der Stelle anders machen? 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich 
würde - - Also, handwerklich würde ich, 
glaube ich, auf jeden Fall sicherstellen, dass 
die Informationen vernünftig zusammenflie-
ßen, ohne dass ich mich jetzt in die Einzel-
heiten der Ermittlungen hier hineinbegebe. 
Ich glaube, ein ganz entscheidender Punkt 
ist ja, dass die verfügbaren Informationen 
nicht richtig zusammengeführt worden sind. 
Das gilt einmal in dem Bereich Verfassungs-
schutz/„Zwickauer Gruppe“ oder hier 
Zschäpe und Mundlos und Böhnhardt, und 
das gilt wahrscheinlich auch für den polizeili-
chen Bereich, den ich da jetzt nicht so über-
blicken möchte. 

Aber noch mal: Ich glaube, entscheidend 
ist wirklich, dass man einen Verantwortlichen 
hat, bei dem alle Informationen dann zu-
sammenfließen, und dass man natürlich eine 
Bedrohungsanalyse hat, die in das Täter-
Profiling eingeht, die dann alle möglichen 
Aspekte auch mit einbezieht. Das habe ich ja 
hier erwähnt: Da sehe ich zum Beispiel ein 
Defizit in diesem Fall. Aber noch mal: Ent-
scheidend ist wirklich Zusammenführung und 
vernünftige Bewertung aller vorhandenen 
Informationen. Das ist, glaube ich, ein ganz 
entscheidender Punkt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gibt es 
weitere Fragen? Hat die FDP noch Fragen? - 
Herr Tören. 

Serkan Tören (FDP): Kurze Anmerkung 
nur. Also, wenn Sie behaupten, dass dieser 
Untersuchungsausschuss nicht zustande 
gekommen wäre, wenn es sich um neun 
Polizisten gehandelt hätte, dann unterstellen 
Sie uns, dass der Mord an der Frau Kiese-
wetter uns völlig egal ist. 



2. Untersuchungsausschuss 70 
[44. Sitzung am 22.11.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein. Ent-
schuldigung. 

Serkan Tören (FDP): Das kann hier 
überhaupt nicht der Fall sein. 

Zeuge Dr. August Hanning: Nein. 

Serkan Tören (FDP): Und noch eine An-
merkung: Bei der Entscheidung, als wir hier 
den Untersuchungsausschuss eingesetzt 
haben, hat die deutsche Historie nun absolut 
keine Rolle gespielt, sondern uns ging es 
hier ganz klar um Aufklärung des Sachver-
haltes und darum: Welche Lehren ziehen wir 
hier für die Sicherheitsarchitektur der Bun-
desrepublik Deutschland? Also, insofern: 
Dem Begriff, den hier der Herr Vorsitzende 
verwandt hat - „unverschämt“ - bei der Aus-
sage, wenn hier neun Polizisten ermordet 
worden wären, dem kann ich mich nur an-
schließen. 

Zeuge Dr. August Hanning: Herr Vorsit-
zender - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Dr. Hanning. 

Zeuge Dr. August Hanning: Sie haben 
den Vergleich gebracht mit den neun Vor-
standsvorsitzenden, und ich wollte zum Aus-
druck bringen, dass hier eine besondere 
Sensibilität in Deutschland besteht bei aus-
länderfeindlichen Morden. Ich finde das auch 
richtig, und insoweit habe ich dem auch 
nichts hinzuzufügen. Aber ich wollte hier 
nicht andere Vergleiche oder schon gar nicht 
die Einsetzung des Untersuchungsaus-
schusses kritisieren, überhaupt nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
Linksfraktion hat noch Fragen. Frau Wawzy-
niak. 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Herr 
Hanning, Sie haben darauf hingewiesen, 
dass Sie den Rechtsextremismus, die Be-
drohung des Rechtsextremismus sehr ernst 
genommen haben. Das könne man in den 
Berichten des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz nachlesen. Ich glaube, nach 
dem, was Sie hier - ich komme gleich zu 
meiner Frage - gesagt haben, kann sich je-
der Rechtsextremist sehr beruhigt zurückleh-
nen, weil von Ihnen würde er wahrscheinlich  
 

überhaupt nicht ernst genommen werden. 
Sie haben ja auch selbst in Ihrem Beitrag 
sehr deutlich gemacht, dass der islamische 
Terrorismus für Sie die größere Bedrohung 
war.  

Ich will jetzt aber mal zu einer Frage 
kommen. Wir haben die Situation, dass im 
Jahr 2008 in Deutschland - in Magdeburg, in 
Dessau, in Templin, in Leipzig, in Memmin-
gen - Menschen getötet wurden - fünf. Drei 
davon sind vor dem Hintergrund, dass sie 
sozial randständig sind, getötet worden: weil 
sie als wertlos galten, als Assis, wie auch 
immer. Und zwei starben, weil sie Abneigung 
gegen Rechtsextremismus und Neonazimu-
sik laut zum Ausdruck gebracht haben. Zwei 
von diesen fünf Todesopfern sind von der 
Bundesregierung 2008 als Opfer neonazisti-
scher Gewalt angegeben worden.  

Das Ganze lässt sich nachlesen auf einer 
Chronik. Die haben Tagesspiegel und Zeit 
Online aufgestellt, und die recherchieren seit 
mehreren Jahren zu den nicht erfassten Fäl-
len rechter Gewalt. Und jetzt frage ich 
mich - - Ich kann das auch noch konkreter 
machen: Frau Pau und die Fraktion Die Linke 
hatten eine Große Anfrage gestellt unter der 
Nr. 16/14122, wo nach den Opfern rechter 
Gewalt gefragt worden ist. Da ist angegeben 
worden: 46 Todesopfer. Real waren es 136 - 
seit 1990 wohlgemerkt, also nicht im Jahr 
2008. Wie erklären Sie sich eigentlich diese 
Differenz, also die Differenz: Bei Ihnen in der 
Statistik 46 Todesopfer. Journalisten recher-
chieren 136 Todesopfer. Wie erklären Sie 
sich das, und wie ist das zu verbinden mit 
einem Ernstnehmen des Problems Rechts-
extremismus? 

Zeuge Dr. August Hanning: Sie versu-
chen jetzt, eine Verbindung zwischen Statis-
tik und Ernstnehmen des Problems Rechts-
extremismus - - 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Ja, na-
türlich. 

Zeuge Dr. August Hanning: Das ist mir 
nicht so richtig klar. 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Ich 
kann es Ihnen gerne noch erklären. Ich kann 
es Ihnen gerne - - 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Frau 
Wawzyniak, lassen Sie doch den Zeugen 
antworten. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich habe da 
gewisse Schwierigkeiten damit. Es ist im 
Einzelfall nicht immer einfach, eine Straftat 
konkret zuzuordnen, in welcher Form das 
immer geschieht. Ich kann Ihnen das nicht im 
Einzelnen sagen; das ist ja Aufgabe der zu-
ständigen Vollzugsbehörden. Aber gut, ich 
habe bisher nicht den Eindruck, dass da 
sozusagen - das erwecken Sie ja ein biss-
chen als Vorwurf - manipulativ gearbeitet 
worden ist. Also, mein Eindruck ist das nicht.  

Zu den Einzelfällen, die Sie da erwähnt 
haben, kann ich leider nichts sagen, tut mir 
leid. 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Sie 
sollen ja auch nichts zu den Einzelfällen sa-
gen. Ich will das noch mal verdeutlichen: Sie 
haben hier gesagt, Sie haben das Problem 
Rechtsextremismus und Bedrohung durch 
Rechtsextremismus sehr ernst genommen. 
Gleichzeitig wird in Ihrer Amtszeit auf die 
Frage, wie viele Todesopfer rechtsextremisti-
scher Gewalt es seit 1990 gibt, angegeben: 
46 Fälle. Unabhängige Journalisten recher-
chieren 136. Das ist eine Differenz. 

Wenn ich jetzt mal unterstelle bei diesen 
fünf genannten Fällen aus dem Jahr 2008, 
dass in Ihrer Amtszeit gesagt worden ist - 
alles das, was deutlich gemacht worden ist -: 
„Wir haben was gegen Nazis“ - ich verkürze 
es jetzt mal -, „das sind Opfer 
rechtsextremistischer Gewalt; wenn aber 
Menschen als unwert, als wertlos, wie auch 
immer, bezeichnet werden, ist das nicht 
rechtsextremistische Gewalt“, dann frage ich, 
wie das zu verbinden ist mit dem Thema, Sie 
nehmen rechtsextremistische Gewalt ernst. 

Zeuge Dr. August Hanning: Also, jetzt 
haben Sie noch mal die Kriterien angespro-
chen, nach denen diese Statistik erstellt wor-
den ist. Sie sagen, es gebe Journalisten, die 
andere Statistiken haben. Noch mal: Ich 
kann das nicht bewerten, aber - - Noch mal: 
Ich habe auch keinen Beleg dafür, dass 
diese Statistiken in irgendeiner Weise mani-
puliert worden sind, weil man Rechtsextre-
mismus ernst oder nicht ernst nimmt. Den 
Eindruck habe ich nicht gehabt.  

Aber ich kann zu den Einzelheiten nichts 
vortragen, tut mir leid. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Haben 
die Grünen noch Fragen? - Das ist nicht der 
Fall. Haben sonst noch Kolleginnen und 
Kollegen Fragen? 

Dann muss ich an einer Stelle mich selber 
kurz korrigieren. Ich bin darauf hingewiesen 
worden von einem Referenten einer Fraktion 
hier, dass zwei der zehn Opfer, die als Mord-
opfer dem NSU zugeordnet werden, tatsäch-
lich Gemüsehändler waren. Aber zwei, nicht 
alle. 

Zeuge Dr. August Hanning: Ich bedanke 
mich für die Klarstellung. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Hanning, dann bedanke ich mich, dass Sie 
dem Ausschuss als Zeuge zur Verfügung 
gestanden haben. Sie bekommen den Ent-
wurf des Protokolls, wenn es erstellt worden 
ist, mit der Möglichkeit, innerhalb von zwei 
Wochen gegebenenfalls Korrekturen und 
Ergänzungswünsche geltend zu machen. 

Ich wünsche Ihnen noch einen schönen 
Tag. 

Wir setzen dann gleich nach kurzer Un-
terbrechung die Sitzung mit der Anhörung 
des Zeugen Ritscher fort. 

(Unterbrechung von 14.17 bis 
14.38 Uhr) 
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Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
setzen die unterbrochene Sitzung fort.  

Vernehmung des Zeugen 
Christian Ritscher 

Ich begrüße als Zeugen Herrn Ober-
staatsanwalt beim Bundesgerichtshof 
Christian Ritscher. Herzlich willkommen! 

Herr Ritscher, ich darf Sie zunächst da-
rauf hinweisen, dass von Ihrer heutigen Zeu-
genvernehmung eine Tonbandaufnahme 
gefertigt wird, die allerdings ausschließlich 
dem Zweck dient, die Erstellung des Steno-
grafischen Protokolls zu erleichtern. Das 
heißt, wenn das Protokoll gefertigt ist, dann 
wird die Aufnahme gelöscht. Das Protokoll 
erhalten Sie mit der Möglichkeit des Gegen-
lesens. Sie haben dann eine Frist von zwei 
Wochen, innerhalb derer Sie Korrekturwün-
sche oder Ergänzungsbedarf geltend ma-
chen können. 

Ich stelle fest, dass Sie ordnungsgemäß 
geladen sind. Die Ladung haben Sie am 
20. November 2012 erhalten, und vom sel-
ben Tag datiert die Aussagegenehmigung für 
Ihren heutigen Zeugenauftritt, die vom Gene-
ralbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 
unterzeichnet worden ist. 

Vor Ihrer Aussage, Herr Ritscher, habe 
ich Sie zunächst zu belehren. Sie sind als 
Zeuge geladen worden. Sie sind verpflichtet, 
die Wahrheit zu sagen. Ihre Aussagen müs-
sen richtig und vollständig sein. Sie dürfen 
nichts weglassen, was zur Sache gehört, und 
nichts hinzufügen, was der Wahrheit wider-
spricht. 

Ich habe Sie auf etwaige strafrechtliche 
Folgen eines Verstoßes gegen die Wahr-
heitspflicht hinzuweisen. Derjenige, der vor 
einem Untersuchungsausschuss des Deut-
schen Bundestages uneidlich falsch aussagt, 
kann gemäß § 153 des Strafgesetzbuches 
mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft wer-
den. 

Nach § 22 Abs. 2 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes des Bundes können Sie die 
Auskunft auf solche Fragen verweigern, de-
ren Beantwortung Sie selbst oder Angehö-
rige im Sinne von § 52 Abs. 1 der Strafpro-
zessordnung der Gefahr aussetzen würde, 
einer Untersuchung nach einem gesetzlich 
geordneten Verfahren, insbesondere wegen 
einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit, 
aber auch einem dienstlichen Ordnungsver-
fahren ausgesetzt zu werden. 

 

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen 
des Schutzes von Dienst-, Privat- oder Ge-
schäftsgeheimnissen nur in einer nichtöffent-
lichen oder eingestuften Sitzung möglich 
sein, bitte ich Sie um einen Hinweis, damit 
der Ausschuss dann gegebenenfalls einen 
entsprechenden Beschluss fassen kann. 

Haben Sie zu dem bisher von mir Vorge-
tragenen Fragen? 

Zeuge Christian Ritscher: Nein.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Ritscher, dann darf ich Sie ganz kurz bitten, 
sich dem Ausschuss mit vollständigem Na-
men, Alters- und Berufsangabe vorzustellen. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. Mein 
Name ist Christian Ritscher. Ich bin 48 Jahre 
alt und bin von Beruf Oberstaatsanwalt beim 
Bundesgerichtshof, also bei der Bundesan-
waltschaft in Karlsruhe. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und 
der BGH ist auch die nach wie vor aktuelle 
ladungsfähige Anschrift? 

Zeuge Christian Ritscher: Die Anschrift, 
die jetzt hier auf der Ladung drauf war, hat 
mich zwar erreicht, das ist aber die Anschrift 
des Bundesgerichtshofs. Die Bundesanwalt-
schaft hat die Anschrift Brauerstraße 30 in 
76135 Karlsruhe. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay, 
gut. Dann nehmen wir das zu den Unterla-
gen. Herzlichen Dank. - Herr Ritscher, Sie 
haben als Zeuge nach § 24 Abs. 4 des 
Untersuchungsausschussgesetzes des Bun-
des Gelegenheit, sich vor Ihrer Befragung im 
Zusammenhang zum Gegenstand der Ver-
nehmung zu äußern. Ich habe Sie gefragt, ob 
Sie davon Gebrauch machen möchten. Das 
haben Sie bejaht. Insofern erteile ich Ihnen 
jetzt hiermit das Wort. 

Zeuge Christian Ritscher: Herr Vorsit-
zender, vielen Dank. - Vielen Dank für die 
Einladung zunächst. Ich dachte, ich fange 
damit einfach mal an, dass ich Ihnen meinen 
beruflichen Werdegang schildere, und dann 
kommen wir vielleicht auch gleich in die Sa-
che rein, um die es hier geht. 

Ich bin 1992 in die Justiz eingetreten, war 
zunächst von 1992 bis 1996 als Staatsanwalt 
und als Richter tätig in Bayern, bin von 1996  
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bis 2000 schon mal bei der Bundesanwalt-
schaft gewesen, war dort einerseits in Er-
mittlungsverfahren tätig, andererseits auch in 
der Revisionsabteilung. Ich bin dann nach 
Ende der Abordnung zurückgegangen nach 
München in diesem Falle, war dort andert-
halb Jahre beim Landgericht tätig in Zivilsa-
chen und bin seit 2002, seit Anfang 2002, 
wieder in Karlsruhe bei der Bundesanwalt-
schaft. Inzwischen bin ich also in den Bun-
desdienst übernommen, bin also Beamter 
des Bundes, Oberstaatsanwalt beim Bun-
desgerichtshof. 

Ich bin seit 2002, seitdem ich also wieder 
in die Bundesanwaltschaft eingetreten bin, 
zunächst im Referat, das sich mit Straftaten, 
die rechtsterroristischen Bezug haben - - ein-
gesetzt gewesen, und zwar von 2002 an - 
also, wie gesagt, Anfang 2002; ich meine, es 
war Februar -, formell gesehen, bis Ende 
2006, also bis 31.12.2006. Seit dem 
01.01.2007 bin ich in einem anderen Bereich 
tätig, im Völkerstrafrecht, was ich bis heute 
mache. 

Jetzt möchte ich kurz fokussieren auf den 
rechtsterroristischen Bereich; denn das 
dürfte ja der sein, der ja hier von Interesse 
ist. 

Ich bin eingesetzt gewesen in diesem Be-
reich, soweit ich mich jetzt hieran noch erin-
nere, zum einen in Ermittlungs- und Straf-
verfahren, die die Musikgruppe „Landser“ 
betreffen, wobei dieses Verfahren bereits lief. 
Dieses Ermittlungsverfahren lief bereits, als 
ich in die Bundesanwaltschaft gekommen bin 
2002, bin da also nur am Rande damit be-
fasst gewesen, hatte dann verschiedene 
andere Vorgänge, insbesondere sogenannte 
Prüfvorgänge, wo eben zu überprüfen war, 
ob Straftaten, die begangen worden waren, 
in die Bundeszuständigkeit fallen oder auch 
nicht, und dann ab 2003 waren der Schwer-
punkt meiner Tätigkeit bis letztlich 2005 die 
Ermittlungsverfahren im Zusammenhang mit 
dem „Aktionsbüro Süd“, auch bekannt unter 
dem Namen „Wiese-Gruppe“. Das mündete 
dann in zwei Strafverfahren vor dem Bayeri-
schen Obersten Landesgericht, die in den 
Jahren 2004 und 2005 geführt wurden und 
2005 dann jeweils zur Aburteilung kamen. Da 
war ich also sowohl im Ermittlungsverfahren 
tätig als auch in der Hauptverhandlung als 
Sitzungsvertreter des Generalbundesanwalts 
in dem Team mit drin. 

Bis zu meinem Ausscheiden aus dem 
Referat Rechtsterrorismus waren dann noch 
weitere, andere Bereiche. Ich erinnere mich  
 

noch an ein Ermittlungsverfahren, in dem ich 
tätig war. Da ging es um eine Straftat zum 
Nachteil eines äthiopischen Staatsangehöri-
gen in Potsdam, ein Verfahren, das, soweit 
ich mich noch erinnere, wir, also die Bundes-
anwaltschaft, zunächst in ihren Zuständig-
keitsbereich übernommen hatte, zur Verfol-
gung dann aber wieder abgegeben hat, weil 
sich herausgestellt hatte, dass die gesetzli-
chen Voraussetzungen dafür letztlich doch 
nicht gegeben waren. 

Ja, und daneben lief immer auch noch 
zumindest eine Reihe von Prüfvorgängen, 
bei denen eben anlassbezogen zu überprü-
fen war, inwieweit eine Zuständigkeit des 
Generalbundesanwalts gegeben ist. Und zu 
diesen Prüfvorgängen gehört auch der Prüf-
vorgang, der - so habe ich es jedenfalls der 
Tagesordnung entnommen - auch - - also, zu 
dem auch dieser Prüfvorgang gehört, 3 ARP 
125/06, der sich mit der Tötung von acht 
Personen türkischer und einer Person grie-
chischer Nationalität im Zeitraum September 
2000 bis April 2006 befasst.  

Das war es, was ich jetzt zunächst mal 
eingangs sagen wollte, damit Sie sich alle ein 
Bild machen können, womit ich bei der Bun-
desanwaltschaft befasst war und bin. 

Eins wollte ich vielleicht noch hinzufügen - 
das kann ich gleich sagen -: Also, mit dem 
Strafermittlungsverfahren, das jetzt gelaufen 
ist, gegen NSU und NSU-Umfeld habe ich 
nichts zu tun. Also, ich bin, wie gesagt, seit 
01.01.2007 aus dem Bereich ausgeschieden 
und habe seitdem auch nichts mehr zu tun 
gehabt damit. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. 
Dann vielen Dank für die einleitenden Be-
merkungen. - Herr Ritscher, kennen Sie ei-
gentlich Frau Professor Dr. Ruth Rissing-van 
Saan?  

Zeuge Christian Ritscher: Dem Namen 
nach, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 
Die Dame ist Vorsitzende Richterin beim 
Bundesgerichtshof i. R. und hat im Auftrag 
von Generalbundesanwalt Range vorgelegt 
mit Datum vom 28.02.2012 eine Evaluierung 
von Prüfvorgängen aus dem Bereich des 
BGH, die sich bezogen haben auf Straftaten 
mit einem möglichen Staatsschutzhinter-
grund. Das ist MAT A GBA-4/1.  

Ich spreche das deshalb an, weil neben 
der Ceska-Mordserie, die heute dem NSU  
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zugeordnet wird, dort auch ein Hinweis sich 
findet auf Seite 19 ihres Gutachtens auf den 
Nagelbombenanschlag in Köln. Ich zitiere: 

Der Nagelbombenanschlag in Köln 
wurde der Bundesanwaltschaft 
noch am 9.6.2004 

- das war übrigens der Tag des Anschlages - 

auf Initiative des Bundesinnen-
ministeriums durch eine Mitteilung 
des Kölner Polizeipräsidiums zur 
Kenntnis gebracht.  

Das heißt, dieser Vorgang dürfte ja auf Ih-
rem Schreibtisch gelandet sein, oder? Wenn 
Sie sagen, Sie waren zwischen 2002 und 
2006 für das Thema Rechtsextremis-
mus/Rechtsterrorismus zuständig, liegt das 
ja nahe. 

Zeuge Christian Ritscher: Auf den ers-
ten Blick, ja. Er ist mir aber nicht zur Kenntnis 
gelangt. Also, auf meinem Schreibtisch ist er 
nicht gelandet. Ich habe von diesem Vor-
gang, also von diesem Anschlag, überhaupt 
erst Kenntnis erfahren aus der Presse, jetzt 
im Zusammenhang mit der Aufklärung der 
Taten. Ich weiß nicht, wo im Hause bei uns 
dieser Vorgang angelandet ist, wo er einsor-
tiert wurde, aber - - Also, auf meinem 
Schreibtisch ist er jedenfalls nicht gelandet. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
Ihnen ist der Vorgang nicht bekannt? 

Zeuge Christian Ritscher: Mir war der 
Vorgang unbekannt, schlicht und einfach. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Ich finde es ganz interessant, was die Vorsit-
zende Richterin a. D. in ihrem Gutachten 
ausführt, weil man ja immer dazulernt - und 
in diesem Ausschuss erst recht - und ich, 
ehrlich gesagt, immer gedacht habe, falls 
und wenn sich die Frage stellt: „Gibt es eine 
Notwendigkeit der Bundesanwaltschaft we-
gen zum Beispiel eines politischen Hinter-
grundes einer Straftat oder gar einer Straf-
tatenserie?“, also wenn sich die Frage stellt, 
dass das entschieden wird nach Rückspra-
che mit den bis dato ermittelnden Instanzen. 
Das scheint aber nicht die Praxis zu sein. Ich 
zitiere mal aus dem Gutachten: 

Bei nicht evident als Staats-
schutzdelikte[n] zu erkennenden 
Straftaten, 

 

 

- das ist Seite 23 - 

die aber möglicherweise … in die 
Verfolgungszuständigkeit des Ge-
neralbundesanwalts fallen können, 
werden zur Zuständigkeitsprüfung 
sog. ARP-Vorgänge angelegt.  

Das haben Sie gemacht im Jahre 2006 
mit Blick auf die sogenannte Ceska-Mord-
serie. Ist das richtig? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. Also, ich 
habe es auch gemacht. Das hat das Referat 
gemacht. In jedem - - Jede Arbeitseinheit 
oder jeder Arbeitsbereich bei der Bundesan-
waltschaft besteht ja aus mehreren Perso-
nen. Referate werden von Bundesanwälten 
geleitet, und da sind dann meistens noch ein, 
zwei Oberstaatsanwälte beim BGH dabei, 
Staatsanwälte beim BGH und wissenschaftli-
che Mitarbeiter, und wenn es nicht Fälle sind, 
Dinge sind, wo man sagt: „Die sind weitge-
hend ohne Bedeutung“, dann wird so was 
immer im Team entschieden. So war es auch 
hier. Ich habe also eine Ablichtung dieses 
Vorgangs bekommen. Aber ich will nicht 
bestreiten, dass ich mit diesem Vorgang 
befasst war. Also, das ist in der Tat der Fall. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, das 
klären wir gleich. Ich wollte nur noch den 
Vorhalt zu Ende führen. Wir werden da si-
cherlich auch noch natürlich intensiver über 
die Frage hier miteinander sprechen, inwie-
weit Sie da an der Bewertung beteiligt gewe-
sen sind. 

Nur was mich wirklich überrascht hat, ist, 
dass die von Herrn Generalbundesanwalt 
Range beauftragte ehemalige Richterin dann 
Folgendes schreibt. Und sie hat sich eine 
ganze Reihe von Prüfvorgängen - - „ARP“ 
steht für? 

Zeuge Christian Ritscher: Weiß ich lei-
der nicht. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ach so. 

Zeuge Christian Ritscher: Allgemeines 
Prüfregister oder irgendwie so was. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Weiß 
das jemand?  

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Herr Christeleit muss es wissen! - 

Weitere Zurufe) 
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- Allgemeines Register Prüfung, oder wie? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, würde ich 
jetzt vermuten. Aber ich kann es Ihnen nicht 
definitiv sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na gut. 
Aber jedenfalls heißen diese Prüfvorgänge 
„ARP-Vorgänge“ oder wie auch immer. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Herr Christeleit weiß es!) 

- Herr Christeleit weiß es. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): Er 
muss es wissen!) 

StA Andreas Christeleit (BMJ): Ja. All-
gemeines Register Politisch. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Was? 

StA Andreas Christeleit (BMJ): Allge-
meines Register - AR - Politisch, ARP. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 
Also sozusagen Prüfvorgang, ob es Staats-
schutzrelevanz hat.  

Also, die Gutachterin schreibt Folgendes: 

Es fällt … bei Durchsicht der 
Prüfvorgänge auf, dass generell auf 
Länderebene Staatsanwaltschaften 
und Polizeibehörden von den 
Mitteilungs- und Übersendungs-
pflichten nur in sehr einge-
schränktem Maße Gebrauch ma-
chen.  

Und jetzt kommt es; das hat mich wirklich 
sehr erstaunt: 

Die überwiegende Anzahl der ARP-
Vorgänge wurde von dem 
Dezernenten der Bundesanwalt-
schaft aufgrund von Pressebe-
richten oder allgemeinen polizei-
lichen Meldungen in eigener Initia-
tive angelegt und fortgeführt. … 

Dann regt sie übrigens an, da müsste 
man sich mal unterhalten über eine gesetzli-
che Änderung. Sie schreibt nämlich: 

Zu erwägen wäre …, ob es nicht für 
eine effektive Aufklärung einer im 
Einzelfall möglichen Verfolgungs-
zuständigkeit des Generalbundes-
anwalts sinnvoll oder sogar geboten 
ist, eine solche …ermittlungs-
kompetenz zur Prüfung seiner Zu-
ständigkeit gesetzlich zu verankern.  

Also, ich habe das so verstanden, dass 
offenkundig im Bereich der Bundesanwalt-
schaft die eigene Zuständigkeit aufgrund 
eines möglichen politischen Hintergrunds 
einer Straftat so geprüft wird, dass man auf-
merksam Zeitung liest und sich dann selber 
fragt: Hm, da ist eine Staatsanwaltschaft in 
Nürnberg unterwegs und ermittelt. Vielleicht 
wären wir eigentlich selber zuständig. - Ja, 
also ich meine, ich habe nur gedacht, das 
würde irgendwie da anders vonstattengehen. 
Und genau so war es ja auch in dem Fall, an 
dem Sie beteiligt waren. Also, das heißt, in 
dem Bericht von Frau Professor Dr. Rissing-
van Saan - ich will das nur auszugsweise 
zitieren -: 

Am 21. August 2006 

- also 2006, sechs Jahre nach dem ersten 
Mord in der Serie - 

legte die Bundesanwaltschaft einen 
Prüfvorgang aufgrund mehrerer 
Medienberichte zu der Mordserie an 
acht türkischen und einem grie-
chischen Staatsangehörigen an, die 
in der Bundesrepublik Deutschland 
zwischen September 2000 und April 
2006 jeweils mit einer Pistole 
„Ceska Typ 83“ ermordet wurden.  

Es ist übrigens sachlich falsch. Das waren 
sechs türkische, ein griechischer Staatsan-
gehöriger, und es waren zwei deutsche 
Staatsangehörige. Also, zwei der ursprüng-
lich acht türkischen Staatsangehörigen ha-
ben die deutsche Staatsbürgerschaft ja ge-
habt, als sie umgebracht worden sind. Das 
haben Sie übrigens auch nicht berücksichtigt 
bei Ihrem Prüfvorgang. Da heißt die Datei, 
unter der das im Rechner gespeichert wor-
den ist, „Tötung von acht Türken und einem 
Griechen.doc“.  

Also, jedenfalls stellt die Gutachterin im 
Auftrag von Herrn Range fest, dass am 
21. August 2006, sechs Jahre nach dem 
ersten Mord, ein Prüfvorgang angelegt wor-
den ist auf der Grundlage von Medienbe-
richten. Wir finden da in den Unterlagen vier 
Presseartikel, einen davon aus Bild-Zeitung. 

Und dann heißt es in dem Evaluierungs-
bericht: 

Am 24. August 2006 wurden die im 
Internet vom Bundeskriminalamt zur 
Verfügung gestellten Informationen 
zu der Mordserie erhoben.  

Das heißt also - ich verstehe das jetzt mal 
folgendermaßen; Herr Ritscher; wenn ich das  
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falsch sehe, sagen Sie mir das bitte -: Sie 
oder ein Vorgesetzter ist irgendwann im 
Jahre 2006 darauf aufmerksam geworden, 
dass seit dem Jahr 2000 Menschen mit ei-
nem, ich sage mal, familienbiografisch aus-
ländischen Hintergrund mit ein und derselben 
Waffe ermordet worden sind. Dann legen Sie 
einen Prüfvorgang an, also nach dem neun-
ten Mord, und die Grundlage der Prüfung 
sind vier Artikel aus den Printmedien plus die 
Sichtung dessen, was das Bundeskriminal-
amt auf seine Internetseite gestellt hat, be-
zogen auf die Mordserie. Ist das richtig? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, so sieht 
es aus, ja, wenn ich mir den Vorgang so 
ansehe. Das ist richtig, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
das heißt, man hat nicht zum Hörer gegriffen 
oder sich an den Rechner gesetzt und eine 
E-Mail geschickt an die BAO „Bosporus“ und 
hat gesagt: Das ist uns irgendwie hier auf-
gefallen aufgrund der Medienberichterstat-
tung. Was ist denn da der Hintergrund? Was 
sind eure Überlegungen? Was sind eure 
Vermutungen? Teilt uns doch mal ein paar 
interne Sachen mit, damit wir prüfen können, 
ob wir als BGH vielleicht selber zuständig 
sein könnten. - Das ist nicht passiert? 

Zeuge Christian Ritscher: Offensichtlich 
nicht, nein.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, das 
ergibt sich aus den Akten, dass das nicht 
passiert ist. Also, den Vorgang selber, den 
finden wir in MAT A GBA-3/0004. Ich weiß 
nicht, ob - - Der müsste Ihnen bekannt sein. 
Haben Sie das gesehen im Vorfeld der Vor-
bereitung auf die heute Sitzung? 

(Dr. Eva Högl (SPD): Was ist das?) 

Zeuge Christian Ritscher: Ich habe ein 
Doppel dieses ARP-Vorgangs, ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. 
Also, auf dem Deckblatt steht „Der General-
bundesanwalt beim Bundesgerichtshof“, 
Verfasser Oberstaatsanwalt Ritscher und ein 
Staatsanwalt Gröschel. „Betrifft: Tötung von 
acht Personen türkischer und einer Person 
griechischer Nationalität“ - also, wie gesagt, 
wir wissen, es waren sechs Türken, ein Grie-
che und zwei deutsche Staatsbürger - „durch 
einen unbekannten Täter im Zeitraum Sep- 
 

tember 2000 bis April 2006“. Das sind, ja, 
acht Seiten. Das gliedert sich: Arbeitshypo-
these der Kriminalpolizei, der Presse ent-
nommen und dem Internetauftritt des BKA, 
Frage der Zuständigkeit des Generalbundes-
anwalts, und dann kommen da Wertungen, 
die mir irgendwie relativ unverständlich vor-
kommen. Also, kurz vor dem Ergebnis, wo es 
dann auf der achten Seite heißt:  

Eine Verfolgungszuständigkeit des 
Generalbundesanwalts … besteht 
… nicht. Auch wenn aufgrund der 
Nationalität der Tatopfer ein Staats-
schutzbezug möglich erscheint, ist 
doch in einer Gesamtschau aller 
Umstände bei derzeitiger Sachlage 
davon auszugehen, dass die Taten 
Ausdruck eines persönlichen 
Rachefeldzugs sind, nicht aber den 
Bestand des Staates, die Hand-
lungsfähigkeit seiner Institutionen 
oder die Grundprinzipien im Um-
gang der Menschen und sozialen 
Gruppen untereinander in Frage 
stehen sollen. Eine rechtsextre-
mistische Zielsetzung des Täters 

- „des Täters“ heißt es auch - 

als tragendes Motiv seiner Taten ist 
nicht feststellbar.  

Auf der Vorseite heißt es: 

Nach den bisherigen Erkenntnissen 
führt der Täter … einen privaten 
Rachefeldzug.  

Wo kommt denn das her? Also, das habe 
ich in den Polizeiakten nie gefunden als 
These, privater Rachefeldzug. Stand das so 
in der Bild-Zeitung, oder wie sind Sie dazu 
gekommen, das so einzuordnen? 

Zeuge Christian Ritscher: Ich darf das 
kurz ausführen, Herr Vorsitzender. Also, es 
war in diesem Vorgang offensichtlich so - 
vieles vollziehe ich selbst aus den Akten 
nach; mir ist das jetzt nicht mehr alles im 
Einzelnen präsent -, dass innerhalb des Re-
ferats überlegt wurde, in der Tat überlegt 
wurde, sich dieser Mordserie zuzuwenden. 
Eine Vorlage vonseiten einer anderen 
Staatsanwaltschaft oder einer Polizeibehörde 
an den Generalbundesanwalt hat zu diesem 
Zeitpunkt offenkundig nie stattgefunden, 
jedenfalls nicht, was diese Serie anbelangt.  

Das Referat, in dem ich damals tätig war, 
ist dann dazu übergegangen und hat sich 
Pressemeldungen vorgenommen, die in die-
ser Zeit offensichtlich in rascher Folge er- 
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schienen sind, 06.08. Süddeutsche, 
07.08.

1
 Spiegel, Die Welt haben wir noch, 

dann haben wir Bild-Zeitung, und dann 
kommt der Ausdruck der Website des Bun-
deskriminalamts. Auf Aktenseite 7 oben im 
Eck findet sich ein Vermerk, ein handschriftli-
cher: „Herrn StA Gröschel“ mit der Bitte um 
Kenntnisnahme und Rücksprache, abgekürzt 
„m. d. Bitte um K. und R.“, 08.08., gezeichnet 
vom damaligen Referatsleiter, und dann ist 
Herr Gröschel und bin ich - - sind dann daran 
gegangen, das mal anhand der bestehenden 
Rechtslage, also der Gesetze, insbesondere 
§ 120 Abs. 2 des Gerichtsverfassungsge-
setzes und der daraus entwickelten oder da-
zu entwickelten Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs, durchzuprüfen. Das ist dann 
schulmäßig durchgeprüft worden hier. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Schul-
mäßig? 

Zeuge Christian Ritscher: Was diese 
Verfolgungszuständigkeit unter Ziffer II von 
Ziffer IV

2
 des Vermerks anbelangt: Das ist - - 

stellt im Prinzip die Rechtslage dar, unter 
welchen Voraussetzungen der Generalbun-
desanwalt rechtsextremistische Taten von 
sogenannten Einzeltätern, also wo jetzt nicht 
eine terroristische Vereinigung - - kein Ver-
dacht besteht, dass eine terroristische Verei-
nigung im Hintergrund steht, wann dann der 
Generalbundesanwalt, unter welchen Vo-
raussetzungen der Generalbundesanwalt 
dafür zuständig ist, und dann wird die ganze 
Sache - - wird das auf das angewandt, was 
auf die Täter - den Täter, die Täter - dieser 
Mordserie bekannt war. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Ritscher, ich weiß ja nicht, was bei Ihnen 
„schulmäßig“ heißt, aber nach meiner Le-
benserfahrung muss man spätestens im 
Abitur eine Arbeit schreiben, wo es nicht 
ausreicht, sich auf Sekundärliteratur zu be-
ziehen, sondern wo man Primärquellen ver-
wenden muss. 

Zeuge Christian Ritscher: Nein, mit 
„schulmäßig“ meine ich zunächst mal die 
Darstellung der Rechtslage, abstrakt vom 
Fall, also nicht jetzt - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja. - 
Also, wir finden in den Akten - Frau Högl hat 
gleich noch eine Zwischenfrage, aber kurz  

                                                      
1
 Korrektur des Zeugen (siehe Anlage) 

2
 siehe Anmerkungen des Zeugen (Anlage) 

vorab - ein Schreiben von Bundesanwalt 
Dr. Diemer an Herrn Griesbaum von der 
Bundesanwaltschaft. Das bezieht sich auf 
eine parlamentarische Anfrage. Das ist aus 
dem Jahre 2011, also 31. März 2011, ein 
gutes halbes Jahr vor dem Auffliegen der 
Terrorzelle. Und da bestätigt Herr Diemer 
den Eindruck, den wir auch gewonnen ha-
ben. Herr Diemer schreibt in dieser E-Mail 
vom 31.03. an Herrn Griesbaum: 

Der Generalbundesanwalt hat 2006 
zunächst aufgrund von 
Presseberichten im Zusammen-
hang mit den angesprochenen 
Morden geprüft, ob es sich um in 
seine Zuständigkeit fallende 
Straftaten handelt.  

Jetzt frage ich mal einfach, Herr Ritscher: 
Ist das wirklich der Regelfall, dass Sie sozu-
sagen sich morgens auf dem Weg zum Büro 
die Zeitung kaufen und dann erst mal eine 
halbe Stunde gucken, ob da irgendwas drin-
steht über Straftaten, die in Ihre Zuständig-
keit fallen könnten, und wenn Sie den Ein-
druck haben: „Hm, vielleicht ist das unsere 
Zuständigkeit“, dann kaufen Sie noch zwei, 
drei Zeitungen mehr und prüfen auf dieser 
Grundlage, ob es sich um ein Staatsschutz-
delikt handelt, sprechen aber nicht mit den 
Instanzen - Polizei, Staatsanwaltschaft -, die 
bisher diese Verfahren bearbeiten? Ist das 
so? Ist das professionell? 

Zeuge Christian Ritscher: Herr Vorsit-
zender, das ist schwer zu beantworten. Die 
Frage ist berechtigt, aber sie ist schwer zu 
beantworten. Es ist in der Tat so, dass ARP-
Vorgänge, wie Frau Professor Rissing-van 
Saan schon festgestellt hat, nicht selten auf-
grund von Pressemeldungen angelegt wer-
den; denn die Staatsanwaltschaften der Län-
der haben meiner Erfahrung nach - und das 
gilt nicht nur für Rechtsterrorismus - nicht 
immer die Neigung, sofort beim Generalbun-
desanwalt aufzuschlagen, um Sachverhalte 
zur Prüfung, ob die möglicherweise in die 
Bundeszuständigkeit fallen, zuzuschicken. 
Also, wie gesagt, in diesem Falle war es 
tatsächlich so, dass die Pressemeldungen 
der Anlass dafür waren - für uns waren -, zu 
sagen: Da gucken wir jetzt mal hin. Worum 
geht es da eigentlich?  

Dann wurde das durchgelesen, und der 
Erkenntnisstand, der hier drinsteht - also 
jedenfalls in den Pressemeldungen -, die 
sind ja - wenn ich mal von der Bild-Zeitung  
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absehe - jetzt auch nicht ganz kurz - das in 
der Süddeutschen Zeitung sind doch immer-
hin hier die ersten sechs Seiten -, war so, 
dass wir, jedenfalls aus der damaligen Sicht, 
zu dem Ergebnis gekommen waren, dass 
hier keine belastbaren tatsächlichen Anhalts-
punkte dafür da sind, dass es sich um Taten 
handeln könnte, die einen Staatsschutzhin-
tergrund haben. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Ritscher, mal abgesehen davon, dass es nie 
die Arbeitshypothese gab „privater Rache-
feldzug“ - die gab es einfach nicht -, also, Ihr 
Befund ist einfach nicht - - Ich weiß nicht, in 
welcher Medienpublikation das so geschrie-
ben war, auf die Sie sich dann bezogen ha-
ben; jedenfalls ist das nicht O-Ton Polizei. 
Abgesehen davon wissen wir aufgrund der 
Tätigkeit in diesem Ausschuss, dass die sehr 
wohl entwickelte These „Es könnte auch 
einen rechtsextremen Hintergrund geben“ 
bewusst öffentlich nicht zur Sprache ge-
bracht worden ist von den ermittelnden Be-
hörden.  

Ich meine, Herr Ritscher, Sie schreiben 
immerhin acht Seiten, schulmäßig, nehmen 
dort Bewertungen vor: „Nach den bisherigen 
Erkenntnissen führt der Täter … einen pri-
vaten Rachefeldzug.“ Zuständigkeit für uns 
ist nicht gegeben. „Anliegende Presse-
berichte und diese Verfügung zur Handakte 
nehmen.“ 

Dann finden wir ganz hinten ein Blatt. Der 
Vorgang wurde alle sechs Monate wieder 
vorgelegt, ohne dass man was gemacht hat, 
also Wiedervorlage 1. März 2007. Dann 
wurde vermerkt: in sechs Monaten noch mal 
vorlegen. - Am 3. September war das dann. 
Und dann wurde vermerkt: in sechs Monaten 
noch mal vorlegen. - Das war dann am 
3. März 2008. Und dann findet sich ein Ver-
merk, handschriftlich:  

Herr EKHK Brockmöller 

- das wird wahrscheinlich jemand sein aus 
dem Bereich der BAO „Bosporus“, vermute 
ich mal -  

teilte auf ... Anfrage mit, dass sich 
ein politisch motivierter Hintergrund 
nicht hat verifizieren lassen.  

Das ist versehen mit einem Kürzel und dem 
Datum 19.03.2008. 

Ich habe den Eindruck, dass vor dem 
19.03.2008 zu keinem Zeitpunkt bei der er-
mittelnden Instanz, was die Ceska-Mordserie  
 

betrifft, mal nachgefragt worden ist, wie das 
seitens dieser Einrichtung bewertet wird mit 
der Mordserie. Kann das wirklich sein, dass 
sozusagen Sie sich die ganze Zeit darauf 
beschränkt haben, vier Zeitungsartikel gele-
sen zu haben und auf der Internetseite des 
Bundeskriminalamts geschaut zu haben, was 
da zu dem Vorgang steht, und das ist dann 
die Grundlage für die Prüfung und auch die 
Grundlage dafür, zu dem Schluss zu kom-
men, man ist nicht zuständig? 

Zeuge Christian Ritscher: Was nach 
dem 25.08. mit diesem Vorgang passiert ist, 
dazu kann ich nicht mehr viel sagen. Sie 
sehen ja auf der Folgeseite, aus der Sie 
eben zitiert haben: Die beginnt am 1. März 
2007. Da war ich bereits nicht mehr Mitglied 
des Referats, und wie es mit diesem Vor-
gang sozusagen ab Seite 27 weitergeht, 
kann ich aus eigener Anschauung - - da kann 
ich nichts dazu sagen. Damit war ich nicht 
mehr befasst. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay, 
aber Sie waren ja Mitverfasser, oder? 

Zeuge Christian Ritscher: Herr Brock-
möller übrigens, wenn ich das richtig sehe 
und wenn ich das noch richtig in Erinnerung 
habe, ist ein Mitarbeiter des Bundeskrimi-
nalamts. Den Namen habe ich noch in Erin-
nerung aus der damaligen Zeit. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: BKA, 
ja? Okay. 

Zeuge Christian Ritscher: Ansonsten - - 
Also, wie gesagt - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wer 
hat denn die Prüfung veranlasst, Herr Rit-
scher? Wie ist es denn dazu gekommen, 
dass man diese Prüfung eingeleitet hat, also, 
wie auch immer unzureichend sie dann 
vonstattengegangen ist? Aber wer war der 
Impulsgeber? 

Zeuge Christian Ritscher: Das kann ich 
Ihnen nicht mehr sagen. Ich weiß nur noch, 
dass wir im Referat diskutiert hatten, Bun-
desanwalt Steudl als Referatsleiter, der Herr 
Gröschel war sicherlich dabei, ich war dabei. 
Wer sonst noch dabei war, weiß ich nicht 
mehr. Ich weiß nicht, ob der Herr 
Dr. Schultheis noch mit dabei war oder nicht.  
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Wir haben darüber uns unterhalten, dass wir 
mal einen Vorgang anlegen und mal prüfen, 
ob das hier, also diese Taten, in die Zustän-
digkeit des Generalbundesanwalts fallen 
könnten. Wie gesagt, hier, auf Seite 7 oben, 
steht ja dann auch: „Herrn StA Gröschel m. 
d. Bitte um K. und R.“, und unterschrieben ist 
es von Herrn Steudl. Möglicherweise war er 
der Impulsgeber; ich weiß es nicht mehr. 

Ich meine mich noch erinnern zu können, 
dass wir mal beieinandergesessen sind und 
darüber gesprochen haben. Wir haben natür-
lich auch diese Verfügung vom 21. August 
2006 diskutiert und auch inhaltlich bespro-
chen. Sie sehen es ja: Auf Seite 27 ist es 
dann vom Referatsleiter gezeichnet, es ist 
vom Abteilungsleiter gezeichnet und gebilligt 
worden, und unterschrieben ist es im Übrigen 
dann auch noch in Vertretung. Ich habe den 
nicht unterschrieben, sondern Herr Steudl 
hat es unterschrieben.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja. 
Nein, das ist alles - auch mit Wiedervorla-
gen - also sehr sauber geführt. Es haben alle 
auch zur Kenntnis genommen. Nur, ich frage 
mich einfach, wie das zustande gekommen 
ist. Wie muss ich mir das denn vorstellen? 
Also, man kommt da montags zu einer Be-
sprechung zusammen, und dann sagt ein 
Kollege von Ihnen: Du, ich habe gestern in 
der Tagesschau so einen Bericht gesehen. 
Vielleicht ist das ein Straffall, dessen wir uns 
annehmen sollten. - Dann besorgt einer noch 
vier Medienberichte dazu aus dem Printbe-
reich. Dann wird da ein achtseitiger Vermerk 
geschrieben, und dann kommt man zu dem 
Schluss: Wir sind nicht zuständig. 

Ich will nur - - Herr Ritscher, Sie sind ja 
nun - - Ich bin ja gar nicht mal Jurist; aber ich 
gehe doch mal davon aus, dass das eigent-
lich eine Selbstverständlichkeit sein müsste, 
wenn Sie sich für die Bundesanwaltschaft ein 
Bild machen wollen, ob es vor dem Hinter-
grund eines möglichen Staatsschutzhinter-
grundes eine originäre Zuständigkeit Ihres 
eigenen Hauses gibt, dass Sie versuchen, 
sich da ein umfassendes Bild zu machen. Es 
kann doch nicht sein, dass Sie sich darauf 
beschränken, Medienberichte zur Kenntnis 
zu nehmen und auf die Internetseite des BKA 
zu gehen. 

Zeuge Christian Ritscher: Das tun wir 
normalerweise auch nicht; das darf ich Ihnen 
versichern. 

 

In diesem Falle war es zumindest bis zu 
dem Zeitpunkt dieser Verfügung so, also, 
jedenfalls ist mir nichts anderes in Erinne-
rung. Ich weiß nicht, ob sich Herr Gröschel 
oder Herr Steudl mit dem BKA in Verbindung 
gesetzt hatten. Das ist mir nicht bekannt. 

Normalerweise ist die Vorgehensweise 
eine andere. Normalerweise fahren wir dann 
auch beispielsweise insbesondere zu den 
Tatorten. Das tun wir immer dann, wenn sich 
Anhaltspunkte dafür ergeben, tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür ergeben, dass jetzt im 
konkreten Fall rechtsterroristische Hinter-
gründe einer Tat existieren. Also, ich bin in 
meiner Zeit in diesem Referat an etlichen 
Tatorten gewesen, sei es in Pömmelte, sei 
es in Rostock-Lichtenhagen oder an ähnli-
chen Tatorten bei ähnlichen Taten. In diesem 
Fall haben - jedenfalls nach unserem dama-
ligen Dafürhalten - leider die Medienbericht-
erstattung und das, was das BKA auf seiner 
Internetseite veröffentlicht hat, nicht so aus-
gesehen, dass wir irgendeinen Anfasser 
dafür gehabt hätten, zu sagen: Das könnte 
ein Staatsschutzdelikt sein, das in die Zu-
ständigkeit des Generalbundesanwalts fällt. - 
Ich bedaure das auch. Heutzutage würde ich 
das sicherlich anders machen. Aber damals 
haben uns die Informationen, die wir hatten, 
nicht den Eindruck vermittelt, dass wir hier 
irgendeinen Anfasser dafür haben, dass das 
in die Zuständigkeit das GBA fallen könnte. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
nur - - 

Zeuge Christian Ritscher: Ich kann es 
Ihnen leider nicht anders sagen, Herr Vorsit-
zender.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, das 
macht einfach nur - - 

Zeuge Christian Ritscher: Ich würde es 
heute natürlich anders machen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich will 
den Begriff „fassungslos“ ja gar nicht benut-
zen. Es macht aber mindestens stutzig, dass 
sozusagen - - Sie prüfen im Jahre 2006, 
nachdem der erste Mord, der Ceska-Mord, 
im Jahre 2000 war - - Sie prüfen vor dem 
Hintergrund, dass neun Menschen umge-
bracht worden sind, „hingerichtet“ kann man 
ja vielleicht sogar sagen, mit einem griechi-
schen, mit einem türkischen Hintergrund.  
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Dann prüfen Sie eine Zuständigkeit Ihrer 
Behörde, und da beschränken Sie sich auf 
Medienberichte und auf das Sichten der öf-
fentlichen Seite des BKA, und das ist die 
Grundlage für die Entscheidung: Es gibt kei-
nen Staatsschutzhintergrund. 

Wir beginnen mit der ersten Berliner 
Runde. Das Fragerecht hat zunächst die 
Unionsfraktion. Das Wort hat der Kollege 
Stracke. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Herr Rit-
scher, wenn man sich mal diese Verfügung 
anschaut, die wir jetzt gerade eben bespro-
chen haben, da steht ja dann unten „im Auf-
trag Ritscher“ und dann „Gröschel“. Das 
hatten wir ja gerade eben besprochen, unter 
Ziffer 8. Und dann geht es hoch an den Herrn 
Referatsleiter und an den Abteilungsleiter. 
Wie läuft denn eigentlich die Verfügungspra-
xis? Wer entscheidet denn abschließend 
über den Prüfvorgang, ob der jetzt abgelegt 
wird, wie bei Ihnen das der Fall ist? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, kurz 
noch mal eins zur Erläuterung - das habe ich 
auch jetzt erst wieder der Akte entnommen -: 
Also, hier steht zwar „Ritscher“ und 
„Gröschel“, aber unterschrieben habe ich es 
gar nicht. Das hat auch der Herr Steudl 
schon unterschrieben, der dann auch unter 
Ziffer 5 noch gezeichnet hat, vermutlich weil 
ich zum Zeitpunkt der Fertigstellung dieses 
Vermerks in Urlaub war. 

Die Entscheidungspraxis ist die, wie Sie 
es hier in diesem Fall sehen: Unterschreiben 
tun es die Verfasser. Es läuft dann auf den 
Referatsleiter zu - in diesem Fall Bundesan-
walt Steudl - mit der Bitte um Kenntnisnahme 
und Billigung, was der getan hat, wobei - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wobei der 
Steudl hat jetzt zweimal unterschrieben, 
oder? 

Zeuge Christian Ritscher: Der hat hier 
in diesem Falle zweimal unterschrieben.  

Stephan Stracke (CDU/CSU): Einmal in 
Vertretung von Ihnen und dann als Refe-
ratsleiter. 

Zeuge Christian Ritscher: Ganz genau. 
Wobei dieser Vermerk letztendlich schon in 
seinem Werdegang - das habe ich zwar nicht 
mehr vor Augen; aber ich meine mich erin- 
 

nern zu können; ich kann es jetzt nicht mehr 
hundertprozentig sagen - - den Vermerk in 
seinem Werdegang bereits im Referat, also 
auch mit Herrn Steudl, schon diskutiert ha-
ben. Also, das war dann sozusagen nichts, 
was ihn überrascht hat. Deshalb hat er es 
dann auch „i. V.“ unterschreiben können. 
Aber, wie gesagt, das kann ich nicht mehr 
hundertprozentig sagen, wie das im Einzel-
nen lief.  

Der Abteilungsleiter, der das dann auch 
zur Kenntnisnahme und Billigung zugeleitet 
bekommen hat, hat den Gesamtvorgang 
dann, also bis einschließlich Seite 27, nach 
Unterschrift und Zeichnung durch den Refe-
ratsleiter, Unterschrift durch die Verfasser 
und Zeichnung durch den Referatsleiter, 
zugeleitet bekommen, offensichtlich am sel-
ben Tag, 25.08. Und dann heißt es „Wieder-
vorlage“. Wie es dann wiedervorgelegt wor-
den ist, kann ich Ihnen nicht mehr sagen. 
Also, auf Seite 28 würde ich mal vermuten 
jetzt durch einen Unterschriftenvergleich, die 
erste Unterschrift vom 29.08. ist von Herrn 
Gröschel. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wer trägt 
denn eigentlich die Hauptverantwortung? Ist 
das insbesondere das Referat und damit der 
Referatsleiter, oder wie muss man sich das 
vorstellen? 

Zeuge Christian Ritscher: Die Haupt-
verantwortung? Also, die Hauptverantwor-
tung trägt der Generalbundesanwalt. Das ist 
eine hierarchische Behörde, und alles wird 
im Auftrag unterschrieben, nämlich im Auf-
trag des Generalbundesanwalts oder in die-
sem Fall der Generalbundesanwältin. Ge-
zeichnet ist es jedenfalls bis einschließlich 
Abteilungsleiter, der dann natürlich die Sache 
billigt, weil er es hier ja auch zur Billigung 
bekommen hatte. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Also, be-
sprochen wird es vor allem im Referat, oder? 
Zumindest von der Praxis her. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, im Refe-
rat, ja. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wenn 
man sich den Herrn Steudl ansieht als Refe-
ratsleiter III 5 - - An den erinnere ich mich 
noch, jedenfalls vom Namen her, von einem 
Sachzusammenhang, und zwar den Prüfvor- 
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gang 98, die „Jenaer Bombenbastler“, und 
zwar: Als 98 ja hier das Trio abgetaucht ist, 
wurden ja entsprechende Sprengstoffe ge-
funden in der Garage, und daraufhin wurde 
meiner Kenntnis nach ja auch ein entspre-
chender Prüfvorgang angelegt beim GBA, 
um zu sehen, ob das eine terroristische Ver-
einigung ist. Ist Ihnen das bekannt? 

Zeuge Christian Ritscher: Im Nachgang 
ist es mir bekannt geworden, aber damals 
war es mir nicht bekannt. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Haben Sie 
Kenntnis davon, ob der Herr Steudl, den wir 
jetzt hierhaben, namensgleich, also, sprich: 
identisch, ist zu dem, der damals diesen 
Prüfvorgang bearbeitet hat? Der hieß näm-
lich auch Steudl. 

Zeuge Christian Ritscher: Da kann ich 
nur eine Vermutung aussprechen. Ich ver-
mute, ja, weil wir keinen anderen Steudl in 
den 20 Jahren in der Behörde hatten, oder in 
den letzten 30. Wenn wir überhaupt je einen 
anderen Herrn Steudl in der Behörde hatten. 
Aber, wie gesagt, ich - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Okay. 
Also, Sie können es jedenfalls nicht aus-
schließen. Denn auch damals ergab die 
Prüfung des GBA, dass es hier keine terro-
ristische Vereinigung gegeben hat nach Aus-
sicht und beides Mal unter Umständen der 
gleiche Steudl hier aktiv wurde. 

Zeuge Christian Ritscher: Es ist denk-
bar, ja. Also, wie gesagt, ich kann Ihnen das 
jetzt nicht positiv bestätigen. Ich muss vor-
sichtig sein mit meinen Aussagen; aber ich 
gehe davon aus. Also, es gibt keinen ande-
ren Steudl bei uns in der Behörde.  

Stephan Stracke (CDU/CSU): Könnten 
Sie mir mal sagen, welche Folgewirkung es 
denn hat - gerade was Verjährungsfristen 
beispielsweise betrifft -, wenn der GBA sagt: 
„Das ist keine terroristische Vereinigung“? 
Was hat denn das für Folgewirkungen? 

Zeuge Christian Ritscher: Gar keine. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Gar 
keine? 

 

Zeuge Christian Ritscher: Nein, weil es 
geht ja - - Es ist ja nicht so, dass etwa hier 
kein Ermittlungsverfahren geführt wird. Die 
Ermittlungsverfahren - - Es geht ja hier nur 
um die Kompetenzverteilung zwischen Land 
und Bund. Die Verjährung wird ja unterbro-
chen durch laufende Ermittlungsverfahren. 
Also, jedenfalls in diesem konkreten Fall 
liefen ja Ermittlungen, also, jetzt jeweils zu 
jeder einzelnen Tat liefen ja Ermittlungsver-
fahren, und deshalb hat dieser Prüfvorgang 
ja auch nicht etwa zur Folge, dass nicht nicht 
ermittelt wurde. Es ging ja nur um die 
Frage - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Nein, mir 
geht es ja darum, nicht dass nicht ermittelt 
wurde, sondern die Frage ist: Wenn Sie als 
GBA eine Zuständigkeit für sich bejahen, 
dann hat doch das auch Folgewirkungen 
beispielsweise auf Verjährungsfristen eben, 
wenn es eine terroristische Vereinigung ist. 

Zeuge Christian Ritscher: Da muss ich 
mal intensiv nachdenken. Also, es hat Fol-
gewirkungen für Verjährungen, wenn wir ein 
Ermittlungsverfahren wegen Mitgliedschaft in 
einer terroristischen Vereinigung einleiten 
und dann Unterbrechungshandlungen vor-
nehmen innerhalb dieses Ermittlungsverfah-
rens. Aber wenn wir ein Verfahren, das be-
reits läuft, übernehmen, also insbesondere 
wenn es um Mord geht, hat es keine, weil 
Mord verjährt ja sowieso nicht, also - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Aber hier 
geht es ja spezifisch um die Sprengstoffde-
likte, die unter Umständen im Raum stehen, 
98. 

Zeuge Christian Ritscher: Ach so, Sie 
meinen damals, 98? 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ja.  

Zeuge Christian Ritscher: Nehmen Sie 
es mir nicht übel: Das kann ich Ihnen jetzt 
aus dem Stand nicht beantworten, weil ich 
mit diesem Vorgang wirklich nicht vertraut 
bin. Also, diese Jenaer Sprengstofffunde, 
das entnehme ich der Presse. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Herr 
Christeleit, können Sie uns da ein Stück weit 
aufklären? 
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StA Andreas Christeleit (BMJ): Nur in-
soweit, dass die Verjährung an materiellem 
Recht sich orientiert und nicht an der jeweili-
gen Verfolgungszuständigkeit. Es kommt 
also auf den zugrunde liegenden Straftatbe-
stand an. 

Zeuge Christian Ritscher: Und dann 
gegebenenfalls eben Unterbrechungshand-
lungen durch die Strafverfolgungsbehörden, 
also Vernehmungen, Haftbefehle etc. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Okay. - 
Sie hatten vorher erwähnt gehabt, dass die 
Vorlagepraxis eigentlich der Länder doch 
etwas zurückhaltend sei. Worauf beruht denn 
diese Zurückhaltung Ihrer Einschätzung 
nach? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, Herr 
Abgeordneter, da kann ich eigentlich nur 
spekulieren. Sagen wir mal so: Ich kann ei-
nes beispielsweise aus meiner Erfahrung 
berichten, nämlich dass in dem von mir ein-
gangs erwähnten Ermittlungsverfahren we-
gen der schweren Körperverletzung zunächst 
mal - zwischenzeitlich auch wegen versuch-
ten Mordes geführt - zum Nachteil des äthio-
pischen Staatsangehörigen in Potsdam - - 
schlugen die Wellen hoch, auch vonseiten 
des Landes - so habe ich es jedenfalls emp-
funden -, weil - so auch wiederum meine 
Empfindungen - auf diese Weise natürlich ein 
Land immer in den Ruch kommt, dass es ein 
rechtsterroristisches Problem hat, dass also 
rechte Umtriebe dazu stattfinden. Das ist 
jedenfalls meine Empfindung, aber, wie ge-
sagt, da kann ich - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Okay. 
Dann nähern wir uns der Fragestellung an-
ders an: Was haben Sie denn oder der GBA 
insgesamt unternommen, um die Vorlage-
praxis der Länder zu verbessern? 

Zeuge Christian Ritscher: Wir sind im-
mer wieder hingefahren. Das kann ich jetzt 
nicht aus eigener Anschauung sagen, weil 
das dann in der Zeit nach mir, nach meinem 
Ausscheiden aus dem Referat, lief. Also, da 
wurden gezielte Besuche - aber das müssen 
Ihnen dann die späteren Mitglieder des Refe-
rats vielleicht erzählen - unternommen. Das 
habe ich jetzt aber wirklich nur so unter Kol-
legen erfahren. Aber, wie gesagt, ich war 
auch während meiner Zeit im Referat immer  
 

wieder in den - - bei verschiedenen Staats-
anwaltschaften, je nachdem, wo sich irgend-
welche Taten ereignet hatten, die wir häufig 
genug, Herr Vorsitzender, aus der Presse 
erst erfahren hatten, und bin hingefahren und 
habe gesagt: Wie sieht es denn aus? Wir 
würden gerne mal prüfen, ob das vielleicht 
was für uns sein könnte. - Sagen wir mal so: 
Man hat uns das nicht immer in die Arme 
geworfen. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): In dem 
Fall sind Sie eigentlich hingefahren? 

Zeuge Christian Ritscher: In diesem 
hier? 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ja. 

Zeuge Christian Ritscher: Also, in der 
Zeit bis zu dem Vermerk nicht, nein. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Okay. Und 
danach? Auch nicht? Wissen Sie nicht, weil 
Sie nicht mehr zuständig waren. 

Zeuge Christian Ritscher: Also, ich je-
denfalls nicht, und nach 2006 kann ich es 
Ihnen nicht sagen. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Aufgrund 
dieser so, wie Sie es beschreiben, zurück-
haltenden Vorlagepraxis - die geringe Nei-
gung hatten Sie vorher erwähnt gehabt -, so 
ziehe ich dann den Schluss daraus, ist dann 
der GBA oftmals eigeninitiativ tätig gewor-
den, was ja jetzt auch nicht grundsätzlich mal 
zu kritisieren ist. 

Mich würde mal interessieren: Diese 
ARP-Verfahren, die Sie anlegen: - 

Zeuge Christian Ritscher: Vorwiegend, 
ja. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): - Wie viele 
werden denn da im Durchschnitt eigentlich 
im Jahr geführt? Haben Sie da eine - - 

Zeuge Christian Ritscher: Das kann ich 
Ihnen nicht sagen. Das ist - - Tut mir leid. Es 
ist auch von Referat zu Referat verschieden. 
Also, in meinem jetzigen Bereich machen wir 
relativ viele, aber das hat relativ wenig damit 
zu tun. Wir hatten damals nach meiner Erin-
nerung auch nicht gerade wenige, weil wir 
eben - - 
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Stephan Stracke (CDU/CSU): Was heißt 
„wenige“? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, „we-
nige“ hieße, fünf im Jahr. Das waren aber 
sicherlich mehr. Weil wir - - Also, wir haben 
beispielsweise bei Brandanschlägen auf 
Moscheen oder anderen Taten, bei denen 
ein rechtsextremer Hintergrund irgendwo 
manifest war und wo man dann vor allem 
auch häufig genug im Zusammenhang schon 
wieder Leute, gleich Leute festgenommen 
hat, da haben wir regelmäßig ARP-Vorgänge 
angelegt. Oder wenn - was leider auch vor-
kam und immer noch vorkommt, leider - Per-
sonen ausländischer Herkunft oder ausländi-
schen Ansehens auch nur von Mitgliedern 
der rechtsextremen Szene zusammenge-
schlagen wurden. In solchen Fällen haben 
wir immer ARP-Vorgänge angelegt. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Herr Rit-
scher, wenn Sie davon berichten, dass Sie 
ungefähr im Jahr fünf ARP-Verfahren ha-
ben - 

Zeuge Christian Ritscher: Nein, es wa-
ren mehr. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): - und ein 
Stück weit mehr, was ich Ihnen ja zugeste-
hen will -, wie viel muss ich denn da - damit 
ich es so ungefähr ins Verhältnis setzen 
kann - zum Linksextremismus beispielsweise 
zählen? Haben Sie da Erfahrungswerte? 

Zeuge Christian Ritscher: Da kann ich 
jetzt gar nichts dazu sagen. Nein, habe ich 
nicht.  

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wie viele 
von diesen Verfahren im rechtsextremisti-
schen Bereich, die Sie selber im Rahmen 
dieses ARP-Verfahrens gemacht haben, 
betreut haben, sind denn dann eigentlich 
auch mal zu einer Ermittlung oder zu einem 
Ermittlungsverfahren gekommen? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, ich 
meine das in Potsdam. Das war also min-
destens mal eins. Ich kann Ihnen aus dem 
Stand heraus nicht sagen, wie viele Verfah-
ren, Ermittlungsverfahren als ARP-Vorgänge 
eigentlich angefangen hatten. 

 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Weil wir 
haben in den Akten überhaupt nichts gefun-
den, dass da bei Ihnen überhaupt ein Verfah-
ren jemals zum Ermittlungsverfahren ge-
kommen wäre. 

Zeuge Christian Ritscher: Ich schließe 
das nicht aus, dass das so ist. Also, wie ge-
sagt, bei dem Potsdamer - ich weiß nicht, ob 
Sie das haben - aus 2006 - meine ich, war 
das, oder 2005 -, da, meine ich, war es an-
fangs so, dass - - Aber ich kann es Ihnen 
nicht mit Bestimmtheit sagen. Das waren 
eben immer oder sehr regelmäßig - - Also, es 
gab zwei Arten von ARP-Vorgängen. Es gab 
einmal ARP-Vorgänge - das erinnere ich 
noch -, die wir angelegt haben in der Tat 
aufgrund einer Art Medienmonitoring, bei-
spielsweise über bestimmte Internetauftritte 
aus der rechtsextremen Szene, einfach um 
zu schauen, was sich da so tut, was die so 
treiben, wie sich das entwickelt.  

Dann gab es Vorgänge, ARP-Vor-
gänge - - Ich meine, wir hatten beispiels-
weise auch einen ARP-Vorgang zu Kame-
radschaften, rechtsextremen Kamerad-
schaften, um einfach zu gucken, ob sich - - 
um da am Ball zu bleiben und um Informatio-
nen zu sammeln, die uns in die Lage verset-
zen, falls es erforderlich werden sollte oder 
falls tatsächliche Anhaltspunkte dafür da 
sind, ein Ermittlungsverfahren einzuleiten, 
beispielsweise wegen Bildung einer krimi-
nellen oder auch einer terroristischen Verei-
nigung.  

Und wir hatten eben ARP-Vorgänge, die 
anlassbezogen angelegt wurden, weil eben 
beispielsweise Personen zu Schaden ge-
kommen sind im weitesten Sinne, also durch 
Brandanschläge, durch Körperverletzungs-
delikte, versuchte Tötung. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Aber wir 
können auf jeden Fall festhalten, dass von 
den ARP-Verfahren, die Sie betreut haben, 
ganz wenige, vielleicht eines, - 

Zeuge Christian Ritscher: Es war die 
Minderheit, auf alle Fälle. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): - die Min-
derheit, also die absolute Minderheit sogar, 
dass das tatsächlich in ein konkretes Ermitt-
lungsverfahren übergelaufen ist? 
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Zeuge Christian Ritscher: Ja, also, die 
anlassbezogenen waren alles Ermittlungs-
verfahren der Länder, und es geht in diesen 
ARP-Vorgängen immer nur um die Frage der 
Bundeszuständigkeit. Also, es geht nicht um 
die Frage: „Wird ein Ermittlungsverfahren 
eingeleitet oder nicht, findet Strafverfolgung 
statt oder nicht?“, sondern es geht um die 
Frage: Ist dafür der Bund zuständig oder die 
Länder? Das ist ja eine Frage der grundge-
setzlichen Kompetenzverteilung und die 
Frage des gesetzlichen Richters.  

Der Bundesgerichtshof hatte, seit 2000 
beginnend, in mehreren Entscheidungen 
genau ausdifferenziert, wann der General-
bundesanwalt Ermittlungen im rechtsterroris-
tischen Bereich - um den ging es in diesem 
Fall, aber ganz allgemein bei extremisti-
schen, terroristischen Einzeltätern, die jetzt 
nicht in einer terroristischen Vereinigung sich 
vereinigt haben - - wann der Bund da zu-
ständig ist, wann er da Strafverfolgung be-
treiben darf und wann er das nicht darf. 

Das ist ja ein juristisch ausgesprochen 
ausdifferenzierter Dreisprung, und das war 
immer der Hintergrund dieser Prüfvorgänge. 
Also, wir mussten immer gucken: Handelt es 
sich um eine Katalogtat aus dem Katalog des 
§ 120 Abs. 2 GVG? Die zweite Frage war 
dann: War die Tat bestimmt oder geeignet, 
bestimmt und geeignet - nicht etwa „oder“, 
sondern bestimmt und geeignet -, den Be-
stand der Bundesrepublik Deutschland oder 
die inneren Verfassungsgrundsätze zu ge-
fährden? Und drittens musste die Tat eine 
besondere Bedeutung haben.  

Also, beispielsweise die letztere Anforde-
rung der besonderen Bedeutung führte bei-
spielsweise in einem Fall aus dem Jahre so 
um 2001 herum, 2002 herum dazu, dass 
eine Tat, die wir - - ein Verfahren, das wir 
übernommen hatten - es ging um einen 
Brandanschlag, den wir auch angeklagt hat-
ten -, da hatte dann das Oberlandesgericht, 
das zuständige Oberlandesgericht gesagt: 
„Nein, das hat keine besondere Bedeutung“, 
hat es zum Landgericht eröffnet. Es wurde 
dann also uns aus der Hand genommen, war 
dann Ländersache, und der Bundesgerichts-
hof hat diese Entscheidung auf unsere Be-
schwerde hin bestätigt gehabt.  

Also, dann hat der Bundesgerichtshof 
damals mit einigen deutlichen Worten ge-
sagt: Nur Fälle, die auch aus der Gesamtzahl 
gleichgelagerter Straftaten herausragen, sind 
dann welche für den Generalbundesanwalt. - 
Also, beispielsweise bei Brandanschlägen  
 

müssen es Brandanschläge sein, die beson-
ders - - irgendwie sich besonders qualifizie-
ren, also dann - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Herr Rit-
scher, verstehe ich so weit. 

Zeuge Christian Ritscher: Deshalb war 
das also - darf ich ganz kurz noch? - für uns 
wichtig, immer in diesen ARP-Verfahren vor 
allem diese Frage zu erörtern: Fällt das in die 
Bundeszuständigkeit oder nicht? Weil wir nur 
einen ganz schmalen Bereich haben, wo wir 
arbeiten dürfen. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ja. Kön-
nen Sie denn, weil Sie ja für die Staats-
schutzsachen zuständig sind, Strafsachen 
zuständig sind, mal in irgendeiner Weise 
quantifizieren, wie viel Anzahl im rechtsext-
remistischen Bereich bzw. im linksextremisti-
schen Bereich Sie denn hier eine Zuständig-
keit haben? 

Zeuge Christian Ritscher: Nein, kann 
ich leider nicht, weil mir für den linksextre-
mistischen Bereich jeder Vergleich fehlt.  

Stephan Stracke (CDU/CSU): Sie haben 
auch keinerlei - - 

Zeuge Christian Ritscher: Ich habe zwar 
mal Linksextremismus gemacht - das war in 
den 90er-Jahren -, aber auch da hatte ich nur 
einen ganz schmalen Ausschnitt. Leider feh-
len mir da - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Dann blei-
ben wir beim rechtsextremistischen Bezug. 
Den Akten können wir entnehmen, dass die 
Anzahl an Referaten 2001 mit Ende des Jah-
res 2001 reduziert wurde, nämlich von zwei 
auf eines. Was hatte denn das für Auswir-
kungen? Oder anders formuliert, um Sie 
gleich auf die Spur zu bringen, wo ich hinwill: 
Gibt es denn dazu - - Hat denn die Anzahl 
der Referate auch damit etwas zu tun, dass 
unter Umständen die Zahl der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter auch insgesamt abge-
nommen hat? 

Zeuge Christian Ritscher: Das ist - - Da 
fragen Sie mich fast zu viel. Ich bin 2002 in 
die Behörde zurückgekommen. Da war es 
dann schon so. Ich meine, mich erinnern zu 
können, dass es mal eine Zeitlang gab, wo  
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es zwei Referate gab, die Rechtsterrorismus 
bearbeitet haben, und zwar, meine ich, nach 
Ländern, nach Bundesländern gegliedert. 
Aber - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wie viele 
waren Sie denn im Referat insgesamt? 

Zeuge Christian Ritscher: Wir waren 
also dann hier so, sagen wir mal, Mitte der 
2000er-Jahre, um das exemplarisch rauszu-
nehmen, meistens zu viert, zu fünft. Vier oder 
fünf Leute waren wir. Ich weiß jetzt nicht, ob 
wir zwei wissenschaftliche Mitarbeiter immer 
hatten, durchgehend, oder nur einen. Ja, so 
in dem Bereich. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Was heißt 
denn das dann? Wie muss ich mir das vor-
stellen? Wenn Sie jetzt vier oder fünf Mitar-
beiter sind in einem Referat, die für Rechts-
extremismus zuständig sind: Ist das eine 
sehr hohe Arbeitsbelastung, der Sie da aus-
gesetzt sind, oder geht das so locker von der 
Hand? 

Zeuge Christian Ritscher: Nein, also 
Letzteres sicher nicht. Die Arbeitsbelastung 
war schon - - Also, ich habe sie als hoch 
empfunden. Wir hatten ja dann - das fiel ja 
dann mitten rein in meine Tätigkeit - das 
Ermittlungsverfahren gegen das „Aktionsbüro 
Süd“. Da hatten wir es zum Teil mit einer 
zweistelligen Zahl von Inhaftierten zu tun. 
Das war eine Menge Arbeit, und, wie gesagt, 
vorher war das „Landser“-Verfahren gewe-
sen, das dann auch eine ganze Weile natür-
lich auch Leute in der Hauptverhandlung 
gebunden hat.  

Es ist typischerweise im Staatsschutz 
wellenförmig, die Arbeitsbelastung, weil das 
davon abhängt, ob beispielsweise Hauptver-
handlungen anstehen, ob Hauptverhandlun-
gen zu bedienen sind, ob Haftsachen zu 
bearbeiten sind. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wenn Sie 
jetzt die Zuständigkeit bejahen bei sich im 
GBA, im Referat Rechtsextremismus - 

Zeuge Christian Ritscher: Terrorismus. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): - Rechts-
terrorismus, Entschuldigung -, wenn Sie die 
Zuständigkeit hier bejahen: Bleibt dann die-
ses Verfahren bei Ihnen? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. Also, ich 
habe noch nie erlebt, dass es - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Und ha-
ben Sie dann diese gesamten Verfahren 
auch entsprechend zu begleiten und durch-
zuführen? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, das 
Verfahren bleibt typischerweise im Referat. 
Es kann schon mal sein, dass mal der Sach-
bearbeiter wechselt aus bestimmten dienstli-
chen Gründen; aber bei laufenden Verfah-
ren - insbesondere, wenn sie größer sind und 
wenn Haftsachen dabei sind, wenn Anklagen 
zu fertigen sind - gibt es zwar einen Haupt-
sachbearbeiter, aber es ist immer eine grö-
ßere Zahl von Kollegen eingebunden oder 
das ganze Referat. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Bei Ver-
fahren, die mit Rechtsterrorismus zu tun ha-
ben, könnte ich mir vorstellen, sind das ja 
welche, die durchaus arbeitsaufwendig sind. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ist das 
richtig so aus Ihrer Erfahrung heraus? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ist dann 
das Interesse, möglichst viele solche Fälle 
am Bein zu haben, eher geringer ausge-
prägt?  

Zeuge Christian Ritscher: Nein, nein. 
Also, wir sind vom Gesetzgeber auf eine 
Position gestellt, und wir haben die auszu-
füllen. Also, es gilt auch im Rechtsterroris-
mus das Legalitätsprinzip. Ich kann mir die 
Fälle nicht aussuchen. Wenn der General-
bundesanwalt dafür zuständig ist, dann muss 
ich die Ermittlungen führen, und zwar so gut 
es geht. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Aber Sie 
können die Zuständigkeiten natürlich auch 
entsprechend sich ansehen und fragen, ob 
diese eröffnet sind oder nicht. Es ist ja kein 
Automatismus. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, aber es 
ist - - Da haben wir keinen Beurteilungsspiel-
raum. Das ist voll justiziabel. 
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Stephan Stracke (CDU/CSU): Sie haben 
einen Ermessensspielraum in gewissem 
Maße, - 

Zeuge Christian Ritscher: Nein, haben 
wir nicht.  

Stephan Stracke (CDU/CSU): - weil Sie 
eine Gesamtschau der Dinge vornehmen, 
der Tatumstände. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, aber es ist 
alles gerichtlich überprüfbar. Wie gesagt, das 
haben wir auch beispielsweise vom BGH 
bestätigt bekommen. In einem Verfahren, wo 
wir die besondere Bedeutung bejaht hatten, 
hat der BGH gesagt: Nein, es gibt keine. - 
Das ist leider nicht der Fall. Wir haben da 
kein Ermessen. Oder Gott sei Dank. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wenn ich 
mir das ansehe, was wir jedenfalls an Unter-
lagen haben, was die ARP-Verfahren betrifft, 
hier im ganz konkreten Fall, so ist es doch 
überschaubar. Könnten Sie mir mal sagen, 
wie viele Aktenordner Sie denn da angelegt 
haben im Rahmen des ARP-Vorgangs? 

Zeuge Christian Ritscher: Welches? 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Hier jetzt 
für diesen konkreten Fall, den der Untersu-
chungsausschuss als Gegenstand hat, näm-
lich die Tötung von neun Personen damals, 
2006. 

Zeuge Christian Ritscher: Entschuldi-
gen Sie, Herr Abgeordneter. Ich habe die 
Frage nicht verstanden. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wie groß 
war denn der Umfang der Akten, die Sie im 
Rahmen des ARP-Vorgangs angelegt ha-
ben? Wie groß war denn der? Wie dick war 
denn der? 

Zeuge Christian Ritscher: Dieses ARP-
Vorgangs? 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ja, genau. 

Zeuge Christian Ritscher: Das ist das 
Heftchen hier. 

(Der Zeuge hält Unterlagen hoch) 

 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Das war 
dieses Heftchen? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, wie ge-
sagt: Bis Seite 28 ist es mir bekannt oder 27. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Genau. 
Also, so ein Verfahren, das insgesamt schon 
über mehrere Jahre gelaufen ist, dem neun 
Personen zum Opfer gefallen sind, und Sie 
haben insgesamt so ein dünnes Heftchen 
hier angelegt? 

Zeuge Christian Ritscher: Bis zu diesem 
Zeitpunkt ja, und es ist, wie Sie sehen, dann 
auch nicht - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Ist es 
denn üblich, dass Sie gerade bei so einem 
Vorgang, der ja doch erhebliche Todesopfer 
zur Folge hat, dann nur so wenig sich an 
Akten holen, sprich, nur aus dem Bereich der 
Veröffentlichungen stichpunktartig Dinge 
herausholen? Also, auf welcher Basis beur-
teilen Sie denn Ihre Zuständigkeit? Haben 
Sie jemals beispielsweise mit den ermitteln-
den Behörden Kontakt aufgenommen? Ha-
ben Sie sich da Aktenmaterial besorgt? Wie 
muss ich mir das vorstellen: Auf welcher 
Grundlage sind Sie zu Ihrem Ergebnis ge-
langt? 

Zeuge Christian Ritscher: Wenn sich 
aus dem, was wir erfahren, ergibt, oder wenn 
sich - ich muss immer in der Vergangenheit 
sprechen, weil, wie gesagt, ich bin ja in dem 
Bereich nicht mehr tätig; ich gehe davon 
allerdings aus, dass es wahrscheinlich heute 
noch ähnlich ist - daraus irgendein Anfasser 
ergibt, der eine Zuständigkeit des General-
bundesanwalts begründen könnte - das 
müssen tatsächliche Anhaltspunkte sein, 
keine Vermutungen, keine Mutmaßungen; 
das reicht alles nicht aus -, dann sind wir da 
in aller Regel hingefahren oder wir haben 
zumindest die Akten angefordert, haben ge-
sagt - - 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Haben Sie 
es hier konkret auch gemacht? 

Zeuge Christian Ritscher: Nein. 

(Dr. Eva Högl (SPD): Warum nicht?) 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Sind Sie 
hingefahren?  
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Zeuge Christian Ritscher: Nein. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Haben Sie 
die Akten angefordert? Das würde ich wis-
sen: Warum nicht? 

Zeuge Christian Ritscher: Weil die Prü-
fung dessen, was hier in der Akte drin ist, 
aus unserer damaligen Sicht keinen belast-
baren Anhaltspunkt dafür ergeben hat, dass 
es sich dabei um ein Staatsschutzdelikt han-
delt. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Dann 
schauen wir uns mal auf Seite 5 in Absatz 2 
an, wo - ich darf hieraus zitieren - die Frage 
darum geht - - über die Zuständigkeit, ob das 

eröffnet ist. Da schreiben Sie - Zitat - : 

Der Umstand, dass es sich bei 
einem Tatopfer um ein Mitglied 
einer nationalen, rassischen oder 
religiösen Minderheit in der 
Bundesrepublik Deutschland 
handelt, legt regelmäßig eine 
solche rechtsextremistische Haltung 
des Täters nahe. 

Es geht darum: Rechtsextremistische 
Haltung des Täters. Und damit wird eine 
Regelvermutung - so lese ich es - zunächst 
einmal aufgestellt, indem ich sage: Ja, wenn 
hier es sich um ein Tatopfer handelt, das 
einer Minderheit beispielsweise angehört - 
also nationalen, rassischen oder religiösen 
Bereich -, dann ist es regelhaft, eine rechts-
extremistische Haltung des Täters zugrunde 
zu legen. - Gehe ich richtig in der Annahme, 
dass es zunächst einmal ein solches Regel-
Ausnahme-Verhältnis gibt, so wie Sie es hier 
schreiben? 

Zeuge Christian Ritscher: Können Sie 
mir freundlicherweise noch mal bitte die Seite 
sagen? 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Seite 5, 
Absatz 2. 

Zeuge Christian Ritscher: Entschuldi-
gung, ja. 

(Der Zeuge liest in seinen Unterla-
gen) 

 

                                                      

 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle lautet: MAT A GBA-3/4, Blatt 24. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Da geht 
es ja um die Eignung der Tat zur Beeinträch-
tigung der inneren Sicherheit, und da wird 
zunächst einmal ganz allgemein festgestellt, 
dass es sich hier um einen Täter handeln 
muss, der ausschließlich aus einer auslän-
derfeindlichen oder - - und rechtsextremen 
Zielsetzung heraus handelt und Mitglieder 
einer gesellschaftlichen Gruppe allein wegen 
ihres Andersseins angreift. Und dann wird 
das noch mal etwas detaillierter ausgestellt, 
und dann kommen Sie: „ist regelmäßig eine 
solche rechtsextremistische Haltung des 
Täter nahegelegt“.  

Also würde man doch zunächst einmal 
sagen: Hier kamen Opfer oder kommen Op-
fer vor aus dem türkischen Bereich, zum Teil 
mit deutscher Staatsangehörigkeit, aber an-
sonsten mit Ausländerbereich, und das führt 
regelhaft zu der Tatsache, dass hier das 
zunächst gegeben ist. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, der Um-
stand, dass es sich bei den Tatopfern um 
Personen handelte, die zumindest einen 
Migrationshintergrund haben, war ja der An-
lass dafür, dass überhaupt ein ARP-Vorgang 
angelegt wurde. Wenn das alles Deutsche 
gewesen wären, hätte man - - Weiß ich nicht. 
Also, ich wüsste jetzt nicht, aus welchem 
Grund der Generalbundesanwalt da, wenn 
nicht weitere Umstände hinzukommen, einen 
Vorgang oder gar ein Ermittlungsverfahren 
hätte anlegen bzw. einleiten sollen. 

Stephan Stracke (CDU/CSU): Wissen 
Sie, Herr Ritscher - und damit gebe ich das 
Fragerecht dann auch weiter -, was mich 
wundert, ist: Zunächst einmal bejahe ich, 
sehr abstrakt gesehen, dass es hier regel-
mäßig naheliegt, dass es sich um eine 
rechtsextremistische Haltung des Täters 
handelt. Dann sagen Sie: „Dieser Schluss ist 
jedoch keineswegs zwingend“, und führen 
das dann im Ergebnis näher aus. Aber ich 
muss mir dann immer noch mal vorhalten 
lassen: Ja, auf welcher Faktengrundlage 
entscheide ich denn das?  

Ich will Ihnen gar nicht vorwerfen, dass 
Sie zu diesem Schluss gekommen sind, son-
dern ausschließlich infrage stellen: Wie 
komme ich denn zu diesem Ergebnis, das 
Sie getan haben, aus einem Aktenmaterial, 
das nicht dicker ist als das hier? Das ist et-
was, was mich so weit erstaunt. - Aber wir 
machen jetzt hier einen Break von meiner  
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Seite, und an die Frau Dr. Högl übergebe ich 
gerne, mit Zustimmung des Vorsitzenden. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Span-
nend wäre natürlich, was Sie gemacht hät-
ten, wenn Sie zufällig einen Presseartikel 
gefunden hätten, der diese These, es könnte 
einen rechten Hintergrund geben, aufgewie-
sen hätte. - Aber Frau Dr. Högl hat das Wort. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herzlichen Dank, 
Herr Vorsitzender, und auch Herr stellver-
tretender Vorsitzender, dass Sie übergeben. 

Herr Ritscher, ich kann unmittelbar da 
weitermachen, wo Herr Stracke aufgehört 
hat. Ich möchte aber ganz gerne mit Ihnen 
das schon noch mal vom Beginn 
durchdeklinieren, weil ich das nämlich immer 
noch nicht verstanden habe. 

Wie läuft das genau ab? Sie bekommen 
einen Auszug, Spiegel Online, eine Kopie mit 
einer handschriftlichen Notiz Ihres Referats-
leiters auf den Schreibtisch - oder wie geht 
das? Finden Sie das montagmorgens, oder 
wann das war, in einem Mäppchen auf Ihrem 
Schreibtisch, oder wie läuft so was ab? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, Frau 
Abgeordnete, da kann man keine regelhafte 
Beschreibung geben. In diesem Falle ist es 
ja an den Herrn Gröschel gerichtet gewesen 
und nicht an mich. Ich weiß nicht, wie es 
damals - - Ich kann mich auch gar nicht mehr 
daran erinnern, was da damals tatsächlich 
der Auslöser war in diesem konkreten Fall.  

Das ist manchmal so, wie Sie es eben 
geschildert haben. Manchmal ist es so, dass 
man in einer Referatsbesprechung zusam-
mensitzt und dann jemand sagt: Mir ist Fol-
gendes aufgefallen. Dem sollte man sich 
doch mal zuwenden, ob hier möglicherweise 
eine Straftat inmitten steht, die in den Zu-
ständigkeitsbereich des Generalbundesan-
walt fällt. - Manchmal kommen die Sachen 
direkt von der Polizeibehörde hier zu uns 
geschickt. Manchmal schickt eine Staatsan-
waltschaft mit der Bitte um Prüfung der 
Übernahme. Da gibt es einen breiten Fächer 
von Möglichkeiten, wann wir ARP-Vorgänge 
anlegen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Aber der Fall, dass 
Sie einen Zeitungsartikel auf den Tisch be-
kommen und dass daraufhin dann geprüft 
wird, ist einer, der durchaus üblich ist bei so 
einem - - 

Zeuge Christian Ritscher: Er ist mög-
lich. Also, „üblich“ weiß ich jetzt nicht. Aber 
das schließe ich nicht aus, ja, dass es in 
diesem Fall so war, und ich schließe auch 
nicht aus, dass es auch in anderen Fällen so 
war. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ist das denn so, 
dass in Ihrem Referat besonders aufmerk-
sam Zeitung gelesen wird und dann geguckt 
wird: „Könnte da für uns irgendwie Stoff da-
bei sein, und das prüfen wir mal“, oder wie 
muss ich mir das vorstellen? 

Zeuge Christian Ritscher: Ich muss 
auch hier wieder in der Vergangenheit spre-
chen. Wir haben - das ist durchaus richtig, 
jedenfalls kann ich das für meine Person 
sagen - aufmerksam Zeitung gelesen. Das ist 
auch durchaus ab und zu erforderlich gewe-
sen. Also, ich erinnere mich auch schon an 
Fälle, auf die wir nur durch Zeitungsartikel 
aufmerksam geworden sind und bei denen 
wir dann zumindest mal geprüft haben. Ob 
es dann im Ergebnis zu einer Zuständigkeit 
des GBA kam oder nicht, weiß ich nicht 
mehr; aber es ist durchaus so. 

In meinem jetzigen Arbeitsbereich - das 
darf ich vielleicht noch dazufügen -, im Völ-
kerstrafrecht, haben wir einen eigenen Kolle-
gen, der fast nichts anderes macht, als die 
Medien, die Medienlandschaft durchzupflü-
gen - wobei die natürlich größer geworden 
ist. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Ritscher, wie 
war das denn damals in Ihrem Referat, wenn 
so Prüfungen erfolgten, ob die Zuständigkeit 
des Generalbundesanwalts in Betracht 
kommt? Prüfen Sie das eher mit dem ge-
wünschten Ergebnis: „Au ja, wir sind zustän-
dig, wir können das übernehmen“, oder wird 
das eher überprüft mit dem Tenor: „Um 
Himmels willen, lass uns da nicht mal mit 
befassen, das lass mal die vor Ort machen“? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, wir 
prüfen eigentlich ergebnisoffen, weil wir sind 
vom Gesetzgeber aufgefordert, in den Straf-
taten, in denen der GBA zuständig ist, auch 
zu ermitteln, und wir können es uns nicht 
aussuchen und auch nicht ablehnend prüfen 
oder bejahend prüfen.  

Im Zweifelsfall ist die Zuständigkeit des 
Generalbundesanwalts voll justiziabel, und 
wenn ich ein Verfahren übernehme, bei dem 
ersichtlich keine Zuständigkeit des General- 
 



2. Untersuchungsausschuss 89 
[44. Sitzung am 22.11.2012 - Zeugenvernehmung: Öffentlich] - Endgültig 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

bundesanwalts gegeben ist, dann werde ich 
spätestens beim ersten Mal, wenn ich zum 
Ermittlungsrichter gehe, um einen Durchsu-
chungsbeschluss oder auch einen Telekom-
munikationsüberwachungsbeschluss zu be-
wirken, von dem Ermittlungsrichter hören: 
Was soll das? Das ist Sache der Landesjus-
tiz. Da ist der Bund nicht für zuständig. 

Dr. Eva Högl (SPD): Können Sie sich 
noch erinnern, mit welchem Tenor Sie hier 
die Prüfung durchgeführt haben im August 
2006? 

Zeuge Christian Ritscher: Nein. Also, 
ich denke, wir haben einfach anhand dessen, 
was hier in dieser Akte drin ist, geprüft. 

Dr. Eva Högl (SPD): Dann möchte ich 
noch mal da nachhaken, wo die Kollegen ja 
schon ein wenig gebohrt haben. Aber auch 
ich möchte das noch mal ganz genau von 
Ihnen wissen. Erinnern Sie sich mal bitte. 
Wenn Sie sagen, es ist üblich, dass Sie Ak-
ten anfordern, dass Sie telefonieren mit der 
örtlichen Staatsanwaltschaft, dass Sie sogar 
hinfahren zum Tatort, dann bitte ich Sie wirk-
lich, jetzt noch mal gut in Ihrer Erinnerung zu 
kramen: Warum ausgerechnet in diesem Fall 
nicht? Das fällt doch auf.  

Also, wenn Sie sagen, Sie prüfen immer 
ergebnisoffen, und Sie sagen, Sie fahren 
immer hin oder suchen sich Akten oder so, 
dann frage ich mich: Warum hier jetzt nicht? 
Herr Ritscher, das haben Sie bisher noch 
nicht erklärt. 

Zeuge Christian Ritscher: Ich kann - - 
Frau Abgeordnete, ich kann es immer wieder 
nur wiederholen: Ich gehe davon aus - - Ich 
habe das jetzt nicht im Einzelnen im Kopf, 
was hier in diesen Artikeln alles drinsteht. Ich 
sehe jetzt hier nur auf Aktenseite 5, vorletzter 
Absatz oder drittletzter: 

„Die Tat“, sagt Horn, 

- das ist offenbar der Fallanalytiker - 

„könnte ihn eher stabilisieren. Ihn 
treibt ein ausgesprochenes Zerstö-
rungsmotiv.“ 

Nächster Absatz: 

Aber welches?
*
 

                                                      
*
 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die 
Fundstelle lautet: MAT A GBA-3/4, Blatt 5. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nein, ich bin jetzt 
noch nicht bei den Inhalten, Herr Ritscher, 
sondern ich bin jetzt noch mal bei der Vorge-
hensweise. Wenn es üblich ist, anzurufen, 
hinzufahren, Akten zu besorgen, dann muss 
es doch, wenn das üblich ist - das haben Sie 
geschildert -, dann ist es doch, wenn man 
von diesem üblichen Vorgehen abweicht - - 
muss es doch eine Diskussion im Referat 
geben, eine Überlegung, dass man sagt: 
Nein, ich rufe da nicht an. Nein, ich fahre da 
nicht. Nein, ich besorge mir keine Akten. - 
Dafür muss es irgendeinen Grund gegeben 
haben. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, da - - Zum 
einen eines: Also, es gab durchaus auch 
andere ARP-Vorgänge, wo wir nicht hinge-
fahren sind und auch keine Akten angefor-
dert haben, weil bereits die vorliegenden 
Meldungen von vornherein keinen tatsächli-
chen Anhaltspunkt dafür ergeben haben, 
dass eine Zuständigkeit des Generalbundes-
anwalts vorliegt. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja. Dann gehen wir 
da mal im Einzelnen das auch noch mal 
durch, so wie Herr Stracke das ja auch schon 
angefangen hat. Aber ich will Sie noch mal 
fragen - Sie sind ja auch aus Bayern -: Sind 
Sie nicht mal auf die Idee gekommen - da 
waren ja fünf Morde, bundesweite Mords-
erie -, mal die Kollegen da vor Ort anzuru-
fen - Sie haben gesagt, Sie waren beim Ge-
richt in München, also, man kennt sich ja 
auch aus der Gerichtskantine -, da mal anzu-
rufen und zu sagen: „Wie schätzt ihr das 
ein?“, wenn Sie sonst auch telefonieren? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, ich 
kenne aus der Staatsanwaltschaft in Mün-
chen überhaupt niemanden. Da war ich nie 
bei der Staatsanwaltschaft. Aber unabhängig 
davon: Also, ich kann es leider nicht mehr im 
Einzelnen rekonstruieren. Ich kann nur sa-
gen: Nach meiner Erinnerung ist nicht ange-
rufen worden. Ich weiß nicht, ob der Herr 
Steudl oder der Herr Gröschel vielleicht an-
gerufen haben. Also, ich meine - ich bin mir 
nahezu sicher -, dass ich nicht angerufen 
habe. Ob die anderen beiden - wie gesagt, 
Herr Steudl oder Herr Gröschel - angerufen 
haben, entzieht sich meiner Kenntnis, weiß 
ich nicht mehr. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Ritscher, dann 
will ich das mit Ihnen noch mal inhaltlich ein  
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bisschen durchgehen, und zwar die Eggesin-
Entscheidung ist ja hier einschlägig. Die ha-
ben Sie ja auch mehrfach zitiert und auch 
durchdekliniert in Ihrer Prüfung.  

Ich will noch mal eine Passage vorlesen, 
auf die es hier ja ganz besonders ankommt. 
In der Eggesin-Entscheidung, Randziffer 39, 
wird ausgeführt, dass die Taten dazu beitra-
gen,  

über den … Bereich der Tat-
begehung hinaus in der gesamten 
Bundesrepublik bei Ausländern ein 
allgemeines Klima der Angst vor 
willkürlichen, grundlosen tätlichen 
Angriffen und eine Unsicherheit 
darüber auszulösen, ob ihr Leben in 
diesem Staat noch sicher ist, das 
heißt, ob die Sicherheitsorgane in 
ausreichendem Maße fähig sind, 
die ausländischen Mitbürger zu 
schützen.  

Das ist ein Gesichtspunkt für die Beja-
hung der Zuständigkeit des Generalbundes-
anwalts: das allgemeine Klima der Angst. Sie 
selbst nennen das auch in Ihrer Ausführung, 
wenn Sie das noch mal schauen wollen. Auf 
Seite 6, da steht da auch als Kriterium. Sie 
führen das da aus:  

Durch die Taten wird ein allge-
meines Klima der Angst vor 
willkürlichen und grundlosen Angrif-
fen beispielsweise gegenüber 
Ausländern in der gesamten Bun-
desrepublik Deutschland erzeugt. 

Das genau war auch in der Diskussion. 
Das hat Herr Beckstein hier als Zeuge aus-
geführt. Das war Gegenstand der Beratun-
gen über die Medienstrategie bei der Mord-
ermittlung, nämlich nicht offensiv über ein 
rechtsextremes Mordmotiv zu schreiben in 
den Zeitungen. 

Haben Sie denn sich mit diesem Kriterium 
mal intensiv befasst? Weil Sie kommen dann 
wenige Absätze später zu dem Ergebnis - 
auch das will ich noch mal hier darlegen, und 
das finde sehr bemerkenswert, das so zu 
schreiben, ohne dass die Kriterien ausrei-
chend subsumiert wurden -: 

Unabhängig davon, ob einzelne der 
genannten Kriterien im vorliegen-
den Fall möglicherweise auch zu 
bejahen sind, 

- ohne dass das subsumiert wird, schreiben 
Sie das so – 
 
 

ist jedenfalls festzuhalten, dass 
nach dem bisherigen Erkenntnis-
stand keinerlei Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass der Täter aus einer 
politisch rechtsextremen Motivation 
heraus gehandelt hat.  

Und es ist überhaupt nicht ersichtlich, auf 
welcher Basis Sie diese Prüfung vornehmen 
und zu diesem Ergebnis kommen. Das er-
schließt sich überhaupt nicht. Das ist einfach 
eine Behauptung, die Sie hier aufstellen, 
ohne Grundlage, ohne Faktengrundlage, 
ohne dass Sie ermittelt haben, also Gesprä-
che geführt haben, mit den ermittelnden Be-
hörden gesprochen haben. Wie kommen Sie 
zu dieser Schlussfolgerung? Können Sie uns 
das noch mal darlegen?  

Zeuge Christian Ritscher: Der Vermerk 
wurde geschrieben auf Grundlage dessen, 
was in den vorangestellten Pressemitteilun-
gen und in dem Bericht des BKA niederge-
legt ist und - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Ritscher, Sie 
sind ja ein guter Jurist. Das wollen wir ja hier 
auch miteinander nicht bestreiten. Ich bin 
auch Juristin, und ich kenne mich damit auch 
ein bisschen aus, wie das Geschäft der Sub-
sumtion läuft. Das muss man doch subsu-
mieren: Klima der Angst. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, gebe ich 
Ihnen recht. 

Dr. Eva Högl (SPD): Muss man das nicht 
auch darlegen in so einem Vermerk? Wie 
sind Sie denn zu dieser Behauptung ge-
kommen, da auf Seite 6? 

Und wenn ich dann noch mal was weiter 
vorlesen darf. Auf Seite 7, Herr Ritscher, 
ganz unten, da schreiben Sie - Sie sind der 
Autor dieses Papiers -:  

Nach den bisherigen Erkenntnissen 
führt der Täter vielmehr einen 
privaten Rachefeldzug. Übergeord-
nete politische Motive sind nicht 
erkennbar. Er will mit seinen Taten 
keine rechtsextremistisch motivierte 
politische Signalwirkung auslösen, 
sondern verfolgt ausschließlich 
persönliche Ziele.

*
 

                                                      
*
 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-
stelle lautet: MAT A GBA-3/4, Blatt 26. 
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Herr Ritscher, das müssen Sie uns hier mal 
erklären, wie Sie zu dieser Bewertung ge-
kommen sind. 

Zeuge Christian Ritscher: Darf ich noch 
mal auf die Seite 5 der Akte - das ist auf 
Seite 5 des SZ-Artikels - zu sprechen kom-
men? 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja. 

Zeuge Christian Ritscher: Wie gesagt, 
ich kann das heute alles nicht mehr im Ein-
zelnen nachvollziehen. Ich darf auch noch 
mal betonen, dass ich diesen Vermerk kei-
neswegs alleine geschrieben habe, sondern 
der ist im Team entstanden. 

Dr. Eva Högl (SPD): Wer ist denn dieses 
Team gewesen? 

Zeuge Christian Ritscher: Der Herr 
Gröschel - der steht ja nun auch oben drin; 
von dem stammt der allergrößte Teil dieses 
Vermerks - und letztendlich auch der Herr 
Steudl. 

Also, auf Seite 5 - ich kann das nur so er-
klären, Frau Abgeordnete; ich kann das jetzt 
im Nachgang nicht mehr alles rekonstruie-
ren - beispielsweise steht:  

Die Fallanalytiker glauben, dass 
dieser Mann vor seinen Taten 
nervös und auffällig ist. Im 
Gegensatz zu Sexualmördern, die 
nach ihren Verbrechen oft sehr 
durcheinander sind. „Die Tat“, sagt 
Horn, 

- das ist der Fallanalytiker offenbar - 

„könnte ihn eher stabilisieren. Ihn 
treibt ein ausgesprochenes Zerstö-
rungsmotiv.“ 

Dann nächster Absatz: 

Aber welches? Für einen Rechts-
extremisten gibt es keinerlei An-
haltspunkt. 

Dr. Eva Högl (SPD): So, und jetzt frage 
ich Sie, Herr Ritscher: Warum haben Sie sich 
die Fallanalyse von Herrn Horn nicht mal 
vorgenommen? Das wäre ein Anruf gewe-
sen, und dann hätten Sie per Fax oder Mail 
oder Post rucki, zucki die Fallanalyse auf 
dem Tisch gehabt. Haben Sie da mal drüber 
nachgedacht? 

 

Zeuge Christian Ritscher: Kann ich Ih-
nen nicht mehr sagen. 

Dr. Eva Högl (SPD): Aber Herr Ritscher, 
ist das denn angemessenes, professionelles 
Vorgehen? Jetzt gehen wir mal ganz weg 
von dem Sachverhalt und so, worum es geht. 
Dann wird es ja noch dramatischer. Also, 
wenn Sie was zu prüfen haben, dann neh-
men Sie zwei Absätze - nichts gegen die 
Süddeutsche Zeitung - aus der Süddeut-
schen Zeitung, und das ist die Grundlage für 
die Prüfung der Zuständigkeit des General-
bundesanwalts? Darf ich mal ganz kurz ein 
bisschen erschrocken sein? 

Zeuge Christian Ritscher: Nein, es ist 
nicht - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Das reicht doch 
wohl nicht aus, oder? 

Zeuge Christian Ritscher: Nein, das ist 
natürlich nicht die Grundlage gewesen, denn 
es sind ja noch mehrere andere Artikel, - 

Dr. Eva Högl (SPD): Nämlich? 

(Lachen des Abg. Stephan Stracke 
(CDU/CSU)) 

Zeuge Christian Ritscher: - die hier drin 
sind. 

Dr. Eva Högl (SPD): Herr Ritscher, ma-
chen Sie es nicht noch schlimmer. 

Zeuge Christian Ritscher: Frau Abge-
ordnete, ich gebe Ihnen ja recht, und ich 
habe das ja, glaube ich, auch schon mal 
gesagt heute: Ich würde das natürlich heute 
anders machen, und es tut mir auch leid, 
dass es so gelaufen ist, ungeachtet des Um-
stands oder ungeachtet der Frage, ob - - wie 
die Ermittlungen gelaufen wären, wenn wir 
sie geführt hätten, und ob man dann eher 
den Tätern auf die Spur gekommen wäre. 
Aber das ist eine ganz andere Frage, die rein 
spekulativ ist. 

Wie gesagt, ich kann immer wieder nur 
sagen: Es ist damals so gewesen. Wir haben 
diesen ARP-Vorgang damals aus eigenem 
Antrieb heraus angelegt, ohne dass irgend-
eine Staatsanwaltschaft auf die Idee ge-
kommen wäre oder auch irgendeine Polizei-
behörde, uns diese Fälle vorzulegen. Ich 
meine, es ist ja auch schon bemerkenswert -  
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das kann man ja an dieser Stelle; das wird 
Ihnen sicherlich auch aufgefallen sein -, dass 
es erst im April 2006 nach Tötung des letzten 
Tatopfers mit Migrationshintergrund passiert 
ist und nicht schon vorher. Es ist so. Es tut 
mir leid.  

Ich hätte - - Im Nachgang wäre mir nichts 
lieber, als dass man vielleicht vorher auch 
mal auf die Idee gekommen wäre, dass es 
sich um eine Mordserie handelt, die diesen 
Hintergrund hat, weil ich meine - - Sie dürfen 
mir glauben, dass ich oft genug darüber 
nachdenke, ob man - - wo ich eigentlich - - 
oder in welcher Situation wir waren, als die 
Taten selber passiert sind und ob man nicht 
vielleicht früher hätte einen Anfasser finden 
können oder was man hätte anders machen 
müssen. Also, mir wäre nichts lieber gewe-
sen, als wenn man nur wenigstens einen 
dieser Morde hätte verhindern können. 

(Hans-Christian Ströbele 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Tja!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, ich 
meine, was ja auffällt, Herr Ritscher: Sie 
schreiben immer in Ihrer Bewertung über die 
Zuständigkeit der Bundesanwaltschaft von 
„dem Täter“, und das ist offenkundig dem 
Artikel der Süddeutschen Zeitung geschul-
det. Hätten Sie nämlich sich die OFA ange-
schaut von Herrn Horn mit der sogenannten 
Einzeltätertheorie, hätten Sie gewusst, dass 
Einzeltätertheorie keineswegs bedeutet, dass 
es nur einen Täter gibt, sondern zwei.  

Zeuge Christian Ritscher: Ja, gut, das 
hätte allerdings jetzt in der Bewertung letzt-
endlich nicht viel geändert. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
weiß ich nicht, also - - 

Zeuge Christian Ritscher: Aber eine ter-
roristische Vereinigung wäre es immer noch 
nicht gewesen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
ich meine, als Grundlage www.bka.de, Spie-
gel Online, Süddeutsche Zeit, Welt und Bild-

Zeitung zu nehmen, das ist vielleicht nicht 
ganz ausreichend. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, da gebe 
ich Ihnen ja völlig recht. 

 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht hat die FDP-Fraktion. Herr Wolff. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ich 
beabsichtige auch nicht, Fragen zu wieder-
holen, die der Vorsitzende schon mal gestellt 
hat, aber ich würde gerne, Herr Ritscher, 
mich noch mal damit beschäftigen, welchen 
Anteil der Meldungen und Vorlagen Sie auch 
aus den Ländern bekommen haben. Gibt es 
Unterschiede im Meldeverfahren der Staats-
anwaltschaften hinsichtlich der verschiede-
nen Straftaten, generell? 

Zeuge Christian Ritscher: Man könnte 
jetzt natürlich etwas flapsig sagen: Die geben 
gerne Sachen ab oder legen gerne Sachen 
zur Prüfung vor, die sie selber nicht machen 
möchten. - Aber das wäre vielleicht etwas zu 
allgemein gesagt.  

Gibt es Unterschiede? Ja, das ist schwer 
zu beantworten. Es gibt Behörden, bei denen 
könnte man den Eindruck gewinnen, sie ge-
ben weniger gerne ab oder legen weniger 
gerne zur Prüfung vor. Abgeben tun sie es ja 
nicht, sondern wir ziehen es an uns. Und es 
gibt Behörden, die machen das - - kommen 
schneller mal auf die Idee. Aber sonst könnte 
ich jetzt so generell Ihre Frage nicht anders 
beantworten. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Ha-
ben Sie den Eindruck, dass Äußerungen von 
Justizministerin Merk, von Justizminister 
Stickelberger und von Justizminister 
Kutschaty Auswirkungen haben könnten, die 
sich dahin gehend aussprechen, dass also 
eine eigenständige Ermittlungstätigkeit des 
Generalbundesanwalts deutlich zurückzufüh-
ren sei und im Prinzip die Justiz und auch die 
Staatsanwaltschaften eigentlich Ländersache 
seien und deshalb der Generalbundesanwalt 
nur sehr, sehr eingeschränkt überhaupt sel-
ber tätig sein kann? Haben Sie von diesen 
Äußerungen schon gehört?  

Zeuge Christian Ritscher: Habe ich 
zwar so noch nicht gehört, aber in der Sache 
ist es auch jetzt schon so. Der Generalbun-
desanwalt ist nur in besonderen Ausnahme-
fällen berufen, Ermittlungen zu führen, weil 
Justiz in der Tat Ländersache ist.  

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
dementsprechend natürlich auch die Tätig-
keiten auch der Staatsanwaltschaften grund- 
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sätzlich erst mal Lokalzuständigkeit ist und 
nur nach § 142 a GVG entsprechende Zu-
ständigkeiten des Generalbundesanwalts da 
sind. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Gibt 
es da bei Ihnen ein formalisiertes Prüfungs-
verfahren, wo Sie sagen würden: Hier wollen 
wir selber im Prinzip übernehmen, oder ge-
nerell die Grundlage auch nach dem Grund-
gesetz: Länderzuständigkeit zuerst, und nur 
in Ausnahmefällen Tätigkeit des General-
bundesanwalts? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Gibt 
es da eine formalisierte Form?  

Zeuge Christian Ritscher: Ja, in § 120 
Abs. 1 GVG, der ja die - - § 120 GVG regelt 
ja die Zuständigkeit der Oberlandesgerichte 
in erster Instanz - - im Strafverfahren in ers-
ter Instanz, und der dortige Abs. 1 schreibt ja 
fest, wann sie originär zuständig sind, also 
wann sozusagen automatisch die Oberlan-
desgerichte zuständig sind und damit auch 
der Generalbundesanwalt grundsätzlich au-
tomatisch als ermittlungsführende Staatsan-
waltschaft zuständig ist. Dazu gehören ins-
besondere die Organisationsdelikte und das 
Völkerstrafrecht. Spionage fällt darunter.  

Und der Abs. 2, das ist ja dann das, wo-
rum es hier in diesem Falle ging, das Evo-
kationsrecht, wo der Generalbundesanwalt 
dann eben Fälle an sich ziehen kann, sagt 
dann eben - - geht von einer grundsätzlichen 
Zuständigkeit der Länder aus in den Delikten, 
und nur in den Ausnahmefällen, die dann 
eben im Einzelnen bezeichnet sind bei be-
stimmten Taten, wenn die dann eben, grob 
gesprochen, den Gesamtbestand der Bun-
desrepublik Deutschland betreffen, wenn sie 
besondere Bedeutung haben, dann kann der 
Generalbundesanwalt so ein Verfahren an 
sich ziehen, und dann wird er auch zustän-
dig, kann es dann aber auch wieder abge-
ben. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wis-
sen Sie - - Konnten Sie oder die Bundesan-
waltschaft im Bereich von rechtsextremisti-
schen Straftaten feststellen, dass es mögli-
cherweise eher zögerliche Weitergabe von  
 

den Ländern gab oder manchmal auch flot-
tere Weitergabe von den Ländern?  

Zeuge Christian Ritscher: Also, an eine 
flottere Weitergabe kann ich mich jetzt, ehr-
lich gestanden, nicht erinnern.  

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Also 
eher immer grundsätzlich zögerlich? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. Ich kann 
Ihnen beispielsweise schildern - - Also, es 
war relativ häufig doch so, soweit ich mich 
erinnere, dass wir die Verfahren entweder 
selber eingeleitet haben. Ich meine, bei-
spielsweise das Verfahren gegen diese Mu-
sikband „Landser“ wurde vom GBA über-
haupt erst eingeleitet. Da war man zuvor gar 
nicht auf die Idee gekommen woanders, so 
was zu machen.  

Also beim - - Ich kann Ihnen das nur 
schildern: Bei dem Verfahren im Zusammen-
hang mit dem „Aktionsbüro Süd“, Wiese-
Gruppe, hat man uns im Prinzip in Kenntnis 
gesetzt von den zuvor zuständigen bayeri-
schen Behörden an den Tagen des Zugriffs. 
Also, als die bereits bestehenden Haftbefehle 
des Amtsgerichts München vollstreckt wur-
den, dann hat man uns sozusagen ins Boot 
geholt, und dann haben wir das Verfahren 
auch übernommen. Das ist so die Praxis.  

Aber jetzt, sagen wir mal, dass - - Ich 
kann da nicht ausschließen, dass auch Ver-
fahren mal uns angedient wurden, wo auch 
wirklich was dran war; aber sagen wir mal so: 
Tendenziell ist es eigentlich eher so immer 
gewesen, dass wir zu den Staatsanwalt-
schaften hingefahren sind und gesagt haben, 
jetzt würden wir gerne mal das eine oder 
andere sehen, weil sich eben aufgrund von 
Pressemeldungen oder sonstigen BKA-Er-
kenntnismitteilungen oder wie auch immer 
Anhaltspunkte dafür ergeben haben, dass da 
ein klarer rechter Hintergrund, rechtsterroris-
tischer Hintergrund existiert. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Jetzt 
soll es ja so ein Netz von Ansprechpartnern 
geben, um Meldungen zu erleichtern. Wie 
soll das funktionieren, oder wie funktioniert 
es? 

Zeuge Christian Ritscher: Kann ich Ih-
nen nichts dazu sagen. Das ist, glaube ich, 
erst eingerichtet worden, nachdem ich aus 
diesem Verfahren raus war. Also, von einem  
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Ansprechpartnernetz ist mir jetzt nichts be-
kannt im Einzelnen. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Mich 
würde aber noch mal gerade auch in dem 
Zusammenhang interessieren, wie - - Kön-
nen Sie mal von sich aus beschreiben, wie 
Sie diesen schmalen Grat versuchen zu er-
klären zwischen einerseits Verdachtsabklä-
rung auf der einen Seite und nicht zulässiger 
Ermittlung auf der anderen Seite? 

Zeuge Christian Ritscher: Der schmale 
Grat, ja. Also, der ist, wie gesagt, gesetzlich 
vorgegeben, und man muss dann - 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 
Grundsätzlich Länder. 

Zeuge Christian Ritscher: Bitte? 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): 
Grundsätzlich Länder. 

Zeuge Christian Ritscher: Grundsätzlich 
Länder. Und dann muss man die Kollegen 
bitten, dass man mal in die Akten gucken 
darf, denen über die Schulter gucken darf, 
und vielleicht auch mal an den Tatort gehen, 
und dann ist man ein Stück weit natürlich 
davon abhängig, wie kooperativ die sind. In 
der Regel hat das immer gut funktioniert; das 
muss ich auch sagen. Also, ich will jetzt hier 
niemanden irgendwie in ein schiefes Licht 
rücken. Na ja, und dann muss man halt gu-
cken.  

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wel-
che Rolle spielen denn andere Bundesbe-
hörden, zum Beispiel das BKA? 

Zeuge Christian Ritscher: Na ja, in so 
einem Stadium normalerweise wenig bis 
keine. Also, mir ist jetzt jedenfalls kein Fall 
erinnerlich, weil diese Verfahren typischer-
weise von den Ländern nicht mit dem BKA 
geführt wurden. Also, das BKA kam, wenn 
überhaupt, dann erst immer spät ins Boot. 
Ich kann mich, ehrlich gesagt, an gar keinen 
Fall erinnern, wo wir mit dem BKA ermittelt 
haben, also jedenfalls keiner, der vor Gericht 
gegangen ist, weil die Verfahren eben in der 
Regel von Polizeibehörden der Länder be-
reits bearbeitet wurden und man dann nicht 
gesagt hat, dass man sozusagen im laufen-
den Galopp die Pferde wechselt. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
erst danach, wenn Sie übernehmen, können 
Sie das BKA dann beauftragen? 

Zeuge Christian Ritscher: Das hätten 
die Länder, glaube ich, auch schon tun kön-
nen, aber das ist dann halt nicht passiert.  

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Wel-
che Vorgänge - grundsätzlich jetzt, außer 
Zeitung - nutzen Sie sonst zur Recherche 
gegebenenfalls? Gibt es da Weiteres, zum 
Beispiel Datenbanken oder Ähnliches? 

Zeuge Christian Ritscher: Ich bitte um 
Entschuldigung. Ich bin seit Ende 2006, also 
inzwischen seit fünf Jahren hier nicht mehr 
dabei. Wie das heutzutage ist, weiß ich nicht, 
also wie das in diesem Bereich ist. Ich kann 
da jetzt nur für meinen eigenen Bereich 
sprechen. Heutzutage nutzt man natürlich - 
ich jedenfalls nutze das - das Internet für 
Recherchen. Es gibt Datenbanken. Aber, wie 
gesagt, da bitte ich um Verzeihung. Was den 
rechtsterroristischen Bereich anbelangt, kann 
ich da nur spekulieren. 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Und 
damals? Gab es das nur in der Form, wie Sie 
es jetzt schon beschrieben haben? 

Zeuge Christian Ritscher: Na ja, gut, da 
gab es natürlich auch, wie Sie hier sehen 
können, Internetauftritte von Medien. Da gab 
es, wenn ich mich nicht täusche, auch natür-
lich Blogs und dergleichen - jedenfalls im 
Anfangsstadium -, die sich mit solchen Din-
gen befasst haben. Wie gesagt, ansonsten 
gibt es natürlich polizeiliche Erkenntnismit-
teilungen, Lagebilder und dergleichen, die 
routinemäßig auf den Generalbundesanwalt 
zulaufen und dann in die entsprechenden 
Arbeitsbereiche reinlaufen.  

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Das 
erst mal so weit. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
Fragerecht wechselt zur Linksfraktion. Frau 
Wawzyniak. 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Ich will 
noch mal darauf eingehen, was der Herr 
Vorsitzende am Anfang gesagt hat, und bitte 
Sie erst mal, sofort zu widersprechen, wenn 
ich was Falsches sage. Wenn ich das richtig  
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verstanden habe, haben Sie für den Prüfvor-
gang, für den Sie zuständig waren, Zeitungs-
berichte und die Website des BKA genutzt. 
Wenn ich das richtig verstanden habe, sind 
nicht weitere Informationen abgefragt wor-
den. Wenn ich das richtig verstanden habe, 
war der Prüfvorgang „Nagelbombenan-
schlag“ nicht auf Ihrem Tisch.  

Jetzt frage ich mich, ob das denn a) theo-
retisch denkbar gewesen wäre, dass man da 
eine Verbindung herstellt, und warum das, 
wenn es theoretisch möglich gewesen wäre, 
praktisch nicht funktioniert hat. Also, wäre es 
theoretisch möglich gewesen, im Rahmen 
der verschiedenen Referate nachzufragen: 
Gibt es ähnliche Vorgänge? Gibt es Vor-
gänge, die man da hinzuziehen kann oder 
die man berücksichtigen kann? Erst theore-
tisch und b) praktisch. 

Zeuge Christian Ritscher: Frau Abge-
ordnete, kurz eines zu Ihrer Einleitung. Also, 
mir ist jedenfalls nicht erinnerlich, dass ich 
mal was Weiteres abgefragt hätte. Ich kann 
nicht ausschließen, dass meine Kollegen aus 
dem damaligen Referat das getan haben; 
das vorangestellt. 

Nagelbombenanschlag: Also, grundsätz-
lich wäre es - - Wenn jemand oder wenn eine 
Verbindung zwischen dem Nagelbombenan-
schlag einerseits und den Taten, um die es 
jetzt hier in diesem ARP-Vorgang ging, näm-
lich diese Erschießungen, diese Hinrichtun-
gen - so kann man es ja, glaube ich, wirklich 
in der Tat nennen, Herr Vorsitzender -, wenn 
jemand - - Wenn eine Verbindung zwischen 
diesen beiden Tatkomplexen offenbar gewe-
sen wäre oder auch nur Anhaltspunkte dafür 
vorgelegen hätten, dann hätte man das in 
der Tat natürlich zusammenführen können 
und müssen. Aber so, wie ich das heute 
sehe, rückwirkend - wie gesagt, mir war die-
ser Nagelbombenanschlag überhaupt nicht 
bekannt -, fand sich offensichtlich in dieser 
Akte - da kann ich aber wirklich auch nur 
spekulieren, weil ich die Akte nicht kenne - 
zu diesem Nagelbombenanschlag nichts, 
was auf einen rechtsterroristischen Hinter-
grund hingewiesen hätte, jedenfalls nicht bei 
uns im Hause. Sonst wäre das mit einiger 
Sicherheit bei uns gelandet. 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Okay, 
also das heißt - - 

Zeuge Christian Ritscher: Aber, wie ge-
sagt, nachdem ich diesen Vorgang gar nicht  
 

kannte, konnte ich ihn - oder ich denke mal, 
keiner von uns kannte den, also ich kannte 
ihn jedenfalls nicht; ich spreche jetzt mal von 
mir - natürlich auch nicht anfordern. 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Aber 
theoretisch wäre es möglich gewesen? 

Zeuge Christian Ritscher: Wenn, wie 
gesagt, da Hinweise drauf drin gewesen 
wären, dann wäre das nicht nur theoretisch 
möglich gewesen. 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Gut. - 
Dann habe ich eine zweite Frage. Wenn ich 
das richtig verstanden habe, waren Sie bis - - 
haben Sie nach dem 25.08.2006 diesen 
Prüfvorgang nicht mehr gesehen, also war 
für Sie die Akte geschlossen. 

Zeuge Christian Ritscher: Das ist rich-
tig, weil die bei Herrn Gröschel war offen-
sichtlich. 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Ge-
nau. - Jetzt wissen wir ja, dass es unmittelbar 
nach dem neunten Mord die Demonstration 
in Kassel gegeben hat „Kein 10. Opfer“, über 
die durchaus auch in Zeitungen berichtet 
wurde. Haben Sie das bei Ihrer Zeitungslek-
türe berücksichtigt? Haben Sie das irgendwie 
überhaupt zur Kenntnis genommen? Haben 
Sie das in Ihre Bewertung mit einbezogen, 
oder ist das im Rahmen Ihrer Lektüre an 
Ihnen vorübergegangen?  

Zeuge Christian Ritscher: Also, ich kann 
mich nicht daran erinnern, dass ich das gele-
sen habe. 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Gut. - 
Frau Högl hat dankenswerterweise ja schon 
nachgefragt, was mir immer noch nicht er-
klärlich ist und immer noch nicht nachvoll-
ziehbar ist. Wenn Sie - - Sie haben vorhin 
gesagt: Normalerweise fahren wir auch mal 
an einen Tatort. - Also, wenn Sie tatsächlich 
auch die Möglichkeit haben, selbst eigen-
ständige Ermittlungen anzustellen, warum 
Sie das in dem Falle nicht gemacht haben, 
wie gesagt, das ist mir noch nicht erklärlich.  

Aber darum geht es mir jetzt gar nicht, 
sondern mich würde interessieren, ob es so 
allgemeine Richtlinien gibt, allgemeine 
Handlungsanweisungen bei Ihnen, unter 
welchen Bedingungen Sie möglicherweise  
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selbst ermitteln müssen, also an Tatorte fah-
ren, anrufen bei Ermittlungsbehörden. Gibt 
es so eine Richtlinie, oder machen Sie das, 
wie es Ihnen gerade einfällt? 

Zeuge Christian Ritscher: Mir ist jetzt 
jedenfalls keine Richtlinie bekannt, die das 
Verhalten oder unsere Vorgehensweise in 
ARP-Vorgängen festlegen würde. Also, wenn 
wir im Bereich des Ermittlungsverfahrens 
sind, gibt es freilich eine Richtlinie - das ist 
die StPO -, aber in ARP-Vorgängen, die sich 
ja typischerweise im Vorfeld bewegen, gibt 
es eine solche Richtlinie nicht. Es geht in 
diesem Fall einfach nur darum, eben, wie 
gesagt, Erkenntnisse zu sammeln respektive 
die Zuständigkeit des Generalbundesanwalts 
zu prüfen, und da wird dann typischerweise 
das herangezogen, was erreichbar ist und 
was für zweckdienlich gehalten wird. 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Eine 
Frage habe ich noch. Die RiStBV sieht ja in 
Nr. 202 vor, wie Übermittlungen stattfinden 
müssen von Staatsanwaltschaften. Jetzt 
haben wir hier einen Fall von neun Morden, 
also tatsächlich Morden. Sie lesen das in der 
Zeitung. Sie kriegen offensichtlich von 
Staatsanwaltschaften - - die sind bisher auf 
Sie nie zugetreten und haben irgendwas 
übermittelt. Fordern Sie dann so was viel-
leicht bei den Staatsanwaltschaften aktiv ein, 
und wenn ja, warum nicht? 

Zeuge Christian Ritscher: Wenn ja, wa-
rum nicht? 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Wenn 
nein, warum nicht. 

Zeuge Christian Ritscher: Wenn wir An-
haltspunkte dafür haben, dass eine Zustän-
digkeit des Generalbundesanwalts in Be-
tracht kommen könnte, tun wir das. Man 
muss ja auch sehen, dass letztendlich, wie 
Sie ja schon gesagt haben - es steht ja in der 
RiStBV drin -, wäre das eigentlich Sache 
umgekehrt, dass das die Staatsanwaltschaft 
uns schickt, und wir können das dann auch 
nicht erzwingen, wenn sie es denn nicht tut. 
Auch wenn wir die anfordern und die sagen 
Nein, kann ich nichts erzwingen. Die RiStBV 
ist eine Verwaltungsvorschrift.  

Ja, also, wie gesagt, in der Regel kom-
men die Staatsanwaltschaften - um da wie-
derum aber einen falschen Eindruck zu ver- 
 

meiden - einer etwaigen Aufforderung nach. 
Wie gesagt, in diesem Fall - ich kann mich da 
leider nur wiederholen - haben wir offensicht-
lich keinen Anlass gesehen, das zu tun.  

Ich kann es, wie gesagt - - Frau Abgeord-
nete, ich kann das nur rekonstruieren. Wir 
sind damals offenbar alle miteinander - wie 
gesagt, das war ja keine einsame Entschei-
dung - zu dem Ergebnis gelangt, dass keine 
greifbaren Anhaltspunkte dafür da sind, dass 
es sich um eine terroristische, rechtsterroris-
tische Tat handelt, so leid mir das heutzutage 
tut. Ich würde es sicherlich anders machen. 

Halina Wawzyniak (DIE LINKE): Ich un-
terbreche Sie ungern. Ich habe aber noch 
eine Frage, und bevor die Fragezeit ab-
läuft - - Ich will Sie nur mal fragen: Wenn Sie 
aufgrund von Zeitungsnachrichten feststel-
len, es sind neun Morde - jetzt abstrahieren 
wir mal von dem konkreten Fall, den Sie zu 
behandeln haben -, ist es dann Normalität, 
dass Sie sagen: „Wir holen uns - wir fragen 
mal nach, wenn wir es nicht selbst übermittelt 
bekommen haben - die Akten der Staatsan-
waltschaft“? Oder ist es im Normalfall nicht 
der Fall? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, alleine 
deswegen, weil es neun Morde sind, fordern 
wir nichts an. Also, auch Serienschießereien 
im Hells-Angels-Milieu sind nichts für einen 
Generalbundesanwalt. Da können so viele 
Tote übrig bleiben - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage, Frau Wawzy-
niak, ganz kurz? 

Zeuge Christian Ritscher: Solange es 
keinen Staatsschutzcharakter hat, kommt es 
dann wiederum nicht darauf an, ob es ein 
Toter ist oder ob es 100 Tote sind.  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Ritscher, ich habe gerade noch mal nachge-
guckt, weil ich hatte das nicht, aber der Kol-
lege Stracke hatte das. Diese vier Medien-
quellen, also Spiegel, Süddeutsche Zeitung, 
Welt und Bild-Zeitung, das sind alles Inter-
netausdrucke aus dem August. Das hat ja 
offenkundig jemand gegoogelt. Kann man 
sich das so vorstellen? Waren Sie das? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, ob das 
gegoogelt ist, Herr Vorsitzender, kann ich  
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Ihnen jetzt nicht mehr sagen. Ich halte es für 
denkbar, dass - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also, 
dafür sind die Adressen - - 

Zeuge Christian Ritscher: Es kann sein, 
dass es gegoogelt sind. Es kann sein, dass 
jetzt beispielsweise die Süddeutsche, die hier 
als Erste ist, damit auf ihrer Website relativ 
prominent aufgemacht hat und dann das 
Anlass war, zu gucken, was die anderen 
Medien zu dem Thema bringen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Ritscher, es findet sich auch der Ausdruck 
der BKA-Seite, Bundeskriminalamt: unge-
klärte Mordfälle. Das ist Mordfälle „Bospo-
rus“. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Und da 
schreibt das Bundeskriminalamt - ich zi-
tiere -:  

Bei den Ermittlungen ergab sich 
bislang in keinem der Fälle ein 
konkretes Motiv. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber in 
Ihrer Bewertung beziehen Sie sich aus-
schließlich auf Herrn Horn, der zum Teil ver-
kürzt in der Bild-Zeitung wiedergegeben wird, 
und schreiben: Es spricht alles dafür: privater 
Rachefeldzug.  

(Der Zeuge liest in seinen Unterla-
gen) 

Zeuge Christian Ritscher: Das war da-
mals die Bewertung. Ich kann es leider nicht 
anders sagen, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ja, 
aber ich meine, das BKA schreibt ja - - Ich 
meine, so unzureichend das ist, sich da auf 
der BKA-Seite zu informieren, aber das BKA 
schreibt: Es ergab sich kein konkretes Mo-
tiv. - Sie kommen aber zu dem Fazit: Es gibt 
ein Motiv, nämlich sozusagen abstrakter, 
nicht rassistischer Türkenhass, ein persönli-
cher Rachefeldzug, und das aufgrund eines 
Artikels. 

 

(Dr. Eva Högl (SPD): Persönlicher 
Rachefeldzug!) 

Zeuge Christian Ritscher: Ich gestehe 
Ihnen sofort zu, dass das eine sehr steile 
These ist, die hier steht, und dass man die 
nur - das würde ich heute genauso sehen 
wie Sie - sehr bedingt aus diesen Artikeln so 
rauslesen kann. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Das 
hätte man damals auch schon anders be-
werten können, wenn man mal bei der BAO 
„Bosporus“ angerufen hätte. 

(Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Herr Vorsitzen-

der, Sie wollten nur eine Frage 
stellen!) 

Zeuge Christian Ritscher: Möglicher-
weise. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es gibt 
noch eine halbe Minute für die Linkspartei. - 
Jetzt hat das Fragerecht die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Herr Wieland. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wir danken sehr.  

Also, zunächst mal möchte ich noch mal 
auf was ganz anderes zurückkommen. Wer 
ist eigentlich ein Gemüsehändler? Herr Vor-
sitzender, Sie waren da etwas zurückgeru-
dert und haben gesagt, zwei Referenten - - 
oder der Referent hat gesagt: Zwei der Toten 
waren Gemüsehändler. - Auch hier: Vorsicht! 
Herr Tasköprü in Hamburg betrieb einen 
Laden für Getränke und Lebensmittel; so 
stand es dran. Die Frau von Herrn Kilic in 
München betrieb ein Frischwarengeschäft. 
Ich halte es nicht für richtig, das beides unter 
„Gemüsehändler“ zu subsumieren. Das hat 
die Polizei zwar so getan; „Lebensmittel-
händler“ oder „Geschäftsinhaber eines Le-
bensmittel-geschäftes“ wäre richtig gewesen. 
Ich will es nur sagen, weil ich mit diesem 
Zwischenruf Sie ja auf diese Fährte gebracht 
hatte. Gegebenenfalls sehen wir uns noch 
mal die Tatortfotos an, um uns über diese 
Läden - - Das war Hamburg, und das war 
München, einmal der Hamburger und einmal 
der Münchner. Auch hier, fürchte ich - Sarra-
zin im Kopf, der das damals noch nicht ge-
schrieben hatte -, war der kurze Schluss: 
Türke gleich Gemüsehändler. Wir können 
uns aber bei Gelegenheit die Tatortfotos 
ansehen.  
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Nun kommen wir zu Ihnen, Herr Ritscher. 
Sie haben ja das schöne Stichwort „schul-
mäßig“ gebraucht. Wenn es denn schulmä-
ßig gewesen wäre, dann muss ich Ihnen 
wirklich mal sagen: Also, auch auf der dün-
nen Materialbasis, die Sie hatten - - Süd-
deutsche Zeitung, sagen Sie - - Seite 5; da 

steht tatsächlich:  

Irgendetwas mag im Umgang mit 
Türken vorgefallen sein, das ihm 
extrem negativ oder demütigend 
erschien. 

„Mag“, nicht „ist“, als Möglichkeit formuliert! 
Dann hatten Sie vom BKA selber die 

Auskunft, und dort heißt es - das ist Seite 17 
bei uns 

**
 - vom Bundeskriminalamt: 

Denkbar ist, dass diese Person vor 
Begehung der ersten Tat im Sep-
tember 2000 ein Schlüsselerlebnis 
im Zusammenhang mit türkischen 
Staatsangehörigen hatte.  

Einmal „mag“ und einmal „denkbar ist“. 
In Ihrer Verfügung, die Sie geschrieben 

haben, wird daraus auf Seite 2 unter „Ar-
beitshypothese der Kriminalpolizei“ folgende 
Formulierung: 

***
 

Die Polizeibehörden gehen dabei 
davon aus, dass Taten durch „ein 
extrem negatives oder demütigen-
des Erlebnis“ des Täters mit tür-
kisch-stämmigen Menschen aus-
gelöst wurden. 

Da ist die Möglichkeit weg, da ist die Hypo-
these weg, da kommt die Behauptung.  

(Dr. Eva Högl (SPD): Ja!) 

Sie haben selbst Bild - - nicht Bild, Süd-
deutsche Zeitung und BKA-Mitteilung hier 
falsch zusammengefasst. Oder sehen Sie 
das nicht so? 

Zeuge Christian Ritscher: Also, ich kann 
Ihnen da nur recht geben, Herr Abgeordne-
ter.  

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): So, Herr Ritscher, es könnte uns 
ja egal sein. Ich sage mal: Es könnte uns  
 

                                                      
 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle lautet: MAT A GBA-3/4, Blatt 5. 
**
 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle lautet: MAT A GBA-3/4, Blatt 17. 
***

 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle lautet: MAT A GBA-3/4, Blatt 21. 

egal sein, wenn Sie daraus nicht das zentrale 
Ablehnungsargument gemacht hätten. In 
Ihrer an sich wunderschönen Eggesin-Ablei-
tung, die abstrakt ja völlig richtig ist - da bin 
ich mir mit Frau Högl einig -, kommen Sie 
dann dazu: Selbst wenn er aus Türkenhass 
mordet, tut er es aus einem subjektiven Mo-
tiv. - Ist wahrscheinlich für einen Nichtjuristen 
gar nicht nachvollziehbar, diese Argumenta-
tion, dass jemand aus Hass handelt und man 
dann noch mal fragt: Wie ist dieser Hass 
eigentlich begründet? Aber hier haben Sie, 
indem Sie zunächst die Möglichkeit wegdefi-
niert haben, aus der Möglichkeit eine Tatsa-
che gemacht - der hatte ein Negativerleb-
nis -, sind dann dadurch zu dem Ausschluss 
gekommen, dass es kein Rassismus ist, 
dass es kein sozusagen menschenfeindli-
ches Motiv im Sinne einer Gattung ist: Ich will 
hier gegen eine bestimmte Bevölkerungs-
gruppe vorgehen.  

Das heißt, der zentrale Fehler in der Zu-
sammenfassung hat dazu geführt, dass Sie 
zu einem negativen Ergebnis gekommen 
sind, ganz jenseits der schwachen Fakten-
basis. Wenn man schulmäßig das als Klau-
suraufgabe Ihnen gestellt hätte - mit dieser 
Lösung hätten Sie wohl nicht bestanden. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Traurig, ja. Na gut. 

Zeuge Christian Ritscher: Ich gebe Ih-
nen ja recht, leider. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das spricht für Sie. 

(Dr. Eva Högl (SPD): Ganz genau!) 

Zeuge Christian Ritscher: Ich würde es 
heute anders machen; das dürfen Sie mir 
glauben. 

(Stephan Stracke (CDU/CSU): Da 
haben wir keine Zweifel dran!) 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Aber es ist irgendwie - - Ich 
meine, der Herr Horn ist für mich kein Held - 
muss ich deutlich sagen -, dieser Profiler. Er 
kam der Wahrheit nur ein Stück nahe. Und 
dieses „Türkenhasser“ hat auch immer die-
ses Subjektive drin. Den gedanklichen 
Schritt: „Hier morden welche, nur weil es Tür-
ken sind, die gar kein individuelles Motiv ha- 
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ben, außer dass sie verblendete, fanatische 
Rassisten sind“, diesen gedanklichen Schritt 
hat niemand getan. So. Aber hier ist es nach-
gerade wieder in unserer Abteilung: Abstrakt 
richtiges Wissen - das hatten wir bei vielen 
Behörden -, alles richtig in der Schublade, 
und die konkrete Subsumtion völlig dane-
ben - - ist das leider ein weiteres Kapitel, was 
hier zugefügt wurde. 

Gut, dann habe ich keine weiteren Vor-
haltungen mehr zu machen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Wir 
kämen dann zu einer zweiten Runde, falls 
der Bedarf besteht. - Die Unionsfraktion hat 
noch Fragen. Bitte. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Ritscher, ich will Sie nicht länger jetzt auch 
damit konfrontieren, mit dem, was jetzt ja 
Gegenstand aller Runden war, aber zu 
Recht. Sie müssen verstehen: Wir haben hier 
Sicherheitsbehörden, Polizeibehörden wirk-
lich sehr stark auf den Zahn gefühlt, die um-
fangreichst gearbeitet haben, wo man so 
diesen Vorwurf nie machen konnte. Und 
dass man dann anhand Aktenvorgängen, die 
aus Zeitungsartikeln bestehen, natürlich ins 
Nachdenken kommt, ist, glaube ich, ein-
leuchtend.  

Deshalb von mir zu diesem leidigen 
Thema nur eine Frage noch an Sie. Wäre es 
denn nicht besser - und dazu braucht es 
keine Gesetzesänderung, dazu brauchen wir 
keine Landesjustizminister, keinen Bundes-
justizminister, uns auch nicht als Gesetzge-
ber -, wenn man sich innerhalb der General-
bundesanwaltschaft, vielleicht im Benehmen 
mit den Staatsanwaltschaften der Länder, 
darauf verständigt, dass man bei solchen 
Prüfvorgängen, die Sie ja anlegen können, 
die Prüfung nicht auf Zeitungsartikel abstellt, 
sondern Sie regelmäßig einen Zwischenbe-
richt entweder der ermittelnden Behörde vor 
Ort oder der Staatsanwaltschaft vor Ort an-
fordern und den als Hauptgrundlage Ihrer 
Prüfung nehmen? Das wäre doch deutlich 
mehr als Süddeutsche Zeitung, Spiegel On-
line oder was auch immer. Ist denn so was 
nicht vorstellbar, und zwar es einzuführen als 
Standard, nicht der Beliebigkeit überlassen? 

Zeuge Christian Ritscher: Herr Ab-
geordneter, da bin ich ganz bei Ihnen. Also, 
ich habe das leider nicht zu entscheiden. Ich 
bin ja nur - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sie 
dürfen es aber herzlich gern weitergeben, 
und wir schreiben es auch in unseren Bericht 
rein, wenn Sie jetzt sagen: Das wäre hilf-
reich. 

Zeuge Christian Ritscher: Also, es wäre 
sicherlich hilfreich, wenn man - - Also, wie 
gesagt, das wäre natürlich eine der Lehren, 
die hieraus zu ziehen sind, also - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wissen 
Sie, Herr Ritscher, wenn ich jetzt jemanden 
fragen würde, irgendeinen Bürger aus mei-
nem Wahlkreis: „Was meinst du, wie der 
GBA in solchen Fällen das prüft, ob er über-
nehmen soll oder nicht?“, dann hat jeder die 
Vorstellung: Da sitzen die besten Staatsan-
wälte Deutschlands, haben mindestens drei 
Leitz-Ordner, fünf Gutachten, haben Er-
kenntnisse top, und aufgrund dieser Grund-
lage entscheiden sie. Wenn ich denen sagen 
würde: „Ist nicht; es waren fünf Zeitungsarti-
kel“ - 

Zeuge Christian Ritscher: Vier. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - „oder 
vier und ein Kommentar zum GVG oder was 
auch immer“, dann fallen die vom Glauben 
ab. 

(Halina Wawzyniak (DIE LINKE): 
Das glaube ich auch! Da haben die 

ja recht!) 

Und wir reden hier immer viel über Ver-
trauen in die Arbeit der Behörden, das wir 
auch wiederherstellen wollen. Ohne kritische 
Nachfragen wird es aber nicht gelingen und 
ohne Konsequenz auch nicht. Aber das wäre 
doch ein Weg, es zum Standard zu erheben, 
zu sagen: Grundsätzlich - das können Sie ja 
intern machen - erfolgt so eine Bewertung 
oder auch dann eine Wiedervorlage - je 
nachdem, zu was für einem Ergebnis Sie 
kommen - auf der Grundlage unter anderem 
eines Zwischenberichtes der ermittelnden 
Behörde. 

Zeuge Christian Ritscher: Ich kann das 
gerne im Hause weitergeben. Ich bin aller-
dings jetzt, wie gesagt, nicht derjenige, der 
das zu entscheiden hat oder - -  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
wissen wir, aber wir können - -  
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Zeuge Christian Ritscher: Ich habe lei-
der auch nicht die Kompetenzen, das - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir re-
den ja noch mit Ihrem Chef immer wieder 
mal, und dann bringen wir es auch mal vor. 
Ich wollte nur von Ihnen wissen, ob es fach-
lich und praktisch ginge oder ob das ein 
schlechter Vorschlag wäre von mir oder ob 
es rechtlich gar nicht geht. Das könnte ja 
auch sein, dass Sie es mit Ihrer Kompetenz 
nicht vereinbaren, wenn Sie so was anfor-
dern. 

Zeuge Christian Ritscher: Wie gesagt, 
anfordern ist immer - - Das ist immer eine 
Frage der Freiwilligkeit. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Keine 
eigenen Ermittlungshandlungen, nur einen 
Zwischenstand anfordern! 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, ja, natür-
lich. In den Verfahren, in denen das ange-
zeigt ist, beispielsweise eben insbesondere 
in Verfahren, in denen es ARP-Vorgänge - 
von denen reden wir ja - - in denen Taten 
vorgefallen sind, mag das durchaus sinnvoll 
sein, ja. Da gebe ich Ihnen vollkommen 
recht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. - 
Sie hatten - da waren Sie selber nicht betraut 
damit, aber aus der Übersicht, die wir be-
kommen haben über die ARP-Vorgänge - - 
auch einen ARP-Vorgang angelegt zum 
Polizistenmord in Heilbronn, schon vor 2011. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, aber da-
von weiß ich nichts, weil der ist ja erst 2007 
passiert. Da war ich in Spionage- und Völ-
kerstrafrecht. Da ist er nicht angelegt wor-
den.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
mich nur ein bisschen stutzig gemacht hat: 
Wie wir jetzt ja von Herrn Christeleit wissen, 
heißt die Abkürzung „Allgemeines Register 
Politisch“. Muss ich aus dem Anlegen eines 
Prüfvorgangs beim Polizistenmord in Heil-
bronn schließen, der ja vor Ort wieder unter 
der Überschrift OK - ein Racheakt OK - ge-
sehen wurde, dass der GBA oder der Kollege 
von Ihnen, der das damals angelegt hat, 
durchaus dort ein anderes Motiv im Blick 
hatte? 

Zeuge Christian Ritscher: Herr Ab-
geordneter, kann ich wirklich nichts dazu 
sagen. Also, ich habe - - Ich wusste gar 
nicht, dass es einen solchen ARP-Vorgang 
gibt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Okay. 

Zeuge Christian Ritscher: Und von da-
her kann ich leider auch nicht sagen, was der 
Beweggrund war, da einen ARP-Vorgang 
anzulegen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ge-
nau. - Herr Ritscher, bei Durchsicht der Ak-
ten MAT A BMI-3/0014 bin ich auf ein Ergeb-
nisprotokoll gestoßen der „Informations-
gruppe zur Beobachtung und Bekämpfung 
rechtsextremistischer/-terroristischer, insbe-
sondere fremdenfeindlicher Gewaltakte“ - 
kurz: IGR - aus dem Jahr 2003, Oktober 
2003, über eine Tagung, 23. Bund-Länder-
Tagung dieser IGR in Schwäbisch Hall. Ken-
nen wir ja mittlerweile, was sonst auch noch 
war, in den Jahren davor. Da tauchen Sie in 
der Teilnehmerliste auf. 

Zeuge Christian Ritscher: Ist richtig. Ja, 
da war ich. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Waren 
Sie regelmäßiger Teilnehmer an diesen IGR-
Tagungen? 

Zeuge Christian Ritscher: Regelmäßig 
nicht, aber ich war mehr als dieses eine Mal 
da. Ich meine, ich war auch noch mal danach 
da und auch einmal davor. Aber ich weiß es 
nicht mehr genau. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
heißt, dass Sie beim Thema Rechtsextre-
mismus ja durchaus sehr profunde Kennt-
nisse gewonnen haben, die jetzt weit über 
Presseveröffentlichungen hinausgehen, ein-
fach aufgrund des Austausches mit Verfas-
sungsschutz, mit Polizei - - die ja da immer 
stattfanden. Kann man das so sagen, diese 
Tagungen, dass die einen sehr wertvollen 
Austausch geliefert haben? 

Zeuge Christian Ritscher: Die haben ei-
nen wertvollen Austausch geliefert, weil da 
die befassten Behörden zusammengekom-
men sind, sich ausgetauscht haben und mal 
ihren Kenntnisstand mitgeteilt haben und  
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man einfach mal drüber gesprochen hat, was 
in den jeweiligen Ländern läuft.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): War da 
mal „Blood & Honour“ ein Thema, also das 
Verbot, und dass die wieder beginnen, sich 
zu organisieren, oder in anderen Strukturen 
weitermachen, also gegen das Verbot ver-
stoßen? 

Zeuge Christian Ritscher: Das kann ich 
nicht auswendig sagen; weiß ich nicht mehr. 
Könnte sein; schließt es nicht aus. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also, 
hier war es mal Thema. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, ist denk-
bar. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
dann hatten wir bei „Blood & Honour“ auch 
einen Prüfvorgang, den Sie bearbeitet haben 
meines Wissens. 

Zeuge Christian Ritscher: Da war ich 
zumindest mit dabei, ja.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Oder 
mit dabei. 

Zeuge Christian Ritscher: Ich erinnere 
mich dunkel, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wo das 
BKA - - Also, das Verbot war 2000. Dann gab 
es, glaube ich, 2003 die ersten Erkenntnisse, 
dass sich hier die Strukturen entgegen dem 
Verbot wieder beleben. Dann wurde es im-
mer mehr. Dann gab es 122 Durchsuchun-
gen, 80 Beschuldigte in sieben Bundeslän-
dern, und das BKA hat händeringend wirklich 
darum gebeten, dass der GBA hier das Ver-
fahren übernimmt, und ist mehrfach vorstellig 
geworden. Es wird mehrfach - auch gemein-
sam mit dem BMJ - entschieden: Nein - wie 
hieß es hier? -, die besondere Bedeutung 
des Falls sei nicht gegeben.  

Jetzt haben wir heute schon einen Zeu-
gen hier gehabt, den Herrn Hanning, der 
gesagt hat, „Blood & Honour“ war für ihn, 
obwohl nicht unmittelbar damit befasst, im-
mer in besonderer Erinnerung wegen der 
Gefährlichkeit. Und Sie schreiben hier in den 

Akten:  Bei der Durchsuchung wurden dann 
auch 

eine funktionsfähige Handgranate, 
eine Pistole, eine durchbohrte 
Schreckschusswaffe aufgefunden 
und beschlagnahmt; dass diese 
Gegenstände zu einer möglichen 
Fortführung von „Blood & Honour“ 
in Bezug stehen, ist indes nicht 
erkennbar. 

Klar, da wird kein Schild draufgestanden 
sein auf der Waffe:„Blood & Honour“. Aber 
wenn Sie es bei den Akteuren finden, wenn 
die wieder aktiv sind - wie auch immer -, 
woher diese - so habe ich es zumindest ent-
nommen - sehr defensive Haltung, bevor Sie 
etwas übernehmen? In dem Fall, glaube ich, 
war es nicht das rechtliche Problem. Sie 
haben vorhin zu Recht darauf hingewiesen, 
so leicht ist es für Sie nicht, einfach Ermitt-
lungen an sich zu ziehen. Sie haben einen 
schmalen Grat, auf dem Sie das dürfen. Aber 
hier eine verbotene rechtsextremistische 
Organisation, die wieder beginnt zu agieren, 
80 Beschuldigte, 120 Durchsuchungen, 
Waffen und Sprengstoff werden gefunden - 
und wir haben heute auch andere Berüh-
rungspunkte in unserem Thema -, wäre es 
da nicht angebrachter gewesen, zu sagen: 
„Wir übernehmen das“?  

Zeuge Christian Ritscher: Herr Ab-
geordneter, ich kann heutzutage jetzt nicht 
mehr rekonstruieren, was im Einzelnen die 
Beweggründe für die Bundesanwaltschaft 
waren. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Haben 
Sie überhaupt mal einen Fall aus dem Prüf-
vorgang? Wurde mal aus einem Prüfvor-
gang, den Sie bearbeitet haben, ein Fall? 

Zeuge Christian Ritscher: Bitte? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wurde 
aus einem Prüfvorgang, den Sie zu bearbei-
ten hatten, überhaupt mal eine Zuständigkeit 
des GBA begründet? 

Zeuge Christian Ritscher: Wie gesagt, 
das kann ich Ihnen auch nicht mehr genau 
sagen. Es kann sein, dass das so war. Bei 
„Blood & Honour“ - das erinnere ich noch -  
 

                                                      
 Anmerkung Stenografischer Dienst: Die Fund-

stelle lautet: MAT A BMI-4/37, Blatt 37. 
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hatten wir - der ARP-Vorgang dürfte nicht 
ganz dünn gewesen sein im Ergebnis - rela-
tiv lange die Landesbehörden begleitet, und 
die Frage stellte sich, glaube ich, auch 
mehrfach, ob man es übernimmt oder nicht. 
Und wir sind dann im Ergebnis immer zu 
dem Ergebnis - - schlussendlich immer zu 
dem Ergebnis gekommen, dass wir es nicht 
übernehmen, weil die gesetzlichen Voraus-
setzungen nicht gegeben sind. Ich bitte um 
Verzeihung, dass ich nicht mehr im Einzel-
nen rekonstruieren kann, warum die nicht 
gegeben waren und woran es letztendlich 
scheiterte. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
BKA war anderer Auffassung offensichtlich. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, aber die 
rechtliche Bewertung obliegt nicht dem BKA. 
Also, die Beweggründe, warum das BKA ein 
Verfahren gerne in unserer Hand hätte oder 
auch nicht, sind ganz andere als die, die das 
Gesetz vorsieht. Also, von daher - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
wird das BKA nicht gerne hören. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. Die ha-
ben - - Ich habe nicht gesagt, dass sie unge-
setzlich wären, aber die strafprozessualen 
Voraussetzungen - - Das BKA hat dann er-
mittlungstaktische Vorstellungen oder sons-
tige durchaus legitime Vorstellungen, aber 
das GVG und die StPO binden uns. Also, 
ich - da bitte ich um Verzeihung - kann Ihnen 
das nicht mehr heute aus dem Kopf rekon-
struieren, wie das damals im Einzelnen lief. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
die sehr defensive Bewertung bei nahezu 
allen ARP-Vorgängen fällt auf. 

Zeuge Christian Ritscher: Wenn Sie das 
so sagen, ja, wenn es Ihnen auffällt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir ha-
ben uns jetzt viele solche Vorgänge ange-
guckt. Wir haben ja auch 44 bekommen in 
der Übersicht. Kein einziger - - aus keinem 
einzigen wurde eine Zuständigkeit des GBA. 
Ich glaube, all die Fälle, die Sie geprüft ha-
ben - waren es sechs oder acht? - - wurde 
auch nie eine Zuständigkeit begründet. Es 
waren höchst unterschiedliche Fälle dabei, 
wo man sagen kann: Nicht jeder hat es wirk- 
 

lich in der Tat hergegeben, Ihre Zuständigkeit 
zu begründen. Aber es waren auch ein paar 
dabei, wo wir sagen würden: Da wäre es 
mehr als angebracht gewesen.  

Nehmen Sie das als Bewertung hin, die 
sich jetzt weniger am strengen Recht orien-
tiert hat. Aber alleine aufgrund der Dimension 
der Dinge - - Die muss ja schon auch eine 
Rolle spielen. Wenn Sie schreiben, die be-
sondere Bedeutung des Falls sei nicht gege-
ben, ist das sehr, sehr defensiv.  

Wir haben keine Fragen mehr. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Okay. - 
Hat die SPD noch Fragen? 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, eine noch oder 
zwei, - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Frau 
Dr. Högl. 

Dr. Eva Högl (SPD): - jedenfalls so einen 
kleinen Komplex noch; genau. 

Herr Ritscher, ich würde gerne mal wis-
sen, wie Sie sich vorbereitet haben hier auf 
Ihre Vernehmung heute. 

Zeuge Christian Ritscher: Ich habe mir 
diesen ARP-Vorgang in Kopie geben lassen 
und habe - was habe ich noch gemacht? - ab 
und zu in der Presse verfolgt, was hier die 
Themen sind. Ja, aber das - - Also, mehr hat 
die Zeit meiner Arbeitsbelastung leider nicht 
zugelassen. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Informationen aus der Presse!) 

Dr. Eva Högl (SPD): Als das im Novem-
ber 2011 herauskam, dass der NSU verant-
wortlich war für die Mordserie, die Spreng-
stoffanschläge, die Banküberfälle und so - - 
Ich frage die Zeugen immer alle, was sie da 
gedacht haben. Aber bei Ihnen will ich mal 
wissen: Sie haben sich damit ja beschäftigt. 
Haben Sie sofort drüber nachgedacht: „Ach, 
das war ja mein ARP-Vorgang. Da habe ich 
mich ja mal mit befasst. Du liebe Güte, das 
habe ich ja damals ganz falsch einge-
schätzt“, oder was war da so? Wie haben Sie 
da so drauf reagiert? Ist Ihnen das sofort 
wieder eingefallen? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. Mir ist 
sofort der ARP-Vorgang in den Sinn gekom-
men. Also, mir ist in den Sinn gekommen,  
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dass sie die Sache geprüft haben, und ich 
muss auch sagen: Ich habe den Fall, der ja 
schon auch außergewöhnlich ist, unabhängig 
davon, also jenseits des rechtsterroristischen 
Hintergrundes, auch schon immer mal wieder 
verfolgt, und mir ist dann auch in Erinnerung 
gekommen, dass also ja nun dann wenige 
Monate vorher ein größerer Artikel auch in 
der Zeitung war, der darüber spekuliert hat 
mit recht deutlichen Worten, dass da der 
Tiefe Staat in der Türkei dahinterstecke und 
dass das doch eigentlich ziemlich klar sei 
und dass es da aber immer noch irgendwel-
che Ermittlungsbeamte gebe, die hinter der 
Türkenhasser-Theorie her seien, aber ei-
gentlich sei doch klar, dass da der Tiefe 
Staat dahinterstecke, was mir nie sonderlich 
plausibel erschien, aber - - Ja, das waren so 
die Dinge, die mir in den Sinn gekommen 
sind. 

Dr. Eva Högl (SPD): Haben Sie sich da 
sofort den ARP-Vorgang noch mal wieder 
gezogen und reingeschaut? 

Zeuge Christian Ritscher: Nein, das 
kann ich nicht so einfach. Nein, den habe ich 
dann erst im Nachgang - - 

Dr. Eva Högl (SPD): Jetzt erst zur Vorbe-
reitung dieser - - 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. Wie ge-
sagt, wie es dann da weiterging, war mir 
auch gar nicht bekannt, bevor ich jetzt hier 
dieses Doppel bekommen habe. 

Dr. Eva Högl (SPD): Aber Sie haben sich 
daran erinnert, dass Sie das damals ganz 
falsch eingeschätzt haben? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, ich 
wusste noch, dass wir das damals geprüft 
haben. Wie gesagt, das war eines der letzten 
Dinge, die ich in diesem Referat überhaupt 
gemacht habe, bevor ich dann den Zustän-
digkeitsbereich gewechselt habe. 

Dr. Eva Högl (SPD): Und wenn Sie da 
heute noch mal draufgucken - wir haben es 
ja auch bei unserer Befragung eben schon 
rausgearbeitet -, wenn Sie da jetzt noch mal 
draufgucken? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, ich hatte 
es ja schon mehrfach gesagt: Ich würde das  
 

heute so sicherlich nicht mehr schreiben. 
Also, ich war - muss ich schon sagen - im 
Nachgang sogar erstaunt, dass ich das also 
hier mit meinem Namen mitgetragen habe. 
Aber es ist so. Es ist so. 

Dr. Eva Högl (SPD): Nicht nur die politi-
schen Hintergründe und die Motive, sondern 
auch die juristischen Gesichtspunkte? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. 

Dr. Eva Högl (SPD): Okay, dann habe ich 
keine weiteren Fragen. - Möchtest du auf 
mein Fragekontingent noch was oder auf 
unser?  

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ich 
habe noch eine Frage. Sie waren ja von 
2002 bis 2006 für diesen Bereich zuständig. 
Ist denn dieses Thema Ceska-Morde vor 
2006 jemals erörtert worden? 

Zeuge Christian Ritscher: Nein, das 
hatte ich Ihnen ja schon mal gesagt. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Erst 
nach dem neunten Mord das erste Mal? 

Zeuge Christian Ritscher: Ja. Und des-
halb: Die Frage stelle ich mir heute auch 
immer wieder, wie es eigentlich kommen 
konnte. Ich meine, ich habe mir sogar die 
Frage gestellt, ob wir nicht zur Zeit der 
Hauptverhandlung gegen Martin Wiese und 
andere - in der Zeit waren wir ja viel in Mün-
chen - - ob nicht eine der Taten während 
dieser Zeit passiert ist. Ist es aber nicht, wie 
ich jetzt im Nachhinein festgestellt habe. 
Aber es beschäftigt mich wirklich. Es ist - - 
Ich weiß es nicht. Es wurde offensichtlich 
dann auch medial immer anders abgebucht. 
Mir ist diese Mordserie vor diesen, vor der 
letzten, also der vorletzten Tat, wenn man 
jetzt den Mord an Frau Kiesewetter noch mit 
in den Blick nimmt, dienstlich nie begegnet. 
Es ist einfach so. Ich weiß auch nicht, wa-
rum. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Es ist 
halt nur jetzt im Rahmen Ihrer Befragung, 
Herr Ritscher, bei mir der sehr starke Ein-
druck entstanden, dass die Auswahl von 
Vorgängen, wo Sie prüfen: „Gibt es eine Zu-
ständigkeit der Bundesanwaltschaft?“, ers-
tens absolut erratisch erfolgt und zweitens  
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man den Eindruck hat, das Ergebnis der 
Prüfung hängt im Wesentlichen davon ab, ob 
wir Qualitätsjournalismus haben in Deutsch-
land und die Redakteure da vernünftiges 
Zeug reinschreiben in ihre Texte oder nicht. 
Liege ich da ganz falsch? 

Zeuge Christian Ritscher: Ganz falsch 
vielleicht nicht. Aber, Herr Vorsitzender, zum 
einen muss man sehen, vielleicht doch se-
hen, dass wir von 2003 bis 2005 - - Also, ich 
jedenfalls für meine Person habe mich ei-
gentlich so gut wie gar nicht mit ARP-Vor-
gängen befasst, sondern war im Wiese-
Komplex drin, und zwar rund um die Uhr 
mehr oder weniger. Das ist das eine. Das 
andere ist - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aber 
ich meine, wenn sich vor 2006 in Ihrem Haus 
jemand schon beschäftigt hätte mit der 
Ceska-Mordserie, hätten Sie das doch im 
Rahmen Ihrer Recherchen 2006 geprüft, 
oder? 

Zeuge Christian Ritscher: Wahrschein-
lich schon. Ja, doch schon. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Also ob 
es zu demselben Sachverhalt bereits einen 
früher datierenden Prüfvorgang gibt. Das 
macht man doch dann, oder? Haben Sie das 
gemacht? 

Zeuge Christian Ritscher: Ich kann Ih-
nen das jetzt nicht mehr positiv sagen, aber 
ich gehe davon aus. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Ach so. 

Zeuge Christian Ritscher: Ich weiß jetzt 
nicht, ob Ihre Aktenanforderungen etwas 
anderes ergeben haben, aber ich glaube 
nicht, dass es dazu einen anderen Vorgang 
gibt. Einen früheren, oder? Also, ich will hier 
keine Fragen stellen. Das ist nicht meine - - 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Na ja, 
aber ich dachte nur, wir laden ja Zeugen ein, 
um hier Erkenntnisgewinne zu erzielen, und 
ich gehe doch mal davon aus - sechs Jahre 
sind ja nun nicht ganz so lange her -, dass 
Sie uns aus Ihrer Erinnerung heraus sagen 
können müssten - - 

 

Zeuge Christian Ritscher: Also, bei uns 
ist keiner gelaufen. Das kann ich sagen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Aha. - 
Frau Dr. Högl. 

Dr. Eva Högl (SPD): Ich habe noch was 
vergessen, Herr Ritscher, was mich auch 
noch interessiert hat, nämlich: Haben Sie 
denn danach noch mal mit Ihren Kollegen 
gesprochen, also über diese falsche Ein-
schätzung damals und die fehlerhafte Be-
wertung der Vorgänge und die fehlerhafte 
Prüfung und so, mit Ihrem Team? 

Zeuge Christian Ritscher: Jetzt meinen 
Sie in letzter Zeit? 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, ja, nach Novem-
ber 2011 meine ich jetzt, mit Ihrem Team, als 
Sie das - - Sie haben sich ja sofort dran erin-
nert: Ach du liebe Güte, das habe ich damals 
falsch eingeschätzt.  

Zeuge Christian Ritscher: Ja, wir haben 
uns - - also nicht detailliert, aber wir haben 
uns, glaube ich, darüber unterhalten, ja, dass 
wir das damals geprüft hatten und dass wir 
zu dem Ergebnis gekommen waren, dass 
keine Zuständigkeit wäre. 

Dr. Eva Högl (SPD): Weil das scheint mir 
ein ganz normaler Vorgang zu sein. Also, ich 
meine, wenn so etwas rauskommt, wenn 
man selbst das mal am Wickel hatte in einem 
Team, hielte ich es für lebensfremd, wenn 
man dann nicht mal im Nachgang - wir haben 
ja jetzt, ein Jahr ist es her - mal irgendwann 
drüber spricht und sich da mal austauscht. 
Was war denn so der Tenor bei Ihrem Ge-
spräch? 

Zeuge Christian Ritscher: Was war der 
Tenor? Also, der Tenor war, soweit ich mich 
da noch dran erinnere - da muss ich jetzt 
wirklich ein bisschen graben -, dass wir da-
mals zu dem Ergebnis gekommen waren 
anhand dessen, dass wir so wenig Anfasser 
für einen rechtsterroristischen Hintergrund 
hatten, dass man es offensichtlich oder wir 
es offensichtlich für ausreichend hielten, das 
so abzuarbeiten, wie es geschehen ist.  

Dr. Eva Högl (SPD): Also: „Wir haben 
alles richtig gemacht, uns kann nichts passie-
ren“?  
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Zeuge Christian Ritscher: Nein, so 
würde ich es nicht sagen. Also, entschuldi-
gen Sie, da kann ich auch nur für mich re-
den, und ich glaube, ich habe deutlich zum 
Ausdruck gebracht, - 

Dr. Eva Högl (SPD): Ja, ja, klar. 

Zeuge Christian Ritscher: - dass ich 
nicht der Auffassung bin, dass wir uns bräsig 
zurücklehnen könnten. 

Dr. Eva Högl (SPD): Genau. Sie müssen 
nur verstehen: Ich frage das immer ein, oder 
wir fragen das immer ein; aber wir haben ja 
kollektiv einen Eindruck, und die Neigung, da 
auch bestimmte Dinge einzuräumen, dass 
Fehler gemacht wurden usw., die ist nicht 
sehr ausgeprägt. Aber Sie haben ja da ein-
gesehen, dass das ein Fehler war. Ich wollte 
mal wissen, wie das dann so bei Ihnen dis-
kutiert wurde und mit wem Sie darüber ge-
sprochen haben und so. Okay.  

Weil mir drängt sich der Eindruck auf, 
dass damals schon - 2006, im August - ver-
sucht wurde, das wegzukriegen vom Gene-
ralbundesanwalt. Also, das spricht für mich 
eine ganz klare Sprache. Sie können sich 
daran nicht mehr erinnern, dass das so war. 
Aber wenn man das so liest und nach der 
Befragung von Ihnen muss ich schon sagen: 
Der Eindruck drängt sich ziemlich auf, dass 
jedenfalls nicht versucht wurde, die Zustän-
digkeit des Generalbundesanwalts zu be-
gründen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Hat die 
FDP noch Fragen? 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP): Nein. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Die 
Linksfraktion? - Herr Wieland. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nur ein Satz: Sehe ich das rich-
tig, Herr Ritscher, dass der Generalbundes-
anwalt nur handeln darf, wenn er gesetzlich 
zuständig ist, und die Frage, ob er gesetzlich 
zuständig ist, er sich per Zufallsprinzip durch 
Google, durch zufällige Zeitungslektüre oder 
durch Eingebung verschaffen muss? Das ist 
jetzt gar nicht böse auf Sie bezogen gemeint, 
sondern die Rechtslage stellt sich für mich so 
dar.  

 

Zeuge Christian Ritscher: Also, der Ge-
neralbundesanwalt darf in der Tat nur ermit-
teln, wenn er gesetzlich zuständig ist. Das ist 
richtig.  

Den zweiten Teil Ihrer Frage oder Ihrer 
Einschätzung würde ich nicht ganz so teilen, 
weil es letztendlich ja doch vorgeschriebene 
Meldewege gibt, die, wenn sie denn alle im-
mer eingehalten werden, natürlich dazu füh-
ren, dass ergänzend zu dem, was in der 
Zeitung steht, der Generalbundesanwalt 
auch auf anderem Wege Kenntnisse von 
Straftaten aus seinem Zuständigkeitsbereich 
oder seinem möglichen Zuständigkeitsbe-
reich erlangt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Also, präzisiert: Wenn nicht ge-
meldet wird, dann Google, Eingebung, 
Sonntagszeitung, Tagesthemen, oder was 
auch immer. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, natürlich. 
Der Generalbundesanwalt ist relativ selten 
anwesend, wenn Straftaten begangen wer-
den. Manchmal ist er das leider. Dann über-
lebt er das nicht, aber - - 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ja, Frau Wawzyniak will sich 
schon bewerben für diesen Job. 

(Halina Wawzyniak (DIE LINKE): 
Für den Zeitungslesejob!) 

- Ja, gut bezahlte Medienauswerterin im 
Rang eines Oberstaatsanwalts beim BGH, 
das klingt verlockend. 

Zeuge Christian Ritscher: Ja, aber da 
muss man dann noch ein bisschen mehr 
machen. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ab und an einen Vermerk schrei-
ben, ja. - Gut, ich bin fertig mit meinen Fra-
gen. 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Gibt es 
noch weiteren Fragebedarf? 

(Dr. Eva Högl (SPD): Von mir nicht!) 

Vorsitzender Sebastian Edathy: Herr 
Ritscher, dann sind Sie als Zeuge hiermit 
verabschiedet. Sie erhalten das Protokoll der 
Vernehmung, wenn es vorliegt, und haben  
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dann zwei Wochen Zeit, Korrekturen und 
Ergänzungen geltend zu machen.  

Ich wünsche allseits noch einen ange-
nehmen Resttag. Die Sitzung ist geschlos-
sen. 

(Schluss: 16.46 Uhr) 
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